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Editorial

Wer meinte, die Wohnungsfrage sei ein längst entschärfter Aspekt der sozia
len Frage, sieht sich eines Besseren belehrt: Sie ist in den letzten Jahren mit
unerwarteter Wucht auf die politische Tagesordnung der BRD zurückgekehrt.
Die „neoliberale Stadt" (vgl. Z 83, September 2010) wird zunehmend von
Konflikten um Mieten, Immobilienspekulation und Gentrifizierung geprägt.
Dabei zeigt sich, dass sich darin viele Aspekte der wirtschaftlichen und sozia
len Entwicklung der letzten 30 Jahre bündeln: Von der klassischen Frage be
zahlbarer Mieten für die unteren Einkommensschichten über Stadtentwick

lung und Raumgestaltung bis zu den Ursachen und Folgen der aktuellen Fi
nanzmarktkrisen - all dies ist eng mit der Wohnungsfi-age verknüpft. Eine
Schlüsselfrage, das Verhältnis von Wohnungsmarkt und Finanzspekulation,
steht im Mittelpunkt des vorliegenden Heftes.

Hans-Dieter Frieling gibt einen Überblick zum aktuellen Wohnungsmarkt, zu
Trends der Mietbelastungen und räumlichen Differenzierungsprozessen (Metro
polenwachstum). Er geht vom besonderen Charakter des kapitalistischen
,Marktes' für Wohnungen aus, dessen Funktionieren eine politische Steuerung
von Angebot und Nachfrage erfordert. Vor diesem Hintergrund stellt er die
Frage, ob die derzeit zu beobachtenden räumlichen Veränderungen (Stich
wort: Gentrifizierung) einem gezielten politischen Programm oder vielmehr
,spontanen' Marktprozessen geschuldet sind. Seiner Ansicht nach ist beides
richtig: Da die herrschende Politik sich der kapitalistischen Profitlogik unter
ordnet, fordert sie alle jene Prozesse aktiv, von denen sie (zu Recht oder zu
Unrecht) glaubt, dass sie der Akkumulation von Kapital dienlich wären.

Wohnungen als langfristige Kapitalanlagen waren schon immer eng mit der
Kreditwirtschaft verbunden. Dass sie, wie Knut Unger zeigt, heute dem neuen
Prozess der Finanzialisierung der Wirtschaft unterliegen, kann daher nicht über
raschen: Immer mehr ehemals gemeinnützige Wohnungen geraten in die Hand
internationaler Finanzinvestoren, die weniger am Bau und an der Verwaltung
als vielmehr am Handel mit Wohnungen bzw. mit entsprechend unterlegten
Finanzprodukten verdienen und die inzwischen in aufstrebenden Ballungsge
bieten den Wohnungsmarkt maßgeblich beeinflussen. Insofern spiegelt der
Wohnungsmarkt grundlegende Strukturveränderungen des fmanzmarktgetrie-
benen Kapitalismus wider.

Günter Bell macht darauf aufinerksam, dass die Mietprobleme sich in be
stimmten Regionen konzentrieren; sie sind eng mit räumlichen Veränderun
gen der Produktionsstrukturen verbunden. Angesichts des sich gerade in auf
strebenden Ballungsgebieten stellenden Problems knapper Flächen muss es
notwendig zur Verdrängung von Bevölkerungsgruppen kommen. Mit den be
stehenden wohnungspolitischen Instrumentarien könnten die Kommunen die
sen Prozessen zwar entgegenwirken, sie aber nicht stoppen oder umkehren.
Notwendig sei daher die Neubelebung einer gemeinwohlorientierten Woh
nungswirtschaft.
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Hier knüpft der Beitrag von Andrej Holm an. Seiner Ansicht nach muss
Wohnen zu einem Teil der Sozialen Infi-astruktur werden, d.h. Wohnungen
müssen zu Öffentlichen, für alle unabhängig von ihrem Einkommen zugäng
lichen Gütern werden. Er begründet diese bewegungsorientierte Forderung
und untersucht ihre Voraussetzungen, bestehende Kräfteverhältnisse und
Realisierungsmöglichkeiten. Entsprechende soziale Bewegungen und Mo
delle existieren, bleiben allerdings bislang lokal und thematisch fi-agmen-
tiert.

Sozialen Bewegungen mit Bezug zum Wohnungsproblem widmen sich drei
weitere Beiträge. Am Beispiel Hamburg zeigt Michael Zieh!, dass der Kampf
gegen oft spekulativ verursachte Gebäudeleerstände beträchtliches Mobilisie
rungspotential birgt. Ein effizientes Instrument der Mobilisierung kann dabei
ein intemet-basierter ,JLeerstandsmelder" sein, durch den die Existenz von Ge
bäudeleerständen öffentlich gemacht wird. Jürgen Ehlers schildert den langen
Kampf gegen die Privatisierung der gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft
,J^Iassauische Heimstätte" in Hessen. Sowohl rot-grüne als auch schwarz-gelbe
Landesregierungen und Kommunen haben versucht, den lokalen Wohnungsbe
stand der NH an Finanzinvestoren zu verkaufen. Mieterinitiativen haben diese

Pläne immer wieder durchkreuzt. Diese Bewegungen sind bislang allerdings
immer lokal beschränkt geblieben. Fred Schmid befasst sich am Beispiel Mün
chen mit dem Mieterwiderstand gegen die Übereignung von Wohnraum an Fi
nanzinvestoren. Er zeigt, wie die Auswirkungen der Finanzmarktkrise den
Druck auf die öffentliche Wohnungswirtschaft erhöht haben. Immer wieder
gelingt es aber lokalen Mieterinitiativen, kommunale Privatisierungspläne zu
durchkreuzen.

Gewerkschaftsprobleme (zuletzt Z 92, Dezember 2012) werden in drei Bei
trägen behandelt. Die Ergebnisse einer qualitativen Befragung von Vertrau
ensleuten, Betriebs- und Personalräten vor allem aus der Metall- und Elekt

roindustrie sowie aus der Krankenpflege und dem Erziehungssektor stellen
Richard Detje, Wolfgang Menz, Sarah Nies, Dieter Sauer und Joachim Bi
schoff vor. Im Vergleich zur Vorgängerstudie von 2010 (Z 87, September
2011, S. 46ff.) spielen jetzt die Erfahrungen des Aufechwungs der Nach
Krisen-Zeit eine stärkere Rolle. Abgenommen hat das Gefühl der Arbeits-
p/üT/zgefährdung, zugenommen hat das Gefühl der ArbeitsÄ^rq/rgefahrdung -
die Sorge, steigenden Leistungsanforderungen nicht standhalten zu können.
Gegenwehr entfaltet sich im exportorientierten Industriesektor zögerlicher
als im Dienstleistungsbereich. Trotz Kritik bleiben die Gewerkschaften die
Institution, die das größte Vertrauen genießt, an die aber auch hohe Anfor
derungen gestellt werden. Völlig delegitimiert ist dagegen die institutionelle
Politik. Der Staat wird nicht als neutral, sondern als feindliche Institution
der „anderen Seite" wahrgenommen. Einverständnis herrscht darüber, dass
nur kollektives Handeln Verbesserungen erreichen kann. Die Bereitschaft,
in diesem Sinne auch aktiv zu werden, entspricht dieser Einsicht aber nicht.
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Die Auswirkungen der Euro-Krise und der Austeritätspolitik unter gender-
Aspekten erörtert Roman George. Er konstatiert eine verstärkte Benachteiligung
der Frauen durch eine restriktive Mindestlohnpolitik; sie betrifft Frauen mehr
als Männer, weil sie häufiger im Niedriglohnsektor arbeiten. Die staatlichen
Ausgabenkürzungen haben ebenfalls eine Geschlechterdimension: der Frauen
anteil im öffentlichen Sektor ist höher als der von Männern; entsprechende Kür
zungen beeinflussen ihre Lebenssituation daher stärker. Richard De^e, Klaus
Pickshaus und Sybille Stamm setzen sich kritisch mit der Initiative Arbeitfairtei
len auseinander, die die 30-Stunden-Woche als neue Normarbeitszeit fordert
Sie plädieren für eine arbeitspolitische Erweiterung der Arbeitszeitdebatte. An
gesichts der massiven Flexibilisierung von Arbeitszeiten und der fortschreiten
den Deregulierung von Arbeitsverhältnissen ist aus ihrer Sicht eine generelle
Wochenarbeitszeitverkürzung nicht der überall wirksame Hebel für Gegen
konzepte.

Marx-Engels-Forschung: Alexander von Pechmann argumentiert gegen die
„antisubstanzialistische" Kapital-Exegese der „neuen Marx-Lektüre" und deren
Überbetonung der Formseite. Marx habe den Substanz-Begriff der Metaphj^ik
Spinozas entlehnt und gesellschaftliche Arbeit als das „allem gemeinsam Eine"
des Wertes bestimmt, das in verschiedenen Formen auftreten kann, unter ande
rem in kapitalistischen Gesellschaften in jener der abstrakten Arbeit.

China-Studien: Helmut Peters rezensiert ausfuhrlich das zweite China-

Doppelheft der Zeitschrift „Das Argument"; Rolf Gefflcen kritisiert ein Ar
beitspapier der Friedrich-Ebert-Stiftung zu „Gewerkschaften, Arbeitsmarktre
gulierung und Immigration in China".

Weitere Beiträge: In einem Vortrag zum Büchnerjahr diskutiert Frank Deppe
die fifihsozialistischen Themen im „Hessischen Landboten". Geschichtliche
und aktuelle Aspekte des Kampfs um den 18. März als Gedenktag der 48er
Revolution behandelt Walter Schmidt. Beide Beiträge können auch als ge-
schichtsträchtige Kritik des reaktionären Polizeiaufinarsches gegen die Frank
furter Blockupy-Demonstration gelesen werden, deren rechtliche und politi
sche Aspekte Elke Steven als politischen Angriff auf ein elementares demo
kratisches Grundrecht wertet Neben den Tagungsberichten und Buchbespre
chungen ist auf die Fortsetzung der Debatte um Intemationalisierung und na
tionale Bindung des Kapitals durch einen Beitrag von Werner Rügemer zu
verweisen.

Redaktionsintemes: Alan Ruhen van Keeken ist neu in die Redaktion eingetre
ten. Im Dezember-Heft (Z 96) werden die Beiträge des Z-Kolloquiums „Klas
senanalyse und Intelligenz" vom März 2013 den Schwerpunkt bilden.



Hans-Dieter von Frieling

Aufwertungs- und Veränderungsprozesse in der Stadt

Ausdruck kapitalistischer Konkurrenzlogik oder politisches
Programm?

1. Ungleiche räumliche Entwicklung

Prozesse der Aufwertung wie der Entwertung gehören zu den alltäglichen Er
scheinungen in diesem Wirtschaftssystem. Wir sind einerseits daran gewöhnt,
dass es En^ertungen von fiktivem wie produktivem Kapital gibt zur Bereini
gung von Überakkumulation, dass durch Rationalisierungen Arbeitskräfte de
qualifiziert und überflüssig gemacht werden, dass der Wert der Arbeitskraft
gesenkt wird, so dass sie ein Fall für die staatliche Armenfürsorge wird, dass
die natürlichen Lebensgrundlagen unbrauchbar gemacht werden, dass Stadt
teile, ganze Städte und Regionen entwertet werden und verfallen, weil sie als
Kapitalstandort nicht mehr konkurrenzfähig sind.

Andererseits kommt es beständig zu Aufwertungen und Inwertsetzungen - in
Form von Wachstumsregionen oder Boomtowns, besser entlohnten Qualifika
tionen von Arbeitskräften, neuen Geschäftsfeldem, Wachstum von Untemeh-
men und Beschäftigung, Wertsteigerungen bei Naturstoffen (wie den „Selte
nen Erden"), Finanzprodukten oder Standorten und Immobilien wie z.B. in
nerhalb bestimmter städtischer Quartiere.

Zu den alltäglichen Erfahrungen gehört auch, dass der theoretische Umgang
mit diesen Prozessen der Auf- und vor allem der Entwertung sich oft darauf
beschränkt, die eigene Betroffenheit zu kalkulieren und die Prozesse dann als
Chance, als Risiko oder als notwendiges Übel zu deuten und zu bewerten.
Statt sie sich zu erklären.

Ungleiche Entwicklung - wirtschaftliche, soziale und auch räumliche - ist in
diesem Wirtschaftssystem nicht eine temporäre Erscheinung, sondern ein
notwendiges Resultat wie Mittel in der Konkurrenz des Kapitals. Die Analyse
von Aufwertungsprozessen wie der Gentrifizierung ist daher eine Analyse,
wie die Zwecke und Mittel wirtschaftlicher Akteure unter bestimmten politi
schen Rahmenbedingungen eben diese Räume herstellen. Auf der allgemeinen
Ebene hat u.a. David Harvey eine theoretische Bestimmung kapitalistischer
Raumproduktion geliefert. Zur Frage der Gentrifizierung hat Neil Smith
(1987) wichtige Argumente beigetragen.*

Harvey 1982,2005; eine gute Einführung zu Harvey durch Beiina 2011; vgl. auch Zeller 2003;
Stand der Debatte um Gentrifizierung vgl. Slater 2006, 2Q08; allgemeiner einführender

Oberblick bei Holm 2010 und Junge Linke 2011.
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Daran anknüpfend wird hier die These vertreten, dass auch die Durchsetzung
und Formierung innerstädtischer Aufwertungsprozesse solch eine Raumpro
duktion ist Sie beruht darauf, dass Grundeigentümer und Wohnungsbaukapi
talisten erfolgreich auf bessere Geschäfte spekulieren imd ein so genanntes
rent gap^ eine Grundrentenlücke (zwischen aktuellem und möglichem Boden
preis), herstellen. Wenn sich eine wachsende Wohnungsnachfi^ge durch
Haushalte, die über eine deutlich höhere Mietzahlungsfähigkeit verfugen als
die gegenwärtig dort wohnenden Mieter, verwirklichen lässt und wenn über
den Marktmechanismus von Angebot und Nachfrage die bisherigen, weniger
zahlungsfähigen Mieter verdrängt werden, hat sich die Spekulation der Inves
toren und Grundeigentümern auf höhere Renditen erfüllt

Die sich so vollziehende Gentrifizierung ist - in der Regel - nicht ein geziel
tes politisches Programm, so die zweite These. Die Politik - ich spreche hier
und im folgenden von der in unserer Gesellschaft herrschenden Politik - sieht
darin einen ganz normalen und nützlichen Vorgang auf dem „Markt", auch
wenn das Marktpendel manchmal lokal und zeitlich zu weit ausschlagen sollte
und Korrekturen gefordert werden. Denn im Grundsatz steht das politische
Programm nicht gegen die Konkurrenzlogik. Dir Inhalt besteht darin, dass die
Konkurrenz der Kapitaleigentümer um Renditen und die der Mieter mit ihrer
begrenzten 2^1ungsfahigkeit funktioniert, so dass Privateigentümer ihr Kapi
tal erfolgreich vermehren.

Der Verlauf von Gentrifizierungen hängt somit entscheidend ab von bestimm
ten Bedingungen, besonders von der Liberalisierung des (nationalen) Woh
nungsmarktes, der lokalen Wohnungsnot, dem Kreditmarkt, den lokalen Ver
änderungen auf dem Arbeitsmarkt und davon, welche Rahmenbedingungen
die lokale Planungspolitik setzt.

2. Kapitalistischer Wohnungsmarkt

Die Versorgung mit dem lebenswichtigen Gut Wohnung soll, so hat es die Po
litik eingerichtet, über den ,>Iarkt", den Wohnungsmarkt, erfolgen. Privatei
gentümer sollen ihr Exklusionsrecht an der Ware Wohnung benutzen können,
um ihren Reichtum zu vergrößern. Das lohnende Geschäft soll aber kein will
kommener Zusatz zum Versorgungszweck sein, sondern die Bedingung der
Versorgung. Das Bedürfhis nach einem Dach über dem Kopf lässt sich auf
dem „Markt" nur soweit und nur dann verwirklichen, wenn es über eine für
das Verwertungsinteresse ausreichende Zahlungsfähi^eit verfügt. Die Politik
macht damit auch diese entscheidende Bedingung der Reproduktion der Ar
beitskraft abhängig vom Kalkül privater Kapitaleigentümer und den Gesetz
mäßigkeiten kapitalistischer Konkurrenz.

Die Auf- wie Abwertungsprozesse, die Investitionen und Desinvestitionen in
den Wohnungsbau sind Verlaufsformen der Konkurrenz. Diese Verlaufsfor
men ergeben sich aus den geschäftlichen Kalkulationen der Privateigentümer
im Umgang mit den Besonderheiten der Ware Wohnung, den spezifischen
Strukturen des Wohnungsmarktes, der Nachfrage und den Interventionen der
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Politik. Um die aktuell in deutschen Metropolen ablaufenden Aufwertungs
prozesse zu verstehen, ist an eine allgemeine Besonderheit des Wohnungs
marktes und den daraus folgenden Umgang der Politik damit zu erinnern.

Die besondere Funktionsweise des Wohnungsmarktes hängt zusammen mit
dem besonderen Charakter der Ware Wohnung. Das in der Wohnung gebun
dene Leihkapital erfordert einen hohen Kapitalvorschuss. Dieser Vorschuss
fließt erst über einen längeren Zeitraum (meist erst nach 50, oft nach 80 oder
100 Jahren) zurück - die amtliche Kapitalstockrechnung geht bei Wohnim
mobilien von einer Nutzungsdauer von 74 Jahren aus, bei Ausrüstungen für
die Produktion sind es nur 13 Jahre (Deutsche Bundesbank 2002,30). Wegen
der langfristigen Kapitalbindung und des meist hohen Fremdkapitalanteils ist
einerseits die langfristige Zinsentwicklung ein entscheidendes Kalkül für In
vestoren. Andererseits ist ein in Wohnungen bzw. Wohnhäusern fixiertes Ka
pital standortgebunden. Der Rückfluss hängt davon ab, wie groß die nachfra
gende Mietzahlungsfahigkeit in dem jeweiligen räumlichen wie sektoralen
Teilmarkt ist, und zwar für einen relativ langen Zeitraum.

Aufgrund dieser Eigentümlichkeiten müssen Mietwohnungseigentümer darauf
bedacht sein, das mit dem Verleihgeschäft verbundene Risiko unzureichender
oder gar ausbleibender Mietzahlungen gering zuhalten. Sie müssen als Frakti
on ein Interesse daran haben, dass es auf dem Wohnungsmarkt immer ein De
fizit an Wohnungen gibt, eine Knappheit, damit die Mieten nicht sinken, son
dern auch in Altbauwohnungen steigen können. Diese Knappheit ist struktu
rell notwendig. Gleichen sich Angebot und Nachfrage aus, bricht der Woh
nungsneubau mit Sicherheit notwendig ein. Der kapitalistische Wohnungs
markt funktioniert nur unter der Bedingung des Mangels, der Wohnungsnot.

Mit der Unterordnung der Wohnungsversorgung unter das private Geldver
mehrungsinteresse schafft die Politik also einen Widerspruch, an dem sie sich
mit ihrer Wohnungspolitik permanent abarbeitet. Zum einen muss die Politik
dafür sorgen, dass der Wohnungsmarkt ein rentierliches, attraktives Ge
schäftsfeld ist, und zwar auch im Vergleich zu Aktien, Anleihen und anderen
Kapitalanlagen. Zum anderen gibt es ein Problem auf der Gebrauchswertseite,
ob nämlich die Versorgung mit Wohnraum in ausreichender Menge und Qua
lität an den richtigen Standorten zur richtigen Zeit und zu einem akzeptablen
Preis stattfindet, so dass die von den anderen Kapitalfraktionen wie der In
dustrie, dem Finanzgewerbe usw. benötigten Arbeitskräfte an den jeweiligen
Standorten taugliche Wohnungen vorfinden.

Die Politik folgert daraus, dass, wenn sie einen funktionierenden kapitalisti
schen Wohnungsmarkt will, sie die Rahmenbedingungen so setzen muss, dass
weder ein zu großer Mangel noch ein Überangebot entsteht. Bei einem Über
angebot und entsprechend hohen Leerstandsraten erfordert die Marktlogik
staatliche Subventionierung von Wohnungsabriss wie z.B. in ostdeutschen
Städten, damit die Investoren aufgrund des so hergestellten Wohnungsman
gels höhere Mieten durchsetzen können und ihre Investitionen Gewinn abwer
fen (Frieling 2013). Nicht immer sind derart drastische Maßnahmen wie Ab-
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riss/Vemichtung zur Sicherung der Knappheit erforderlich. In der Regel reicht
es, Instrumente wie steuerliche (Abschreibungs-)Vorschriften oder die des
Mietrechts (Kündigungsschutz und Mieterhöhungsregelung) so zu verändern,
dass die Neubautätigkeit sinkt. Diese Instrumente lassen sich auch umgekehrt
einsetzen, wenn die Wohnungsnot zu groß ist. Dann wird der Mieterschutz er
höht (bis hin zum Mietpreisstopp) und der Wohnungsneubau durch steuerliche
Erleichterungen, staatliche Förderprogrammc (z.B. Sozialer Wohnungsbau)
und - seit den 1980er Jahren - durch Subventionierung der Mietzahlungsfä
higkeit von Haushalten (z.B. durch Wohngeld) so ergänzt, dass sich das Ge
schäft der privaten Eigentümer rentiert. Diese Staatsintervention läuft nicht
unter der Rubrik Wirtschaftspolitik, sondern erhält den gern positiv konnotier
ten Titel Sozialstaats- oder Wohlfahrtspolitik.

3. Der aktuelle Wohnungsmarkt in Deutschland:
Wohnungsnot und Leerstand

In jüngster Zeit überschlagen sich die Immobilien-Newsticker und Medien mit
für Investoren positiven Nachrichten: Die Mieten steigen wieder. Auf dem
deutschen Wohnimmobilienmarkt gebe es eine Trendwende, zumindest in den
Metropolen.

Wohnungsneubautätlgkett, Verbraucher- und Mietpreisindex 1993-2011

] sonstige Wohnwigen

■ Wrtinungen in neuemcHelen WctngeMuden

-Vefbraucheweislndex

1093 1994 1993 1006 1997 1006 1990 2000 2001 2002 2003 2004 200S 2006 2007 2006 2009 2010 2011

Abb. I: Wohnungsneubautätigkeit, Verbraucher- und Mietpreisindex BRD
1993-2011

(Quellen: Statistisches Bundesamt 2011: Baugenehmigungen/Bauferiigstellungen,
Lange Reihen, Tab. I; Statistisches Bundesamt 2013: Ausgewählte Zahlen für die
Bauwirtschafl; Statistisches Bundesamt 2013: Verbraucherpreisindex; eigene Berech
nung. Mietpreisindex = Index ,Wohnungsmiete, einschließlich Mietwert von Eigentü
merwohnung')
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Ein Rückblick auf die Wohnungsneubautätigkeit in den vergangenen 15 Jah
ren macht deutlich, was die Immobilienwirtschaft veranlasst, von einer

Trendwende zu reden. Seit Mitte der 1990er Jahre ist die Neubautätigkeit
drastisch gesunken, von rund 440.00 neuen Wohnungen (1995) auf 117.000
(2009) (Abb. 1). Ein historischer Tiefstand.

„Der Umfang der Neubautätigkeit ist aktuell an die Untergrenze dessen ge
langt, was zum Ausgleich des Wohnungsabgangs und auf Grund der demo
grafischen Entwicklung nachhaltig erforderlich ist." (BMVBS 2009, 44)

82s|ä|||s&g&S|6SSiiSs|S|8S|liiii|lä|l§g88

Abb. 2: Entwicklung der Preise, Mieten und Wohnungsfertigstellungen in der
BRD 1953-2004

(Quelle: Koch 2005, S. 247; Daten des Statistisches Bundesamtes, Fachserie 17, Reihe

7, Preise, Verbraucherpreisindizes für Deutschland - nähere Angaben bei Koch ebd.)

Anmerkung: Verbraucherpreise und als Teil davon die Wohnungsmieten werden im
Rahmen von Einkommens- und Verbrauchsstichproben, in denen Ausgaben der priva
ten Haushalte erhoben werden, vom Statistischen Bundesamt regelmäßig gemessen.
Zur Darstellung der zeitlichen Entwicklung der Preise werden Indexzahlen berechnet,

bei denen der Preisstand in einem Basisjahr gleich 100 gesetzt wird. In der Grafik sind
Veränderungen (Wachstumsraten) dieser Indexwerte angegeben.

Ein wichtiger Grund der nachlassenden Investitionstätigkeit liegt in der Ent
wicklung der Mietpreise. Die Nettokaltmieten sind seit Ende der 1990er Jahre
nur sehr gering gestiegen, meistens geringer als die Inflationsrate. Eine Ursa
che dieser Entwicklung ist die nachlassende Nachfrage - aufgrund der Ab
nahme innerdeutscher Wanderungen und der Behebung von Mangellagen in
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Ostdeutschland Sie führte dazu, dass sich der Wohnungsmarkt in Deutsch
land einem Gleichgewicht näherte und damit einem unerfreulichen Zustand
für das Renditekall^l von Investoren.

„In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre setzte als Folge der deut
lichen Annäherung von Angebot und Nachfrage eine zunehmende
Abschwächung der Wohnungsbauaktivitäten ein." (Deutsche Bun
desbank 2002, 37)

Die jüngste Entwicklung stellt keinen Sonderfall dar. Ein Rückblick auf die
Nachkriegsentwicklung zeigt, dass es sich um den normalen
Markt„mechanismus" handelt: abnehmende Wohnungsknappheit verringert
die Durchsetzung von Mietpreiserhöhungen, was zum Rückgang des Woh
nungsneubaus fuhrt, was die Wohnungsknappheit wieder erhöht und damit
auch die Durchsetzbarkeit von Mietpreissteigerungen. (Abb. 2)

Die Wohnungspolitik verhindert diesen „Mechanismus" nicht, sondern sorgt
sich um dessen Funktionieren. So reagierte die Bundesregierung auf den Bau
boom in der ersten Hälfte der 1990er Jahre mit dämpfenden Maßnahmen. Die
fiskalischen Anreize - steuerliche Vergünstigungen wie Abschreibungsvortei
le - wurden zurückgenommen, einkommensteuerliche Verrechnung von Ver
lusten aus Vermietung eingeschränkt, die Grunderwerbssteuer erhöht, zudem
Mieterhöhungen begrenzt und Kündigungen erschwert. Die politisch gewollte
Verschlechterung der Investitionsbedingungen war ein weiterer Grund für den
drastischen Rückgang der Neubautätigkeit im letzten Jahrzehnt. Die vorteil
hafte Bedingung der historisch tiefen Zinsen für Hypothekarkredite hat für die
Investoren die Risiken nicht ausreichend ausgeglichen, snimal die Finanz
märkte vor der Krise andere verlockende Vermehrungsmöglichkeiten boten.

„Dieses Bündel von Maßnahmen hat neben der marktbedingten Ab
schwächung des Mietenanstiegs sicherlich dazu beigetragen, dass
mancher potenzielle Investor seine Renditeerwartungen in Bezug auf
Wohnimmobilien kritisch überprüft hat." (Deutsche Bundesbank
2002, 37)

Inzwischen hat sich die Wohnungsmarktsituation geändert. Erstmals seit dem
Wiedervereinigungsboom ziehen seit 2009/10 die Miet- wie Immobilienpreise
deutlich und auf „breiter Basis" an - zum einen bedingt durch den konjunl^el-
len Aufschwung, zum anderen bedingt durch das schwache „marktfähige Ange
bot" aufgrund geringer Bautätigkeit in den Jahren zuvor (Deutsche Bundesbank
2012, 54). Die Neubautätigkeit, so stellt die Deutsche Genossenschaftsbank fest,
war in den vergangenen Jahren in den größten Wirtschaflsmetropolen so gering,
dass es selbst bei stagnierenden Einwohnerzahlen zu einer Wohnraumverknap
pung konunt (DG Hypo 2011, 28). Da diese Metropolen in den vergangenen
Jahren vermehrt Zuzüge und wachsende Einwohnerzahlen verzeichnen, ver
schärft sich der Mangel und das verbessert die Chancen, dort höhere Mieten
durchzusetzen - in der Erst- oder Neuvermietung (Abb. 3a und b) und in der
Folge davon auch bei Altbauwohnungen. Während in diesen Ballungsräumen
Neubauten benötigt werden, weisen die restlichen Regionen - ländliche, aber
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auch große Städte - ein erhöhtes Leerstandsrisiko oder stagnierende
Mietpreisentwicklungen auf (vgl. BBSR 2010,7ff.; Kholodilin/Mense 2012).
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Abb. 3a: Erstvermietungsmieten in deutschen Großstädten 1998-2010

(Quelle: Landeshauptstadt München 201 la, 24)
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Abb. 3b: Mietpreisentwicklung in deutschen Großstädten 2007-2012

(Quelle: Kholodllin/Mense 2012,9; eigene Berechnung)
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4. Wachsende Nachfrage in Metropolen: „neue Urbaniten"

Die zahlungsfähige Nachfrage nach Wohnraum hat sich im letzten Jahrzehnt
räumlich verlagert. Während in vielen Städten - von den ländlichen Regionen
ganz abgesehen - die Einwohnerzahlen stagnieren oder sinken, verzeichnen
die Großstädte und Metropolenkeme deutliche Zugewinne. Die zehn am
stärksten gewachsenen Großstädte - München, Dresden, Berlin, Stuttgart,
Hamburg, Köln, Frankfurt, Düsseldorf, Mainz, Nürnberg - haben ihre Ein
wohnerzahl von 2000 bis 2009 insgesamt um 350.000 Einwohner erhöht, da
von allein München um gut 100.000 (BBSR 2011) (Abb. 4). Das Bundesinsti
tut für Bau-, Stadt- und Raumforschung spricht von einer Renaissance der
großen Städte; es sieht in diesen Konzentrationstendenzen eine positive, struk
turelle Änderung zu den bisher vorherrschenden Suburbanisierungstrends.

„Renaissance der Städte ... tatsächlich ist es so, dass die Großstädte
im Gegensatz zu allen anderen Stadt- und Gemeindetypen seit 2004 ei
nen Bevölkerungsgewinn verzeichnen. Dieser ,ungewöhnliche' Ent
wicklungspfad scheint aufeine strukturelle Veränderung im Siedlungs
system Deutschlands hinzuweisen. Die Großstädte sind die siedlungs
strukturellen Ankerpunkte und etßillen ihre Funktion als Moloren der
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung." (BBSR 2011, 2)

^«M^n^ringsvwindsruns iOÖÖM ̂iSI'rfbp
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Abb. 4: Bevölkerungsentwicklung ausgewählter deutscher Großstädte 2000-2009

(Quelle; BBSR 2011,4)

Grundlage des Zustroms in die Metropolenkerne sind die höheren Chancen,
dort einen etwas besser entlohnten Arbeitsplatz zu finden. Die veränderten
Bedürfhisse des produktiven wie des Finanzkapitals haben an diesen Standor
ten neue Arbeitsmarktsegmente geschaffen, das der „Wissens- und kulturba
sierten Dienstleistungen" (Häußermann/Siebel/Läpple 2008, 179) und der
„Kreativen" (BBSR 2012). Und die Unternehmen in diesen Sektoren haben
auch die Arbeits- und damit die Reproduktionsbedingungen verändert. Für nur
einen gewissen Lohnaufschlag erwarten sie flexible, mobile, leistungsorien-
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tierte, hoch qualifizierte Arbeitskräfte. Sie können Arbeitsbedingungen durch
setzen, die - um es mit Worten der Marktforscher zu sagen - zu veränderten

Lebensstilen und -milieus fuhren, zu individualisierten Singles und Familien
mit Kindern, die als Wohnstandort nicht mehr den suburbanen Rand bevorzu

gen, sondern die zentrale Lage, weil sie verstärkt auf die Dichte und gute Er

reichbarkeit von Infrastruktureinrichtungen („kurze Wege") angewiesen sind.

Ein überdurchschnittliches Haushaltseinkommen erlaubt es dieser Gruppe von
Arbeitskräften, höhere Quadratmetermieten zu zahlen und dennoch nur eine

unterdurchschnittliche Mietbelastung in Kauf nehmen zu müssen (Abb. 5).
Das ermöglicht Verdrängung von einkommensschwachen Gruppen. Aber den
Anbietern ermöglicht es auch - die innerstädtische, lokale Wohnungsknapp
heit vorausgesetzt - ein höheres Mietniveau durchzusetzen und damit die
Mietbelastung zu steigern. In München liegt die durchschnittliche Mietbelas
tung aller (!) Haushalte schon bei 32 Prozent, also rund 10 Punkte über dem
westdeutschen Durchschnitt (BT 2010,43f.).

MIetbeiastung der Haushalte und Einkommen In

Deutschland 2006 und 2010
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Abb. 5: Mietbelastung der Haushalte und Einkommen in Deutschland 2006
und 2010

(Quelle: Statist. Bundesamt 2008 bzw. 2010: Fachserie 5, H. 1 Bauen und Wohnen;

Mikrozensus Zusatzerhebung 2006 bzw. 2012)

Für das Wohnungsbaukapital stellt damit die Nachfragesituation eine günstige
Bedingung dar, wenn auch begrenzt auf wenige Teilmärkte in den Metropolen
mit deutlichem Wirtschaftswachstum.

5. Aufwertung: Spekulation und Herstellung des rent gap

Die günstigen Voraussetzungen, mittels Wohnungsbau und -Vermietung in
diesen spezifischen Teilmärkten Kapital zu vermehren, müssen entdeckt und
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genutzt werden. Zunächst werden es einzelne Hauseigentümer und Investoren
sein, die in günstigen innerstädtischen Lagen in boomenden Metropolen, dort in
Quartieren mit relativ preiswertem Wohnraum oder anderen geringwertigen
Nutzungen, Potenziale für deutlich steigerbare Mieten und Preise für Eigen
tumswohnungen vermuten und zu realisieren versuchen. Sind diese vereinzelten
Spekulationen erfolgreich und ziehen sie weitere nach sich, werden Immobi
lienmakler und Kapitalanleger von einem Trend ausgehen, den es frühzeitig zu
nutzen gilt. Sie ziehen zahlreiche Indikatoren heran - Wanderungs-, Wirt
schafts-, Arbeitsmarkt-, Wohnungsmarktstatistiken usw. um die zukünftige
Nachfrage zu antizipieren. Eine ganze Branche lebt mit Marktbeobachtungen
und Wohnungsmarktprognosen von diesem Bedürfnis, spekulieren zu wollen,
aber möglichst ohne Risiko. Doch es bleibt natürlich eine Spekulation auf zah
lungskräftigere Käufer und Mieter und auf die Wirtschaftsentwicklung.

Das rentgap ist am Beginn von Aufwertungsprozessen nicht einfach vorhanden.
Die Investoren produzieren es - durch die Realisierung erster Geschäfte. Wie bei
der Spekulation mit Rohstoffen oder Aktien wird die Spekulation auch hier erst so
richtig erfolgreich, wenn sie einen Trend setzt, wenn die Erwartung auf höhere
Renditen eine verbreitete, allgemeine wird. Wenn Medien und Immobilienberater
sie thematisieren, wenn im Wohnumfeld mit neuen Cafes, Restaurants, Geschäf
ten erste Anzeichen sichtbar werden, wenn soziologisch gesprochen die Pionier
in die Sukzessionsphase übergeht, wenn Grundeigentümer über den Wert ihres
Eigentums nachzudenken beginnen, dann existiert ein Aufwertungsdruck, dann
haben die spekulierenden Investoren das rent gap geschaffen (Abb. 6).
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Abb. 6: Entwicklung der Angebotspreise für neue Eigentumswohnungen in
Hamburg-St.Pauli 2007-2011

(Quelle: Grossmann & Berger 2012,4)
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6. Lokale Politik und Planung

Die Politik zeigt sich - in der Regel - sehr zufrieden damit, dass Geschäft und
Versorgung so wunderbar harmonieren. Sie sieht sich ihrem Ideal vom kon-
flikt- und krisenfreien Kapitalismus näher. Es sei denn, es stellt sich heraus,
dass der „Markt" neue Widersprüche und Konflikte produziert.

Wenn z.B. die Spekulationen fehl laufen, weil alle Investoren, gefangen in der
Konkurrenz, in das Luxussegment drängen und sich im Nachhinein heraus
stellt, dass sie am Bedarf vorbei gebaut haben. Dann sieht sich die Politik viel
leicht genötigt einzugreifen, zumindest ideologisch, indem sie die Spekulati
onsblasen bei Immobilien wie auf den Finanzmärkten nicht als normales Mit
tel kapitalistischen Konkurrenz für notwendig und gut erklärt, sondern als ein
Versagen, das sich einem menschlichen Defekt, dem Herdentrieb, verdanken
soll.

Unzufrieden wird die Politik auch, wenn die Mietbelastung selbst einkom
mensstarker Haushalte so sehr wächst, dass sie zu einem Problem wird, weil
andere Wirtschaftsbereiche unter dem Mangel an Arbeitskräften (oder höhe-
rai Lohnforderungen) zu leiden beginnen. So befurchtet der Jahreswirt
schaftsbericht der Stadt München, die Stadt als Ganzes könnte sich aus dem
Wachstumsprozess ,JIerauspreisen" („Holländische Krankheit"):

„Der Fachkräßemangel wird zu einer angebotsseitigen Belastung der
Arbeitsmärkteßhren. ...Um nicht nur ein Arbeiten, sondern auch ein
Leben in der bayerischen Landeshauptstadt ßr alle Bevölkerungs
schichten zu ermöglichen, ist es notwendig dass bezahlbarer Wohn
raum in ausreichendem Maß in der Stadt zur Verßgjung gestellt wird.
Hier sind alle Anstrengungen der Stadt, aber auch der Wirtschafi not
wendig, um diesen potenziellen Engpaß durch unterschiedlichste flä
chen- und wohnungsmarktpolitische Instrumente konstruktiv anzuge
hen. " (Landeshauptstadt München 2011: Jahreswirtschqftsbericht, 71)

Was unternimmt die Politik, vor allem die lokale Politik, die sich mit diesen
Problemen konkret und vor Ort auseinandersetzen muss?

Die Politik beauftragt ihre planende Verwaltung. Diese soll ermitteln, wie
notwendig bzw. nützlich Aufwertungen sind. Sie soll prüfen, welche Auswir
kungen die Aufwertungsprozesse auf Wirtschaftswachstum, Wettbewerbsfä
higkeit des Standortes und auf die sozialen Verhältnisse in der Stadt haben
können. Planung und Politik legen hierbei ihr eigenes Interesse, das gesamt
wirtschaftliche, zugrunde. In ihrer Sorge um das Allgemeinwohl versuchen
sie, so viel Wachstum wie möglich zu fördern und dabei negative Effekte auf
andere Branchen, Blockaden, Widersprüche oder Kosten für den Staat voraus
zusehen, abzuschätzen und nach Möglichkeit zu verhindem.

Zu diesem Zweck mischt sich die Planung häufig schon fiühzeitig ein. Sie berät
die Immobilienwirtschaft beim Auffinden von Geschäftsmöglichkeiten, die die
Planung für Wohnungsversorgung für notwendig hält. Sie berät die Investoren,
um die chaotischen Prozesse der Spekulation vor allem räumlich zu lenken und
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mit anderen Stadtentwicklungsprozessen zu koordinieren. Schließlich ziehen
Aufwertungsprozesse nicht nur Aufwendungen für öffentliche Infrastrukturen
nach sich - Verkehrseinrichtungen, Grünanlagen oder Anderes müssen ge
schaffen werden. Wenn Bevölkerung mit geringem Einkommen verdrängt
wird, wenn das städtische Segregationsmuster neu geschrieben wird, dann
wird möglicherweise im Aufwertungsgebiet die soziale Infrastruktur entwer
tet. Und an anderen Standorten, wo die Verdrängten hinziehen müssen,
braucht es zusätzliche Kitas und Schulen. Die Segregation, so die Sorge der
Stadtplaner, kann sich durch die Verdrängungsprozesse verschärfen und neue
Probleme für die Stadtpolitik schaffen, weil soziale Brennpunkte oder Desin-
vestionsprozesse und Abwärtsspiralen in der Quartiersentwicklung entstehen.
Es kann sein, dass neuer sozialer Wohnraum überhaupt erst geschaffen wer
den muss, weil er knapp ist. Das belastet die kommunalen Kassen, so dass
manche Städte zu dem Schluss kommen, dass die erfolgreichen privaten Ein
zelinteressen der Wohnungsbaukapitalisten sich nicht unbedingt mit dem ge
samtwirtschaftlichen Interesse decken, dass sie kein positiver Beitrag zur Er
höhung des Allgemeinwohls sind. Dann legt die Politik fest, dass - in diesem
Fall und für eine gewisse Zeit - öffentliches und privates Interesse auseinan
derfallen. Die Politik weist das partikulare Interesse in die Schranken. Die
Formen und Mittel dieser Intervention können sehr unterschiedlich sein. Die
planende Verwaltung kann dank ihrer Frühwamsysteme schon im Vorfeld in
tervenieren und versuchen, über Informationen, Angebote und Absprachen
das private Interesse zu kanalisieren. Es kann sein, dass frühzeitig entlastende
Angebote für die Verdrängten gefordert und bereitgestellt werden. Es kann
auch sein, dass die lokale Politik zum gesetzlichen Mittel greift, ein im Prin
zip gewünschtes privates Interesse temporär und räumlich begrenzt zu unter
sagen. Z.B. kann dann mit Hilfe des § 172 Baugesetzbuch eine Soziale Erhal
tungsverordnung festgelegt werden wie beispielsweise in Hamburg för St.
Pauli (HmbOVBl. Nr. 7 vom 14.2.2012) oder in München (Abb. 7).

Die relative Autonomie des lokalen Staates gegenüber den privaten, partikula
ren Interessen beinhaltet aber auch, dass die Politik entscheiden kann, den anar
chischen, Rendite getrieben Prozess auf dem Wohnungsmarkt laufen zu lassen
wie z.B. in Berlin - weil arme Bevölkerungsgruppen verdrängt werden, die
ökonomisch ohnehin überflüssig sind, weil irgendwo in der Stadt noch halb
wegs ausreichender billiger Wohnraum vorhanden ist, weil die Aufwertung
Image und Tourismus fordern soll oder den Hoffiiungsträger ,JKreativwirt-
schaft".
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Erhaltungssatzungen und städtisches Vorkauferecht
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Abb. 7: Erhaltungssatzungsgebiete in München

(Quelle: Reiß-Schmidt 2011)

7. Logik der Konkurrenz oder politisches Programm?

Abschließend kaim die Frage, ob Aufwertungsprozesse Ausdruck eines politi
schen Programms oder „nur" der kapitalistischen Konkurrenzlogik sind, - in
Umrissen - beantwortet werden.

Daran, dass die Kommunen selbst die Frage stellen, was eine erwünschte Auf
wertung ist und was nicht, kann man schon einen berechnenden Umgang be
merken, ein Kalkül, was dem Allgemeinwohl der Stadt am besten dienlich ist.

Da der Staat die Gesellschaft so eingerichtet hat, dass ihre Entwicklung von den
Erfordernissen und Erfolgen der Kapitalakkumulation abhängt, steht außer Fra
ge, dass auch die lokale Politik Wirtschaftswachstum auf ihrem Territorium als
obersten Zweck setzt. Es geht um das Wie. Wie partizipiert sie am allgemeinen
Wirtschaftswachstum, wie wettbewerbsfähig ist sie in der internationalen
Standortkonkurrenz, wie kann sie mehr Investitionen/Kapital anziehen, welche
finanziellen Mittel hat sie, dafür entsprechende Bedingungen in der infi'astruktu-
rellen Ausstattung und der gebauten Umwelt zu produzieren?

Mit dieser Zwecksetzung wird der Strukturwandel der Wirtschaft zu einem
Sachzwang, dem die Politik sich unterwerfen will: Sie passt die Wohn- und
sonstigen Reproduktionsbedingungen den wechselnden Erfordernissen an,
verwaltet die von der Wirtschaft nicht nachgefi'agte Wohnbevölkerung sozial
staatlich in Wohnquartieren am Stadtrand, schafft Bedingungen, um benötigte
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Mittelschichten in der Stadt zu halten, u.a.m. Dazu gehört auch, die daraus re
sultierenden Konflikte, Exklusionen und negativen Wirkungen abzufangen, zu
integrieren und zu legitimieren: z.B. die negativ betroffenen Stadtbewohner
davon zu überzeugen, dass die Schädigung, die sie erfahren, dem Allgemein
wohl nützt und deshalb letztendlich auch ihnen, dass die Politik in Sachzwän-
gen steckt und sich dem Markt, dem Strukturwandel, den Modemisierungs-
prozessen nicht entziehen kann, dass Kritiker von Gentrification nur eines von
vielen partikularen Interessen vertreten und dies am Allgemeinwohl relativie
ren müssen, wollen sie ernst genommen werden.

Aufwertung (Gentrification) ist als Beitrag zu mehr Wirtschaftswachstum fiir
die lokale Politik verlockend, aber nicht an sich ein politisches Programm.
Das politische Programm besteht darin, die kapitalistische Konkurrenz zu ge
währleisten, die Akkumulation zu befördern und am Erfolg der Unternehmen
in der Konkurrenz zu profitieren. Insofern ist das ODER in der gestellten Ein-
gangsfiage ein UND.
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Knut Unger

Der große Ausverkauf

Die Finanzialisiening der ehemals gemeinnützigen
Wohnungswirtschaft in Deutschland

Seit der Jahrhundertwende wurden bundesweit etwa 1,4 Millionen Mietwoh
nungen (bzw. die sie besitzenden Unternehmen) erstmals veräußert^ Fast
immer handelte es sich um Wohnanlagen, die zuvor durch industrieverbunde
ne oder öffentliche Wohnungsuntemehmen, durch Genossenschaften, Kom
munen oder den Staat direkt errichtet und bewirtschaftet worden waren. Die

Erwerber waren meist international tätige Private Equity Fonds. Die relativ
verlässlichen Mietzahlungen für die zumeist emeuerungsbedürftigen Woh
nungen dienen ihnen als Quelle komplexer spekulativer Finanzoperationen,
bei denen Steuem durch transnationale gesellschaftsrechtliche Strukturen sys
tematisch umgangen werden. Die Folgen der Geschäftsmodelle dieser Inves
toren für die betroffenen Mieter, Wohnungssiedlungen und Städte haben zu
zahlreichen Beschwerden, Protesten und politischen Debatten geführt.^
Wir sind gewohnt, diese Prozesse als marktwirtschaftliche Transformation ei
nes zuvor öffentlich kontrollierten oder regulierten Sektors zu betrachten, als
ein relativ spätes Resultat der neo-liberalen Hegemonie, die seit Thatcher die
Beseitigung der öffentlichen Mietwohnraumversorgung und die Errichtung
einer Gesellschaft privater Grundeigentümer zu einer ihrer Leitprojekte erho
ben hatte,^ Man kann darstellen, wie sich diese Abwicklung des ehemaligen
Massenwohnungsbaus in das post-fordistische Krisenmanagement einfugt und
einer ,Akkumulation durch Enteignung" (David Harvey) dient. Und zugleich
kann man prüfen, inwiefern sich diese Trankaktionen in den globalen Prozess
der „Finanzialisiening der Kapitalakkumulation" (u.a. Sweezy 1997, Foster

Zahlenangaben zu den Wohnungstransaktionen stützen sich vor allem auf die vom Bundesin
stitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) zeitweise herausgegebenen Reihen.

Eine der politischen Folgen war die Einrichtung der Enquetekommission „Wohnungswirt
schaftlicher Wandel und neue Finanzinvestoren auf den Wohnungsmärkten in NRW" des
Landtages NRW, die zwischen 2011 und 2013 tätig war. Hier wurden die Folgen der Verkäufe
an Finanzinvestoren für die Wohnungsbestände empirisch untersucht. Vor allem wurden in ei
ner Studie erstmals die „Geschäftsmodelle" der großen Wohnungsplattformen differenziert ei
ner kritischen Untersuchung unterzogen.

In zahlreichen Ländern kommt es seit Jahrzehnten zu einer Zutückdrängung staatlicher Interven
tionen und öffentlicher Investitionen in die Wohnungsmärkte. An die Stelle politischer Maßnah
men für die direkte Befriedigung des Wohnungsbedarfes, etwa durch den sozialen Wohnungsbau
oder — in der armen Welt — durch die Tolerierung von Selbstbausiedlungen, ist die Unterstützung
der „Marktkiäfle" und des privaten Hausbesitzes getreten. Die Finanzierung der dafür erforderli
chen Hypotheken wurde seit den 80er Jahren vom explodierenden Sektor des Finanzkapitals ü-
bemommen. Dieser Sektor macht bis heute den Kembereich aus, in dem die globale Finanziali-
sierung des Wohnens und ihre Zusammenbrüche erfolgen. Die Finanzialisierung des Geschoss
wohnungsbaus ist demgegenüber nur eine Randerscheinung, fast ein deutscher Sonderweg.



Unger: Finanzialisierung der gemeinnützigen Wohnungswirtschafi 25

2010) und insbesondere in die ,d^inanzialisierung des Immobiliensektcrs"
(Theurillat u.a. 2010, Holm 2011) einordnen lassen.

Dass zwischen dem Immobilien- und dem Finanzsektor enge Beziehungen be
stehen, ist uns schon aufgrund der großen Bedeutung der Hypotheken für den
Immobilienerwerb selbstverständlich. Freilich handelte es sich hier bis vor nicht

allzu langer Zeit um national tätige, meisten sogar (Sparkassen usw.) lokale Fi
nanzakteure mit einem ausgesprochen ,Jconservativen" Geschäftsgebaren. Spä
testens das Platzen der Sub-Prime-Blase in den USA 2007, aber auch die Im

mobilienkrisen in Spanien, Irland etc., haben der Welt aber zu Bewusstsein ge
bracht, dass offenbar eine neue, globale Qualität im Verhältnis zwisch^ Fi
nanz- und Immobilien- bzw. Wohnungsmärkten eingetreten ist. Diese neue
Qualität ist von unterschiedlichen Autor/innen (u.a. Lapavitsas 2010, Aalbers
2012) als ,J^inanzialisierung", als systematischer Wandel der Funktion des Fi
nanzkapitals im Immobiliensektor, beschrieben worden.

Ein großer Teil dieser Untersuchungen konzentriert sich dabei auf die dramati
schen Veränderungen im Kreditsektor für Eigenheime in den USA ab etwa der
Jahriiundertwende, als mit Hilfe günstiger Zentralbankzinsen, halböffentlicher
Banken und neuer Instrumente der Kreditverbriefimg der so genannte „Subpri-
me"-Mortgage-Sektor für Hauseigentümer mit geringen Einkommen geschaffen
wurde. Ein anderer Diskussionsstrang beschäftigt sich mit den Wirkungen der
Finanzialisierung auf die stadträumliche Entwicklung, insbesondere die Woh
nungsmärkte und die Gentrifizierung. In Bezug auf den Verkauf von großen
Mietwohnungsuntemehmen an Finanzinvestoren in Deutschland existiert eine
solche politisch-ökonomische Debatte allen&lls in Ansätzen (Holm 2010).

Der Begriff der Finanzialisierung

Der Schillemde Begriff der ,J^inanzialisierung" dient im Allgemeinen zur Be
zeichnung eines fundamentalen Bedeutungswandels der Finanzmärkte gegen
über andCTen Sektoren der Wirtschaft, wobei je nach Kontext, politischem
Standpunkt oder theoretischem Ansatz sehr unterschiedliche Thesen mit die
sem Begriff verbunden werden. Sehr verbreitet ist das Narrativ von der die
nenden Funktion, die die Finanzsphäre fiir die produzierende Realökonomie -
oder die Wohnungswirtschaft - gehabt haben soll, bevor sich die Finanzwelt
verselbstständigte und das Kommando übernahm.

Der Begriff ,J^inanzialisierung" stammt aber ursprünglich aus der marxisti
schen politischen Ökonomie und bezieht sich auf grundlegende Veränderun
gen im gesamtgesellschaftlichen Verwertungsprozess. Sweezy (1997) stellte
die Finanzialisierung neben der Globalisierung und dem Monopolkapital als
einen der Megatrends der aktuellen kapitalistischen Akkumulation dar. Ähn
lich Epstein (2001), der eine inklusive Definition vorschlägt, wenn er Finanzi
alisierung als die erhöhte Bedeutung „finanzieller Motive, finanzieller Märkte,
finanzieller Akteure und finanzieller Institutionen" in der einheimischen und

der Weltwirtschaft bezeichnet. Mit dieser offenen Definition wird jenseits der
Orthodoxie ein weites, zum Beispiel auch betriebswirtschaftliches, soziologi-



26 Z- Nr. 95 September 20J 3

sches oder geografisches Forschimgsfeld eröffnet. Anders als Begriffe wie
„Finanzmarktkapitalismus" oder „finanzdominiertes Akkumulationsregime"
(Demirovic/Sablowski 2012) betont »J^inanzialisierung" den fi-agilen Prozess
charakter und Krisenmodus der zu beschreibenden Operationen innerhalb des
Finanzsektors, - und damit auch den notgedrungen provisorischen Charakter
der BegrifFsbildung.

Für unsere Zwecke reicht es aus, unter „Finanzialisierung" die Transformation
von investiertem oder besichertem Kapital (z.B. Eigentum oder Hypotheken
an Wohnimmobilien) in Finanzanlagen zu verstehen, die relativ unabhängig
von der materiellen Investition auf einem eigenen (globalen, „entbetteten")
Markt mit eigenen Institutionen (,J^inanzindustrie") gehandelt werden. Dies
bedeutet auch, dass sie ständig zergliedert und zu neuen „Finanzprodukten"
zusammengesetzt werden.

Vom zinstragenden Kapital zur Finanzialisierung

Die marxistischen Diskussionen zum veränderten Verhältnis des „fiktiven"

Finanzkapitals zur Wertschöpfimg im „produktiven" ersten Kapitalkreislauf
können wir uns für unser Thema - die Finanzialisierung der Mietwohnungs
wirtschaft - weitgehend sparen. Denn es gilt als Konsens, dass die nicht selbst
genutzte Wohnung zumindest überwiegend (d.h. unabhängig von der Grund
rente und unter Abzug der Abzahlungen auf die Erstellungskosten und den
Arbeitsaufwand für den Unterhalt) „zinstragendes Kapital", eine „verliehene
Ware" (Brede/Kohaupt/Kujath 1975), also eine Form von Kredit darstellt, was
bedeutet, dass hier kein Mehrwert geschaffen wird.

Die durch Vermietung oder Wiederverkauf zu erzielende Rendite auf das in der
Wohnung vorgestreckte Kapital ist abhängig von den Verhältnissen auf dem
Wohnungsmarkt Zur Schätzung des Wiederverkaufswertes der Wohnung wer
den in Zukunft zu erwartende Mieten über x Jahre hochgerechnet. Diese Prog
nose führt dazu, dass die Wohnung wie andere Formen des Kredites zum Teil
zu fiktivem Kapital"* wird. Und damit ist die Wohnung der Form nach bereits
eine „Finanzanlage", deren „Wert" sich aus einem Zukunftsversprechen ergibt.
Die eigentliche ,3nanzialisierung" der Wohnung besteht nun darin, dass das
fiktive Kapital auch unabhängig von der Wohnung gehandelt werden kann.

Die Finanzialisierung der Wohnung, so meine thesenhafte Definition, besteht
nicht darin, dass sie einer ihrem Tauschwertcharakter äußerlichen Finanzlogik
unterworfen wird, sondern darin, dass im Prozess der Finanzialisierung der
Charakter der Wohnung als fiktives Kapital offengelegt wird und damit den
Rohstoff für Konstruktion komplexer Anlageprodukte auf den Finanzmärkten
liefert. In Widerspruch gerät die Finanzialisierung dabei mit dem Gebrauchs
wert, also mit den Nutzerinnen der Wohnung, nicht aber mit einer mehrwert
schaffenden Arbeitskraft.®

4

„Title to land becomes, in short, a form of ficticicus capital" (Harvey 2007)

® Inwieweit die Wohnung als Ort der mehrwertschöpfenden Arbeit genutzt wird, ob durch die Mie-
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Verbriefung und spekulative Aufwertung

Um das in der Wohnung gebundene zinstragende Kapital für die Finanzmärk
te zu „befreien", sind mehrere logische Operaticmen nötig. Zunächst muss da
für gesorgt werden, dass das in der immobilen Ware Wohnung investierte Ka
pital auf dem Kapitalmarkt mobil wird. Dazu muss der Tauschwert von der
Immobilie quasi abgelöst imd in eine vom Standort der Immobilie unabhängi
ge Form gebracht werden. Diesen Prozess kann man als Verbriefung bezeich
nen; eine gängige Form ist die Aktiengesellschaft. Mit Immobilienaktien kön
nen Anteile an dem verbauten, zinstragenden Kapital erworben und veräußert
werden, ohne dass sich am nominellen Eigentümer der Immobilie etwas än
dert. Ebenso können auch die für die Finanzierung aufgenommen Kredite, die
mit der Immobilie besichert sind, verbrieft und gehandelt werden. Beide
Techniken spielen eine Schlüsselrolle bei der Finanzialisierung auch der deut
schen Mietwohnungsuntemehmen.

Durch die Verbriefung der Anteile an der Immobiliengesellschafl oder der Hy
potheken wird zinstragendes Kapital in Finanzanlagen verwandelt und kann von
der Finanzindustrie zu Finanzprodukten weiterverarbeitet werden, die sich an
ders als die zugrunde liegenden Immobilien grenzüberschreitend und mit hohem
Tempo umschlagen lassen. Erwartungen auf steigende Zahlungsströme aus zu
künftigen Miet- und Verkaufserlösen drücken sich dabei nicht nur in fiktiven
Wertsteigerungen der Immobilien und Wohnungsuntemehmen, sondern auch in
fiktiven Wertsteigerungen der gehandelten Papiere aus.

Solange entsprechende Marktsituationen vorherrschen, bleiben die Preisstei
gerungen nicht fiktiv, sondern werden bei Mieterhöhungen und Verkäufen zu
steigenden Preisen auch tatsächlich realisiert, was einerseits an der Nachfra
gesituation auf den Wohnungsmärkten liegt, anderseits aber auch daran, dass
erhöhte Kaufpreise in erhöhte Anschaffungswerte münden, die nun zusätzlich
erwirtschaftet werden müssen. Werden die steigenden Mieten und Preise ge
zahlt, erhöht das wiederum die Erwartungen auf zukünftige Zahlungsströme,
also den Wert des fiktiven Kapitals. Da die Transaktionen zu einem überwie
genden Teil mit Krediten finanziert werden, die selber fiktives Kapital darstel
len, führt dieser Prozess zu einer zusätzlichen Aufblähung der Zahlungserwar
tungen, aber auch der Kosten. Diese Wechselwirkung hält so lange an, bis die
Immobilienkäufer die fiktive Erhöhung des Wertes nicht mehr bezahlen wol
len oder können. Dann können die Immobili^ plötzlich nicht mehr die Er
wartungen erfüllen. Es kommt vermehrt zu Überschuldungen und bei stark
„überhitzten" Märkten zum Crash. Dieser fällt tendenziell umso extremer aus,

je weniger der beschriebene Prozess der spekulativen Aufrvertung durch Ein
griffe in die Immobilien- und Kapitalmärlrte beschränkt wird und je länger es
den Nutznießern der Spekulation gelingt, dem „Finanzmarkt" Hoffiiung auf
eine Realisierbarkeit der Werterwartungen zu machen.

te Lohn abgeschöpft wird und ob bei der Nutzung der kostenpflichtige Konsum nicht nahtlos in
unbezahlte Arbeit übergehen kann, sind Fragen, die wir an dieser Stelle vernachlässigen köimen.
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Die Verselbständigung der Immobilienwirtschaft als Voraus
setzung der Finanzialisierung

In der „wirklichen Welt" steht dieser Finanzialisierungsmöglichkeit, die der
Immobilie innewohnt, allerdings die Einbettung ihrer Gebrauchswertseite in
soziale, ökonomische und territoriale Strukturen entgegen. Privatbesitzer, Un
ternehmen und Staaten nutzen ihre Immobilien nicht vorrangig als „zinstra
gendes Kapital", sondern als Gebrauchswerte, um darin zu wohnen, zu wirt
schaften, die Kosten des Wirtschaftens zu senken oder soziale Forderungen zu
befriedigen. Solange die Gebäude und Grundstücke zur Erfüllung dieser Zwe
cke aus Sicht ihrer Eigentümer gar nicht auf dem Markt erscheinen sollen,
spielt ihr fiktiver, spekulativer Wert für sie kaum eine Rolle. Bevor bestehen
de Wohnimmobilien im großen Stil als Besicherung von Finanzmarktproduk
ten fungieren können, werden sie deshalb mittels Deregulierung, Kommodifi-
zierung und Privatisierung aus den industriellen, institutionellen oder sozialen
Kontexten gelöst, die ihren Handel beschränkten.

Der Umfang des nicht unmittelbar dem Finanzkapital unterworfenen Immobi
liensektors war und ist von Land zu Land verschieden. Auch bei seiner neoli

beralen Auflösung gibt es große Ungleichzeitigkeiten, die u.a. auf die unter
schiedlichen Verlaufsformen der Verteidigungskämpfe und die politischen
Kräfteverhältnisse zurückzuführen sind. Zum Beispiel wurden die Reste eines
nicht vom Finanzmarkt abhängigen Wohnungssektors in Spanien schon mit
dem Beitritt zur EU weitgehend beseitigt, während dieser Prozess trotz That
chers fiühem Start in England noch immer nicht abgeschlossen erscheint und
in Frankreich auch weiterhin ein bedeutender Wohnungssektor von öffentli
chen Organismen kontrolliert wird.

Auch in Deutschland gab es bis in die 90er Jahre neben dem unmittelbar
„zinstragenden Immobilienkapital" einen im Vergleich zu heute bedeutenden
Sektor von Immobilien, die nicht unmittelbar oder hauptsächlich der Rendite-
erzielung dienten. Neben dem selbst genutzten privaten Hausbesitz waren das
Immobilien der öffentlichen Hand, die durch Industrie- und Dienstleistungs-
untemehmen selbst genutzten Grundstücke und Gebäude einschließlich der
Werkswohnungen sowie die Immobilien des intermediären Sektors, vor allem
die gemeinnützige Wohnungswirtschaft. In allen diesen Fällen standen nicht
der Tauschwert und der Charakter als potentielle Finanzanlage, sondern die
Gebrauchswertseite der Immobilien im Mittelpunkt des wirtschaftlichen Inte
resses®.

Für das Kapital stellten diese Immobilien im Wesentlichen notwendige Kosten
dar, auf deren Optimierung es im Zusammenhang mit den angestrebten Umsatz
steigerungen im Detail nicht so genau ankam. So wurden von Industrieunter
nehmen große Flächen gehortet. Die Immobilien standen mit Anschaffimgs-

Immobilien dienen als Produktions- oder Handelsstandort, Werkswohnungen erhöhen die Bin
dung der Arbeitskräfte, eine tendenziell ausreichende Massenwohnungsversorgung ist ftir das
fordistische Konsum- und Integrationsmodell unbedingt erforderlich.
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werten in den Büchern und erschienen so auch bilanziell von relativ geringem
wirtschaftlichen Wert

Spätestens in den 1990er Jahren drängten in (West-)Deutschland mehrere
Faktoren auf eine Änderung dieses Verhältnisses zur Immobilie als Hilfemittel
des Kemgeschäfts: Durch die Beschäftigungskrisen seit den 1970er Jahren
hatten die Wohnimmobilien ihre Bedeutung für die Versorgung der Beleg
schaften verloren, der Werkswohnungsbau kam zum Erliegen. Die Krisenbran
chen standen unter einem wachsenden Kostensenkungs- und Verwertungsdruck,
was zunächst vor allem dazu führte, Immobilien in eigene Geschäftsfelder und
Unternehmen auszulagern und dort rationeller zu bewirtschaften. Aufgrund be
schleunigter Innovationszyklen kam es zu rasch sich ändernden und zum Teil
anspruchsvolleren Anfcn-derungen an die Gewerbeimmobilien, die ebenfalls ei
ne Professionalisierung des Immobiliengeschäftes beforderten. So entstand ein
eigener Sektor der professi(malisierten Immobilienwirtschafl, der auch neue
Ausbildungswege und Methoden entwickelte. All das trug zur „Emanzipation"
der Branche von der Vormundschaft des „Produktivkapitals" bei. Finanzie
rungskrisen, Shareholder Value-Orientierung und Kemgeschäft-Konzentration
in den Konzemen erhöhten dann den Ehnck auf die Marktwertaktualisierung
und schließlich die Veräußerung vieler Immobilien.

Gemäß dieser Sichtweise hat sich also nicht eine „entbettete" Finanzwirtschaft

über die Immobilien hergemacht, um sie auszuschlachten. Vielmehr hat die
Ablösung des Immobiliensektors von den anderen Sektoren der „Realwirt
schaft" die immanente Entfaltung des „zinstragenden Immobilienkapitals" zur
mobilen Finanzanlage möglich gemacht und damit die latente Finanzialisie
rung auch der Wohnungswirtschaft eingeleitet.

Die Transformation des gemeinnützigen Sektors

Mit Hilfe von öffentlicher Wohnungsbauförderung, Steuervergünstigungen
und regulativen Eingriffen in die Mietwohnungsmärkte war in Westdeutsch
land bis in die 1980er Jahre hinein ein Mietwohnungsbestand geschaffen wor
den, der nicht unmittelbar auf die Erwirtschafhing hoher Renditen, sondem
auf eine für Direktinvestoren wirtschaftlich tragfähige Versorgung breiter Be
völkerungsschichten mit Wohnraum orientiert war. Vor allem die revolvie-
renden Fonds der sozialen Wohnungsbauforderung sowie die gemeinnützige
Wohnungswirtschaft mit ihren öffentlichen, genossenschaftlichen und indus
triellen Akteuren bildeten einen Sektor an Wohnungsvermögen, in dem auf
diese Wohnungsbestände gerichtete privatwirtschaftliche Verwertungsinteres
sen und der Zugriff der spekulativen Finanzmärkte relativ begrenzt waren. Die
politische Ermöglichung der privaten Aneignung dieses „Gemeingutes" durch
finanzwirtschaftliche Akteure war und ist der Motor der Finanzialisierung der
Wohnungswirtschaft in Deutschland. Diese vollzog sich in mehreren Phasen
und bezieht sich auf unterschiedliche Gegenstände.

Seit den 1970er Jahren kam es parallel zur Krise der Vollbeschäftigung zu ei
ner umfangreichen Legitimations- und Steuerungskrise der in den Dienst der
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„Fabrikgesellschaft" gestellten „gemeinnützigen" Wohnimgswirtschaft. Aber
anstatt den Wohnungsbau von den Bedürfiiissen der Großindustrie zu emanzi
pieren, die autoritären Bauformen zu humanisieren und die Organisation der
Wohnungswirtschaft zu demokratisieren, wurden diese Krisen dazu genutzt,
Strukturen der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft zu zerschlagen und poli
tische Mehrheiten für eine Agenda der Privatisierung und des Eigenheims zu
organisieren. Der soziale Mietwohnungsbau verlor an Bedeutung, bis die
Wohmmgsnot 1988ff. eine vorübergehende Rückkehr zu hohen Fördersum
men erforderlich machte.

Für den Wohnungssektor in Deutschland von großer Bedeutung war die 1989
von der Regierung Kohl durchgesetzte Abschaffung der Wohnungsgemeinnüt
zigkeit, zu der der allergrößte Teil der damaligen unternehmerischen Woh
nungswirtschaft zählte, vor allem auch die werksverbundene. Durch die Be
schränkungen der Geschäftstätigkeit und der Gewinnausschüttungen bei Ge
währung von Steuervorteilen verhinderte die Wohnungsgemeinnützigkeit die
Vermarktung auch solcher Wohnungsuntemehmen, die von ihren Eigentümern
eigentlich nicht mehr zur Versorgung der Arbeitskräfte benötigt wurden. Zu
gleich bestand mit der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft ein eigenständiger
Immobiliensektor, der von der sie kontrollierenden Industrie oder den Kommu
nen gesellschaftsrechtlich getrennt war, über eigenes Personal, eigene Vorstän
de, eigene Bilanzen etc. verfugte. Allerdings waren diese Untemehmen auf
grund der ohnehin ausgeschlossenen Immobilienveräußerung in der Regel nicht
zum ZeitwCTt - dem „fiktiven Kapital" - bewertet. Sie galten eher als Versor
gungswerke mit geringer Einlagenverzinsung. In dem Moment aber, wo die
Aussicht auf eine Beseitigung der Verwertungsbeschränkungen bestand, wurde
das potentielle „fiktive Kapital", auch ,3etongold" genannt, auf einmal sichtter.

Trotzdem folgte auf die Beseitigung der Gemeinnützigkeit noch nicht unmit
telbar eine große Verkaufswelle. Ein Grund dafür war die Wohnungsnot An
fang der 1990er Jahre. In Ostdeutschland kam neben dem hohen Sanierungsbe
darf und den Problemen der RückÜbereignung die gewaltige Belastung der neu
ausgegründeten Untemehmen mit Staatsschulden der DDR hinzu. Die postge
meinnützigen und poststaatlichen Wohnungsuntemehmen wurden noch einmal
gebraucht: als Abwicklungsinstanzen für das DDR-Erbe und als Träger des so
zialen Wohnungsbaus. Einige konnten den Wert ihres Immobilienbestandes
durch den subventionierten Neubau und die Vollvermietung bei schnell stei
genden Marktmieten erhöhen. Das stärkte die Position ihrer Geschäftsführun
gen, die sich nun als vollwertige kapitalistische Untemehmer sahen.

Betriebswirtschaftliche ,3rofessionalisierung" war angesagt Viele Untemeh
men erweiterten ihre Tätigkeitspalette um kommerzielle Bauträgergeschäfte.
Das große industrieverbundene Untemehmen Veba versuchte, seine Grundstü
cke durch Eigenheimbauten in Mietergärten besser zu verwerten und zugleich
bei den Nebenkosten besonders intensiv zuzulangen. Es wurden Firmen für die
Heizkostenabrechnung und das Wärmecontracting ausgegründet, die später ge
trennt verkauft werden konnten. Es kam zu Umstrukturierungs- und Konzentrati-
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onsprozessen', die zum Teil doi Verschmelzung^ im Industriesektor nachfolg
ten, Auch begannen die Wohnungsuntemehmen, einen Teil ihres Bestandes als
Eigentumswohnungen zu vermarkten oder an Weiterverwerter zu verschachem.

Moderne betriebswirtschaftliche Methoden, die aus dem Sektor der Gewerbe-

immobilien, der Vermögensverwaltung oder der Versicherungswirtschaft
stammten, hielten Einzug. Die Wohnungsbestände wurden in unterschiedlich
werthaltige „Portfolien" aufgeteilt, für die es jeweils spezifische Investitions
strategien gab. Die filiher zur puren Bestandhaltung verdammten Wohnungs
verwaltungen verwandelten sich so in Immobilienholdings, die auch für Privat
anleger interessant werden konnten und damit für die Privatisierung.

In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre kam es auch in etlichen SPD-geführten
Kommunen zu Bestrebungen, die kommunalen Wohnungsuntemehmen zu
veräußem oder zumindest in privatwirtschaftliche Holdings auszulagern. In
einigen bedeutenden Fällen scheiterte dies an lokalen Widerständen.

Der große Ausverkauf

Damit aus der latenten Finanzialisierung unsere heutige Realität werden konn
te, musste noch eine weitere Bedingung erfüllt sein: Es musste das auf den
Markt gedrängte Angebot der aus ihrem bisherigen Verwertungskontext ge
lösten Immobilien auf eine massive Nachfi'age seitens der Finanzwirtschaft
stoßen, die bereit und in der Lage war, das fiktive Kapital au&ubringen, das
bei der,Aktivierung des Betongoldes" sichtbar wurde.

Diese Nachfiage war um die Jahihundertwende aufgrund der Globalisierung
und Finanzialisierung vorhanden. Mit dem Erscheinen einer massiven Nachfi'age
intemationaler Finanzinvestoren nadi dem Crash der Dotcom-Blase und der dann

einsetzenden Niedrigzinspolitik der US-Notenbank wurden die ehemals gemein
nützigen Wohnungsuntemehmen zu Zielen transnationaler Finanzinvestments.
Parallel zum Aufbau der Subprime-Blase in den USA kam es in Deutschland zu
Wohnungsverkäufen in einem bis dahin nicht bekannten Umfang.

Zwischen 1999 und 2013 wurdai in Deutschland mehr als 2,2 Mio. Mietwohnun
gen im Rahmen größerer Paket- oder Anteilsverkäufe gehandelt.' Nachdem es in
den Jahren 2004-2008 zu hohen Verkaufezahloi gekommen war, kam das Trans
aktionsgeschehen in Folge der Finanzkrise ab 2009 weitgehend zum Erliegen. Seit
2011 ist aber bereits wieder ein deutlicher Anstieg der Mietwohnungsverkäufe
festzustellen, der zunächst vor allem aus Wiederverkäufen der nur vorübergehend
als Finanzinvestments gehaltenen Wohnungoi bestand. Im Jahr 2012 erhöhte sich
die Zahl dieser Wiederverkäufe auf mindestens 118.000 Wohneinheiten. Zugleich
kam es wieder zu ,JErstverkäufen" im Umfeng von mehr als 61.000 Wohneinhei
ten. Maßgeblich waren hier vor allem die Verkäufe von TLG Wohnen GmbH
(ehemals Immobilien der Treuhandanstalt), LBBW Immobilien GmbH (ehemali
ge Immobilien der Landesbank Baden-Württemberg) und DKB Immobilien

(ehemalige Immobilientochter der Deutschen Kreditbank DKB/ BayemLB).

7
Vgl. BBSR-Analysen KOMPAKT 12/2012, „Anstieg großer Wohnungstransaktionen in 2012"
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Abb. 1; Transaktionen 1999-2012. Quellen: IfS (2008), BBR/BBSR-Berichte, eigene
Zusammenstellung 2012.

Bei 1,4-1,5 Mio. der Wohnungstransaktionen seit 1999 handelte es sich um
Erstverkäufe, d.h. es wurden Unternehmen und Wohnungsbestände veräußert,
die zuvor sehr langfristig orientierte Eigentümer hatten. Bis auf wenige Aus
nahmen handelte es sich hierbei um die öffentliche Hand, staatseigene Banken
oder andere Akteure der früheren gemeinnützigen Wohnungswirtschafl, insbe
sondere Industrieunternehmen.

Die Hauptverantwortung für diese Verkäufe tragen Bund und Länder, die seit
1999 knapp 590 Tsd. Wohnungen veräußert haben. Davon gingen 370 Tsd.
Wohnungen direkt an Privatinvestoren. Die Kommunen veräußerten im glei
chen Zeitraum 385 Tsd. Wohnungen, davon 196 Tsd. an Privatinvestoren. Hin
zu kommen mindestens 260 Tsd. ehemalige Werkswohnungen, die in diesem
Zeitraum von den Wohnungsuntemehmai direkt an Privatinvestoren verkauft
wurden. Insgesamt wurde der Wohnungsbestand des ehemals öffentlich verbun
denen oder gemeinnützigen Sektors seit 1999 um mindestens 900 Tsd. Wohnun
gen verringert. Alle diese Wohnungen wurden ursprünglich nicht als Finanz- oder
Vermögensaniagen gehaltai. Sie dienten vorrangig der Versorgung.

Zu einem sehr überwiegenden Teil wurden die Wohnungen an Finanzinvestoren
oder Aktiengesellschaften veräußert, die die Wohnungen und Wohnungsunter
nehmen bzw. deren Anteile zum Teil schnell weiterhandelten. Wir können von

einer Größenordnung von etwa 800.000 Wohnungstransaktionen ausgehen, die
man als „Wiederverkauf bezeichnen kann. Allerdings ist im Bereich der An-
leilsverkäufe die Abgrenzung dann schwierig, wenn nur ein Teil der Anteile
veräußert wird. Würde man die zahlreichen Finanztransaktionen einbeziehen,

die die Verschmelzung der übernommenen Wohnungsuntemehmen auf steuer
sparende Eigentümervehikel begleiten oder die in der Folge im Zuge der Refi-
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nanzierung und Verbriefimg der Fremdkapitalbelastungen erfolgt sind, so wür
den die Transaktionszahlen um ein Mehrfeches über diesen Daten liegen.

Verschiebungen im Anbietergefüge

Ungefähr im gleichen Umfang, wie der Wohnungsbestand der ehemals ge
meinnützigen und öffentlich verbundenen Wohnungswirtschafi sank, stieg der
Wohnungsbesitz der strikt renditeorientierten Privatuntemehmen an. Wir
können davon ausgehen, dass sich heute knapp 900 Tsd. Wohnungen unter
der direkten Kontrolle von „Finanzinvestoren", Wohnimmobilien-AGs, Anla
ge-Fonds, Insolvenzverwaltem und Abwicklungsgesellschaflen befinden.

Diesen Wohnungsbestand können wir als den „direkt finanzialisierten Woh
nungssektor" bezeichnen. Er macht zwar nur 2,2 Prozent des gesamten Woh
nungsbestandes in Deutschland aus, aber immerhin 4,6 Prozent der vermiete
ten Wohnungen. Der Anteil an den Wohnungen professioneller gewerblicher
Vermieter beträgt 9,8 Prozent. Der Wohnungsbestand der finanzialisierten
Wohnungswirtschafi konzentriert sich dabei auf bestimmte Regionen. In
NRW, wo von mindestens 320 Tsd. „finanzialisierten" Wohnungen ausge
gangen werden kann, beträgt der Anteil am professionell vermieteten Woh
nungsbestand mehr als 17 Prozent und liegt damit deutlich höher als der An
teil der kommunalen Wohnungsuntemehmen mit ihren 226 Tsd. Wohnungen.
In Dortmund befinden sich mehr als 20 Prozent des gesamten Mietwohnungs
bestandes unter der Kontrolle von Finanzinvestoren.

Vor allem in lokalen und regionalen Schwerpunkten kann der finanzialisierte
Wohnungssektor also einen entscheidenden Einfluss auf die Marktangebote
haben. Bislang erschienen diese Einflüsse eher als nicht bewusst gesteuerte
Effekte der Finanzwirtschafl. Insoweit die großen Wohnungsanbieter im Zuge
der neuen Finanzierungsbedingungen wohnungswirtschafllich operativ hand
lungsfähig werden, kann nicht ausgeschlossen werden, dass sie ihren Markt-
einfluss auch strategisch und politisch nutzen werden. Dabei könnten einige
wenige Investoren wie Annington, Gagfah oder Immeo die Entwicklung in
Kommunen und Stadtteilen maßgeblich bestimmen.

Der finanzialisierte Sektor

Von einer unmittelbar „finanzialisierten Wohnungswirtschafi;" zu sprechen ist
sinnvoll, insoweit eine tatsächliche Unterordnung der ökonomischen Zweck
rationalität in der Wohnungswirtschafi unter die spezifischen Systemlogiken
„entbetteter" Finanzprodukte eingetreten ist. Dabei entspricht ,J^inanzialisie-
rung" als substantiviertes Verb dem grundlegend offenen und kaum fixierba
ren Prozesscharakter der eingetretenen und weiter eintretenden Veränderun
gen. Die permanenten Finanztransaktionen und Untemehmensrestrukturierun-
gen entziehen sich der gewohnten statischen Beschreibung von Wohnungsun
temehmen - nicht nur aufgrund ihres Tempos, sondem auch aufgrund der
komplexen Vielfalt ihrer Zwischenprodukte, die sich auf sehr unterschiedli
chen Maßstabsebenen der gesellschafilichen Entwicklung zeigen.
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In der fmanzialisierten Wohnungswirtschaft werden alle Aspekte des Vermie
tungsgeschäftes von der Finanzwirtschaft dominiert. Wohnungen werden da
bei aus eigenständigen (wirtschaftlichen und/oder sozialen) Zwecken dienen
den Gütern in bloße Funktionen finanztechnischer Arrangements von ,J^i-
nanzinvestoren" verwandelt. Dabei sind im Zuge permanenter Umstrukturie
rungspreise vor allem die folgenden Aktionsebenen zu unterscheiden:

-  die transnationale Optimierung der gesellschaftsrechtlichen Beteiligungs
strukturen,

-  die finanzwirtschaftliche Optimierung (,J^inancial Reengineering") und
die Refinanzierung,

-  das auf hohe Erlöse, vor allem aber auf „Wertsteigerung" des fiktiven
Kapitals ausgerichtete Management der Wohnungsuntemehmen während
der Haltephase,

-  die Neubewertung des Immobilienbesitzes und die Portfoliostrategie,

-  das Reengineering der Geschäftsabläufe und der Lieferketten,

-  die Bilanzpolitik und der Exit.

Die Dynamik des finanzialisierten Sektors und die Phase des
Exits

Ein wesentliches Merkmal des finanzialisierten Sektors ist seine von der Ent

wicklung der globalen Finanzmärkte abhängige Dynamik. Diese drückt sich
vor allem in der Zahl der Wiederverkäufe aus, nur bedingt in der Zahl der
Erstverkäufe, die im Wesentlichen politisch bestimmt ist, auch wenn sie sich
in wirtschaftliche Umbrüche einordnet.

Inzwischen haben die meisten Frivate-Equity-Fonds der ersten und zweiten
Übemahmephase in Deutschland den vorgesehenen Ausstieg aus ihrem bishe
rigen finanziellen Engagement und Umfinanzierungen ihrer bisherigen Ver-
briefungskredite eingeleitet. An der grundsätzlichen Unterordnung der Woh
nungen unter die Logik der Finanzmärkte ändem diese neuen Episoden nichts.

Mehrere Investoren nutzten das zeitweise an Immobilienanlagen in Deutschland
bestehende Interesse auf den Kapitalmärkten, um ihre Untemehmensanteile an
der Börse zu veräußem. Dem Desinvestment der Finanzleger der ersten Verwer
tungszyklen entspricht nun ein neuer Investitionszyklus, der potentiell auch auf
die Wohnimmobilien selbst durchschlägt. Die Neuzusammensetzung des Anle
gerkapitals kann den Immobilienplattformen eine aktivere wohnungswirtschaft
liche Strategie ermöglichen, bei der bestimmte Wohnungsbestände mieterhö
hungswirksam aufgewertet werden, während andere an Restverwerter ver
ramscht oder als Lasten auf Mieter und Konununen abgeladen werden.

Das Problem eines Mietwohnungssektors unter unmittelbarer Kontrolle inter
nationaler Finanzmärkte bleibt der Gesellschaft für unabsehbare Zeit erhalten.
Darüber hinaus haben finanzmarktorientierte „Innovationen" längst die be
triebswirtschaftliche Steuerung der gesamten Immobilienwirtschaft erfasst.
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und die Rahmenbedingungen auch des deutschen Wohnimmobilienmarktes
sind von der Situation globalen Kapitalmärkte abhängiger geworden.
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Günter Bell

Soziale Wohnungspolitik in Wachstumsregionen

Die Wohnungspolitik hat es wieder auf die Titelseiten der Zeitungen ge
schafft. Kein Wunder: Vor allem in den Großstädten fehlen viele Zehntausen

de Wohnungen; der Wohnungsneubau hat sich zwar wieder belebt, liegt aber
immer noch deutlich unter dem Neubaubedarf; an vielen Orten steigen die
Mieten dramatisch und droht Mieter/innen die Verdrängung aus ihren ange
stammten Quartieren.

Im Folgenden soll zunächst ein Blick auf die Lage auf dem Wohnungsmarkt
geworfen werden, um zu klären, ob wir in Deutschland tatsächlich eine Woh
nungsnot haben und warum die Mietentwicklung als dramatisch wahrgenom
men wird, obwohl der Immobilienverband Deutschland mitteilt, dass der

Mietanstieg „als sehr moderat einzustufen" sei. Weil bundes- und selbst noch
landesweite Durchschnittswerte auf einem gespaltenen Wohnungsmarkt mehr
verdecken als sie erklären, soll die Situation exemplarisch am Beispiel der
nordrhein-westfalischen Rheinschiene, also einer Wachstumsregion, erläutert
werden.

Im Zentrum der Überlegungen müssen der soziale Wohnungsneubau und der
Erhalt der vorhandenen preiswerten Wohnungsbestände stehen. Hierfür gibt
es eine Reihe bewährter Instrumente und neuer Vorschläge, die kurz vorge
stellt und erörtert werden.

Die Debatte über die Wohnungspolitik und das eigene Erleben vieler Mie
ter/innen haben dazu geführt, dass aktuell die Mehrheit der Deutschen dafür
plädiert, die Mieten stärker zu regulieren.^ Diese Botschaft ist mittlerweile bei
(fast) allen Parteien angekommen, entsprechende Passagen sind in die Wahl
programme aufgenommen worden. Daraus zu folgern, dass sich auf dem
Wohnungsmarkt jetzt tatsächlich Vieles zum Besseren wendet, wäre aber vor
eilig. Es fehlte auch bisher nicht an Vorschlägen für eine soziale Wohnungs
politik, es fehlte aber am politischen Willen, diese Vorschläge gegen die Im
mobilienverbände, gegen die großen Wohnungsgesellschaften und gegen
„Haus und Grund", die Lobbyorganisation der Kleinvermieter/innen, durchzu
setzen. Dieser Konflikt kann nur gewonnen werden, wenn eine aktive Mie-
ter/innenbewegung den Druck von unten weiter erhöht. Deshalb ist es so
wichtig, dass es an mehr und mehr Orten „Recht auf Stadt"-Bündnisse gibt.
Ohne deren Proteste wird sich auch zukünftig auf dem Wohnungsmarkt nicht
viel zugunsten der Mieter/innen bewegen.

^ Pressemitteilung, 29.01.2013.
^ Stern, 16.01.2013; vgl. auch: focus online, 22.03.2013.
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Lange Zeit nicht mehr bekannte Wohnungsmarktengpässe

Das Thema Wohnungsnot ist wahrlich nicht neu, war aber wegen einer im
Allgemeinen eher entspannten Lage auf den Wohnungsmarkt über Jahre aus
der öffentlichen Wahrnehmung verschwunden.

Zuletzt hatte die Wohnungspolitik Ende der 1980er/Anfang der 1990er Jahre
Konjunktur. Damalige Veröffentlichungen sprachen von einer „neuen Woh
nungsnot"^ und bei einem Blick in mein Bücherregal stieß ich auf eine große
Zahl von Veröffentlichungen aus dieser Zeit, die klingen, als seien sie in den
letzten Monaten verfasst worden. So schrieb beispielsweise Michael Krum
macher 1992: ,3s gibt zur Zeit in Deutschland keine allgemeine Wohnungs
not. Trotzdem verschärfen sich die Wohnungsnöte der ,kleinen Leute' [...]
massiv."'* Betroffen seien vor allem die einkommensschwachen und diskrimi
nierten Mietergruppen in den großen Städten.

Abb. 1: Fertigstellungen neuer Wohnungen in Wohngebäuden und in
Nichtwohngebäuden in Deutschland 1993 bis 2011

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Um ZU verstehen, warum das Thema „Wohnen" jetzt wieder in den Brenn
punkt der öffentlichen Debatte gerückt ist, genügt schon die Lektüre offiziel
ler Veröffentlichungen der Bundesregierung, des Statistischen Bundesamtes
oder des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR). Sie le-

Renate Petzinger/Marlo Riege, Die neue Wohnungsnot. Wohnungswunder Bundesrepublik,
Hamburg 1984.

Michael Krummacher, Sieben Thesen zur „neuen/alten" Wohnungsnot und Wohnungspolitik

in West- und Ostdeutschland; in: Hans G Helms (Hg.), Die Stadt als Gabentisch. Beobachtun
gen der aktuellen Städtebauentwicklung, Leipzig 1992, S. 250-267, hier: S. 250.
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gen übereinstimmend die dramatische Änderung der Situation auf dem Woh
nungsmarkt offen.

Die Zahl der jährlich fertig gestellten Wohnungen ist seit 1995 kontinuierlich
gesunken. Erst 2009/2010 hat eine Trendwende eingesetzt. Seitdem steigen
die Fertigstellungszahlen wieder - allerdings langsam und von einem sehr
niedrigen Niveau aus. Von den Zahlen der 1990er Jahre sind wir noch weit
entfernt.

Dabei werden dringend neue Wohnungen benötigt. Das BBSR hat in seiner
Wohnungsmarktprognose 2015^ zwei Varianten durchgerechnet. Nach der
„unteren Variante"^ wird die Zahl der Haushalte zwar marginal auf 40,5 Mio.
Haushalte sinken; der errechnete Neubaubedarf wird sich in den Jahren 2010

bis 2025 bundesweit aber dennoch auf jährlich rund 183.000 Wohneinheiten
belaufen, vor allem wegen der weiter steigenden Wohnflächennachfrage der
Eigentümerhaushalte und der oberen Einkommensgruppen. In der „oberen
Variante", die eine höhere Nettozuwanderung unterstellt, wird ein Neubaube
darf von bundesweit jährlich rund 256.000 Wohneinheiten errechnet.

Da die tatsächlichen Neubauzahlen weit hinter diesem Bedarf zurückbleiben,

muss selbst die Bundesregierung in ihrem Bericht über die Wohnungs- und
Immobilienwirtschaft in Deutschland 2012 zugeben, dass sich „in einer zu
nehmenden Zahl von Städten und Regionen lange Zeit nicht mehr bekannte
Wohnungsmarktengpässe ab[zeichnen]".'
Dem scheinen Angaben des Immobilien Verbandes Deutschland zu widerspre
chen, Diese Lobbyorganisation der Makler und Hausverwalter verkündete An
fang 2013, die Deutschen zahlten heute weniger für das Wohnen als 1992.®
Seit 1992 sei die nominale Kaltmiete um 9,4 Prozent gestiegen, die Preise
insgesamt aber um 41,7 Prozent.

Solchen absichtsvoll veröffentlichten Zahlen ist jedoch entgegenzuhalten,
dass die Probleme vor allem bei den Mietsteigerungen der letzten Jahre lie
gen^, dass in die Argumentation auch die Bruttowarmmiete aufzunehmen ist
und dass die Mietbelastung je nach Ort und Einkommenssituation vom bun
desweiten Durchschnitt deutlich abweichen kann. Tatsächlich steigen die
Neu- und Wiedervermietungsmieten seit 2006 in immer mehr Kreisen in

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (Hg.), Wohnungsmärkte im Wandel. Zent
rale Ergebnisse der Wohnungsmarktprognose 2015, BBSR-Berichte KOMPAKT 1/2010,
Bonn 2010.

Die „untere Variante" geht von einer niedrigeren Zuwanderung, einer stärkeren räumlichen
Konzentration auf verdichtete/verstädterte Räume und gleichzeitig einer erhöhten Konzentrati
on der Nachfrage auf dynamische Ballungsräume aus.

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (Hg.), Bericht über die Woh
nungs- und Immobilienwirtschaft in Deutschland, Berlin 2012.

Pressemitteilung, 29.01.2013.

Auch der IVD gibt „Nachholeffekte" in den letzten drei bis vier Jahren zu.
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Deutschland^®, hat sich die Bruttowarmmiete in den letzten Jahren deutlich
stärker erhöht als die Verbraucherpreise insgesamt und mussten armutsge-
fahrdete Personen 2011 bis zu 50 Prozent ihres verfugbaren Haushaltsnetto
einkommen für Wohnkosten aufwenden.*^

Wachsende Wohnungsmärkte der nordrhein-westfalischen
„Rheinschiene"

Wegen der starken regionalen Unterschiede lässt sich die tatsächliche Dramatik
noch besser erkennen, wenn eine konkrete Wohnungsmarktregion untersucht
wird. So stellt sich die Situation auf den Wohnungsmärkten der sogenannten
„Rheinschiene" in Nordrhein-Westfalen - also im Bereich der kreisfreien Städte
Düsseldorf, Leverkusen, Köln und Bonn sowie der umliegenden Kreise - gänz
lich anders da, als die bundesweiten Durchschnittswerte Glauben machen.^
In vielen Regionen Nordrhein-Westfalens geht die Bevölkerungszahl zurück.
Dem stehen jedoch Wachstumszentren mit anhaltenden Bevölkerungszuwäch
sen gegenüber, zu denen neben Bereichen am Niederrhein, im Münsterland
und im westlichen Ostwestfalen auch die „Rheinschiene" gehört. Der Großteil
der Bevölkerungsgewinne dieser Regionen stammte dabei nicht aus Gebur
tenüberschüssen, sondern aus Wanderungsgewinnen.

Die drei Kemstädte der „Rheinschiene" (Düsseldorf, Köln und Bonn) sind
auch Spitzenreiter bei den Angebotsmieten.^^ Die mittleren Angebotsmieten
liegen in diesen Städten bei über 7,50 Euro/m^, während in den meisten der
übrigen nordrhein-westfalischen Städte und Gemeinden Wohnungen im Mittel
zu Preisen zwischen 5,00 und 5,50 Euro/m^ angeboten werden. Das untere
Mietpreissegment in der „Rheinschiene" liegt auf Höhe der Durchschnittsmie
te in anderen Regionen Nordrhein-Westfalens.

Und die Lage verschärft sich zunehmend, weil neue Mietwohnungen vor al
lem im oberen Preissegment gebaut werden und auch die preisgünstigen Mie
ten*'* seit mehreren Jahren ständig teurer werden. Die soziale Wohnraumför
derung des Landes, die niedrigere Mieten ermöglichen würde, wird gerade in
den teuren Regionen kaum in Anspruch genommen.

*® Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (Hg.), a.a.O..
** Statistisches Bundesamt, www.destatis.de. Selbst ein durchschnittlicher Haushalt musste im

merhin noch 28,3 Prozent des verfügbaren Haushaltsnettoeinkommens für Wohnkosten auf
wenden.

Die folgenden Ausführungen stützen sich auf: NRW.BANK, Wohnungsmarktbericht NRW
2012. Soziale Absicherung des Wohnens mit Fokus Rheinschiene, Düsseldorf 2012.

13
Die NRW.BANK stützt sich in ihrem Bericht auf die Preisdatenbank des empirica-lnstituts,
eine differenzierte Statistik von Angebotspreisen aus Wohnungsanzeigen in Zeitungen und In
ternet. Zu beachten ist allerdings, dass sich Angebots- und tatsächliche Transaktionspreise sys
tematisch unterscheiden können. Die regionalen Unterschiede dürften in der Realität noch grö

ßer sein.

14
Die NRW.BANK spricht von einem preisgünstigen Segment, wenn sich die Mieten im unteren
Viertel des Mietpreisspektrums einer Stadt beziehungsweise eines Kreises bewegen.
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Da die Entwicklung der unteren Einkommen beziehungsweise der Mindestsi-
cherungsleistungen hinter der Mietentwicklung zurückbleibt, nimmt die mo
natliche Mietbelastung insbesondere einkommensschwacher Haushalte auf den
angespannten Märkten zu. Im landesweiten Durchschnitt sind 16,8 Prozent der
Haushalte durch Mietkosten überlastet^ ̂ - und diese Haushalte konzentrieren
sich in den Städten und Kreisen der „Rheinschiene". In Düsseldorf, Köln und

Bonn ist bereits mehr als jeder fünfte Haushalt mit einer Mietbelastungsquote
von über 40 Prozent überlastet. Zusätzlich müssen die Haushalte die Kosten für

Heizung und Warmwasser aufbringen. Zwar wird die Mietbelastung durch
Wohngeldleistungen auf durchschnittlich 28 Prozent gesenkt, aber auch eine
solche Mietbelastungsquote strapaziert das Haushaltsbudget übermäßig stark.

Wie hoch der Bedarf an preisgünstigen Mietwohnungen in den Städten und
Gemeinden der „Rheinschiene" ist, belegt der hohe Anteil der Haushalte mit
Anspruch auf einen Wohnberechtigungsschein: Nach kommunalen Schätzun
gen könnten in Köln etwa 45 Prozent und in Düsseldorf etwa 50 Prozent der

Haushalte eine Sozialwohnung beziehen. Auch der Anteil der Empfan
ger/innen von Mindestsicherungsleistungen liegt in Düsseldorf (12,7 Prozent)
und in Köln (13,3 Prozent) wie in fast allen großen Städten des Landes über
dem Landesdurchschnitt (10,3 Prozent).

Die Wirklichkeit sieht für viele Mieterhaushalte also weit weniger rosig aus, als
die Durchschnittswerte suggerieren. Immerhin 22 Prozent der Bevölkerung leb
ten 2012 in Städten und Kreisen, in denen die Angebots- und Wiedervermie-
tungsmieten innerhalb eines Jahres um 4,0 und mehr Prozent gestiegen sind.^^

Den sozialen Wohnungsbau wieder ankurbeln

Diese starke regionale Spaltung erfordert auch regional unterschiedliche
Wohnungspolitiken. Während in den Wachstumsregionen steigende Mieten
und Preise verstärkt Neubauinvestitionen erforderlich machen, sind die Woh

nungsmärkte in schrumpfenden Gebieten durch Leerstände sowie Preis- und
Mietrückgänge gekennzeichnet.

Der Deutsche Mieterbund NRW hat jüngst gemeinsam mit anderen Organisa
tionen Handlungsempfehlungen für die Wohnungsmärkte der „Rheinschiene"
vorgelegt. Im Kern geht es um

- mehr öffentlich geforderten Mietwohnungsbau;

-  die Reaktivierung kommunaler Wohnungsuntemehmen;

-  die Verbesserung der Förderbestimmungen für den öffentlich geförderten
Wohnraum;

Laut einer EU-Definition sind Haushalte durch Wohnkosten überbelastet, wenn sie 40 Prozent

und mehr ihres verfügbaren Haushaltseinkommens für Wohnen ausgegeben.

GdW, Daten und Trends der Wolmungs- und Immobilienwirtschaft, ! 7.06.2013.
17

Deutscher Mieterbund NRW/u.a. (Hg.), Wohnungsmärkte der Rheinschiene - jetzt Weichen
stellen!, o.0.2013.
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18
-  die Einführung einer sozial gerechten Bodennutzung;

-  die Intensivierung der Wohnungsaufsicht und anderer wohnungspoliti
scher Instrumente, um die Beseitigung von Wohnungsmängeln zu errei
chen;

-  die intensivere Nutzung von Verdichtungspotenzialen im Innenbereich
der Städte;

-  die Senkung des Stellplatzschlüssels für öffentlich geforderte Wohnun
gen;

-  die Erhöhung der regionalen Budgetierung, um die Fördermittel in den
tatsächlichen Problemzonen zu konzentrieren und

-  die Gründung einer Stadtentwicklungsstifhing.

Träger einer sozialen Wohnungsbaupolitik

Die geforderte Reaktivierung kommunaler Wohnungsuntemehmen ist ohne
Zweifel ein richtiger Schritt. Um das erforderliche Volumen preisgünstiger
Mietwohnungen erstellen zu können, wird dies allein aber nicht ausreichen.
Hierzu wird die Wiederbelebung einer gemeinwohlorientierten Wohnungswirt-
schafl erforderlich sein, so wie dies beispielsweise die Enquete-Kommission
„Wohnungswirtschafllicher Wandel und neue Finanzinvestoren in NRW" des
nordrhein-westfölischen Landtags^', der Deutscher Mietertag 2013 in München
oder die Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag diskutiert haben.

Durch die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit bis 1992 und die Pri
vatisierung kommunaler und sonstiger öffentlich kontrollierter Wohnungsge
sellschaffen fehlen heute solche Wohnungsuntemehmen, die am Gemeinwohl
orientiert preisgünstige Wohnungen bauen und bewirtschaffen.

Wesentliche Stichworte der Diskussion mff die Fraktion DIE LINKE im Deut

schen Bundestag in ihrem Antrag ,3edarfsgerechtes Wohnen dauerhaft sichern
- Gemeinnützigen Wohnungssektor entwickeln"^® auf. Sie fordert die Einrich
tung und den dauerhaften Betrieb eines gemeinnützigen Sektors in der Woh
nungswirtschaff als Ergänzung und Korrektiv zum ausschließlich renditeorien
tierten Wohnungsmarkt. Dieser soll auf die Befriedigung des Bedürfiiisses von
Haushalten mit niedrigen und mittleren Einkommen nach sozial verträglichen
Wohnkosten in barrierefreien, klimagerechten Wohnungen und Wohnquartieren
verpflichtet sein und als Ausgleich hierfür etwa von der Körperschaffssteuer be
freit und bei der Vergabe von Wohnraum- und Städtebaufordermitteln privile
giert werden.

18
Private Bauherren werden durch städtebauliche Verträge verpflichtet, einen bestimmten Anteil
der neu zu errichtenden Wohnungen für untere und mittlere Einkommen bereitzustellen und
sich an der Finanzierung der Infrastruktur zu beteiligen.

19 . . .
Abschlussbericht der Enquete-Kommission „Wohnungswirtschaftlicher Wandel und neue Fi
nanzinvestoren in NRW" des nordrhein-westfalischen Landtags, Landtagsdrucksache 16/2299.

^® BT-Drucksache 17/13552 vom 15.05.2013.
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Diese Diskussion steht erst am Anfang, die konkreten Modelle müssen erst
noch erarbeitet werden. Wenn sich die Idee durchsetzen sollte, dann wäre die
se „Neue Wohnungsgemeinnützigkeit" ein Angebot ebenso an kommunale
Wohnungsgesellschaften wie an genossenschaftliche und sonstige sozialge
bundene Wohnungsuntemehmen und unkonventionelle Projekt (wie etwa das
Miethäusersyndikat).

... dann stellt sich das Flächenproblem

Doch zumindest in vielen der Wachstumsregionen stellt sich ein weiteres
drängendes Problem, nämlich das Flächenproblem - und zwar in zweifacher
Hinsicht: Zum einen stehen für den geforderten Wohnungsbau aufgrund der
privatwirtschaftlichen Verfugung über den Boden keine ausreichenden Flä
chen zur Verfugung und zum anderen hat auch der Wohnungsbau die natürli
chen Grenzen des Wachstums zu beachten.

Vielerorts mangelt es an baureifen Grundstücken, die sich im Eigentum sol
cher Investoren befinden, die öffentlich gefordert bauen wollen. In der Kon
kurrenz mit Investoren, die frei finanzierte Wohnungen mit gehobenen und
hohen Mieten errichten wollen, können sie bei den geforderten Kaufpreisen
häufig nicht mithalten. Ob es gelingt, den öffentlich geforderten Wohnungs
bau zu beleben, hängt somit auch von der Mobilisierung geeigneter, also
preisgünstiger Grundstücke ab. Für die Kommunen heißt dies, ihre Grundstü
cke nicht zum bestmöglichen Preis zu veräußern, sondern sie für den Bau
preiswerter, in der Regel öffentlich geförderter Wohnungen zur Verfügung zu
stellen. Zudem müssen kommunale Vorkaufsrechte ausgeweitet und die
Kaufpreise in diesen Fällen begrenzt werden.

Um die erforderlich Zahl an Wohnungen bauen zu können, wird in den
Wachstumsregionen eine Nachverdichtung erforderlich sein: Wo immer mög
lich und vertretbar sind Gebäude aufzustocken, Dachgeschosse auszubauen
und leer stehende Bürogebäude zu Wohngebäuden umzunutzen; zudem sind
Baulücken zu schließen und Konversionsflächen zu bebauen.

Erforderlich ist, kompakt und zugleich qualitätsvoll zu bauen. Viele Beispiele
zeigen, dass individuelles Wohnen auch im Geschosswohnungsbau möglich
ist. Den Luxus, knappe Wohnbauflächen für neue Ein- und Zweifamilienhäu
ser zu verschwenden, werden wir uns in den Wachstumsregionen nicht länger
leisten können.

So drängend die Wohnungsprobleme auch sind: Eine zukunftsfähige Stadt
entwicklungspolitik muss auch die Folgen der Ausweitung und Verdichtung
der Wohnbauflächen auf das Stadtklima und für das Naherholungsbedürfiiis
der Bewohner/innen beachten. Sollen die großen Städte in 30 Jahren noch
bewohnbar sein, müssen vorhandene städtische Grünflächen und Belüftungs
schneisen erhalten, besser vernetzt und teils auch neu geschaffen werden. Die
se Flächen stehen fiir den Wohnungsbau nicht zur Verfügung.

An diesem Zielkonfiikt kann sich die wohnungspolitische Debatte nicht vor
beidrücken. Insbesondere die großen Städte stehen im Bereich der Anpassung
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an den Klimawandel vor großen Herausforderungen, denn der zu erwartende
Klimawandel wird die bereits vorhandenen Belastungen in den Städten noch
zusätzlich verschärfen.^* So zeigen beispielsweise die Klimaprojektionen für
Nordrhein-Westfalen, dass bis zur Mitte dieses Jahrhunderts mit einer Erwär

mung um 2°C im Vergleich zur Referenzperiode 1961-1990 gerechnet werden
muss. Darüber hinaus sind eine verstärkte Häufigkeit von Extremwetterereig
nissen (Niederschläge, Hitze, Trockenheit) und eine Verschiebung der Nie
derschläge in die Wintermonate zu erwarten.^^

Wohnen in der inneren Stadt darf nicht zum Privileg

Weniger werden!

Wenn trotz wachsendem Druck auf den innerstädtischen Wohnungsmarkt
nicht auch die letzten Haushalte mit wenig Einkommen an den Stadtrand ver
drängt werden sollen, dann muss die kommunale Wohnungsneubaupolitik er
gänzt werden um eine engagierte Wohnungsbestandspolitik. Im Kern muss es
hierbei darum gehen, - so Krummacher - „den Bestand preiswerter Mietwoh
nungen rigoros [zu] sichem"^^.
Solange sich die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen nicht ändern, werden
die Städte mir den ihnen zur Verfugung stehenden Handlungsmöglichkeiten
Verdrängungsprozesse allerdings allenfalls behindern und verlangsamen, aber
nicht verhindern können.

Es wäre aber schon viel gewonnen, wenn die Kommunen die ihnen zur Ver
fugung stehenden Instrumente, wie etwa das Modemisierungs- und das In
standsetzungsgebot (§ 177 BauGB), entschlossen nutzen würden. Einfluss
nehmen können die Kommunen auch auf die Umwandlung von Miet- in Ei
gentumswohnungen und auf Luxussanierungen. Diese lassen sich durch die
Ausweisung sozialer Erhaltungssatzungsgebiete beeinflussen. Und der
Zweckentfi-emdung von Wohnraum, einschließlich des spekulativen Leerstan
des, kann durch entsprechende kommunale Satzungen entgegengewirkt wer
den.

Eine solche Strategie einer sozialen Wohnungsbestandspolitik muss sich auf
zwei Säulen stützen: Zum einen muss der vorhandene Bestand mietpreisgüns
tiger Wohnungen konsequent gesichert werden; zum anderen muss der Woh
nungsbestand in den unterversorgten Gebieten bevorzugt für die Wohnversor
gung benachteiligter Haushalte verwendet werden.^'*

21
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des

Landes Nordrhein-Westfalen (Hg.), Handbuch Stadtklima. Maßnahmen und Handlungskon
zepte für Städte und Ballungsräume zur Anpassung an den Klimawandel, Düsseldorf 2011.

^^Vgl. ebd., S. IG.
23

Michael Krummacher, a.a.O., S. 265.
24

Vgl. Thomas Schaller, Wohnungsnot und Grenzen des Wachstums; in: Adalbert Evers/Klaus
Seile (Hg.), Wohnungsnöte, Frankfurt a.M. 1982, S. 21-27.
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Wohnen als Soziale Infrastruktur *

Seit einigen Jahren wird unter dem Stichwort der Sozialen Infrastruktur über
neue Wege einer Sozialpolitik in den entwickelten kapitalistischen Ländern
diskutiert. Ausgehend von der Annahme, dass in den reichen Ländern West
europas und Nordamerikas ein ausreichendes Bruttoinlandprodukt produ
ziert wird, um allen Bewohner/inne/n ein angenehmes und sorgenfreies Le
ben bieten zu können, werden wachsende Armutslagen und soziale Spaltun
gen als überwindbare Artefakte der aktuellen Sozialpolitik angesehen
(Hirsch 2003). Anstelle der individualisierten, selektiven und in seiner Wir
kung beschränkten Umverteilungsmechanismen der traditionellen bzw. key-
nesianischen Sozialpolitik soll nun die Bereitstellung einer Sozialen Infra
struktur treten.

Verstanden wird darunter die „in der Regel kostenlose oder gegen geringes
Entgelt dargebotene Bereitstellung öffentlicher, für alle gleichermaßen zu
gänglicher Güter und Dienstleistungen (...), die von den einzelnen nicht
selbst hergestellt werden kann" (AG links-netz 2012: 6). Konkret benannt
werden die Bereiche der Gesundheitsversorgung, des Verkehrs, des Woh
nens, der Bildung und der Kultur. Die Finanzierung der sozialen Infrastruk
tur soll grundsätzlich über Abgaben und Steuern erfolgen (AG links-netz
2012: 10 ff.).

Nicole Vrenegor und Manuel Osörio haben eine erste Skizze für die Organisati
on des Wohnens als Soziale Infrastruktur erarbeitet und mit dem Zugang zu be
zahlbarem Wohnraum, der Demokratisierung der Wohnungsverwaltung und ei
ner Orientierung an gemeinschaftlichen Wohnformen einige Bestandteile für die
Neuorganisation des Wohnens als Soziale Infrastruktur vorgeschlagen (Osö-
rioA^renegor 2011). Der folgende Beitrag diskutiert das Konzept „Wohnen als
Soziale Infrastruktur" anhand von vier Fragen:

- Warum ist das Wohnen ein Politikfeld für die Diskussionen um eine So

ziale Infrastruktur?

-  In welchem polit-ökonomischen Kräfteverhältnis muss eine Reorganisa
tion der Wohnungsversorgung durchgesetzt werden?

- Welche Voraussetzungen hat eine Wohnungsversorgung als Soziale Inf
rastruktur?

- Welche sozialen Bewegungen und politischen Akteure können als Träger
der gewünschten Veränderungen angesehen werden?

Geringfügig gekürzter und überarbeiteter Beitrag aus www.links-netz.de.
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1. Sozialpolitische Aspekte des Wohnens

Warum ist das Wohnen ein Politilrfeld för die Diskussionen um eine Soziale
Infrastruktur?

Steigende Mietpreise in vielen Städten, der Ausverkauf von bisher öffentlichen
Wohnungsbeständen, die Verdrängung von ärmeren Einkommensgruppen aus
den Innenstädten sowie die damit einhergehenden Segregationsprozesse be
schäftigen nicht nur die Stadtforschung, sondern werden aktuell auch von städti
schen Protestbewegungen auf die Tagesordnung der Stadtpolitik gesetzt.

Die sozialpolitische Relevanz der Wohnungsversorgung besteht nicht nur im
Kontext der Zugangschance und der Qualität einer als existentiell angesehen
Grundvoraussetzung der Reproduktion, sondern darüber hinaus in den die ge
sellschaftliche Lage bestimmenden Wirkungen von Wohnbedingungen.

Die Wohnungsversorgung wird in einer Reihe von internationalen Abkommen
und früheren Gesetzgebungen als fester Bestandteil der Daseinsvorsorge ange
sehen. So ist das „Recht auf Wohnen" in der Allgemeinen Erklärung der Men
schenrechte unter Artikel 25 als Teile des Rechts auf einen angemessenen Le
bensstandard verankert:, Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der sei
ne und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich Nah
rung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leis
tungen ..." (Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948, Artikel 25).

Während das Recht auf Wohnung in der Verfassung der Weimarer Republik
von 1918 explizit formuliert wurde\ wird es im Grundgesetz der Bundesre
publik bis heute nicht gewährt. Mieterorganisationen, Sozialverbände und
auch die Linkspartei haben in den vergangenen Jahren erfolglos nach einer
grundgesetzlichen Verankerung eines Menschenrechts auf Wohnen verlangt.
Eine von der Bundestagsfraktion der PDS/Linke Liste 1994 beauftragte ,Al
ternative Experlnnenkommission Wohnen ist Menschenrecht" definierte das
„Recht auf eine angemessene Wohnung" als Recht auf eine eigene, abge
schlossene Wohnung in ausreichender Größe. Dazu gezählt wurden auch eine
intakte Infrastruktur und Möglichkeiten, am gesellschaftlichen - kulturellen,
sozialen und politischen - Leben teilzunehmen. Dieses Recht solle für alle
Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaften sowie Individuen gelten, unabhängig
von Geschlecht, Nationalität, Alter, Konfession und Lebensweise. Die Unter
bringung in Obdachlosenasylen, Heimen oder Behelfsunterkünften wurden als
Möglichkeit zur Verwirklichung eines Rechts auf Wohnen explizit ausge
schlossen (Alternative Expertinnenkommission 1994).

Neben einer solchen individuellen Versorgungsperspektive werden Fragen des
Wohnens in sozialpolitischen Debatten vielfach mit dem Problem der unglei-

Unter § 155 der Verfassung der Weimarer Republik hieß es: „Die Verteilung und Nutzung des
Bodens wird von Staats wegen in einer Weise überwacht, die Mißbrauch verhütet und dem
Ziele zustrebt, jedem Deutschen eine gesunde Wohnung und allen deutschen Familien, beson
ders den kinderreichen, eine ihren Bedürfhissen entsprechende Wohn- und Wirtschaftsheim
stätte zu sichern."
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chen Raumentwicklung und den negativen Folgen einer sozialräumlichen Po
larisierung verbunden, Ausgangspunkt dabei sind Annahmen über die räum
lich ungleiche Verteilung städtischer Infrastrukturen und Dienstleistungsan
gebote sowie zu sozialen Nachbarschaftseffekten. Die Frage des Wohnortes
wird dabei als wirksames Positionierungssystem im sozialen Feld verstanden.
Im Kontext von Nachbarschaften mit einer hohen Konzentration an benachtei

ligten Haushalten und defizitärer Ausstattung wird entsprechend nicht nur von
„benachteiligten", sondern von „benachteiligenden" Quartieren gesprochen
(Häußermann/Kronauer 2009). Auch im Zuge der aktuell weltweit geführten
Gentrification-Debatten wird nicht nur ein Recht auf angemessene Woh
nungsversorgung, sondem eben auch ein Recht auf Nachbarschaft reklamiert
(NewmanAVyly 2006).

Die Anwendbarkeit des Konzeptes der Sozialen Infi^struktur für den Bereich
der Wohnungsversorgung weist einige Tücken auf. Zwar kann das Wohnen, ob
seiner existentiellen Bedeutung für die Lebensgestaltung, als typisches Element
der Dienstleistungen verstanden werden, die von den einzelnen nicht selbst
hergestellt werden können - doch einer Bereitstellung als gleichermaßen zu
gängliches Gut steht nicht nur die ungleiche Verteilung von Wohnqualitäten,
sondem auch die zutiefst individuelle Konsumtion des Wohnens entgegen.
Manuell Castells hat schon in den 1970er Jahren auf den Widerspmch zwi
schen „der individuellen Aneignung von Lebensbedingungen ... und der Art
und Weise der kollektiven Verwaltung dieser Prozesse" (Castells 1975: 36)
hingewiesen. Unter den Bedingungen der fordistischen Wohlfahrtsregime
konnte dieser Widerspmch nicht gelöst werden, doch auch die Diskussion um
eine Soziale Infrastruktur und gmndsätzlich neuer Formen der Sozialpolitik
wird sich diesem Problem stellen müssen.

2. Stellung der Wohnungsversorgung in der kapitalistischen
Ökonomie

In welchem polit-ökonomischen Kräfteverhältnis muss eine Reorganisation
der Wohnungsversorgung durchgesetzt werden?

Schon der verbreitete Begriff des Wohnungsmarktes deutet auf eine Organisa
tion der Wohnungsversorgung unter den Bedingungen der kapitalistischen
Ökonomie. Wie andere Waren unterliegen der Wohnungsbau und die Woh
nungsbewirtschaftung dabei vor allem ökonomischen Rationalitäten. Daraus
können einige gmndsätzliche Überlegungen abgeleitet werden, die für die
Einschätzung der aktuellen Entwicklungen in den Städten, aber auch für die
Formuliemng von Alternativen für eine soziale Wohnungsversorgung von
zentraler Bedeutung sind.

Der Doppelcharakter von Waren, zugleich Träger von Gebrauchs- und
Tauschwerten zu sein, triffr auch für die Wohnungsversorgung zu. Während
der Gebrauchswert (die Nützlichkeit eines Dings macht es zum Gebrauchs
wert) Aspekte wie die Größe, Qualität und Ausstattung einer Wohnung um-
fasst - drückt sich der Tauschwert in den Verkaufspreisen bzw. den Ge-
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winnspannen der Wohnungsvermietung aus. Damit ist ein zentrales Konflikt
feld in marktfbrmig organisierten Wohnungsversorgungssystemen benannt.
Während Mieter/innen vor allem an einer Verbesserung der Gebrauchsqualitä
ten ihrer Wohnungen interessiert sind, orientieren sich ökonomisch rational
handelnde Eigentümer/innen an der Maximierung der Mieteinnahmen bzw.
Verkaufspreise. Insbesondere die Aspekte der Verteilungsgerechtigkeit der
Wohnungsversorgung werden unter den Bedingungen der Verwertungslogik
strikt den Marktmechanismen unterworfen und stehen sozialen Versorgungs

prinzipien entgegen.

Auch wenn die Wohnungsversorgung ganz offensichtlich den Prinzipien der
kapitalistischen Ökonomie unterworfen ist, leitet sich der Wert einer Immobilie
nicht aus dem Produktionspreis, also der zu ihrer Erstellung gesellschaftlich
notwendigen Arbeit (Marx 1893; 53) ab, sondern wird wesentlich von externen
Bewertungsfektoren wie der Lage, der Zuordnung zu einem spezifischen Woh
nungsmarktsegment oder der Knappheit des Angebots bestimmt. Die erwirt
schafteten Überschüsse aus Wohnungshandel und -Vermietung wurden daher in
der marxistischen Ökonomie auch nicht als Mehrwert angesehen, sondern der
Sphäre der Zirkulation bzw. des gesellschaftlichen Konsumtionsfonds zugeord
net (Beiina 2010: 10). Schon Marx machte auf die eigentümliche Weise der
Wertzirkulation von Immobilien aufhierksam: „Gewisse Waren können der Na

tur ihres Gebrauchswertes nach immer nur als fixes Kapital verliehen werden,
wie Häuser, Schiffe, Maschinen usw. Aber alles verliehene Kapital, welches
immer seine Form und wie die Rückzahlung durch die Natur des Gebrauchs
wertes modifiziert sein mag, ist immer nur die besondere Form des Geldkapi
tals. Denn was hier verliehen wird, ist immer eine bestimmte Geldsumme, und
auf diese Summe wird dann auch der Zins berechnet." (Marx 1894: 356)

Aus einer ökonomischen Perspektive stellen sich Immobilien demnach als
zinstragendes Kapital - vergleichbar mit einer Finanzanlage - dar: , J)ie Ver
zinsung ist es, die sich der Hauseigentümer von der Wohnungsvermietung er
hofft und die ihn deshalb zum Bau oder Kauf des Hauses veranlasst hat. Die

Höhe dieses Zinses ist von zwei Faktoren abhängig: von der Größe des vorge
schossenen Kapitals und von dem Zinssatz, der auf dem Wohnungsmarkt er
zielt werden kann." (Brede/Kohaupt/Kujath 1975: 25)

Diese Zinsökonomie des Wohnungsmarktes hat enorme Folgen, denn in ei
nem solcherart organisierten Wohnungsbau konkurrieren Investitionen in den
Neubau und Erhalt von Wohnungen immer mit anderen Anlageoptionen
(Sparbuch, Aktien, Schiffscontainer etc.) und erst wenn die durchschnittliche
Verzinsung höher als in anderen Bereichen ist, lohnt sich eine Investition in den
Wohnungsmarkt. Aber auch innerhalb des Wohnungsmarktes weisen verschie
dene Teilmärkte unterschiedliche Gewinnaussichten auf, so dass in der Tendenz

v.a. in die profitablen Bereiche der Wohnungsversorgung investiert wird.
Preiswerte Mietwohnungsbestände gehören in der Regel nicht dazu. Aus der
ökonomischen Struktur der Grundrenten heraus kann erklärt werden, warum es

einen systematischen Mangel an preiswerten Wohnungsgelegenheiten gibt.
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Unter den Bedingungen der Globalisierung und des finanzmarktdominierten
Akkumulationsregimes (Chesnais 2004) verändern sich jedoch die ökonomi
schen Grundlagen der Immobilienwirtschafl grundlegend und unter dem Stich
wort der Finanzialisierung wird ein Übergang von einer zinsbasierten Renten-
zu einer finanzmarktorientierten Renditeökonomie diskutiert (Heeg 2010,
Heeg/Holm 2012). Statt der kreditfinanzierten Projekte traditioneller Immobi
lienentwickler und Wohnungsbauuntemehmen werden Wohnungsmärkte zu
nehmend direkt von Finanzmarktakteuren bestimmt, die auf die Wohnungs- und
Immobilienmärkte drängen. Dieser Übergang zur Finanzialisierung der Immobi-
lienwulschaft lässt sich als Umkehr der bisherigen Funktionsbeziehungen zwi
schen dem Finanzmarktbereich und dem Immobiliensektor beschreiben: Fi

nanzmärkte stehen nicht mehr länger im Dienst der Realökonomie, sondern zie
len direkt auf einen Renditesteigerung von Finanzanlagen (Huffschmid 2007).
Das frühere Mittel der Finanzierung von Projekten verwandelte sich so in den
Selbstzweck des anlagesuchenden Kapitals (Heeg 2011: 181 f.).

Banken wie UBS und globale Finanzdienstleister wie Morgan Stanley erwarben
la-Immobilien wie das Atlantic-Haus oder den Astra-Turm in Hamburg, In
vestmentgesellschaften wie Cerberus, Blackstone und Fortress kauften deutsch
landweit Wohnungen, und der Bestand institutioneller Anleger/innen wird mitt
lerweile auf etwa 850.000 Wohnungen geschätzt (Claßen u.a. 2010). Insbeson
dere der Verkauf von Wohnungen aus der öffentlichen Hand und die Privatisie
rungen ganzer Wohnungsbaugesellschaften haben eine öffentliche Debatte um
die Verwertungsstrategien und Investitionsmotive der neuen Eigentümer/innen
ausgelöst, die regelmäßig unmittelbar mit dem Finanzmarktsektor verbunden
sind (Holm 2010).

Michael Hardt und Toni Negri diskutieren in ihren Texten zu den veränderten
Produktionsverhältnissen der Wissensgesellschaft städtische Räume als „Reser
voir des Gemeinsamen" (Hardt/Negri 2010: 110) und sehen in ihnen die Grund
lage der (biopolitischen) Produktionsbeziehungen. Mit dem Übergang von der
Industrie- zur Wissensökonomie verschiebe sich - so Hardt und Negri - der
Stellenwert der Immobilienwirtschaft im Kontext der kapitalistischen Ökono
mie. „Während die Industriefabrik also Profit generiert, weil ihre Produktivität
vom Kooperations- und Kommandoschema des Kapitalisten abhängt, generiert
die Metropole in erster Linie Grundrente, denn sie ist die einzige Möglichkeit,
wie das Kapital des autonom geschaffenen Reichtums habhaft werden kann."
(Hardt/Negri 2010: 110).

Aus dieser Perspektive hat sich die Funktion der kapitalistisch organisierten
Wohnungsversorgung von einem Teil des gesellschaftlichen Konsumtionsfonds
in das Zentrum der Profitrealisierung verschoben. Wenn die Wohnungsversor
gung für das kapitalistische Akkumulationsregime nicht mehr vorrangig der Si
cherung von allgemeinen Reproduktionsbedingungen dient, sondern unmittelbar
der Anlagesphäre von Finanzmarktinvestitionen zugeordnet wird, werden sich
die Widersprüche zwischen Gebrauchswert- und Tauschwertorientierungen
ebenso verschärfen wie die Tendenzen der ungleichen Raumentwicklung.
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Konzepte und Forderungen, die Wohnungsversorgung als Teil einer durchzu
setzenden Sozialen Infrastruktur anzusehen, stehen vor der Herausforderung,
mit dem aktuellen Modus der kapitalistischen Urbanisierung zu brechen.

Die Konflikte rund um die Wohnungsversorgung wirken jedoch nicht einfach
aus ihrer ökonomischen Logik heraus, sondern sind politisch administrativ
eingebettet. Jede wohnungspolitische Reform steht daher auch vor der Aufga
be, die bestehenden Rahmenbedingungen des politisch-administrativen Sys
tems zu verändern und die Interessenblöcke des aktuellen Verwertungsre

gimes aufeubrechen.

Das Wohnungswesen ist ein hochkomplexes System, das nur im Zusammen
spiel verschiedener Akteure funktioniert. So setzt ein städtischer Wohnungs
markt die Kooperation von Grundeigentümer/inne/n, finanzierenden Banken,
Architekt/inn/en und Stadtplaner/inne/n, der Bauwirtschaft und in der Regel
der Stadtverwaltungen voraus. Politische und administrative Rahmenbedin
gungen wie etwa die Steuergesetzgebung, das Bau- und Mietrecht, Denkmal
schutzbestimmungen und Förderprogramme haben einen wesentlichen Ein-
fluss auf die Investitionsaktivitäten.

All die benannten Akteursgruppen haben ein gemeinsames Interesse an der
Boden verwertung der Stadt und müssen sich auf ein gemeinsam geteiltes Pro
gramm des Wohnungsbaus einigen. Die dominierende Orientierung auf die
Errichtung von Eigenheimen an den Stadträndmi in den 1960er und 1970er
Jahren steht ebenso wie die Hinwendung zu Stadtemeuerungsprogrammen in
den 1980er und 1990er Jahren für die Konstitution solcher Interessenblöcke

(siehe Bodenschatz 1987: 10). Aus einer politikwissenschaftlichen Perspekti
ve können wir in Anlehnung an die städtischen Wachstumskoalitionen (Lo-
gan/Molotch 1987) von lokalen Immobilien-Verwertungs-Koalitionen spre
chen. Während das Interesse von Eigentümer/inne/n, Banken und der Bau
wirtschaft v.a. wirtschaftlich begründet werden kann, ist die aktive Rolle von
Stadtregierungen vor allem über Strukturen der Klientelpolitik und eine zu
nehmend unternehmerische Orientierung von Stadtpolitiken (Harvey 1989;
Brenner/Theodore 2002) zu erklären.

Eine Durchsetzung von neuen Formen der Sozialpolitik in Gestalt einer Sozia
len Infrastruktur steht daher nicht nur vor der Herausforderung einer Dekom-
modifizierung der Wohnungsversorgung, sondern wird in hohen Maße von
einer Neukonstitution stad^Jolitischer Interessenskoalitionen abhängen. Letzt
endlich wird jede Form einer anderen Wohnungspolitik nur gelingen, wenn
bestehende Interessensblöcke aufgespalten und neue stadtpolitische Koalitio
nen gebildet werden können. Eine Strategie für eine als Soziale Infrastruktur
organisierte Wohnungsversorgung muss neben konzeptionellen Gedanken vor
allem Perspektiven für neue Bündnisse entwickeln. Ob dieses Coalition-
Building im vorliegenden Fall, Teile der Eigentümerstruktur, der Verwaltun
gen, der Architektenschaft oder der Bauwirtschaft umfassen könnte, bleibt zu
diskutieren.
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3. Regulationsansätze für eine Wohnungsversorgung als so
ziale Infrastruktur

Welche Voraussetzungen hat eine Wohnungsversorgung als Soziale Infra
struktur?

Ganz allgemein lässt sich das Programm einer sozial orientierten Organisation
der Wohnimgsversorgung als Dekommodifizierung und Vergesellschaftung
beschreiben. Im Zusammenhang mit den Verdrängungsdjmamiken im Zuge
von Aufwertungsprozessen haben Neil Smith und Peter Williams bereits Ende
der 1980er Jahre formuliert: „Langfristig ist die Dekommodifizierung der
Wohnungsversorgung die einzige Verteidigung gegen Gentrification (...),
Anständige Wohnungen und Nachbarschaften sollten ein Recht und kein Pri
vileg sein. Natürlich ist dies nicht mit einer Reihe von Reformen zu erreichen;
vielmehr wird es politische Umwälzungen brauchen, die tiefgreifender sein
werden, als die sozialen und räumlichen Veränderungen, wie wir sie heute
kennen." (Williams/Smith 1986: 222)

Die Dekommodifizierung, also das Herauslösen der Wohnungsversorgung aus
den Marktlogiken, kann dabei als Ziel und Maßstab für die Bewertung woh
nungspolitischer Programme und Regelungen verstanden werden.

Ein zweiter Aspekt einer sozial orientierten Stadtpolitik kann mit dem Stich
wort der Vergesellschaftung umrissen werden. Gemeint sind damit zunächst
vor allem die Entmachtung der beschriebenen Immobilien-Verwertungs-
Koalitionen und eine Re-Politisierung der Stadtpolitik im Sinne einer gemein
samen und öffentlichen Debatte und Entscheidung über gemeinsame und öf
fentliche Belange.

Obwohl die Geschichte der Wohnungspolitik relativ reich an zum Teil tief
einschneidenden Steuerungsversuchen durch den Staat ist, gibt es bisher nur
wenige Ansätze für die hier skizzierte Dekommodifizierung.

Die Geschichte der Wohnungspolitik lässt sich als dauerhafter Versuch be
schrieben, den Tauschwert-Gebrauchswert-Antagonismus durch eine Reihe
von gesetzlichen und administrativen Rahmenbedingungen (Mietrecht,
Baurecht, Wohngeld etc.) zu regulieren (Heinelt u.a. 2004) - aufgehoben
werden kann er nicht. Für die aktuellen Diskussionen zur Stadtentwicklung ist
das insofem von Bedeutung, weil sich Wohnungspolitik in dieser Perspektive
nicht als moderierbares Politikfeld mit Vorteilsoptionen für alle Seiten verste
hen lässt. Mieter/innen werden sich immer auch noch bessere und also

gebrauchswertere Wohnungen vorstellen können und Eigentümer/innen wer
den sich - eine ökonomische Rationalität ihres Handels unterstellt - immer an

einer Steigerung der Einnahmen orientieren. Eingriffe in den Wohnungsmarkt
sind also immer eine Balance von widersprüchlichen Interessen und damit
Ausdruck von Machtverhältnissen in den Städten.

Ganz grundsätzlich lassen sich drei zentrale Steuerungsmedien für einen staat
lichen bzw. kommunalen Eingriff in die Wohnungsversorgung benennen:
Geld, Recht und Eigentum (siehe Holm 2006).
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Geld umfasst als Steuerungsinstrument im Bereich der Wohnungsversorgung
insbesondere Subjekt- und Objektförderungen sowie finanzielle Förderin
strumente zur Unterstützung bestimmter Wohnungsanbieter. Neben dem
Wohngeld zählten in der Vergangenheit insbesondere die Förderprogramme
des Sozialen Wohnungsbaus zu den zentralen Instrumenten der Wohnungspo
litik. Durch die Übernahme der unrentierlichen Kosten wurden dabei zeitlich

begrenzt preiswerte Wohnungen sichergestellt und durch Belegungsbindun
gen aus den Vergabeprinzipien der Wohnungsmärkte herausgelöst. Die strikte
Ausrichtung der bundesdeutschen Förderprogramme vom 2. Wohnungsbauge
setz (2. WoBauG von 1956) bis zum Wohnraumfbrdergesetz (WoFG von
2002) auf die Eigentumsförderung und ihre Ausgestaltung als Ubergangsin
tervention in Marktmechanismen föhrten zu der Situation, dass selbst zu 100

Prozent geförderte Wohnungen nach Ablauf der Bindungsfristen wieder in
den Wohnungsmarkt zurückgeführt werden. Der österreichische Wohnungs-
wissenschafller Christian Donner bezeichnete die bundesdeutschen Fördersys

tematik zu Recht als Programme einer „sozialen Zwischennutzung" (Donner
2000: 200). Bei aller Kritik an den traditionellen Programmen des Sozialen
Wohnungsbaus ist vor dem Hintergrund der Liberalisierung und Mittelkür
zungen im Bereich der Wohnungspolitik eine Diskussion über Perspektiven
eines Neuen Sozialen Wohnungsbaus überföllig. Insbesondere die Erstellung
von Wohnbauten erfordert - selbst bei einem vollständigen Verzicht auf jegli
che Gewinne - einen Mitteleinsatz, der insbesondere von Haushalten mit mitt
leren und geringen Einkommen nicht selbst getragen werden kann. Jedwede
Suche nach Konzepten fiir eine soziale Wohnungsversorgung ist daher un
trennbar mit der Frage der (öffentlichen) Finanzierung verbunden.

Recht bezieht sich als Steuerungsinstrument auf meist zivilrechtliche und ho
heitliche Regulationsmechanismen, bei denen beispielsweise durch die Ausges
taltung des Mietrechts, des Baurechts und des Städtebaurechts in Form von
Festlegungen, Auflagen und Genehmigungsvorbehalten auch soziale Ziele
durchgesetzt werden sollen. Die auch stadtpolitischen Auseinandersetzungen
um die Ausgestaltung der gesetzlichen Regulationsinstrumente verweisen un
mittelbar auf die widersprüchlichen Interessenkonstellationen im Bereich der
WohnungsVersorgung. Die Umsetzung von städtebaulichen Satzungen (z.B. von
Sanierungs- und Milieuschutzgebieten) zu verschiedenen Zeiten und in ver
schiedenen Städten zeigt, dass die sozialen Effekte der rechtlichen Instrumente
wesentlich von den politischen Vorgaben für die Verwaltungen abhängen. Ins
besondere in den Satzungsbereichen des Besonderen Städtebaurechts konnten in
der Vergangenheit zumindest zeitweilig Mitbestimmungsmöglichkeiten für
Mieter/innen und Mietobergrenzen durchgesetzt werden, die weit über das übli
che Regulationsmaß des Wohnungsmarktes hinausgingen. In der Regel wurden
dabei die Genehmigungen für Modemisierungsmaßnahmen an Auflagen und
eine individuelle Zustimmung durch die Bewohner/innen gekoppelt, die als par
tielle Verschiebung der Machtkonstellation zwischen Eigentümer/inne/n und
Mieter/inne/n angesehen werden können. Die Verlagerung von baulichen und
sozialpolitischen Aspekten auf eine letztendlich zivilrechtliche Vertragsebene
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(Vereinbarung zwischen Mieter/inne/n und Eigentümer/inne/n) kam in der Pra
xis jedoch vor allem den Haushalten mit einer hohen Ausstattung an sozialem
und kulturellem Kapital zu Gute (Holm 2002).

Eigentum kann in Gestalt des Eigentums an Grundstücken und öffentlichen
Wohnungsbeständen als Steuerungsinstrument genutzt werden. So kann bei
spielsweise die privilegierte Vergabe von öffentlichen Grundstücken an ausge
wählte Bauträger mit den Auflagen zur Erstellung eines preiswerten
(Miet)Wohnungsbaus genutzt werden. Kommunale und andere öffentliche
Wohnungsbestände können über entsprechende Vorgaben für die Bewirtschaf-
tungs- und Vergabepraxis zur sozialen Wohnungsversorgung benachteiligter
Haushalte beitragen. Auch hier weisen die aktuellen Trends der Privatisierung
und Ökonomisierung jedoch auf eine Abkehr von einer sozialen Stadtpolitik.
Alle drei klassischen Steuerungsmedien der Wohnungspolitik sind grundsätz
lich auf eine Marktlogik ausgerichtet und allenfalls in der Lage, die Verwer
tungsorientierung zeitweise und lokal begrenzt einzuhegen. Dennoch können
die administrativen Steuerungsmöglichkeiten eine wichtige Rolle bei der
Durchsetzung von Konzepten der Sozialen Infi^astruktur spielen. Förderpro
gramme sollten künftig ausschließlich für Wohnungsprojekte mit einer dauer
haften Sozialbindung vergeben und zur Ausweitung solcher Bestände als revol-
vierende Fonds organisiert werden. Rechtliche Auflagen können insbesondere da
zu genutzt werden, die Verwertungsmöglichkeiten weniger attraktiv zu machai,
damit nicht-profit-orientierten Bauträgem überhaupt den Zugang zu Bauland und
Wohnungsbeständen eröf&iet wird. Öffentliche Liegenschaften und Wohnungs
bestände bieten eine geeignete Plattform, um Pilotprojekte für eine Wohnungs
versorgung als Soziale lnfi:astruktur zu erzwingen, da sie in ihrer eigentums
rechtlichen Zuordnung als Teil des politisch-administrativen Systems unmittel
bar den politischen Willenbildungsprozessen unterworfen werden können.

In einer_weitergehenden Perspektive kann und sollte Vergesellschaftung auch
als die Übernahme der Verfügungsgewalt von Wohnungen in eine Bewohner-
Selbstverwaltung verstanden werden. Modelle fiir solche Selbstverwaltungs-
stmkturen gibt es bisher in der Bundesrepublik nur in den gesellschaftlichen
Nischen von Wohnprojekten (wie z.B. dem Mietshäuser Syndikat), die durch
ein hohes Maß an kultureller und sozialer Exklusivität gekennzeichnet sind
(Horlitz 2012). Hier gilt es, verallgemeinerbare Perspektiven zu entwickeln.
In der Praxis einer sozial orientierten Stadtpolitik werden Dekommodifizie-
rung und Vergesellschaftung nicht auf einen Schlag durchsetzbar sein. Als
Maßstab des eigenen Handelns bieten sie jedoch eine sinnvolle Orientierung
bei der Formulierung von Forderungen und Vorschlägen und Programmen.

4. Von der koUektiven Konsumtion zur sozialen Infrastruktur

Welche sozialen Bewegungen und politischen Akteure können als Träger der
gewünschten Veränderungen angesehen werden?

Die Durchsetzung einer Wohnungsversorgung als Soziale Infi-astruktur steht
vor drei zentralen Aufgaben: der gmndsätzlichen Organisation der Woh-
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nungsversorgung jenseits von Marktlogiken, der Etablierung einer neuen und
durchsetzungsfahigen Interessens-Koalition und der Erarbeitung von konkre
ten Modellen und Konzepten von Mitbestimmungs- und Selbstverwaltungs
strukturen im Wohnungsbereich.

Grundlage für alle drei Bereiche ist ein Bruch mit der derzeit hegemonialen
Konzeption der Wohnungsversorgung als Wohnungsmarkt. Das Grundprinzip
aller Vorstellungen einer sozialen Infrastruktur ist die »Bereitstellung öffentli
cher Dienstleistungen und Güter" (links-netz 2012). In den politisierten De
batten der Stadtforschung in den 1960er und 1970er Jahren wurde dafür der
Begriff der kollektiven Konsumtion geprägt. Mit dem Begriff wurden all jene
Funktionen der individuellen und gesellschaftlichen Reproduktion zusam-
mengefasst, die letztlich nur durch allgemein gesellschaftliche Organisations
formen gewährleistet werden können. So sind eine Reihe städtischer Ressour
cen und Einrichtungen - denken wir nur an die netzgebundenen Infrastruktu
ren, den städtischen Nahverkehr oder die Abfallbeseitigung - schlichtweg oh
ne eine gemeinsame, kollaborative und vielfach öffentliche Organisation nicht
zu gewährleisten (siehe Saunders 1987: 170 ff.).

Die Gewährleistung, Ausstattung und der Zugang zu solchen städtischen
Infrastrukturen sind seit Beginn der Urbanisierung umkämpft und waren lange
Zeit das zentrale Thema städtischer sozialer Mobilisierungen. Manuel Castells
beschrieb in den 1970er Jahren den gewaltigen Ausbau eines lokalen Staats
apparates, der die Widersprüche in den Städten zu regulieren und zu überwin
den versuchte, die Konflikte jedoch nie wirklich einzudämmen vermochte
(Castells 1975). Insbesondere für die Hochphasen der fordistischen Planungs
euphorie beschrieb er eine regelrechte Selbstverständlichkeit von staatlich und
lokalstaatlich organisierten Infrastrukturen in den Städten, die städtische Kon
flikte von Auseinandersetzungen mit Marktakteuren in die Sphäre der staatli
chen Regulation verlagerte. Die kollektive Konsumtion stellte das zentrale
städtische Konfliktfeld dar und brachte insbesondere in den hochentwickelten

kapitalistischen Gesellschaften neue Konflikte hervor, weil das allgegenwärti
ge Wohlfahrtsversprechen nicht eingelöst werden konnte. Die stetig wachsen
den »Jcollektiven Bedürfiiisse" waren letztendlich für kapitalistische Investiti
onen nicht rentabel; „Der kollektive Konsum (Wohnung, Lebensstandard,
Verkehr usw.) wird damit zugleich unumgängliches Element, ständiger Ge
genstand von Forderungen und defizitärer Sektor in einer kapitalistischen
Wirtschaft." (Castells 1975: 34)

Soziale Bewegungen heute stehen erst einmal vor der Aufgabe, den gesell
schaftlichen Anspruch auf eine öffentliche Verantwortung fiir Infrastrukturen
in den gesellschaftlichen Diskursen überhaupt zu (re)etablieren. Die aktuell in
vielen Städten erstarkenden Proteste gegen Mietsteigerungen, Verdrängung
und Privatisierung von kommunalen Wohnungsbeständen (Unger 2006; Holm
2011) eröflfiien im Feld der Wohnungspolitik erstmals seit vielen Jahren die
Chancen für einen solchen Perspektivwechsel. In einer für diesen Zusammen
hang ermutigenden Umfrage beispielsweise antworteten fast 60 Prozent der
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Befragten auf die Frage „Sollte der Staat eingreifen, um den Anstieg der Mie
ten in Großstädten zu begrenzen ...?" mit ,Ja". (infratest-dimap 2012)

Doch eine Einsicht in die notwendige Intervention des Staates ist noch kein
Votum für eine Soziale Infrastruktur, und Ansätze in eine solche Richtung
werden sich auch nicht auf der Ebene einer allgemeinen gesellschaftlichen
Diskussion durchsetzen lassen, sondern nur aus der Dynamik konkreter stadt
politischer Auseinandersetzungen. Historisch können beispielsweise die
Hausbesetzungsbewegungen der 1980er und 1990er Jahre als Prototypen an
gesehen werden, in denen starke lokale Bewegungen neue Formen der Orga
nisation der Wohnungsversorgung durchsetzten. Sowohl die West-Berliner
Häuserkämpfe 1980/81 als auch die Nachwendehausbesetzungen in vielen
ostdeutschen Städten haben im Windschatten der staatlichen Legalisierungs
und Beschwichtigungsstrategien eine Reihe von selbstverwalteten Hausprojek
ten hervorgebracht, die dauerhaft den Marktlogiken entzogen sind (Holm/Kuhn
2011). Aktuell werden Forderungen nach einer dauerhaften Dekommodifizie-
rungsperspektive vor allem im Kontext von Anti-Privatisierungskämpfen und
von Ffrotesten gegen Mietsteigerungen im Sozialen Wohnungsbau erhoben. So
hat sich aus den Mobilisierungen gegen den Verkauf der Freiburger Woh
nungsbaugesellschaft von 2006 inzwischen eine Initiative entwickelt, die mit
einer bürgerschaftlichen Sperrminorität an der kommunalen Wohnungsbauge
sellschaft eine dauerhafte Kontrolle der öffentlichen Wohnungsbestände
durchzusetzen versucht (Klus u.a. 2007). Auch in den Protesten von Sozial-
mieter/inne/n in Berlin Kreuzberg wird neben einem sofortigen Mietenmora
torium eine Kommunalisierungsperspektive für die Bestände des Sozialen
Wohnungsbaus gefordert (Kotti & Co 2012). Ebenfalls in Berlin fordert ein
breiter Initiativkreis aus den Bereichen der Kultur, der Stadtplanung und Ar
chitektur eine Umkehr der Liegenschaftspolitik und schlägt vor, öffentliche
Baugrundstücke künftig nicht mehr zu verkaufen, sondern ausschließlich über
langfiristige Pachtverträge zu vergeben. Damit wird die Hoffiiung verbunden,
eine abschreckende Wirkung auf profitorientierte Investitionen zu erzielen und
erweiterte Spielräume für non-profit-orientierte Bauträger zu schaffen (Initiative
Stadt neu denken 2011). Im Rahmen des Hamburger Recht-auf-Stadt-
Netzwerkes wurde die Forderung nach einer generellen Mietbegrenzung er
hoben (MietenWahnsinn stoppen! 2011) und über Modelle einer entsprechen
de Bewirtschaftung diskutiert (Kuhnert 2011).

Auf der Ebene der konkreten Organisation von Finanzierung, Errichtung und
Verwaltung einer sozialen Wohnungsversorgung gibt es bisher in der Bundes
republik nur projektbezogene Erfahrungen, wie etwa in den ca. 85 selbstver
walteten Hausprojekten des Mietshäuser Syndikats (Mietshäuser Syndikat
2011). Im Unterschied zu Modellen in anderen Ländern, wie etwa den US-
amerikanischen Limited Equity Cooperatives und Community Land Trusts
bleiben die Konzepte für eine marktfeme Form der Wohnungsversorgung bis
her auf Einzelprojekte beschränkt (Horlitz 2012), und eine Diskussion über
die Vergesellschaftung der Projekterfahrungen steht ebenso aus, wie die Erar
beitung von generellen Finanzierungskonzepten.
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Die wohnungspoiitischen Diskussionen und Experimente, die als Konzepte des
Wohnens als Soziale Infrastruktur angesehen werden können, beziehen sich
zurzeit auf den Kontext lokaler Mietproteste oder einzelner Projekte. Eine De
batte um allgemeingültige Konzepte einer sozialen Organisation der Woh
nungsversorgung wird durch den ausgeprägten kommunalpolitischen Bias der
Wohnungspolitik ebenso beschränkt wie durch die Struktur der vielfach stadt
teilbezogenen Mobilisierungen. Während Konzepte der sozialen Infrastruktur
z.B. im Gesundheitsbereich auch auf einer gesamtgesellschaftlichen Ebene ent
wickelt werden, werden die Forderungen der meisten Wohnungs- und Mietpro
teste überwiegend an die kommunale Ebenen adressiert. Ob der aktuelle Bewe
gungszyklus städtischer Proteste Verschiebungen in Richtung einer Sozialen
Infrastruktur voranbringen kann, wird wesentlich von der Fähigkeit der daran
beteiligten Gruppen und Initiativen abhängen, die derzeit fragmentierten
Diskussions- und Mobilisierungsstrukturen zu überwinden und Foren des Ge
meinsamen zu entwickeln.
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Michael Zieht

Leerstandsmelder.de - Open (Re-)Source for Open

Cities

In vielen Städten suchen Menschen Räume zum Wohnen, zum Arbeiten oder

um ihre Freizeit zu verbringen. In denselben Städten stehen Gebäude ganz oder
teilweise leer. Das muss sich ändern. Denn die Nutzung von Leerstand kann
Ressourcen schonen, die Gesellschaft stärken und die Lebensqualität in Städ
ten erhöhen. Daher gibt es die Intemetseite Leerstandsmelder.de. Mit ihrer
Hilfe kann Leerstand problematisiert und die Politik zum Handeln bewegt
werden. Des Weiteren hilft sie beim Aufspüren geeigneter Räume.

Werfen wir zunächst einen Blick auf die Ursachen von Leerstand: In

schrumpfenden Städten fiihrt der Wegfall von Arbeitsplätzen zur Abwande
rung der Bevölkerung. Leere Industrieareale, Wohnungen und Ladengeschäfte
sind die Folge. Auch Kitas, Schulen und andere öffentliche Einrichtungen sind
betroffen. Andemorts bluten Innenstädte aus, weil am Stadtrand Einfamilien

häuser und Gewerbegebiete gebaut werden. Auch das Einkaufen übers Internet
verstärkt den Leerstand, zumindest bei Einzelhandelsflächen. In wachsenden

Städten verursachen vor allem Spekulationen mit Immobilien Leerstände. In der
„Leerstandshauptstadt" Frankfiirt zum Beispiel standen 2011 mit 1,5 Millionen
Quadratmetern 15 Prozent aller Büroflächen leer.^ In der Hoffiiung auf eine
lukrative Anlage stecken Investoren ihr Geld vor allem in Bürogebäude. Da
durch wird oft am Bedarf vorbei gebaut und der Überhang an Büroflächen ver
größert. Außerdem wird Platz für Wohnungen verbaut, dam wo ein Bürogebäude
steht, kann kein Wohnhaus mdir erriditet werden. Neben strukturellen Ursachen
gibt es viele Einzelfölle, die zu Leerstand fiihren. Es kommt vor, dass Eigentü-
mer_innen kein Geld für eine notwendige Sanierung haben. Oder sie lassen Woh
nungen leer stehen, bis sie selbst einziehen. Auch Prozesse vor Gericht und
Probleme mit Genehmigungen können zu Leerstand führen. Manche Eigentü
merinnen entmieten ihre Gebäude, denn leer können sie teurer verkauft wer
den. Oder sie kündigen laufende Mietverträge weil sie die Wohnungen auf einen
Schlag in Eigentumswohnungen umwandeln wollen, sobald ihr Haus leer ist.

Aufgrund der verschiedenen Ursachen kann der komplette Leerstand einer Stadt
nur mit großem Aufwand oder hohen Kosten erfesst werden. In der Regel werden
nur für Stadtteile oder für bestimmte Nutzungsarten Zahlen erhoben. Fast nirgends
existiert ein Leerstandskataster, das privates und öffentliches Eigentum, Büro-,
Wohn- und Einzelhandelsflächen, Industriegebäude, öffentliche Einrichtungen
wie Schulen, Kitas, Krankenhäuser, Behörden und Betriebsgebäude berücksich
tigt. Erschwerend kommt hinzu, dass es keine allgemeingültige Bestimmung des
Begriffs „Leerstand" gibt. Unterschiedliche Definitionoi lassen Spielraum beim

^  fäz.net: „Hoher Leerstand rückt in den Hintergrund", 16.02.2011 http://www.fez.net/aktuell/wirt-
schaft/immobilien/arbeiten/bueromarkt-hoher-leerstand-rueckt-in-den-hintergrund-12893.html
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Erheben von Leerstandsraten. Das nutzen vor allem Prdektentwickler_innen. Mit
niedrigen Leerstandsraten rechtfertigen sie Neubauten. Die Gesellschaft für Im
mobilienforschung (gj^ zum Beispiel wertet nur Räume als leer stehend, wenn sie
am Markt angeboten werden. Gebäude, die zunächst saniert oder umgeteut wer
den müssten, werden nicht berücksichtigt. Diese Betrachtung greift viel zu kurz.

Leerstand als Ressource

Leerstehende Gebäude können eine Ressource für Stadtbewohnerjnnen sein
- wenn sie zugänglich sind. Allerdings werden viele potenzielle Nutzer_innen
durch zu hohe Mieten ausgeschlossen. Denn trotz Leerstand verringern die
meisten Eigentümer_innen kaum ihre Mieterwartungen.^ Das gilt selbst dann,
wenn die Immobilie seit Jahren leer steht Dabei führt Leerstand fast immer zu

Verlusten für die Eigentümer_innen. Einzige Ausnahme sind Weiterverkäufe
zu Preisen, die höher liegen als die Kosten. Niedrige Mietpreise bringen für
die Eigentümerjnnen aber in der Regel auch kaum mehr ein als der Leer
stand. Das hat mehrere Gründe. Eigentümer_innen können Verluste durch
Leerstand von der Steuer abzusetzen. Hinzu kommt, dass der Immobilienwert

sich nach dem langfristig erwarteten Mietertrag richtet. Sinken die Mietkos
ten, verringert sich der Wert einer Immobilie - zumindest buchhalterisch.^
Andere Gründe sind die Verfahren und Auflagen für Um- und Zwischennut
zungen. Oft verlangen Behörden aufwendige Nachweise und teure Umbau
maßnahmen. Das betrifft selbst öffentliche Gebäude und Flächen.

Wirksame Maßnahmen gegen Leerstand können nicht allein auf dem Immobi
lienmarkt erarbeitet werden. Sie müssen gesellschaftliche Veränderungen be
rücksichtigen. , Jür eine nachhaltige Stadtentwicklung scheint der haushälteri
sche Umgang mit Ressourcen, zu denen auch der Gebäudebestand zählt, ohne
Alternative. Der Bestand ist dabei allerdings nicht nur als eine stoffliche und
wirtschaftliche Ressource zu werten, sondern auch als wichtiger Baustein, der
die Stadt selbst zu einer Ressource für neue Entwicklungen und Lebensstile
macht: Die Gebäude verfügen über einen gesellschaftlichen und relationalen
Wert und stellen Möglichkeitsräume dar."^
Mehrere gesellschaftliche Entwicklungen erhöhen derzeit den Bedarf an güns
tigen Räumen: Weil sich der Staat zimehmend von Versorgungsleistungen zu
rückzieht, agieren Stadtteilinitiativen, Vereine, NRO und Sozialuntemehmen

Institut der deutschen Wirtschaft (Hg.): Büroieerstand - ein zunehmendes Problem des deut
schen Immobilienmarktes, in: IW-Trends - Vierteljahresschrift zur empirischen Wirtschafts
forschung Heft 4/2011, Köln, S. 11.

Andrej Holm, Geschäft mit dem Leerstand, 19. 10. 2010 http://gentriricationblog. word-
press.com/2010/10/19/geschaft-mit-dem-leerstand/
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Martina Baum, Zukunftsfahigkeit braucht Wandlungsfähigkeit und Stabilität - Dynamisch-stabile
Strukturen im Kontext nachhaltiger Stadtentwicklung, in Ziehl/Oßwald/Hasemaiin/Schnier (Hg.):
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60 Z- Nr. 95 September 2013

zunehmend im sozialen Bereich.^ Die Nutzimg günstiger Räume kann sie bei
der Selbsthilfe unterstützen und die Kosten von sozialen Dienstleistungen ver
ringern. Auch der Arbeitsmarkt verändert sich. Viele Menschen finden keine
Anstellung mehr oder sie wollen gar keinen festen Arbeitsplatz. Lieber arbei
ten sie als Freiberufler innen und suchen günstige Räume, um Geschäftsideen
auszuprobieren. Insbesondere Wissens- und Kreativarbeiter_innen sind in der
Lage, sich bestehende Gebäude anzueignen und umzuwandeln.' Diese Gruppen
und Einzelakteure stärken die Stadtgesellschaft, wenn sie tätig werden können.
Sie tragen bei zur Belebung von Stadtquartieren, stärken den sozialen Zusam
menhalt, integrieren Hinzugezogene und fördern die Lebensqualität in den
Städten. Stadtverwaltungen erfüllen diese Aufgaben immer weniger, weil
Geld fehlt. Das Zusammenleben in den Städten hängt daher zunehmend von
den Leistungen der Stadtbewohner_innen ab.® Dazu sollten sie Räume güns
tig nutzen können. Damit würde auch ein anderes Problem der Stadtent
wicklung gelöst, denn Leerstände belasten ihr Umfeld. Die Gebäude verfal
len, laden zu Vandalismus ein und können sich zu ,Angsträumen" für An-
wohner innen und Passant_innen entwickeln.

Lassen Eigentümer_innen ihre Gebäude leer stehen, belasten sie nicht nur das
städtische Umfeld und erschweren es, dass Stadtbewohner_innen tätig werden
können. Sie verschwenden auch Baumaterialien und vergeuden Energie. Das
gilt oft selbst dann, wenn ein Neubau bessere Energiestandards aufweisen
würde. Denn im Bestand steckt „graue Energie": alle Energie, die notwendig
ist, um ein Gebäude zu errichten; vom Gewinnen und Herstellen der Materia-
len über ihren Transport bis zum Bau. Hinzu kommt die Energie für den Ab-
riss. Der Architekt Muck Petzet drückt es so aus: „Der Schlüssel zur Redukti
on des C02-Abdrucks unserer Gebäude liegt (...) in einer Verlängerung der
Lebenszyklen der Gebäude, beispielsweise durch die Nutzung vorhandener
Rohbauten oder Gebäudeteile anstatt von Abriss und Neubau. Das hieße bei

einer vergleichenden energetischen Bewertung von Bestand und ,Ersatzneu-
bau' eben auch, die ursprüngliche Herstellungsenergie mit heranzuziehen (...).
Eine solche Betrachtung zeigt deutlich, dass es am sinnvollsten ist, die Le
benszeit vorhandener Gebäude mit möglichst minimalen Mitteln zu verlän
gern".' Das minimale Mittel ist die Pflege des Bestandes durch seine Nutzung.
Gleichzeitig würden dadurch vorhandene Ressourcen effektiv verwendet.

Vgl. Gerhard Wegner, Sozialraumuntemehmerinnen und -unternehmen - Neues Denken in der
Gemeinwesenarbeit, in: Helga Hackenberg, und Stefan Empter, (Hg.), Sociai Entrepreneurship
- Sociai Business: Für die Gesellschaft unternehmen, Wiesbaden 2011, S. 189-202.

Vgl. Bastian Lange, Neues Arbeiten in Netzwerken, in: Ziehl/Oßwald Hasemann/Schnier
(Hg.), a.a.O., S. 116-126.

Gerhard Scherhorn und Daniel Dahm, Eröffnung von Anpassungsfähigkeit für lebendige Or
te". Schlussbericht 2004 des Teilprojekts „Urbane Subsistenz als Infrastruktur der Stadt",
Köln, Berlin, Stuttgart, Wuppertal 2005.

Muck Petzet und Florian Heilmeyer (Hg.), Reduce/Reuse/Recycle - Ressource Architektur.
Ostfildern, Berlin 2012, S. 173.
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Leerstand nutzen

Damit Leerstände zugänglich werden, müssen Mietsenkungen für die Eigentü-
merjnnen attraktiv sein. Der Staat muss dafür das Umnutzen von Gebäuden er
leichtem und Steuervorteile abschaffen. Noch wirksamer wären Steuem auf

Leerstand, denn dadurch würden sich Immobilienspekulanten bei Investitionen
eher zurückhalten. Wichtig ist zudem, die tatsächlichen Leerstandsraten zu er
fassen. Dadurch könnte auch mancher unnötige Neubau vermieden werden. Ein
weiterer Vorschlag konunt von dem Stadtplanungshistoriker Angelus Eisinger
und dem Stadtforscher Jörg Seifert. Sie denken über einen Recyclingaufpreis für
Neubauten nach. Mit der Baugenehmigung könnte eine Gebühr anfallen, die die
Wiederverwertung des Gebäudes nach seiner Stilllegung abdeckt. Beim Kauf
von Autos ist das bereits üblich. Eine solche Abgabe würden Investoren ermuti
gen, „graue Energie" zu nutzen, statt sie durch Abriss zu vergeuden.

Auch Hausbesetzungen fbrdem die Nutzung von Leerstand. Dadurch werden
Gebäude genutzt, die nicht vermietet werden können oder sollen. Davon pro
fitieren nicht nur die Nutzer_innen, sondern auch die Stadtentwicklung. In Zü
rich haben Hausbesetzungen den Wohnungsmarkt entspannt und die Kultur
szene der Stadt bereichert. Seit den 1990er Jahren werden dort Hausbesetzun

gen toleriert bis zum Beginn von Bau- oder Sanierungsarbeiten.^®

Das Gängeviertel in Hamburg

Am Gängeviertel in Hamburg zeigt sich, was die Stadtgesellschaft gewinnen
kann, wenn Leerstand genutzt wird. Das Gängeviertel besteht aus zwölf Ge
bäuden und steht unter Denkmalschutz. Es gehört der Stadt Hamburg und
liegt in der Innenstadt. Die dortigen Mietpreise für Büros zählen zu den teu
ersten in Deutschland. Um das Viertel teuer verkaufen zu können, ließ es die

Stadt Hamburg fast zehn Jahre lang leer stehen und verfallen. Schließlich ver
kaufte sie es an einen Investor im ,JIöchstgebotsverfahren" und genehmigte
den Abriss. Der Investor wollte an Stelle des Gängeviertels Büros, Gewerbe
räume und Wohnungen im gehobenen Segment errichten. Doch durch die Fi
nanzkrise geriet er in Finanzierungsschwierigkeiten und das Projekt drohte zu
scheitern. Diese Situation nutzten rund 200 Aktivistinnen und Künst
lerinnen und besetzten das Gängeviertel im September 2009. Unter dem
Namen ,JComm in die Gänge" protestierten sie damit gegen den Abriss des
Viertels und die Stadtentwicklungspolitik in Hamburg. Außerdem forderten
sie günstige Wohn- und Arbeitsräume in der Stadt. Gleichzeitig begannen sie
ihre Utopie vom Gängeviertel umzusetzen: Sie richteten Ateliers, Werkstät
ten, Arbeits- und Veranstaltungsräume ein und setzten die alten Gebäude in
stand, so gut es ihnen möglich war. Ihnen gelang die erste erfolgreiche Haus
besetzung in Hamburg seit 20 Jahren. Heute finden im Gängeviertel täglich
Ausstellungen, Konzerte, Filmvorführungen, Lesungen, Diskussionen oder

^® Für weitere Informationen siehe: Thomas Stahel, Wo-Wo-Wonige! Stadt- und Wohnpolitische
Bewegungen in Zürich nach 1968, Zürich 2005.
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Workshops statt. Jede Woche kommen Hunderte von Besuchern und nutzen
die kostenlosen Angebote.^*
Nach langen Auseinandersetzungen und Verhandlungen hat sich die Initiative
,JComm in die Gänge" mit der Stadt Hamburg auf ein gemeinsames Sanierungs
modell geeinigt: Acht Jahre lang werden die Häuser mit öffentlichem Geld Schritt
für Schritt hergerichtet. Grundlage für die zukünftige Nutzung ist die derzeitige
Nutzungsverteilung im Viertel. Es entstehen Sozialwohnungen für 200 Menschen
und ein soziokulturelles Zentrum. Die Initiative ist in den Sanierungsprozess
eingebunden und kann mitentscheiden. Nach der Sanierung soll die von der Ini
tiative gegründete „Gängeviertel Genossenschaft 2010" die Verwaltung über
nehmen. Das notwendige Eigenkapital wirbt die Projektgenossenschaft durch
ein Modell ein, das auf Solidarität basiert: sogenannte „Kulturgenoss_innen"
zeichnen Anteile, auch wenn sie keine Flächen im Viertel nutzen möchten.^^
Für Michael LaFond und Robert Knobloch vom Institut für kreative Nachhal

tigkeit sind selbstbestimmte Wohnprojekte wie das Gängeviertel ,jVlotoren" ei
ner nachhaltigen Stadtentwicklung, weil sie das Potenzial haben, „den demogra
fischen Änderungen, den wachsenden sozialen Unterschieden oder auch der rein
profitorientierten Immobilienspekulation mit Engagement zu begegnen. Sie
können für eine nachhaltige Stadtentwicklung (...) eine zentrale Rolle spielen,
indem sie direkte Entscheidungsmöglichkeiten bieten (sie!) z.B. bei sozialen
und ökologischen Aspekten. Dadurch können Wohnprojekte um einiges innova
tiver sein als klassische Träger der Wohnungswirtschaft. Selbstorganisierte
Wohnprojekte führen meist zu einer gemeinsamen Auseinandersetzung über
den verantwortlichen Umgang mit ihren verwalteten Ressourcen, den Wohnun
gen und dem Wohnumfeld. Sie können Benachteiligte integrieren und die
Nachbarschaft und somit die Stadt sozial stabilisieren. Hierbei werden heutige
Wohnprojekte insbesondere durch generationsübergreifende Modelle, durch
Kinder- und Altenbetreuung aktiv. Mit der baulichen Verdichtung der Innen
stadt durch Baugemeinschaften und -gruppen oder durch Gebäuderecycling mit
tels (Miet-)Wohnprojekten wird zudem das Leitbild der Stadt der kurzen Wege
gefordert, vorhandene Ressourcen besser genutzt und der Zersiedlung entge
gengewirkt"^^. Der Architekt und Stadtplaner Günther Uhlig sieht in den „Ge
meinschafts- und Gesellungsformen der neuen Baugruppen" empirische Belege
für den von Hardt und Negri geprägten Begriff der „Multitude". Für ihn sind sie
Vorreiter zukünftiger Lebensstile, weil sie Arbeit und Privates sowie Freizeit
und Politik vereinen.*'*

** Für weitere Informationen zum Gängeviertel siehe: Gängeviertel e.V. (Hg.), Mehr als ein Vier
tel - Ansichten und Absichten aus dem Hamburger Gängeviertel, Hamburg, Berlin 2012.

Für weitere Informationen siehe: http://gaengeviertel-eg.de
13

Michael LaFond/Robert Knobloch, Berliner Wohnkulturen: besetzen, besitzen, bestimmen -

Nachhaltige Vielfalt durch Selbstorganisation, Kooperation und Vernetzung entwickeln, in:
Bildungswerk Berlin der Heinrich-Böll-Stifhing und Mathias Heyden (Hg.), Berlin - Wohnen
in eigener Regie, Berlin, 2007, S. 32.
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Günther Uhlig, Die neuen Baugruppen - Privater Wohnungsbau als sozialer Stadtbau? In: Bil-
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Leerstandsmelder.de

Aktivist innen aus dem Gängeviertel starteten 2010 die Intemetseite Leerstands-
melder.de, um auf die Verschwendung von Ressourcen hinzuweisen, die der ak
tuelle Leerstand bedeutet, und um Menschen in Hamburg zu unterstützen, die
Leerstände nutzai wollen. Auf der Seite können sich User registrieroi und Infor
mationen zu leerstehenden Gebäude eintragen. Auf der Leerstands-Karte erscheint
dann bei der angegeben Adresse ein ,d^EER"-Symbol und es wird ein Steckbrief
erstellt. Mit der Kommentarfünktion können andere User Informationen ergänzen
und aktualisieren. Die Nachrichtenllinktion dient der direkten Kommunikation.

Tausende Menschen haben sich bisher bei leerstandsmelder.de registriert, um
Leerstände eintragen zu könnai. Noch mehr nutzen die Seite, um sich zu infor
mieren. Die Informationen sind frei zugänglich und kostenlos.

Nach drei Jahren Laufeeit waren für Hamburg mehr als 700 Leerstände einge
tragen, darunter knapp 400 Wohngebäude und Wohnungen, 68 Bürogebäude,
76 Gewerbegebäude, 14 Schulen sowie ein Schlachthof, Kitas, Altersheime,
zahlreiche Läden, eine Videothek und mehrere Amtsgebäude. Aufföllig ist der
mit 20 Prozent relativ hohe Anteil an Leerständen der öffentlichen Hand.

Rund 70 Prozent der für Hamburg gemeldeten Objekte stehen seit mehr als
einem Jahr leer. Es ist nicht davon auszugehen, dass sich dafür ohne Umbau
oder Sanierungsmaßnahmen am Markt neue Nutzer_innen finden lassen. Die
offiziellen Leerstandszahlen liegen noch weit darüber: In Hamburg stehen mit
1,2 Millionen Quadratmetern 8,2 Prozent aller Büroflächen leer.' Darauflie
ßen sich rein rechnerisch 12.000 Wohnungen mit einer Größe von hundert
Quadratmetern unterbringen. Hinzu kommen rund 2000 leerstehende Woh
nungen.'^ Zusammen genommen böte das Platz für ca. 40.000 Menschen.
Auch wenn die Zahlen auf leerstandsmelder.de bei weitem nicht den gesamten
Leerstand erfassen und nicht immer aktuell sind, trägt die Seite dazu bei, dass
Leerstand wieder genutzt wird. Mindestens eine Sanierung wurde wohl mit Hil
fe von Leerstandsmelder.de angestoßen und mehrere Objekte konnten zwi
schengenutzt werden. Des weiteren wurde erreicht, dass Leerstand von den Me
dien problematisiert wird. Gemeinsam mit Initiativen aus dem Hamburger
Netzwerk ,Jlecht auf Stadt" '^, zu dem auch Leerstandsmelder.de zählt, konnte
die Politik unter Druck gesetzt werden. 2013 verschärfte der Hamburger Senat
das Wohnraumschutzgesetz.'®

dungswerk Berlin der Heinnch-Böll-Stifhing und Mathias Heyden (Hg.), a.a.O., S. 76.
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abendblatt.de, Büromieten in Hamburg sinken um sechs Prozent, 18.01.2013
http;//www.abendblatt.de/wirtschaft/articlel 12853667/Bueromieten-in-Hamburg-sinken-um-
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abendblatt.de, 2000 Wohnungen in Hamburg stehen leer, 31.10.2012
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leer.html
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Für weitere Informationen siehe: http://www.rechtaufstadt.net.

18
Für weitere Informationen siehe: http://www.hamburg.de/wohnraumschutz.
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Nach dem Start der Seite für Hamburg meldeten sich Interessierte, um ieer-
standsmelder.de für weitere Städte zu nutzen. Inzwischen wird die Seite in 16

Städten von lokalen Initiativen betrieben. Weitere bereiten den Start vor. Über die

Verwaltung der lokalen Leerstandsmelder hinaus akquirieren sie Spendengelder
und Fördermittel und machen Öffentlichkeitsarbeit. Dazu zählen auch Aktionen

auf der Straße wie das Markieren von Leerständen.*' Bei Demonstrationen kön
nen die Betreiber der Plattform weitere politisch Aktive erreichen und Leerstand
in Verbindung mit anderen Konfliktfeldem thematisierai - wie z.B. auf der
,d!.eerstand zu Wohnraum'-Demo im Oktober 2010 in Hambuig. Etedurch werden
politisch Aktive erreicht und es entstehen Kontakte zu andren lokalen Initiativen.

Erstmals trafen sich die Aktivist_innen aus den verschiedenen Städten im März
2013 im Gängeviertel zum „LBERgang - dem Kongress von Leerstandsmel-
der.de". Den Auftakt der Veranstaltung bildete ein öffentlicher Diskussions-
abend.^® Die Teilnehmer innen lemten sich kennen und planten gemeinsam die
weitere Entwicklung von Leerstandsmelder.de. Es wurde deutlich, dass sich die
Hintergründe der einzelnen Initiativen sehr unterscheiden und sie verschiedene
Ziele verfolgen. Die einen wollen neoliberale Stadtentwicklungspolitik grund
sätzlich destabilisieren, anderen suchen Räume für eigene Projekte. Auch dabei
sind Initiativen, die für Dritte Leerstände suchen und zwischen Nutzer_innen und
Eigentümer_innai vermitteln. Die Ausrichtung der Initiativen hängt auch mit der
Leerstands-Situation in den jeweiligen Städten zusammen: Handlungsansätze in
Bezug auf Leerstand sind in Kaiserslautem andere als in Frankfurt oder Görlitz.
Aus diesen Unterschieden bezieht das Netzwerk seine Stärke. Das versammelte

Wissen ist umfessend und vielschichtig.

Leerstandsmelder.de ist eine viel gefragte kritische Instanz im Diskurs um Leer-
stand.^* Aber auch leerstandsmelder.de wird kritisiert: Manche Eigentü-
mer_innen fühlen sich an den Pranger gestellt. Ihre Persönlichkeitsrechte wer
den allerdings geachtet. Außerdem können auch Eigentümer_innen die Seite
nutzen und bekannt machen, warum ihre Immobilie leer steht. In vielen Fällen

sind die Gründe für einen Leerstand aus Perspektive der Eigentümer_innen
nachvollziehbar. Von der Möglichkeit ihre Gründe öffentlich darzulegen, ma
chen sie allerdings kaum Gebrauch. Aktivistinnen kritisieren, dass die Einträge
auf leerstandsmelder.de Spekulant_innen helfen könnten, Immobilien zu ver
werten. Das ist nicht auszuschließen. Allerdings informieren sich Speku-
lant innen, Mäklerinnen und Investoren wohl eher anderweitig über Leerstän
de. Dazu nutzen sie exklusive Netzwerke, „Immobilienstammtische" und Kon

takte zur Politik. In der Praxis bewährt sich Leerstandsmelder.de vor allem als

Korrektiv. Die Plattform fordert die Informationsgleichheit und ist eine wichtige
Grundlage im Kampf um die Nutzung von Räumen in der Stadt.

19
Vgl. Spiegel Online: http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/wohnraum-initiative-in-haniburg-
fn)e-hoe-licher-leerstand-ueberalI-a-731691 .html, 02.12.2010.

20
Ein Podcast des Diskussionsabends findet sich unter: http://www.fi'eie-radios.net/56S 11.

21
Vgl. http://www.leerstandsmelder.der/presse.



Jürgen Ehlers

Die fehlgeschlagenen Versuche, eine Wohnungsbau
gesellschaft zu verkaufen

Angriff auf die Nassauische Heimstätte und ihre vorläufige
Verteidigung

Fast zwei Jahrzehnte lang haben verschiedene Landesregierungen in Hessen
versucht, die Nassauische Heimstätte (NH) zu verkaufen. Die zuletzt von der
Hessischen Landesregierung aus CDU und FDP betriebenen Verkaufsabsich
ten der NH mit ihren knapp über 60.000 Wohnungen ist Mitte 2012 ebenfalls
gescheitert. Die konfliktreichen Auseinandersetzungen um diese Wohnungs-
baugesellschafl illustrieren den Niedergang des sozialen Wohnungsbaus eben
so wie die offene Befürwortung des Rückzugs der öffentlichen Hand aus der
Wohnungsversorgung durch CDU, FDP und Grüne, so wie den Wankelmut
der SPD in dieser Frage.

Rückblick: Nassauische Heimstätte und veränderte Woh

nungspolitik

Die 1922 gegründete Wohnungsbaugesellschafl soll nach ihren Statuten die
kostengünstige Wohnungsversorgung breiter Schichten der Bevölkerung si
cherstellen. Sie ist ein Kind der Reformbewegung im Wohnungsbau nach dem
Ersten Weltkrieg in den 1920er Jahren und hat beim Wiederaufbau nach dem
Zweiten Weltkrieg vor allem in Frankfurt eine sehr wichtige Rolle gespielt.
Sie ist jahrzehntelang ein Instrument von Land und Kommunen gewesen, um
über Subventionen im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus „Wohnraum für
breite Schichten der Bevölkerung" zur Verfügung zu stellen, so wie es in den
1950er Jahren im Zweiten Wohnungsbaugesetz festgeschrieben worden ist.
Die NH gehört heute zu 56 Prozent dem Land Hessen, zu 31 Prozent der Stadt
Frankfurt und zu 7 Prozent der Stadt Wiesbaden.

Wie sehr sich die Wohnungspolitik und der Umgang mit öffentlichen Woh
nungsbeständen in den letzten 30 Jahren verändert haben wird deutlich, wenn
man sich daran erinnert, dass die NH noch Mitte der 1980er Jahre mit Hilfe

des Landes Hessen in Frankfurt-Sachsenhausen die so genannte Heimatsied
lung aus den 1920er Jahren mit 1.054 Wohnungen von der insolventen Neuen
Heimat aufgekauft hatte.* Der Verkauf an die NH erfolgte gegen den Willen
vieler Mieter, die es für besser hielten, die Siedlung durch eine eigens zu
gründende Genossenschaft in Eigenregie zu übernehmen. Schon damals regte
sich Widerstand dagegen, immer wieder mit Entscheidungen konfrontiert zu
werden, auf die sie als Mieter keinen Einfluss haben. Das galt nicht nur für

* Frankfurter Rundschau, 10.07.1997.
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Verkaufspläne, sondern auch för nicht oder sehr spät durchgeführte Instand-
setsnmgsmaßnahmen an den Häusern der Siedlung.

Der Kaufyreis für die Siedlung von umgerechnet rund 40 Millionen Euro war
damals von der Hessischen Landesregierung mit etwa 20 Millionen bezu-
schusst worden, um Belegungsrechte für das Frankfurter Wohnungsamt zu si
chern. Heute dagegen wird von Landesregierungen nicht mehr der Ankauf
von Wohnungen in Betracht gezogen, um die Versorgung mit preiswertem
Wohnraum zu sichern, sondern es werden Verkaufepläne ganzer Siedlimgen
oder kompletter Wohnungsbaugesellschaflen umgesetzt, so wie in Dresden
und Berlin, um die Löcher in den öffentlichen Haushalten zu stopfen. Das ist
gegenüber früher eine Kehrtwende in der Wohnungspolitik um 180° und das
geschieht, obwohl in den letzten Jahrzehnten die Reallöhne stagnierten und
sich die Zahl der Menschen, die auf eine preiswerte Wohnung angewiesen
sind, seitdem deutlich erhöht und nicht verringert hat.

Der Niedergang des Sozialen Wohnungsbaus wird begleitet von einer latenten
Diffamierung jener Menschen, die Anspruch auf einen Wohnberechtigungs
schein haben, der zum Bezug einer mietpreisgebundenen Wohnung berech
tigt. Sie sind, um den Rückzug des Staates aus der WohnungsbaufÖrderung
politisch leichter durchsetzen zu können, zu einer Randgruppe degradiert
worden. Der Mangel an Wohnungen, die noch einer Mietpreisbindung unter
liegen und das langjährige Einfrieren der Einkommensgrenzen haben dazu ge
führt, dass nicht mehr die so genannten breiten Schichten der Bevölkerung,
wie einmal politisch gefordert, versorgt werden.

Seit vielen Jahren werden über das Wohnungsamt nicht nur in Frankfurt aus
schließlich Familien versorgt, die ganz besonders große Probleme, in vielen
Fällen nicht nur mit ihrer Einkommenssituation, haben. Das hat auch zur Fol
ge, dass die Spannungen in den Siedlungen unter den Mietem wachsen, und
es somit deutlich schwerer geworden ist, diese für ein gemeinsames Anliegen
zu mobilisieren. Die Franl^trier Rundschau (FR) zitierte 1997 den Vorsit
zenden des Mietervereins der Heimatsiedlung in Frankfürt-Sachsenhausen mit
den Worten: ,JDas frühere Wir-Gefühl [...] weicht einer zunehmenden Ano-
nymisierung, zwischen alten und neuen Bewohnem gibt es kaum Kontakte.
Früher hat man sich gekümmert. Die neuen Nachbarn stellen sich aber nicht
einmal vor. [...] Von den durch das Wohnungsamt zugewiesenen Mietem
glaubt jeder, das sind potentielle Abstauber."^

Privatisierungspläne

Wie wichtig aber gerade der Zusammenhalt von Mietem ist, zeigte sich be
reits 1995, als die ersten Privatisierungspläne im Zusammenhang mit der NH
vor dem Hintergrund von Defiziten im Frankfurter Stadthaushalt diskutiert
wurden. Die rot-grüne Stadtregierung unter Federfiihrung des grünen Kämme
rers Tom Koenigs wollte damals die Anteile Frankfurts an das Land Hessen

Frankfurter Rundschau, 10.07.1997
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veräußern. Als das nicht zu dem gewünschten Preis gelang, wollte Koenigs es
nicht .definitiv ausschließen', auch mit einem privaten Interessenten über ei
nen Kauf der städtischen Anteile zu verhandeln.^ An der Basis der SPD be
gann sich aber sofort Widerstand zu regen. Hier zeigte sich bereits, dass der
politische Druck von unten entscheidend ist, ob es in Zukunft zum Verkauf
der NH kommen würde oder nicht.

Zwei Jahre später fehlte der notwendige Druck von unten, so dass 1997 die
rot-grüne Stadtregierung dem Verkauf der MAVEST, einer Frankfurter Woh
nungsbaugesellschaft mit 1.800 Wohnungen, an eine private Tochter der Hes
sischen Landesbank ungestraft zustimmen konnte, um Löcher im städtischen
Haushalt zu stopfen.'* Auch hier waren die Mieter deswegen zu Recht beunru
higt, aber anders als bei den Verkaufsplänen der NH regte sich kein Wider
stand, weil es keinen Mieterverein gab, der in der Lage gewesen wäre, Wider
stand zu organisieren.

Einige Jahre später folgte 2004 der nächste Versuch, diesmal initiiert von der
Landesregierung, den Haushalt mit Einnahmen aus dem Verkauf einer Woh
nungsbaugesellschaft zu sanieren. Um den Erlös zu steigem und politischen
Widerstand zu vermeiden, wurde die NH 2004 gezwungen, die Landesanteile an
der Wohnstadt Kassel mit ihren 22.000 Wohnungen zu einem überhöhten Preis
zu übernehmen. Die Franhfurier Allgemeine Zeitung (FAZ) warnte im Novem
ber 2004 vor den Folgen des schlechten Geschäfts für die NH: ,JDie NH muss in
den nächsten 10 Jahren 5.000 Quartiere verkaufen, um das Geschäft finanzieren
zu können. Die jährliche Zinsbelastung durch die Wohnstadt-Übernahme wurde
in der Sitzung dem Vernehmen nach mit 7,5 Millionen Euro angegeben.'*^
Schon zwei Jahre zuvor hatte es Meldungen gegeben, nach denen die NH in
ihrer Bilanz große Verluste ausweisen musste; für 2003 waren das 12,4 Milli
onen Euro, die mittels Rücklagen, die eigentlich für die Bauunterhaltung vor
gesehen waren, ausgeglichen wurden.® Die von der Landesregierung gesteuer
te Geschäftspolitik der NH ist damit mehrfach zu Lasten der Mieter gegangen.
Notwendige Instandsetzungen blieben aus, was neben dem geringeren Wohn
wert auch höhere Nebenkosten zur Folge hatte, weil z.B. alte Fenster,
Hauseingangstüren und Heizungsanlagen nicht ausgetauscht worden sind.

Ein Jahr später, im Oktober 2005, sollte auf Betreiben des Hessischen Fi
nanzministeriums der Gesellschaftervertrag der NH so verändert werden, dass
das Veto-Recht der Stadt Frankfurt - als zweitem großen Anteilseigner - aus
gehebelt wird. Der Versuch scheiterte. Anfang 2006 lehnte die Mehrheit der
Stadtverordnetenversammlung im Römer dieses Ansinnen ab, gegen die
Stimmen von CDU und FDP.

3
Frankfurter Rundschau, 13.12.1995.

4
Frankfiirter Rundschau, 29.12.1997.

5
Frankfiirter Allgemeine Zeitung, 03.11.2004.

® www.baunet2.de, Seite 4,01.06.2006.
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Die Landesregierung wählte nach der Absage der Frankfurter Stadtverordne
ten einen anderen Weg, um ihren Einfluss auf die NH dennoch deutlich zu er
höhen. Der Aufsichtsrat wurde 2006 von 24 auf 21 Sitze verkleinert, der Sitz

der Stadt Wiesbaden fiel damit weg. Das Land Hessen hatte jetzt 11 der 21
Sitze, Frankfurt 3; 7 Sitze werden von den Arbeitnehmervertretem besetzt.
Die Landesregierung hatte sich damit eine absolute Mehrheit im Aufsichtsrat
verschafft. Noch im gleichen Jahr verdichteten sich Meldungen, dass der Ver
kauf der NH von der Landesregierung intensiv vorbereitet werde. Nach der
Kommunalwahl von 2005, die in Frankfurt zu einer schwarz-grünen Koalition
führte, berichtete die FAZ im Mai 2006 von den Zugeständnissen der Grünen
im Koalitionsvertrag gegenüber der CDU: „Demnach gilt der Passus im
schwarz-grünen Koalitionsvertrag, wonach Anteile an städtischen Wohnungs
baugesellschaften nicht veräußert werden dürfen, nicht für die NH."^
Die inzwischen im Abwehrkampf gegen Privatisierungsabsichten erfahrenen
Mieter der NH beschlossen auf einer Veranstaltung der Farbechten-LINKEN
Fraktion im Ortsbeirat in Frankfurt-Rödelheim unter dem Titel Heuschrecken

in der Wohnung? im Oktober 2006 spontan die Gründung einer gemeinsamen
Interessensvertretung.®

Täuschungsmanöver

Die Hessische Landesregierung versuchte angesichts der angespannten Situa
tion einen anderen Weg zu gehen, um die Gefahr einer offenen Konfrontation
zu verringern. Zwei Schritte, die diesem Ziel dienen, wurden immer wieder
diskutiert. Der erste Schritt sah so aus, dass die Stadt Frankfiirt ihren Anteil
von 31 Prozent an das Land Hessen verkauft, mit dem Erlös der NH möglichst
viele Wohnungen abkauft und in den Besitz der ABG Franirfurt Holdings der
städtischen Wohnungsbaugesellschaft, überführt. Der Chef der ABG, Frank
Junker, hatte dazu bereits seine Zustimmung signalisiert.' Der zweite Schritt
sollte dann der Verkauf der übrigen Bestände der NH an die Landesbank Hes
sen-Thüringen (Helaba) sein, in deren Besitz sich seit dem Jahr 2000 bereits
die Gemeinnützige Wohnungsgesellschqft Hessen (GWH) befindet, die allein
in Frankfürt über rund 12.000 Wohnungen verfügt.

Bereits der erste Schritte, der Verkauf von Gesellschaftsanteilen und der an
schließende Ankauf von Wohnungen durch die Stadt Frankfurt, birgt reichlich
Zündstoff. Die Einnahmen würden bei weitem nicht ausreichen, um alle
Wohnungen der NH in Frankfurt aufeukaufen, weil der Wert der Liegenschaf
ten infolge des großen Drucks auf dem Wohnungsmarkt hier sehr hoch ist,
auch wenn der z.T. schlechte bauliche Zustand oder die manchmal schlechte

Lage zunächst etwas anderes vermuten lassen. Nur zwischen 5.000 und 8.000
der etwa 16.000 Wohnungen der NH in Frankfurt ließen sich nach ersten Spe-

^ Frankfurter Allgemeine Zeitung, 01.06.2006.
^ Frankftirter Rundschau, 09.10.2006.
' Frankfurter Rundschau, 29.05.2006.
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kulationen auf diesem Weg sichern.^® Die restlichen Wohnungen, die nicht in
das Eigentum der ABG Frankfurt Holding übergingen, würden bei der NH
verbleiben, um dann an die Helaba veräußert zu werden. Deren Aufgabe ist es
dann, die NH zusammen mit GWH zu einem geeigneten Zeitpunkt an die
Börse zu bringen oder an einen Dritten weiter zu verkaufen.

Im Februar 2007 ist der bisher letzte Versuch, die GWH an die Börse zu brin

gen, von der Landesbank abgebrochen worden, weil die Übernahme der NH
ein Jahr zuvor misslungen war. Die Landesregierung beschränkt sich seitdem
darauf, über die GWH von der NH in ganz Hessen verstreute Wohnungsbe
stände in kleineren Kommunen - wie die 62 Wohnungen in Gelnhausen oder
die 18 Wohnungen in Bad Nauheim - aufzukaufen.

Neben dem politischen Druck spielten zu diesem Zeitpunkt die veränderten
ökonomischen Rahmenbedingungen und die enttäuschten Erwartungen von
Großanlegem eine Rolle, denen es nicht gelang, zweistellige Renditen aus den
bereits erworbenen Wohnungsbeständen herauszuschlagen. Die Zinsen waren
gestiegen und der Weiterverkauf einzelner Wohnungen blieb weit hinter den
selbstgesteckten Zielen zurück. Der ehemalige sozialdemokratische Finanzmi
nister Peer Steinbrück war außerdem 2006 mit seinem Versuch gescheitert, auch
für Wohnimmobilien so genannte REIT-Immobilienfonds in Deutschland einzu
führen. Deren Gewinne sind steuerfrei, wenn die Einnahmen mehrheitlich aus

Mieteinnahmen stammen und fast vollständig an die Aktionäre ausgeschüttet
werden. Ein Steuerspar- und Profitmodell, das wie ein Treibsatz für die weitere
Privatisierung von öffentlichen Wohnungsbeständen gewirkt hätte.

Anfang März 2010 kündigte die Geschäftsführung der NH an, 7.500 von damals
noch 63.000 Wohnungen aus dem Bestand der Gesellschaft zu verkaufen.
Gleichzeitig sollten 150 der damals noch rund 800 Arbeitsplätze in der Woh
nungsverwaltung gestrichen werden. Beide Maßnahmen sollten helfen, das Ge
schäftsergebnis der hoch verschuldeten Wohnungsbaugesellschaft zu verbessern.

In Frankfurt standen mit diesen Plänen zunächst 164 Wohnungen von insge
samt 327 in der Siedlung Westhausen zum Verkauf. Die Geschäftsführung
stritt zwar einen Zusammenhang mit der Geschäftslage ab, doch die NH hatte
bereits in den letzten Jahren versucht, sich durch Wohnungsverkäufe etwas
Luft zu verschaffen: Der Erlös aus dem Verkauf sollte direkt die Bilanz auf

bessern und die Gesellschaft von notwendigen Instandsetzungs- und Modemi-
sierungsarbeiten entbinden. Der Verkauf war außerdem von vielen Kommu-
nalpolitikem politisch erwünscht, weil mit der Umwandlung von Miet- in
Wohneigentum der Mittelstand verstärkt an die Stadt gebunden werden sollte.
So besitzt die NH bis heute viele Liegenschaften in sehr attraktiven und damit
entsprechend teuren Stadtteilen Frankfurts.

Die Bewohner der Siedlung in Westhausen waren zu Recht verunsichert.
Zwar wurden zunächst nur leer stehende Gebäude zum Verkauf angeboten.

Frankfilrter Rundschau, 29.05.2006.
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doch die Geschäftspraktiken der NH sind rauh und unterscheiden sich nicht
von denen eines privaten Hausbesitzers. Erst im Oktober 2009 war bekannt
geworden, dass gegenüber 1.000 Mietparteien in Frankfurt nicht gerechtfertig
te Mieterhöhungen erhoben worden waren. Erst als sich der Mieterschutzver
ein Frankfurt der Sache annahm, kündigte Jens Duffher, Sprecher der NH, an,
dass das Unternehmen sämtliche Mieterhöhungen „zurücknehmen und neu
berechnen" werde.^*

Im Januar 2010 stellte sich dann heraus, dass die NH bei Mietern, die die

überhöhte Miete bereits einmal überwiesen hatten, auf der Mieterhöhung be
stehen wollte. Die NH berief sich auf das Mietrecht, das die Möglichkeit bie
tet, die erhöhte Mietüberweisung als Zustimmung des Mieters zur neuen
Miethöhe zu werten.^^ Die NH hat sich in diesem Konflikt wie ein privater
Hausbesitzer verhalten, der die Verunsicherung seiner Mieter, die keinen
Konflikt wollen und ihre Rechte nicht kennen, zum eigenen Vorteil ausnutzt.
Die schlechte Bilanz der NH und die Erwartungen der Landesregierung auf
höhere Einnahmen setzten die Geschäftsführung erheblich unter Druck. Um
dem zu diesem Zeitpunkt bereits geplanten Verkauf näher zu kommen, sollte
die Braut durch eine verbesserte Bilanz aufgehübscht werden.

Fazit

Nur zwei Jahre später erfolgte 2012 der vorerst letzte Versuch, die NH zu pri
vatisieren. Die Erfahrung, dass die eigenen Interessen nicht berücksichtigt
werden, die ständige Verunsicherung durch Verkaufspläne und die einschlä
gigen Erfahrungen mit dem potenziellen Käufer Deutsche Annington, die gro
ße Wohnungsbestände aus öffentlicher Hand schon vor Jahren übernommen
hat, sowie die besonders in den letzten Jahren deutlich verschärfte Situation

auf dem Wohnungsmarkt, die nicht nur durch steigende Mieten, sondem auch
durch den rapiden Wegfall von immer mehr mietpreisgebundenen Sozialwoh
nungen charakterisiert ist, haben 2012, auch ohne Mieterdemonstrationen oder
andere öffentlichkeitswirksame Aktionen, Mietervereine, Gewerkschaften,

SPD, LINKE und diesmal sogar die Grünen auf den Plan gerufen. In Inter
views, Pressemitteilungen, auf Plakaten und in Veranstaltungen wurden die
Verkaufspläne scharf kritisiert.

Binnen weniger Wochen sind 12.500 Unterschriften gesammelt worden und die
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat der NH'^ erklärten die Verkaufspläne zu
einem politischen Himmelfehrtskommando und erinnerten an den erfolgreichen
Bürgerentscheid in Freiburg gegen den Verkauf der städtischen Wohnungen.
Die Freiburger Bürger waren 2006 gegen die Verkaufspläne des kommunalen
Wohnungsbestandes durch ihren grünen OB Salomen auf die Barrikaden ge
gangen. Dieser musste sich im November 2006 einem Bürgerentscheid beugen.

Frankfurter Rundschau, 22.10.2009.

Frankfurter Rundschau, 20.01.2010.

Presseerklärung vom 22.12.2011.
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Die Initiative ,Wohnen ist ein Menschenrecht' mobilisierte 59.211 Bürger der
Stadt, von denen 70,5 Prozent gegen die Privatisierung stimmten.

Der Rückzug der Landesregierung angesichts des Protestes von Mietern bis
hin zu Bürgermeistern bedeutet nicht, dass damit automatisch alles beim Alten
bleibt und auf der Grundlage sogar Verbesserungen für die Mieter durchzu
setzen wären. Das Modell der Landesregierung, also der Verkauf von mög
lichst vielen Wohnungen in Frankfurt an die städtische Wohnungsbaugesell-
schafl und der Verkauf des verbleibenden Restes an die Helaba, birgt erhebli
che Gefahren.

Fast unbemerkt von der Öffentlichkeit verkauft die GWH, die sich bereit im
Eigentum der Helaba befindet, seit Jahren ihre eigenen Wohnungsbestände
wann und wo immer das möglich ist. Es handelt sich dabei zum überwiegen
den Teil um Sozialwohnungen, die aus der Mietpreisbindung entlassen wor
den sind.*'* Der von ihr beauftragte Makler, Wolfi-am Hundeshagen, wirbt
damit, dass er über einen reichen Erfahrungsschatz im Umgang mit dem be
sonderen Mieterklientel in diesen Wohnungen hat. „Die behutsame Umset
zung aller Prozesse unter Berücksichtigimg der damit verbundenen Unsicher
heiten und Ängste ist für mich die Voraussetzung für eine erfolgreiche Priva
tisierung."*®
Der Unmut über rasant steigende Mieten und den eklatanten Mangel an be
zahlbarem Wohnraum ist in den Ballungszentren inzwischen mit den Händen
zu greifen. Das heißt nicht, dass eine Mieterbewegung in Sicht wäre, die die
sen Unmut auf die Straße trägt und damit sichtbar macht. Aber es gibt eine
Vielzahl von kleinen Initiativen, die sich aus Anlass von konkreten Konflikten

gebildet haben. Sie stellen das Potential dar, aus dem so etwas wie eine kriti
sche Masse entstehen kann. Das geschieht aber nicht von allein, politische
Organisationen sind nötig, um diese Initiativen zu unterstützen und zusam
menzuführen.

*** Frankfilrter Rundschau, 06.01.2012.
*® www.hundeshagen-immobiIien.de.



Fred Schmid

Finanzkrise und Privatisierung von Wohnraum:
Das Beispiel München

Wer mit durchschnittlichem Einkommen in München eine Wohnung sucht,
muss tief in die Tasche greifen. Im Bereich zwischen fünf und zehn Euro pro
Quadratmeter ist auf dem Münchner Mietmarkt so gut wie nichts zu haben.

2012 mussten bei Neuvermietungen durchschnittlich 13,48 Euro Nettokalt
miete pro Quadratmeter bezahlt werden. Beim Erstbezug im Neubau stiegen
die Nettokaltmieten gar auf 14,41 Euro. Dazu kommen die Betriebs- und Ne
benkosten von durchschnittlich 1,60 pro qm. Die Miete für eine 80-qm-
Wohnung liegt damit bei 1.200 bis 1.300 Euro - ohne Heizungs- und Strom
kosten. Und die Mietpreisspirale dreht sich unaufliörlich weiter. Von 2007 bis
2012 erhöhten sich die Mietpreise in München um 26 Prozent bei Bestands
mieten und um 19 Prozent bei Neuvermietungen. Immer mehr Münchner wer
den aus der Stadt gedrängt, weil sie sich die teuren Mieten nicht mehr leisten
können.

„Keine Rendite mit der Miete - holen wir uns die Stadt zurück!" stand auf ei

nem großflächigen Transparent bei der Protestkundgebung Münchner Mieter
Ende Juni am Stachus. Doch vorerst läuft es in die andere Richtung.

GBW-Mieter büßen für Zockerei der Bayern-LB

Es ist die größte Wohnungsprivatisierung im Zuge eines einzigen Deals. Die
staatliche BayemLB verkaufte jetzt für 2,45 Milliarden Euro ihre Immobilien
tochter GBW an die Augsburger Immobiliengesellschaft Patrizia AG. Angeb
lich musste sie verkaufen, auf Druck der EU-Kommission.

Die Vorgeschichte dazu: Die staatliche Bayerische Landesbank hatte mit Zu
stimmung des Aufsichtspersonals der bayerischen CSU-Regierung (das halbe
Kabinett saß im Aufsichtsrat der Landesbank) an der US-
Immobilienspekulation mitgedreht und sich dabei in Milliardenhöhe verzockt.
Zudem war sie mit der regierungssanktionierten Übernahme der HypoAl-
peAdria-Bank auf den Bauch gefallen. Zockerei und Expansionswahn hatten
die bayerischen Steuerzahler über zehn Milliarden Euro gekostet. Dafür hätten
fast 100.000 Sozialwohnungen gebaut werden können. Um von der Europäi
schen Kommission die Genehmigung für staatliche Rettungsaktionen zu er
halten, musste die BayemLB die Auflage zum Verkauf ihrer Wohnungsge
sellschaften akzeptieren.

Bereits vor einem Jahr verkaufte die Deutsche Kreditbank (DKB), eine Toch
ter der BayemLB, ihren Ableger DKB Immobilien AG mit 25.000 Wohnun

gen für knapp eine Milliarde Euro an den Hamburger Investor TAG Immobi
lien AG. Jetzt erfolgte der Verkauf der GBW mit 32.000 Wohnungen: davon
8080 in der Stadt München, 2593 in München-Umland, 2984 in Nürnberg,
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2242 in Erlangen, 1437 in Regensburg, 1299 in Landshut und der Rest in 14
anderen bayerischen Städten. Binnen eines Jahres sind so 57.000 Wohnungen
aus staatlichem Besitz heraus gefallen und privatisiert worden. Über 150.000
Mieter müssen für die Zockerei von BayemLB und Staatsregierung büßen.

Und wie vor einem Jahr bei beim DKB-Deal, ließ auch diesmal die

CSU/FDP-Regierung die Mieter im Regen stehen. Finanzminister Söder ver
höhnte gar noch die Kommunen, sie „hätten eine Chance vertan", weil sie
beim Bieterverfahren zu wenig Geld in die Hand genommen hätten. „Ude hät
te einfach mehr bieten müssen". Doch eine von den Kommunen erbetene Hil

fe lehnte Söder ausdrücklich ab. Münchens OB Ude, der sich zusammen mit

Nürnberg in einem kommunalen Konsortium um den Kauf der Wohnungen
bewarb: „Die Kommunen haben nicht die Möglichkeit, denselben Profit in
Rechnung zu stellen, den ein Immobilienhai aus einer solchen Anlage heraus
holen kann". Insofern hätten sie sich langfi-istig stark verschulden müssen. Es
wäre Aufgabe des Staates gewesen, in einer gemeinsamen Übemahmegesell-
schaft mit den Kommunen die Wohnungen zu erwerben. Nicht nur die Aufga
be, sondem sogar Verfassungsauflrag: Nach Artikel 106 der Bayerischen Ver
fassung ist „die Förderung des Baus billiger Volkswohnungen die Aufgabe
des Staates und der Gemeinden". Und natürlich erst recht der Erhalt solcher

Wohnungen. Aber wie die EU-Kommission verfolgt auch Schwarz-Gelb in
Bund und Land getreu ihre Privatisierungsideologie. Und das in Zeiten akuter
Wohnungsnot und explodierender Mieten.

Die Mär vom zahmen Miethai

Die verantwortlichen Politiker und anderen Kapitalvertreter verabreichen nun
Valium-Tabletten, um die verängstigten Mieter ruhig zu stellen. Grundtenor:
Die Patrizia AG sei gar kein richtiger Miethai, sondem eine zahme und ge

zähmte Ausgabe dieser Spezies. Und zudem habe man dem mieterlieben Ro-
bin-Hood-Raubfisch mit einer „einzigartigen Sozialcharta" (Söder) die geföhr-
lichsten 2^ne gezogen. Patrizia-Boss Wolfgang Egger und Landesbankchef
Gerd Häusler verkünden fast unisono: ,J)ie Mieter sind nun besser gestellt als
vor dem Verkaufsprozess". Auch Söder immer blöder: ,4m Grunde genom
men sind die GBW-Mieter privilegiert" (BR-Interview). Fehlt nur noch, dass
sie ein Dankeschön von den Mietem einfordem, dass die Politik sie verraten

und die Bank sie verkauft hat. Die Mieter aber lassen sich nicht so leicht ver

arschen. Gerda Nillius-Bondkowski, Sprecherin der Mietergemeinschaft Karl-
Marx-Ring 28 - 42: ,4])ie Sozialcharta, die Minister Söder ausgehandelt hat,
ist einen Dreck wert. Da stehen nur Sachen drin, die ohnehin Vorschrift sind.

Und eine Konventionalstrafe wegen Nichteinhaltung zahlt die Patrizia locker"
(zit. nach AZ, 9.4.13). So sollen die Mieterhöhungen auf 15 Prozent be
schränkt werden - jedoch im Schnitt aller Mieten; d.h. einzelne Mieten kön
nen sehr wohl um 20 Prozent alle drei Jahre heraufgesetzt werden, wie es ge
setzlich möglich ist. Weiterer Punkt: Verzicht auf Luxussanierung für fünf
Jahre. Eine tolle Perspektive für Mieter. Danach können sie dann die doppelte
Miete zahlen oder abhauen. Gerade bei den GBW-Wohnungen, die Patrizia-
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Vorstand Schmitt als das .hochwertigste" Wohnungs-Portfolio in ganz
Deutschland bezeichnet; eine solche Güte habe er so ,jnoch nicht gesehen".
Nach fünf Jahren wird die Patrizia ihre Haifischzähne so richtig im Gesicht
tragen.

Denn der Patrizia-Vorstand weiß sehr wohl: .h^ünchen ist ein klasse Markt".

Da lässt sich einiges herausholen. In München explodieren die Mieten am hef
tigsten; die Stadt hat das höchste Mietpreisniveau.

Da wird die profitorientierte Immobilienfirma Patrizia, einer der größten Spie
ler im Immobiliensektor - Immobilienvermögen 7,5 Milliarden Euro; 50.000
Wohnungen -, nichts auslassen, um die Einsätze gut verzinst wieder heraus
zuholen. Die Spezialisten dafür hat sie. ,JIinter dem GBW- wie auch dem
LBBW-Deal steckt Matthias Moser, der bei Patrizia den Titel Leiter Special
Investments führt. Wohl keiner hat in Deutschland mehr Wohnungspakete zu
sammengekauft als der Frankfurter", schreibt das Handelsblatt (9.4.13). Mo
ser weiß, wie man Höchstprofite im Geschäft mit der Wohnung macht. Moser
war früher der Chefeinkäufer der britischen Terra Firma Capital Partners und
der US-amerikanischen Fortress Investment Group, beides Private Equity
Firmen, also Heuschrecken, die im Immobiliengeschäft alles kahl fressen.

Bei der zitierten Landesbank Baden-Württemberg (LBBW) spielte sich vor
einem Jahr der gleiche Vorgang ab wie bei der BayemLB. Auch sie musste
sich auf Geheiß der EU-Kommission von ihrer Immobiliensparte trennen.
Auch hier erhielt die Patrizia den Zuschlag für die 21.000 Wohnungen, für
1,44 Milliarden Euro. Dort klagen die Mieter bereits über schlechte Behand
lung und drastisch angehobene Mieten. Ähnlich bei der Siedlung Ludwigsfeld
im Münchner Norden, die Patrizia 2007 vom Bund übernommen hat. Oresia

Poletko, Vize-Vorsitzende der Interessengemeinschaft Ludwigsfeld erzählt:
,JDer Quadratmeterpreis liegt jetzt oft bei über zehn Euro. Das ist für eine Ge
gend wie Ludwigsfeld schon brutal". Teurer ist es vor allem bei Neuvermie-
tungen geworden. „Insgesamt haben sich die Mieten in etwa verdoppelt" (zit.
nach AZ, 9.4.13). Und in einem Leserbrief schreibt sie zum angeblichen
„XXL-Mieterschutz", von dem die CSU-Politiker tönen: „Es gibt zwar einen
lebenslangen Kündigungsschutz für Altmieter, aber die Mieten sind nach den
ersten Sanierungen bereits um 100 Prozent gestiegen. Dazu werden alle ge
setzlichen Möglichkeiten zur Mieterhöhung ausgeschöpft und mit jeder Neu
vermietung/jedem Mieterwechsel steigt der Mietpreis deftig. Die Fluktuation
ist hoch, die schützenswerte Bewohnerstruktur bröckelt. Mieter, die Wohn

raum zuvor selbst finanzieren konnten, müssen Wohngeld beantragen, womit
letztlich auch noch der Steuerzahler die Patrizia AG subventioniert" (SZ,
15.4.13).

Bei den Wohnungshappen, die die Patrizia schluckt, investiert sie selbst nur
wenige Millionen. Im GBW-Fall gerade mal 58 Millionen. Ein Skandal der
besonderen Art zeichnete sich ab, als die bayerische Staatsregierung verkün
dete, sich nachträglich mit 50 Millionen Euro an dem Bieterkonsortium der
Patrizia beteiligen zu wollen, was einer Subventionierung der Patrizia gleich-
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gekommen wäre. Die gleiche CSU/FDP-Regierung hatte in den zurückliegen
den Wochen die Aufforderung zum Einstieg in das kommunale Bieterkonsor
tium immer mit rechtlichen Begründungen zurückgewiesen. Erst unter dem
öffentlichen Protest und Druck rückte Ministerpräsident Seehofer von diesem
Vorhaben wieder ab.

Die Patriza fungiert als Kapitalsammelstelle, liefert das Know-How und das
Management. Hinter ihr steckt jeweils ein Konsortium von Investoren, die das
eigentliche Geld beisteuern. Im Fall des GBW-Verkaufs ist es ein Konsortium
von 27 Investoren. Darunter: Versicherungen, drei süddeutsche Sparkassen,
Pensionskassen sowie berufsständische Versorgungswerke von Apothekern,
Ärzten und Rechtsanwälten. Und die wollen bei dem Immobilien-Deal

Höchstrenditen herausschlagen, zumal bei den aktuellen Niedrigzinsen haupt
sächlich im Immobiliengeschäfl noch richtig Geld zu machen ist. Die Rendite
liegt um ein Vielfaches höher als bei Staatsanleihen. Für deutsche Staatsanlei
hen gibt es etwa 1,2 bis 1,4 Prozent, bei Immobilien beträgt die Rendite im
Schnitt rund fünf Prozent. Deshalb drängen immer mehr Investoren, zum gro
ßen Teil auch britische Fonds, in den Immobiliensektor. In München ver

zeichnen Makler Jahr für Jahr Rekordumsätze, 2012 fast zehn Milliarden Eu

ro. ,JDie Kapitalanleger, die vor Jahren fast aus dem Markt verschwunden wa
ren, sind wegen der niedrigen Geldmarktzinsen wieder zurück. Sie greifen
schnell zu und zahlen fast jeden Preis", schreibt die SZ (5.6.13). Marktfor
scher Stephan Kippes will noch nicht von einer Immobilienblase sprechen, die
bald platzt, aber es sei eine starke „Überhitzung". Es seien eben nicht nur Ei
gennutzer, sondern immer mehr Bürger die ihr Geld anlegen wollen und im
mer mehr Fonds und Versicherungen, die auf den Markt drängen. Bezahlbarer
Wohnraum wird dabei immer mehr zur Mangelware.

Die Mieter müssen die verfehlte Wohnungspolitik und die von der CSU-
Regierung geförderten Spekulations-Kapriolen ausbaden. Und die Folgen der
Schuldenkrise mit Niedrigzinsen noch dazu. Es ist schon so, wie Mieterspre
cherin Nilius-Bondkowski gegenüber der SZ argumentierte: Die Mieter wer
den doppelt geschröpft für die Verfehlungen der Staatsregierung: einmal als
Steuerzahler bei der Rettung der Landesbank und jetzt beim Verkauf von de
ren Immobilientochter. „Wir zahlen die Zeche, obwohl wir überhaupt nichts
dafür können".

Privatisierung öffentlichen Wohnraums im Trend

,3s ist der Deal des Jahres, eindeutig", meinte Franz-Georg Rips, Präsident
des Deutschen Mieterbunds zum GBW-Verkauf. ,Aber der Verkauf von vor

mals öffentlichen Wohnungen an große Privatuntemehmen ist ein regelrechter
Trend".

Das gilt auch und insbesondere für München. Weitere 20.000 Bahn- und Post-
Genossenschaflswohnungen in den Stadtvierteln Laim, Neuhausen, Pasing
und Freimann stehen zur Disposition. Der Bund will die Grundstücke, die den
Genossenschaften im so genannten Erbbaurecht überlassen wurden, zu
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Höchstpreisen verkaufen. Xaver Kroner, der die Genossenschaften und kom
munalen Wohnungsuntemehmen vertritt, berichtet: ,3islang hat der Bund in
den Preisverhandlungen Vernunft walten lassen, ohne dass man die Grundstü
cke verschenkt hat. Jetzt herrscht offenbar die klare Vorgabe, den maximalen
Preis herauszuholen". In einer Stellungnahme des Bundesverkehrsministeri
ums, das für die Verwertung der Bahngelände zuständig ist, heißt es: „Erbbau
rechte, die kurz vor dem Auslaufen stehen, werden öffentlich gegen Höchst
gebot angeboten".

Genossenschaften können aber mit der privaten Immobilienwirtschaft nicht
konkurrieren, sagt Kroner. Marktpreise seien für Wohnungsgenossenschaften
unbezahlbar. Gemeinnützige Genossenschaften wären dann „in ihrer Existenz
bedroht", zumal auch noch Sanierungen anstehen. Bernhard Reinhart, Vor
stand der Eisenbahner-Baugenossenschaft München: ,JDann müssten wir 22
Euro pro Quadratmeter Miete verlangen".

In Zeiten explodierender Mieten und akuter Wohnungsnot zeigt die Politik,
dass sie nicht fähig und willens ist, die Interessen der Mieter zu schützen.

„Stoppt die Mietpreisspirale!"

In diese Richtung diskutierte auch Christian Stupka vom Vorstand der WO-
GENO (Genossenschaft für selbstverwaltetes, soziales und ökologisches
Wohnen) bei der Protestkundgebung Münchner Mieter unter der Losung
„Stoppt die Mietpreisspirale". Stupka machte vor allem die Bodenspekulation
für die teuren Mieten verantwortlich und er wies auf Artikel 161 der Bayeri
schen Verfassung hin, in dem es heißt: „Steigerung des Bodenwertes, die ohne
besonderen Arbeits- oder Kapitalauftvand des Eigentümers entstehen, sind für
die Allgemeinheit nutzbar zu machen". Im Klartext hieße das: abzuschöpfen.
Die bayerische Staatsregierung habe überhaupt nichts unternommen, um Aus
führungsbestimmungen für diesen Artikel zu erlassen, sie betrachte die Ver
fassung als ein „Märchenbuch".

Aber auch die Stadt dürfe sich in Zeiten extremer Wohnraumknappheit beim
Flächenverkauf nicht an der Bodenspekulation beteiligen. Die noch vorhande
nen Flächen müssten vorrangig an Wohnungsgenossenschaften abgegeben
werden, die eigentlich die Idealform des Wohnens zu bezahlbaren Mieten
sind. Auch der neu gewählte Präsident des Deutschen Städtetages, Ulrich Ma-
ly, rief Städte und Gemeinden auf, gegebenenfalls Preisabschläge beim Ver
kauf ihrer Grundstücke hinzunehmen, damit private wie öffentliche Träger
bezahlbare Wohnungen bauen können.

Zu der Mieter-Protestkundgebung in München hatten sechs parteiunabhängige
Münchner Organisationen, wie das Bündnis bezahlbares Wohnen, der Mieter
verein München, der Verein „Mieter helfen Mieter", der Sozialverband VdK
Bayern, die Studierendenvertretung der Uni München und der Kreisjugend
ring aufgerufen. „Familien brauchen bezahlbaren Wohnraum und keine Lu
xusappartements" forderte die Caritas auf einem Transparent. Andere Losun
gen: „Betongold fürs Spekulanteng'sindel - Zwangsräumung fürs Münchner
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Kind!". Oder: „Miethaie raus! München braucht Wohnen für alle". Auch ein

„leibhafliger" Miethai drängte sich durch die Kundgebungsteilnehmer, mit der
Aufschrift: „Miethaie zu Fischstäbchen".

Mit 600 ließ die Zahl der Kundgebungsteilnehmer zu wünschen übrig. Min
destens 1000 hatten sich die Veranstalter erhofft. Aber es war ein erster

Schritt, dem Mieterprotest politischen Nachdruck zu verleihen. Im Vorfeld
hatten kleinere Demonstrationen, Umzüge und Aktionen stattgefunden und
sich Mieterinitiativen gegründet. Vielleicht ist es der Auftakt für größere Ak
tionen im Herbst.
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„Wir können uns wehren - wir tun es nicht":

Blick von unten auf Betrieb, Gewerkschaft und Staat

Befunde einer qualitativen Befragung von Vertrauensieuten,
Betriebs- und Personalräten aus Produktion und Dienstleistung

Hat letztlich doch das Systemvertrauen in den Kapitalismus obsiegt? Demo
skopische Befunde des Instituts für Demoskopie (IfD) scheinen das nahe zu
legen. Eine Mehrheit der Bevölkerung war in den unmittelbaren Krisenjahren
2008-2010 zunächst außerordentlich beunruhigt; die politischen Maßnahmen
und die einsetzende Stabilisierung hätten das Vertrauen in die Leistungsfähig
keit der Marktwirtschaft aber wieder hergestellt.

Zwar stimmt nahezu die Hälfte der Bundesbürger der Auffassung zu, „in sei
ner heutigen Form passe der Kapitalismus nicht mehr zu der Welt, die uns
umgibt" (IfD 2012a). Hinter dieser etwas sybillinischen Aussage steckt Erfah
rungswissen. So wird Kapitalismus nicht nur abstrakt mit „sozialer Ungleich
heit", ,A^usbeutung" und „Gier" assoziiert, sondern die Bundesrepublik
Deutschland selbst wird von zwei Dritteln der Bundesbürger explizit als ein
kapitalistisches System bezeichnet. Dennoch wird den ökonomischen und po
litischen Eliten von den Allensbacher Meinungsforschem Entwamung signali
siert. Systemvertrauen nehme wieder zu. Erstens in der mittelfnstigen Per
spektive. Ein Höhepunkt der Systemkritik sei Mitte des vergangenen Jahr
zehnts erreicht gewesen, als das Wirtschaftssystem nach dem Platzen der
New-Economy-Blase und nachfolgender Stagnation als mit enormen Risiken
behaftet wahrgenommen wurde und die Rot-Grüne Agenda 2010 zusätzlich
zur Deregulierung des Arbeitsmarktes auch die soziale Polarisierung vorange
trieben hatte. ,J^och 2006 zogen 37 Prozent die Bilanz, dass es ihnen wirt
schaftlich schlechter gehe als fünf Jahre zuvor, Ende letzten Jahres meinten
dies nur noch 25 Prozent. Umgekehrt nahm der Anteil der Wohlstandsgewin
ner von 19 auf 27 Prozent zu" (ebd.). Diese Umkehrung werde - so das IfD -
seit 2011 durch eine zweite Entwicklung verstärkt: Im wirtschaftliche Auf
schwung erweise sich der zuvor in Frage gestellte deutschen Kapitalismus als
effizient, wachstumsstark und seinen Konkurrenten überlegen. „Der wirt
schaftliche Aufechwung hat das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit der
Marktwirtschaft wiederhergestellt und den Rückhalt für das System gestärkt,
der zuvor beunruhigend erodiert war." (Ebd.)^

Das IfD argumentiert hier mit einer Unterscheidung zwischen „Kapitalismus" und „Marktwirt
schaft", wobei ersterer für Krise und soziale Ungerechtigkeit, letztere für Unternehmergeist
und Effizienz stehe. Wie weit das durch die Befragung des Iff) abgedeckt ist, sei angesichts
des Befundes, dass 66 Prozent der Bundesbürger Deutschland als ein kapitalistisches System
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Wir halten das für keine zutreffende Zeitdiagnose. Die Befunde verbleiben

meist auf der Ebene punktueiler Meinungsabfragen, Vermittlungsebenen sind
unklar,^ weite arbeitsgeselischafliiche Lebensbereiche werden nahezu syste
matisch nicht erhoben. Demoskopie ersetzt eben keine Analysen von Alltags-
bewusstsein. Umso positiver ist es, wenn langsam wieder empirische Untersu
chungen durchgeführt werden, mit denen neue Befunde sowie Brückenschläge
zu grundlegenden Debatten über Arbeits- und Gesellschaflsbewusstsein in den
1970/80er Jahren geschlagen werden können (aktuell Dörre/Hänel/Matuschek
2013). Mit einer zweiten explorativen Studie (Detje/Menz/Nies/Sauer/Bischoff
2013) wollen wir dazu beitragen, diese Forschungsrichtimg zu stärken.^ Wir
fassen unsere Befunde in zehn Thesen zusammen.

1. Keine Entwarnung: die permanente Krise dauert an

Die These aus Allensbach über im Aufschwung gewachsenes Systemvertrauen
gilt für unsere spezifischen Befragungsgruppen gewerkschaftlicher und betrieb
licher Funktionsträger nicht. Krisenwahmehmung folgt nicht einfach dem kon
junkturellen Auf und Ab, stellte 2008/2009 allerdings auch keine biografische
Zäsur dar, wie man anhand von Vergleichen mit der „Great Depression" der
1930er Jahre hätte vermuten können. Vielmehr steht die Erfahrung eines zur

klassifizieren, dahingestellt. FQr Deutschlands größten privaten Think Tank, die Bertelsmann
Stiftung, sind Umfragen wie diese allerdings willkommener Anlass, das Projekt „Soziale
Marktwirtschaft" neu einzubringen.

Letzteres wird beispielsweise deutlich, wenn nach Zukunftserwartungen gefragt wird. In der
kurzen Frist scheint sich dabei die „Konjunkturthese" zu bestätigen, wonach ein wirtschaftli
che Aufschwung positiver in die Zukunft blicken lässt. Doch in der mittleren bis längeren
Sicht laufen die Befiugungsbefbnde der These wachsender Systemzuversicht nach dem Ver
blassen der Agenda 2010 entgegen, wenn eine Mehrheit der Bundesbürger davon ausgeht, dass
der schlimmste Abschnitt der Krise noch bevorsteht (IfD 2012b). Unseres Erachtens gehen in
derartige Statements unterschiedliche Kontexte ein. In Jahresausblicken werden die individuel
len Bewältigungsmöglichkeiten stärker kalkuliert, in die weitere Perspektive geht dagegen
mehr die gesellschaftliche Erfahrung mit restringierten Handlungsmöglichkeiten ein, dabei
insbesondere die äußerst beunruhigende Erfahrung deutlich schlechterer Chancen für die
nachwachsende Generation. Damit liegen den Statements auch unterschiedliche Begrifflich
keiten von „Krise" zugrunde.

In dieser Studie verfolgen wir eine doppelte Fragestellung: (a) Krisenwahmehmungen in den
Jahren 2010-2012, wobei wir vergleichend an unsere erste Befragung anschließen können

(Detje/Menz/Nies/Sauer 2011) und (b) Einschätzungen zu staatlicher Politik, Parteien und
Gewerkschaften. Die Befragungsgruppen sind gegenüber der Vorgängeruntersuchung ausge

weitet worden; Erneut handelt es sich im Wesentlichen um gewerkschaftliche Interessenvertre
terinnen (Vertrauensleute, Betriebs- und Personalräte), aber neben Betrieben aus der Metall-

/Elektroindustrie und der textilen Zulieferindustrie haben wir Interviews und Gruppendiskus
sionen mit Krankenpflegerinnen und Erzieherinnen aus Kindertagesstätten durchgeführt. Da

bei ging es uns angesichts des begrenzten Zugriffs um betriebliche „arbeitsgesellschaftliche"
Er&hrungen. Die Befingung besteht aus zehn Gruppendiskussionen und zwölf leit&denge-
stützte Interviews mit insgesamt 70 Befragungspersonen (m/w) aus 29 Betrie
ben/Arbeitsstätten. Die Befragungen wurden in den Monaten Februar, Mai, September, No
vember, Dezember 2012 durchgeführt. Die Studie wurde von der Rosa-Luxemburg-Stiftung
gefördert, wofür wir uns auch an dieser Stelle bedanken möchten.
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Permanenz gewordenen Krisenverlaufs im Vordergrund. Dabei wird auch ein
wirtschaftlicher Aufschwung von als krisenhaft erMrenen untemehmens- und
arbeitspolitischen Restrukturierungsprozessen überformt.

Darin sehen wir auch einen zentralen Befund unserer ersten Studie bestätigt
(Detje/Menz/Nies Sauer 2011). Zum damaligen Zeitpunkt - im Frühjahr 2010 -
war das ökonomische Krisenerlebnis noch unmittelbar präsent, ein im Sommer
2009 einsetzender wirtschaftlicher Aufschwung hatte den Schock des Absturzes
noch nicht kuriert. Zwei Jahre später wurde das Vorkrisenniveau in den indus
triellen Leitsektoren bereits wieder überschritten. Doch damit ist das Krisenbe-

wusstsein nicht verschwunden. Aus dem zwischenzeitlichen Boom der export
orientierten Industrie resultiert kein neues Sicherheitsgefuhl. Die „permanente
Krise" dauert an. Mit der Rückkehr zu dauerhafter ökonomischer Stabilität

rechnet niemand. Der ,Jcurze Traum immerwährender Prosperität" (Lutz 1984)
ist schon lange ausgeträumt. Krisenhaftigkeit wird zum Charakteristikum der
wirtschaftlichen Entwicklung - aber zugleich auch der routinisierte Umgang mit
Krisen. Damit erweitert sich zugleich das Verständnis von ,JCrise"; neben dem
ökonomischen Gehalt kommen betriebs- und maßgeblich aibeitspolitische Er
fahrungen hinzu. Nimmt man diese erweiterte Dimension von Krisenverständ
nis, kann von neuer Systemlegitimation keine Rede sein. Das Krisenverständnis
ist sehr viel komplexer, als demoskopische Erhebungen erfassen.

2. Aufschwung: Von der Arbeitsplatz- zur Arbeitskraft
gefahrdung

Dieses Krisenverständnis kann durchaus mit betrieblicher Prosperität einherge
hen - beides schließt sich nicht aus. Einschneidende Reorganisationsprozesse,
Arbeitsplatzabbau, Verlagerungspläne, die Übernahme durch einen Finanzin
vestor, die Schließung von Produktionsstätten bleiben ebenso prägend wie
wachsender Leistungsdruck und Arbeitszeitverlängerung. Doch die Problemzo
nen verändem sich. Das Gefühl der Arbeitsplatzgefahrdung hat bei vielen Be
schäftigten eher abgenommen. Zugenommen hat dagegen, was wir Arbeits
kraftgefahrdung nennen: Die Beschäftigten fürchten vermehrt, den Leistungs
anforderungen nicht mehr zu genügen. Dagegen schützt auch nicht die öko
nomische Prosperität des eigenen Untemehmens - gerade Reorganisationen
und Verlagerungen finden schwerpunktmäßig außerhalb eminenter ökonomi
scher Krisenzeiten statt. Die Anforderungen verschärfen sich überall, im Ex
portsektor wie im Pflegebereich. Taktzeiten werden verkürzt, Stellen gestri
chen, immer mehr muss in derselben Zeit erledigt werden. Im Krankenhaus
heißt das zum Beispiel: immer weniger Personal pro Patient. Wir sprechen
deshalb von einem Übergang von arbeitsmarkt- zu arbeitskraftbezogenen Ri
siken und Gefährdungen.

Zugleich sind Boom und Krise immer schwerer voneinander zu unterscheiden.
Befinden sich die Betriebe in einem anhaltenden ökonomischen Aufschwung oder
werden sie von den gesamtökonomischen Krisentendenzai bald wieder eingeholt?
Solche Fragen zu beantworten, fallt den Beschäftigten immer schwerer.
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Dies lässt sich als Tendenz zur Desintegration von Krisenerfahrungen be
zeichnen: Von der Gesamtökonomie kann nicht in einer Linie auf die Betriebe

geschlossen werden und zugleich fallt die Situation zwischen Betrieben und
Beschäftigten wiederum auseinander. Prosperitätstendenzen auf einer dieser
Ebenen scheinen nicht mehr automatisch auf andere Bereiche überzugreifen.

3. Diskrepanz: unsichere Ökonomie - persönliches
Selbstvertrauen

Auffallend ist eine Kluft, die zwischen den verschiedenen Existenzweisen des
„Klassenindividuums" und des „persönlichen Individuums" (Herkommer 1979)
verläuft. Offenbar kann das private Individuum mit seinem persönlichen Le
bensbereich gesamtökonomische Krisentendenzen in erheblichem Maße abpuf-
fem. Trotz aller Unsicherheiten im nationalen und mehr noch europäischen Kri-
senprozess überwiegt Optimismus für den persönlichen Bereich. Der Wider
spruch ist konstitutiv: Die düsteren Aussichten für die gesellschaftliche Ent
wicklung (Krise und anhaltende Arbeitslosigkeit) stellen den Optimismus für
die persönliche Entwicklung der befragten Beschäftigten kaum in Frage. Dies
gilt aber auch nur für die eigene Perspektive. In der längeren Sicht nimmt Zu
kunftspessimismus hinsichtlich der Lebenschancen der nachfolgenden Genera
tionen wiederum zu. Die für Nachkriegsgenerationen prägende Formel, dass es
die Kinder mal „besser" haben sollten, trägt nicht mehr. Man würde sich das
wünschen, aber die sozialen Realitäten werden als dem entgegenstehend wahr
genommen. Der Blick in die weitere Zukunft verheißt Verschlechterung.

Die „Gelassenheit", die unsere Befragungsgruppen trotz permanenter Krisen^frih-
rung zum Ausdruck bringoi, signalisiert kein Systemvertrauen, auch kein SichCT-
heitsversprechen des „guten Betriebs" (Dörre u.a. 2013), sondern erklärt sich
maßgeblich aus dem Bewusstsein der eigenen Leistungsf^igkeit, der indiriduel-
len Handlungskompetenzen, da* Qualifikation und der eigenrai Ressourcen. Prä
gend ist persönliches Selbstvertrauen. Anders ausgedrückt: Es ist das Wissen,
dass es die eigene lebendige Arbeit ist, die für betriebliche Produktivität und
Wettbewerbsföhigkeit steht, und das Selbstbewusstsein, mit den eigenen Kompe
tenzen audi andernorts unterkommai zu können, Sicherheit geben auch die Fami
lie, soziale Netzwerke und auch Erspamisse. Und wenn es hart auf hart kommen
sollte, ist man immer noch in der Lage, den eigenen Lebensstil veränderten Ver
hältnissen anzupassen, im Zweifelsfall Genügsamkeit an den Tag zu legen.

Dörre u.a. subsumieren dies alles unter dem Begriff des „guten Betriebs" - wir würden die unter
schiedlichen Ebenen („Firmenbewusstsein", betriebliches Leistungs- und Sozialregime, individu
elle Kompetenzen etc.) eher auseinanderhalten. In gemeinsamen Diskussionen könnte dies näher
geklärt werden. Achim Bigus (2012) hat zu Recht daraufhingewiesen, dass divergierende Befiin-
de unserer und der Jenaer Untersuchungen teilweise auf die unterschiedlichen Fersonengruppen
zurückzuführen sind, die befragt wurden. Kontrovers bleibt aber, wie auch Thomas Goes (2012:

6Sff.) hervorhebt, die These eines qualitativen Bruchs zwischen positivem Betriebs- und negati
vem Gesellschaftsbevnisstsein. Goes wirft in diesem Zusammenhang weitergehende Fragen u.a.

nach den „Quellen der (Gesellschafts-)Kritik", betrieblich-institutionellen Integrationsprozessen
und Mechanismen der Problemreduzierung auf die weitere Untersuchungen erfordern.
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Sicherlich: Wäre es im Krisenjahr 2009 nicht gelungen, die Beschäftigung der
Stammbelegschaften zu sichem und die Arbeitsmärkte stabil zu halten, wären
schnell die Grenzen der eigenen Krisenbewältigungsstrategie erreicht worden.
Doch die Entschärfiing der Arbeitsplatzrisiken hat die Wahrnehmung der ei
genen „Krisenkompetenz", die wir bereits in der Ausgangsstudie beobachten
konnten, eher noch verstärkt. Es ist eben nicht Sicherheit im Kontext von Sys
temvertrauen und weniger das Organisationsvertrauen in den eigenen Be
trieb, sondern das Vertrauen in die eigene Kompetenz, auch im Umgang mit
langjährig erfahrenen Krisenprozessen.

4. Vergleichbare arbeitspolitische Zumutungen in Industrie
und sozialen Dienstleistungen statt fortschreitender
Fragmentierung

Betrachtet man nicht nur die Entwicklung in fuhrenden Branchen des industriel
len Sektors - in unserer Befragung der Metall- und der textilen Automobilzulie
ferindustrie -, sondern auch die Situation in sozialen Dienstleistungsberufen -
hier: Pflegekräfte und Erzieherinnen -, könnte man fortschreitende soziale
Fragmentierung vermuten, weil sich der Bogen auf dem Arbeitsmarkt - und
umgekehrt in den Verteilungsverhältnissen - weiter spannt: Den Risiken indus
trieller Beschäftigung steht eine überschießende Nachfrage nach Pflegekräften
und Erzieherinnen gegenüber, während umgekehrt einem vergleichsweise ho
hen Durchschnittslohnniveau in industriellen Leitsektoren oft kaum existenzsi-

chemde Einkommen, in jedem Fall aber keine Einkommensverhältnisse gege
nüberstehen, die eine vergleichbare Beteiligung am gesellschaftlichen Reichtum
ermöglichen. Können da Interessen überhaupt noch auf einen gemeinsamen
Nenner gebracht, gebündelt werden?

In unserer Befragung haben wir Hinweise darauf erhalten, dass das gelingen
kann. Die Erfahnmgen von Industrie- und Dienstleistungsbeschäftigten sind
hinsichtlich ihrer Arbeits- und Leistungsbedingungen erstaunlich ähnlich. Ei
ne Arbeitsp/ötegefahrdung wird im Bereich Erziehung und Pflege angesichts
des dortigen Arbeitskräftemangels kaum wahrgenommen. Virulent ist aber
wachsende Arbeits^ö^gefährdung: Wachsende Arbeitsanforderungen, ein
immenser Verantwortungsdruck bei gleichzeitiger Reduzierung von qualifi
ziertem Personal, entgrenzte Arbeitszeiten, aber auch steigende körperliche
Anstrengungen bringen die Beschäftigten immer mehr an Belastungsgrenzen.

Ein seriöser Vergleich von Ausmaß und Höhe der Belastungen zwischen den
von uns in Augenschein genommenen Tätigkeitsfeldem ist mit unserer ge
wählten Forschungsmethodik nicht möglich; uns scheint gerade der Klinikbe
reich besonders hohen Belastungen ausgesetzt zu sein. Aber im Grundsatz
zeigen die arbeitspolitischen Zumutungen keine sektoralen Differenzen.®

Hier ordnen sich unseres Erachtens auch Befunde der Befiagungsstudie von No-
wak/HausotterAVinker (2012) über Entgrenzungsprozesse von Arbeits- und Lebensverhältnissen
in Industrie und Altenpflege ein. Wenn über Altenpflegerinnen, Facharbeiterinnen und Ingenieu-
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Wenn dieser Befund zutreffend ist, dürften die gewerkschaftspoütischen
Schlussfolgerungen weitreichend sein. Zum einen, was die Aufwertung einer
kritischen Arbeitspolitik als zentralem gewerkschaftlichen Handlungsfeld -
und damit einer kritischen Industriesoziologie - anbelangt. Zum anderen für
eine Strategieentwicklung, die sehr viel stärker - einige meinen: überhaupt
erst einmal - einzelgewerkschaftliche Erfahrungshorizonte in Beziehung zu
einander setzt, kooperativ überschreitet und Plattformen für gemeinsames
Handeln schafft.

5. Politisierung: Entschärfung der Ausgrenzung prekärer
Beschäftigung?

Im Vergleich zwischen den beiden Erhebungsphasen fällt die verstärkte Poli
tisierung prekärer Beschäfiigung auf. Dies gilt nicht nur für die „große" ge
werkschaftliche Politik, sondem auch für die Betriebsräte vor Ort. Der Kampf

gegen Leiharbeit und für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Leih
arbeiter ist unseren Befragten ein wichtiges Anliegen, mehr als zwei Jahre zu
vor. Damals erfolgte in der Tat Beschäftigungssicherung für Stammbeleg
schaften auch dadurch, dass umgehend nach Ausbruch der Krise Leiharbeit
und Werkvertragsverhältnisse abgebaut wurden. Das kann man als reale so
ziale Spaltung deuten. Doch worauf wir auch unter dem Eindruck des Krisen
schocks nicht stießen, war mental nachvollzogene Spaltung.

Hier spielt das Spezifikum unserer Befiugungsgruppen ohne Zweifel eine große
Rolle: Befragt wurden Interessenvertreterinnen, für die kollektiver Zusammen
halt, Solidarität über Berufsgruppen und beruflich-sozialen Status hinaus gleich
sam interessenpolitische Arbeitsgrundlage ist. Und es spielt mit Sicherfieit eine
größere Rolle, dass sich insbesondere ver.di und die IG Metall zum Zeitpunkt
unserer Befragung vehement für die strikte Begrenzung von Leiharbeit, die
Übemahme in unbefristete Beschäfligungsverhältnisse und Equal Pay eingesetzt
haben. Aber Solidarität kann verschiedene, teilweise gegensätzliche Formen an
nehmen. Die Jenaer Forschungsgruppe ist in ihren Befragungen auf Formen ex-
kludierender Solidarität gestoßen - kurz: der Sicherung der Stammbelegschaf
ten durch einen relativ ungeschützten, flexiblen Randbereich prekärer Beschäf
tigung. Nicht, dass große Belegschaftsteile das in jedem Fall rechtfertigen, aber
solange die soziale Spaltung nicht durch allgemeine politische Lösungen über
wunden wird, werde sie nicht nur hingenommen, sondem auch als Sicherheits
reserve für das Stammklientel genutzt, so die These.

Wir können das mit unserer Untersuchung nicht in Abrede stellen - aber eben
auch nicht bestätigen. Unsere These ist, dass hier vor, in und nach der Krise
Beschäfligtenlemen und Organisationsiemen stattgefunden hat. Denn was
einmal als möglicher Schutz erschien, kann zur Bedrohung werden. Unter ande
rem dadurch, dass prekäre Beschäftigung weit über soziale Ränder des Arbeits

rinnen von ihnen jedoch das große Dach der „Prekarisierung" gespannt wird, droht unseres Er
achtens der kritische Gehalt von Prekarität in einem catch-ali-BegrifTeher verloren zu gehen.
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marktes und der betrieblichen Beschäftigungsverhältnisse hinausreicht Der dy
namische Wiederanstieg der Leiharbeit auf nahezu eine Million ist zwar gemes
sen an allen Beschäftigungsverhältnissen mit drei Prozent in überschaubarer
Größenordnung geblieben. Doch in Teilbereichen dCT Metallindustrie und in
Pflegeberufen sind die Anteile sehr viel höher - Leiharbeit ist dort keine Rand
beschäftigung mehr, sondern in Kembeschäftigungsfelder vorgedrungen. Damit
ist sie nicht nur Flexibilitätspolster, sondern zu einem Druckfaktor für die Ein
kommens- und Arbeitsverhältnisse insgesamt geworden, der neue Anläufe von
Regulierung und Eindämmung verlangt. Wir meinen: Hier haben Lernprozesse
in Richtung inkludierender Solidarität stattgefunden. Auch hier: berufsübergrei
fend, im industriellen wie im Dienstleistungssektor.

6. Interessenvertretungen industrieller Arbeit sehen sich in
einem Mobilisierungsdilemma

Generell lautet die Einschätzung der Befragten, dass sich nach der Überwin
dung des ökonomischen Einbruchs die „objektiven" Bedingungen für erfolg
reiche Interessenpolitik verbessert haben; die tarifpolitische Entwicklung der
letzten Jahre gibt dem Recht. Bei anziehender Auflragslage erhöhen sich die
Einflussmöglichkeiten von Beschäftigten und ihren Vertreterinnen, Streiks
könnten die Unternehmen empfindlich treffen. Dennoch werden die Hand
lungsmöglichkeiten als restringiert geschildert Die befi-agten Interessenvertre
terinnen im industriellen Bereich sehen sich in einem Mobilisierungsdilemma.
Dafür werden vor allem subjektive Faktoren als maßgeblich angeführt: Weite
Teile der Belegschaften seien in Passivität zurückgefallen; von „unten" kom
me wenig an Aktivität. Warum das so ist, bleibt im Dunkeln - Individualis
mus, Lethargie sind bestenfalls Hilfeargumente. So sehen sich die Interessen
vertreterinnen in eine Rolle von Stellvertreterpolitik gedrängt.^ Sie sehen sich
in der Rolle derer, die die Initiative ergreifen, voranmarschieren und sich
rückblickend versichem müssen, nicht alleine zu gehen.

Die andere Seite des Mobilisierungsdilemmas: In dieser Konstellation erwar
ten die betrieblichen Interessenvertreterinnen mehr unterstützende Vorgaben
von „oben" — von der Gewerkschaft. Nicht nur von der Verwaltungsstelle als
der untersten Gliederung, sondern auch von der Spitze, von der „Gesamtorga
nisation". Es sind weitere Befi-agungen erforderlich, dies näher auszuleuchten.
Schließlich handelt es sich um ein sehr rationelles Kalkül betrieblicher und

gesellschaftlicher Machtverhältnisse, kollektive Organisationsmacht über die
eigenen Vor-Ort-Potenziale hinaus in Stellung zu bringen (sich ihrer zumin
dest zu versichem). Und die Verknüpfung von betrieblicher und überbetriebli
cher Interessenvertretung, mehr noch: das stärkere Wiedereinbringen der Ge
werkschaft als wichtigem Akteur auch in betrieblichen Auseinandersetzungen,
verbindet Primär- mit Organisationsmacht und optimiert damit die Machtres-

^ Die Reichweite eines sich hier andeutenden ZurOckgeworfenseins auf Stellvertreterpolitik wä
re näher zu klären. Siehe hierzu auch Bigus 2012:47f., S3f.
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sourcen. Aber in dieser Konstellation kann auch stecken, worauf wir gestoßen
sind: Die Anrufung des ,Jcollektiven Ganzen" aufgrund selbst nicht mobili
sierbarer Machtressourcen.

7. Neue Mobilisierungsperspektiven in sozialen
Dienstleistungsfeldem

Einen scharfen Kontrast zum Mobilisierungsdilemma in den Industriebetrie
ben bilden die beiden Dienstleistungsfelder. Insbesondere im Erziehungsbe
reich (Kitas) ist die Protest- und Widerstandsbereitschafl in den letzten Jahren
erheblich gestiegen und hält sich auch nach dem öffentlichkeitswirksamen Er
zieherinnen-Streik 2009 auf hohem Niveau. Auch in den Krankenhäusern ist

nicht nur das Bewusstsein für Verändenmgsnotwendigkeiten - solche artiku
lieren unsere Befragten aus allen Branchen sondern gleichfalls das Be
wusstsein ßir Handlungsmöglichkeiten hoch. Das Einverständnis unter den
Beschäftigten, den Weg kollektiven Handelns zu gehen, ist ausgeprägt. Offi
zielle Rhetoriken von Altemativlosigkeit imd Verzichtsnotwendigkeiten ver
fangen weniger. Das Vertrauen in bestehende politische Institutionen und Ak
teure ist auch hier nicht sonderlich hoch - dafür aber das Bewusstsein, dass

politisch gehandelt werden muss: durch eine möglichst breite Mobilisierung
an der Basis.

Hier macht sich ein Unterschied zwischen Industrie und öffentlicher Daseins

vorsorge geltend. In den sozialen Dienstleistungsbereichen herrschen keine
vermeintlich „ehernen" Gesetze von globaler Wettbewerbsfähigkeit, die bei
„Strafe des Untergangs" befolgt werden müssen. Prägend ist vielmehr, dass
Fragen der Beschäftigung, der Arbeitsbedingungen und der Entlohnung durch
das Nadelöhr der Politik gehen. Es sind politische Entscheidungen unter ande
rem darüber, welche pflegerischen Antworten auf die Alterung der Gesell
schaft und welche erzieherischen Antworten auf veränderte Familienstruktu

ren, Rollenmuster und Erwerbsverläufe gegeben werden. Hier wirkt der Kri
senverlauf anders als in industriellen Strukturen. Neue Legitimationsprobleme
sind durch das Spezifikum der Finanzmarktkrise aufgerissen: Das TINA-
Argument (there is no alternative) hat zumindest bei den von uns Befragten
erheblich an Überzeugungskraft eingebüßt, oft war es auch ohnehin mehr
zähneknirschendes Zugeständnis. Denn plötzlich stand sehr viel Geld zur Ver
fügung, als es darum ging, „Banken zu retten" oder auch nur offenkundig
fehlgeplante städtebauliche Großprojekte nachzufinanzieren. Der simple Ver
weis auf krisengebeutelte öffentliche Einnahmen und wachsende Staatsver
schuldung ist dann kein überzeugendes Argument mehr. Vor allem nicht,
wenn damit eine Personalpolitik begründet wird, die die Beschäftigten im leis
tungspolitischen Überlastbereich krank macht und mit der auskömmliche Ein
kommen verweigert werden. „Krise" erscheint dann mehr noch in diesen Be
reichen als machtpolitische Legitimationsformel.
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8. Stärkung autonomer Gewerkschaftspolitik mit Distanz
zum politischen Feld

Trotz Kritik; Gewerkschaften bleiben diejenigen Institutionen, die das größte Ver
trauen genießen. Gefordert wird von ihnai, wie zuvor in der ersten Studie, ein
stärkeres politisches Engagement Das politische Mandat der Gewerkschaften er
scheint unstrittig. Man könnte von einem impliziten Minimalkonsens politischer
Regelungserfordemisse sprechen: Entprekarisierungspolitik im Sinne der Begren
zung und stärkeren Regulierung von Leiharbeit und Werkverträgen, existenzsi-
chemde Lohnuntergrenzen durch einai gesetzlichen Mindestlohn. Ebenso betrifft
dieser Konsens klassische Felder des Arbeitsschutzes und der Arbeitszeit sowie

des Kündigungsschutzes und schließlich sozialstaatlidie Regulierungoi von
Lohnersatzleistungen über soziale Daseinsvorsorge bis zu Chancengleichheit bei
Bildung und Ausbildung. Aus „Krise ohne Konflikt?" wissen wir, dass diesem
Mandat in Teilen auch ein sehr traditionell-repräsentatives Verständnis von politi
schen Aushandlungsprozessen untaliegt: Es gelte, mit der politischen Spitze (der
Bundesregierung) „auf gleicher Augenhöhe" zu veriiandeln.

Im Krisenverlauf nach 2008 hätte man erwarten können, dass dieses in Reprä
sentativstrukturen eng geführte Mandat eine Aufwertimg erföhrt, und zwar
dahingehend, dass ein beschäftigungs- und letztlich auch verteilungspolitisch
erfolgreiches Krisenmanagement von Gewerkschaften, Unternehmen und
Staat als Win-win-Situation geschätzt würde. Doch das ist - bei unseren Be-
fi-agungsgruppen - nur in einem sehr eingeschränkten Sinne der Fall.

Die Orientierung geht in eine andere Richtung: Gewerkschaftliche Akteure
sollen sich aus dem professionellen politischen Feld fernhalten. Gefordert
wird eine oppositionelle „Politik ans der Distanz", kein Eindringen in die po
litischen Institutionen. Legitimitätsverluste wären die Folge, wenn die Ge
werkschaften sich auf eine stärkere politische Einbindung einließen. Mehr
Unterstützung hätten dagegen Strategien autonomer Revitalisierung.

9. Institutionelle Politik ist entlegitimiert

Dieses Distanzgebot wird plausibel, wenn man die Einschätzungen zum politi
schen System näher betrachtet. Sie bleiben weiterhin - wie schon in „Krise ohne
Konflikt?" - desaströs. Dem unterliegt eine Wahrnehmung des politischen Fel
des, das sich von lohnabhängiger Interessenvertretung weitgehend entkoppelt
hat In unseren Gruppendiskussionen und Interviews wird Postdemokratie ge
spiegelt: Demokratische Fassaden stehen noch, doch was dahinter passiert, hat
mit Herrschaft des Demos wenig zu tun. Erstens, weil die Professionellen das

Feld nach ihren aparten Regeln und selbstbezüglichen Interessen gestalten.' Be-

Hierauf wäre im Sinne der Feldtheorie Bourdieus näher einzugehen: „Das Feld ist ein Univer
sum mit eigenen Bewertungskriterien, die in einem anderen Mikrokosmos keine Gültigkeit

haben." (Bourdieu 2001: 42) Daran schließen sich die Unterscheidung zwischen Laien und
Professionellen und spezihsche Entfremdungs- und Ausgrenzungsprozesse („Schließungen")
an. „Je mehr sich ein politischer Raum verselbständigt, desto mehr entwickelt er eine eigene
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zugnahme auf die ,Jdemen Leute" ist in rhetorischen Formeln erstarrt Täuschen
lässt man sich damit nicht: Desinteresse und Nicht-Verständnis hören unsere

Befragungsgruppen als Subtext heraus, mitunter auch elitäre Verachtung. Der
Begriff der „politischen Klasse" erhält hier Substanz: eine aparte gesellschaftli
che Gruppe, die ihre eigenen Interessen verfolgt Nur machtbewährte eigensin
nige Interessenvertretung vermag korrigierend zu intervenieren.

Doch da gilt zweitens: Die maßgeblichen politischen Apparate werden als ge
kapert angesehen. Gerade im Krisenverlauf habe sich gezeigt: Primat der Öko
nomie statt Vorrang politischer Gestaltung. Das Wort der Kanzlerin von der
„marktkonformen Demokratie" ist kein begrifflicher Ausrutscher, sondern be
zeichnet den ErMrungshorizont unserer Befragungsgruppen: als Beschreibung
einer Realität, die von den ökonomisch Mächtigen - dem Kapital - bestimmt
wird. Die im betrieblichen und überbetrieblichen Bereich als herrschend erM-

renen Interessen haben sich - in der Bewertung unserer Befragungsgruppen -
auch im politischen Feld durchgesetzt. Die Krisenbewältigungspolitik
2009/2010 wird in diesem Kontext auch nicht als (keynesianischer) Politik
wechsel gesehen, sondem als Systemerhalt in Zeiten einer systemischen Krise.

Hoffliungen auf seine zumindest partielle Wiederaneignung des politischen
Feldes im Sinne einer Interessenpolitik der Beschäftigten hegen unsere Be
fragten nicht Charakteristisch ist, dass sie kaum noch Ansprüche an die staat
liche und parteiförmige Politik stellen. Die SPD ist auch zehn Jahre nach der
Strategiewende der Agenda 2010 in den Augen unserer Befragungsgruppen
erheblich diskreditiert - es fehlt an Glaubwürdigkeit und emsthaftem Einsatz
für das gesellschaftliche Unten. Auch die wenigen Parteimitglieder, die wir
unter unseren Befragten hatten, haben einen kritischen Blick auf die Partei,
halten aber an der Notwendigkeit parteipolitischen Engagements fest. Der
LINKEN werden durchaus Sympathien entgegengebracht, ohne dass damit
aber reale Veränderungsperspektiven verbunden sind. Einige sahen zum Zeit
punkt unserer Befragung in den PIRATEN eine neue Artikulationsform von
Protest, allerdings nicht als soziale Interessenvertretung sondem vielmehr im
Sinne der »Aufinischung" des politischen Feldes. Wir haben es ganz offen
sichtlich nicht einfach mit Delegitimierungstendenzen zu tun, sondem mit ei
ner regelrechten Ent-Legitimierung der institutionellen Politik. Die Politik be
findet sich bereits jenseits von Legitimationsproblemen - denn Legitimitäts
ansprüche, die enttäuscht werden können, werden gar nicht mehr formuliert.

10. Der Staat wird als Institution der „anderen Seite*'

wahrgenommen

Der Staat wird nach einer drei Jahrzehnte umfassenden neokonservativ-

neoliberalen Epoche als nicht mehr nur enteignete und entfremdete, sondem
vielfach auch als feindliche Institution wahrgenommen: als der Staat „der an

Logik, desto mehr tendiert er dazu, nach den dem Feld inhärenten Interessen zu ilmktionieren,
und desto größer wird der Bruch mit den Laien." (Ebd.: 47)
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deren". Was politisch gestaltet werden muss - Beispiel: gesetzlicher Mindest
lohn - muss ihm abgetrotzt werden. Der Staat gilt ganz und gar nicht als
neutrale Instanz, die ausgleichend über den sozialen Interessen stünde, son
dern wird durch die Brille eines wieder geschärften dichotomischen Gesell
schaftsbildes gesehen. Dem Staat werden durchaus Funktionen zugewiesen,
aber soweit es sich dabei um soziale Aufgabenzuweisungen handelt, wird de
ren Einlösung ohne sozialen Druck als wenig wahrscheinlich unterstellt.

Hier ist noch einmal zu betonen, dass die von uns befi^agten gewerkschaftli
chen Interessenvertreterinnen kein repräsentatives Sample darstellen. Den
noch könnten wir es hier mit einer Grundstruktur von Alltagsbewusstsein zu
tun haben, auf die bereits in Untersuchungen Mitte der 1970er Jahre verwie
sen wurde: „Gerade weil von den Arbeitern in Bezug auf die Wahrnehmung
ihrer zentralen ökonomischen Interessen der Staat nicht in der Verantwortung
gesehen wird, bleibt die eigene Interessenvertretung, bleiben die Gewerkschaf
ten von ... zentraler Bedeutung. (...) Von hier aus bietet sich eine andere Inter
pretation des in vielen Studien festgestellten Verständnisses der Arbeiter von
angemessener Gewerkschaftspolitik an, wonach sich die Gewerkschaften aus
der ,Politik' raushalten sollten und ganz auf soziale Interessenvertretung sich zu
beschränken haben ... (Danach) dürfte diese Festlegung von Gewerkschafts
handeln weniger als eine restriktive zu verstehen sein denn als eine Konzentra
tion auf die für die materielle Reproduktion zentrale Sphäre der unmittelbaren
und damit auch für die Arbeiter kontrollierter gefiihrten Auseinandersetzungen
zwischen Kapital und Arbeit." (Baethge/Schumann 1975: 68f.)*

Fazit

Was in unserer Befi-agung letztlich zum Ausdruck kommt, sind Systemerfah
rungen. Wir waren darauf ebenfalls bereits in ,JCrise ohne KonflUct?" gestoßen
und hatten diese als „adressatenlose Wut" bezeichnet: Nicht die einzelnen Ak

teure - auch nicht das Management oder der Banker vor Ort - werden als Ver
ursacher der Krise gesehen, da letztlich auch sie Systemlogiken und -parametem
folgen. Unsere aktuelle Befragung legt nun nahe, dass auch der Staat und seine
aus der Lohnarbeiterperspektive relevanten Apparate in die Systemerfahrun
gen eingeordnet werden.

Ein zweiter Befund ist neu. In der ersten Studie lautete die zusammenfassende

These aus den Interviews und Gruppendiskussionen: „Wir wollen uns wehren,
aber wir können nicht!" In der neuen Untersuchung lautet die summarische Ein
schätzung: „Wir können uns wehren, wir tun es nicht". Wieder scheinen die
Handlungsoptionen verriegelt, diesmal aber nicht nur aufgrund eines mangelnden
Adressaten von Protest, sondern auch aufgrund mangelnda Mobilisierungsbereit
schaft und Inaktivität der Belegschaften. Hier wird ein Unterschied zu unserer

Allerdings würden wir nicht so weit gehen, „dass der Arbeiter keine Selbstdefinition als Staats
bürger entwickelt, die der Trennung des bürgerlichen Individuums in Bourgeois und Citoyen in
nerhalb der klassischen liberalen Theorie zugrunde liegt" (Baethge/Schumann I97S: 58).
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vorhergehenden Befragung deutlich: Die Wut auf die heftig kritisierten Verhält
nisse ist nicht kleiner geworden und auch die Protestiantasien sind geblieben,
aber es gibt eine stärkere Rückbesinnung auf die eigenen Möglichkeiten, auf die
individuelle Kraft. Damit wächst aber auch die Kritik an der eigenen Bewe
gungslosigkeit: Zwar wird diese meist auf die anderen verschoben, die sich
nicht trauen oder zu bequem und zu selbstzufrieden sind, aber es werden auch
selbstkritisch die eigenen nicht genutzten Widerstandspotentiale thematisiert.

Und es werden erfolgreiche Beispiele sichtbar, in denen Passivität - die nicht
immer Desinteresse oder mangelnder Widerstandsgeist bedeutet - aufgebro
chen werden kann. Statt Protestfantasien wird die Vorstellung einer möglichst
breiten Mobilisierungsperspektive, eines eigenen Wegs des organisierten
Massenprotests verfolgt. ÜlDer den notwendigen Weg kollektiven Handelns
herrscht weitgehendes Einverständnis: „Wenn der Druck nicht von unten
kommt, dann erreicht man nichts". Symbolische Protestformen haben ihren
Sinn, entscheidend bleibt eine dauerhafte Veränderung der Kräfteverhältnisse.
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Roman George

Euro-Krise, Niedriglöhne und Geschlecht

Die Krise der europäischen Währungsunion, die mit der Eskalation in Zypern
einen neuen vorläufigen Höhepunkt erreicht hat, spielt sich vor dem Hinter
grund erheblicher Geschlechterungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt ab. Hier
soll nach dem Zusammenhang von Niedriglohn und Geschlecht gefi-agt wer
den, denn angesichts der vielfach aufgezeigten stärkeren Betroffenheit von
Frauen (vgl. OECD 1996: 69-76; Lucifora u.a. 2005: 267-269; Bezzina 2012:
2-3) liegt die Frage nah, wie sich die Krise auf diesen Aspekt der Geschlech
terverhältnisse auswirkt.

Die Krise der Euro-Zone ist in die 2008 einsetzende Weltwirtschaftskrise ein

gebettet, die sich von dem Finanzsektor ausgehend über die staatlichen Be
mühungen zur Bankenrettung und zur Stabilisierung der Konjunktur zu einer
Staatsschuldenkrise weiterentwickelt hat. Es ist der Fehlkonstruktion des Eu

ros geschuldet, dass sich in der Währungsunion erhebliche ökonomische Un
gleichgewichte aufgebaut haben, so dass sich nun trotz - oder vielmehr wegen
- der gemeinsamen Währung einzelne Mitgliedsstaaten der Spekulation auf
einen Staatsbankrott ausgesetzt sehen. Angesicht der wettbewerblichen Kon
struktion der Währungsunion mangelt es dieser an geeigneten institutionali
sierten Mitteln zum Umgang mit der bestehenden Krisensituation, so dass sich
eine endlos erscheinende Reihe von Krisengesprächen, neuen Hiobsbotschaf
ten und auf diese folgende Reaktionen aneinanderreiht. Trotz dieses ,J)urch-
wurstelns", das von der Bundesregierung offensichtlich auch angestrebt wird,
kristallisiert sich eine gezielte Strategie heraus. Die vom Staatsbankrott be
drohten Mitgliedsländer erhalten Kredite nur gegen die Zusage von weitge
henden strukturellen Reformen, deren Zielrichtung die Erhöhung der interna
tionalen Wettbewerbsfähigkeit und die, in erster Linie ausgabenseitige, Kon
solidierung der Staatsfinanzen ist Die dabei maßgeblichen Akteure sind ne
ben der aus dem Internationalen Währungsfond, der Europäischen Zentral
bank und der Europäischen Kommission bestehenden „Troika" auch die ton
angebenden Regierungen der größten Euro-Länder - vorneweg die deutsche.
(Vgl. Zeise 2012; Schuberth 2012) Wenngleich die ökonomischen Erfolgsaus
sichten dieser Politik mehr als Abglich sind, so ist doch offensichtlich, dass sie
weitreichende Auswirkungen auf die Lebensbedingungen der Bevölkerung
hat.

Der Zusammenhang zwischen Krisenpolitik, Niedriglohn und Geschlecht
stellt sich insbesondere über zwei Wirkmechanismen her: Der Mindestlohn

wird in der Krise als ein Instrument zur Erhöhung der preislichen Wettbe
werbsfähigkeit durch eine „innere Abwertung" genutzt da eine „äußere Ab
wertung" über den Wechselkurs in einer Währungsunion nicht mehr möglich
ist. Eine restriktive Mindestlohnpolitik betrifft Frauen aber stärker als Männer,
da sie häufiger zu Niedriglöhnen arbeiten. Der Versuch zur Konsolidierung
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der Staatsfinanzen über Ausgabenkürzungen hat ebenfalls eine Geschlechter
dimension, da einerseits Frauen deutlich häufiger als Männer im öffentlichen
Sektor beschäftigt sind und da andererseits die Bereitstellung öffentlicher
Dienstleistungen im Fürsorgebereich die Geschlechterverhältnisse wesentlich
beeinflusst. Beiden Zusammenhängen soll im Folgenden ausfuhrlicher nach
gegangen werden, um auf dieser Grundlage einen Ausblick zu wagen.

Mindestlöhne in der Krise

Gesetzliche Mindestlöhne bestehen in 20 von 27 Mitgliedsstaaten der Europä
ischen Union. Von den 17 Euro-Ländern verfugen zwölf über einen solchen.
Die Mindestlöhne unterscheiden sich stark in ihrer nominalen Höhe, die am
1. Januar 2013 in der Eurozone von 1,90 Euro in Estland bis zu 10,83 Euro in
Luxemburg reicht. (Vgl. Schulten 2013: 126-128) Zur Einschätzung des Min
destlohns sollte sein Wert allerdings im Verhältnis zum Lohnniveau im jewei
ligen Land betrachtet werden. Den in dieser Perspektive höchsten Mindest
lohn in Europa hat Frankreich, wo der Mindestlohn SMIC 60 Prozent des
mittleren Lohns von Vollzeitbeschäfligten erreicht. (Vgl. ebd.: 130) Wird der
Mindestlohn ins Verhältnis gesetzt zur Größe der Geschlechterunterschiede
im Niedriglohnsektor, so zeigt sich ein starker statistischer Zusammenhang:
Umso höher der Mindestlohn in Relation zum nationalen Lohnniveau, desto
kleiner der Niedriglohnsektor insgesamt und desto geringer außerdem die Ge
schlechterunterschiede innerhalb des Niedriglohnsektors. Mindestlöhne stau
chen die Lohnverteilung im unteren Bereich, so dass Mindestlohnempfänge-
rinnen und -empfönger einen höheren Lohn beziehen als das ohne Mindest
lohn der Fall wäre. Angesichts der bestehenden geschlechtlichen Segregation
des Arbeitsmarktes profitieren Frauen hiervon häufiger als Männer. Eine hohe
Reichweite von Tarifverträgen wirkt ähnlich, der Einfluss des Mindestlohns
ist allerdings stärker. (Vgl. George 2011: 551-554; Rubery/Grimshaw 2009)
Auch am Beispiel des 2000 in Irland eingeführten Mindestlohns lässt sich die
ser Zusammenhang aufeeigen: Frauen beziehen deutlich häufiger den Min
destlohn und haben daher von seiner Einfuhrung stärker profitiert (vgl. Eme
2006: 61, 65).

Während für die Jahre vor der Krise von einer „Wiederbelebung" (Vaughan-
Whitehead 2010) der Mindestlohnpolitik gesprochen werden kann, die sich in
der Einführung von Mindestlöhnen in Irland und in Großbritannien sowie in
Mindestlohnerhöhungen oberhalb der allgemeinen Lohnentwicklung in den
2000er Jahren widerspiegelte, so hat sich dieses Bild in den letzten Jahren un
ter den Krisenbedingungen deutlich geändert. 2012 haben sechs europäische
Länder auf eine nominale Erhöhung des Mindestlohns gänzlich verzichtet -
darunter auch Tschechien, in dem die letzte nominale Erhöhung des Mindest
lohns inzwischen sechs Jahre zurückliegt. Litauen hat den Mindestlohn mit
einer Erhöhung um ein Viertel am deutlichsten angepasst, dies allerdings vor
dem Hintergrund eines deutlichen Nachholbedarft angesichts von vorange
gangenen vier Jahren der Stagnation. Wird die Inflation berücksichtigt, so ist
das reale Mindestlohniveau in der Mehrzahl der europäischen Staaten abge-
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sunken, darunter die von der Euro-Krise besonders betroffenen Länder Irland,
Spanien, Portugal und Griechenland. (Vgl. Schulten 2013: 128-130)

Die Troika machte bislang allen Krisenstaaten, die um finanzielle Unterstüt
zung ersuchen mussten, Auflagen zur Mindestlohnpolitik: So musste Irland
als erstes Land seinen Mindestlohn 2011 um einen Euro absenken. Allerdings

wurde diese Maßnahme nach nur wenigen Monaten und einem Regierungs
wechsel wieder zurückgenommen. Dennoch hat der irische Mindestlohn in
zwischen real deutlich an Wert verloren (vgl. Schulten 2012: 126). Die drama
tischste Kürzung eines Mindestlohns erlebte Griechenland, das seinen Min
destlohn im März 2012 massiv absenkte, so dass er real fast ein Viertel seines

Wertes eingebüßt hat (vgl. Schulten 2013: 128-129). Griechenland musste
darüber hinaus der Troika zusagen, den bislang kollektivvertraglich vereinbar
ten Mindestlohn auf einen von der Regienmg - nach Konsultation der Sozial
partner und unabhängiger Experten - festzulegenden Mindestlohn umzustel
len, der zunächst auf dem abgesenkten Niveau eingefroren werden soll (vgl.
International Monetary Fund 2013a: 138). Auch Portugal hat eventuelle Erhö
hungen des Mindestlohns an die „Rechtfertigung durch die Entwicklung der
Wirtschaft und des Arbeitsmarktes" (International Monetary Fund 2013b: 61)
und an die vorherige Zustimmung der Troika gekoppelt. Einzig in Zypern
existiert kein Mindestlohn, der zum Gegenstand der Verhandlungen hätte ge
macht werden können. Der massiv abgesenkte griechische Mindestlohn hat,
angesichts eines schlecht ausgebauten Wohlfahrtsstaates, eine zentrale sozial-
und familienpolitische Funktion. Frauen beziehen den Mindestlohn auch in
Griechenland häufiger als Männer, sind also durch die Absenkung häufiger
betroffen (vgl. Fotoniata/Moutos 2010: 236-237). Darüber hinaus können
auch indirekte Auswirkungen bestehen, etwa wenn wie in Spanien Fürsorge
leistungen an den Mindestlohn gekoppelt sind (vgl. Castellanos Serra-
no/Gonzälez Gago 2012: 213-214).

Austeritätspolitikund öffentlicher Sektor

Die Arbeitsmärkte in den europäischen Ländern sind allesamt nach einem
ähnlichen Muster geschlechtlich segregiert: Männer finden sich häufiger in
den höheren Positionen der betrieblichen Hierarchie und Männer und Frauen

sind zudem sehr unterschiedlich auf die verschiedenen Branchen verteilt

Während die Beschäftigung im Agrarsektor in der Eurozone für erwerbstätige
Frauen (2,5 Prozent) wie Männer (4,3 Prozent) eine insgesamt untergeordnete
Bedeutung hat, kommt den privaten Dienstleistungen für Frauen (39,8 Pro
zent) und Männer (40,4 Prozent) eine sehr viel größere Relevanz zu. Der Be
schäftigungsschwerpunkt von Frauen ist jedoch mit 45,6 Prozent der öffentli
che Sektor , in dem nur 19,4 Prozent der Männer tätig sind. Umgekehrt sind
Männer mit 35,9 Prozent deutlich häufiger in der Industrie beschäftigt als

^ Zu den „Non-market Services" werden insbesondere die öffentliche Verwaltung, das Bildungs
system und das Gesundheitswesen gezählt.
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Frauen mit 12,1 Prozent. (Vgl. Teichgraber 2012: 3) Im Zusammenhang
hiermit hat die Krise auf die Geschlechter unterschiedliche Auswirkungen:
Von dem dramatischen Konjunktureinbruch 2008 und 2009 waren häufiger
Männer in den konjunktursensiblen Branchen in Industrie und industriellen
Dienstleistungen betroffen. Die langfiistigen Folgen der Staatsschuldenkrise
könnten allerdings über die Sparpolitik in den öffentlichen Haushalten Frauen,
als Beschäftigte des öffentlichen Sektors, sehr viel stärker betreffen.

In allen Krisenländem sind harsche Einschnitte im öffentlichen Sektor Be

standteil der Troika-Auflagen, sowohl was die Beschäftigtenzahlen insgesamt
angeht, als auch hinsichtlich der Arbeitsbedingungen. So wurden die Reallöh
ne im öffentlichen Dienst Griechenlands inzwischen annähemd halbiert, die

Arbeitszeit verlängert, ein weitgehender Einstellungsstopp verhängt und im
Zuge der Zusammenlegung und Schließung von öffentlichen Einrichtungen
wurden zahlreiche Beschäftigte entlassen (vgl. Karamessini 2012: 194-195).
Portugal musste der Troika unter anderem die Reduzierung der Ausgaben für
das öffentliche Verwaltungspersonal durch einen Stellenabbau von 2 Prozent
pro Jahr und durch eine Absenkung der Vergütung zusagen. Auch für das Ge
sundheitssystem wurden diverse Einsparungen vereinbart. (Vgl. International
Monetary Fund 2013b: 56-60) Aber auch in den nicht unmittelbar von der
Schuldenkrise betroffenen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union wird sich
durch den 2012 vereinbarten Fiskalpakt der Druck auf die Beschäftigungsver
hältnisse im öffentlichen Sektor erhöhen. Mit dem Fiskalpakt haben sich die
Mitgliedsstaaten, mit Ausnahme von Tschechien und Großbritannien, auf eine
noch striktere Begrenzung der Neuverschuldung verpflichtet, als sie durch den
Stabilitäts- und Wachstumspakt ohnehin schon vorgeschrieben ist. Angesichts
der fehlenden europäischen Koordination der Steuerpolitik ist zu befürchten,
dass die angestrebte Konsolidierung nicht über eine Erhöhung der öffentlichen
Einnahmen, sondern durch eine Begrenzung der Ausgaben versucht wird (vgl.
Zeise2012: 124-126).

Der Zusammenhang zwischen Feminisierung und Niedriglohn zeigt sich be
sonders deutlich im Gesundheitswesen. So arbeiten etwa im Bereich der Pflege
und der Reinigungskräfte im Krankenhaussektor überwiegend Frauen - häufig
zu Niedriglöhnen. Die Ausmaße der Niedriglohnarbeit unterscheiden sich aber,
in Abhängigkeit vom Arbeitsmarktumfeld und von den finanziellen und ge
sundheitspolitischen Rahmenbedingungen, stark zwischen den einzelnen Län-
dem. (Vgl. Mehaut u.a. 2010) Ein wachsender finanzieller Dmck auf die öffent

lichen Gesundheitsausgaben lässt vermuten, dass ein zunehmender Anteil der
Beschäftigten der Branche unter die Niedriglohnschwelle rutschen wird.

Neben dem Gesichtspunkt des öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber ist aber
auch dessen Angebot - insbesondere was die Bereitstellung von Fürsorge
dienstleistungen angeht - von hoher Relevanz für die Geschlechterverhältnis
se. So kann die Bereitstellung eines gut ausgebauten und kostengünstigen An
gebots der öffentlichen Kinderbetreuung als ein zentraler Bestandteil zur
Überwindung des „male breadwinner-models" angesehen werden, in dem
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Frauen weitgehend aus der Erwerbsarbeit ausgeschlossen bleiben (vgl. Lewis
1992). Die wohlfahrtsstaatlichen Rahmenbedingungen wirken sich auch auf
die Niedriglohnproblematik aus, denn eine unzureichende institutionelle Ab
sicherung der Erwerbstätigkeit von Frauen schwächt ihre Position auf dem
Arbeitsmarkt und erhöht so auch das Niedriglohnrisiko (vgl. Gautie u.a. 2010:
155-160). So rekrutieren beispielsweise Einzelhandelsuntemehmen in Groß
britannien - angesichts eines unzureichenden öffentlichen Kinderbetreuungs
angebots - gezielt über familienfreundliche Arbeitszeitmodelle Mütter für
Niedriglohnarbeit (vgl. Mason/Osborne 2008: 134). Im internationalen Ver
gleich bestätigt sich, dass Frauen in Ländern mit einem relativ großen öffent
lichen Sektor seltener zu einem Niedriglohn arbeiten (vgl. Schäfer u.a. 2011:
31-34). Sowohl die Bedeutung des öffentlichen Sektors als Arbeitgeber als
auch die Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen dürften diesen Zusam
menhang bedingen.

Ausblick

Im Jahr 2010 arbeiteten in der Eurozone 14,8 Prozent aller Beschäftigten zu
einem Niedriglohn, wobei eine Niedriglohnschwelle von zwei Dritteln des na
tionalen Median-Lohns zu Grunde gelegt wird. Diese Ergebnisse der europäi
schen Statistikbehörde Eurostat basieren auf der europäischen Lohnstruktur
erhebung, die allerdings Kleinuntemehmen mit weniger als zehn Beschäftig
ten sowie einige Wirtschaftssektoren auslässt. Da sich Niedriglöhne besonders
oft bei Kleinstuntemehmen finden, dürfte die Größe des Niedriglohnsektors
systematisch unterschätzt werden. Dennoch zeigen sich einige aufschlussrei
che Ergebnisse: Diesen Daten zufolge findet sich der kleinste Niedriglohn
sektor in Finnland mit nur 5,9 Prozent aller Beschäftigten, der größte hinge
gen in Estland mit 23,8 Prozent. Der größte Niedriglohnsektor in Westeuropa
besteht mit 22,2 Prozent in Deutschland. Die Krisenländer Irland (20,7 Pro

zent) und Portugal (16,1 Prozent) befinden sich (noch) im Mittelfeld, für
Griechenland liegen 2010 leider keine Daten vor. In allen Ländern beziehen
Frauen häufiger als Männer einen Niedriglohn. Im Durchschnitt des Euro
raums steht ein Niedriglohnanteil von 11,0 Prozent der Männer einem Anteil
von 19,2 Prozent der Frauen gegenüber. Im Vergleich zur vorangegangenen
Erhebung 2006 ist der Niedriglohnsektor insgesamt im Euroraum um 0,4 Pro
zentpunkte angewachsen. (Vgl. Bezzina 2012: 1-3)

Schon in den ersten Krisenjahren hat Niedriglohnarbeit demnach leicht zuge
nommen. Die größtenteils erst nach dem Erhebungsjahr 2010 einsetzenden
beschriebenen Maßnahmen lassen jedoch für die folgenden Jahre eine deutlich
stärkere Expansion erwarten. Während in den Vorkrisenjahren eher eine An-
gleichung zwischen den Geschlechtem stattgefunden hat - tendenziell eher
indem sich der zuvor geringere Niedriglohnanteil von Männem an den deut
lich höheren Niedriglohnteil von Frauen angenähert hat - muss angesichts der
aufgezeigten Zusammenhänge mit dem Voranschreiten der Eurokrise eine
Urnkehr dieses Trends befürchtet werden. Umso unmittelbarer die Krisenaus

wirkungen erfahrbar sind, desto offensichtlicher scheint der Zusammenhang
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zwischen Krise und Geschlechterungleichheit wahrnehmbar zu sein. So zu
mindest kann ein Ergebnis des von der EU regelmäßig erhobenen Eurobaro
meters interpretiert werden: Die Frage, ob wegen der Wirtschaftskrise die
Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt aufgrund des Geschlechts zunehmen
werde, bejahte europaweit nur eine Minderheit von 36 Prozent. Deutlich hö
her fiel die Zustimmung aber in den Krisenländem Griechenland (49 Prozent),
Spanien (51 Prozent) und Portugal (44 Prozent) aus. (Vgl. European Commis-
sion2012,T55)
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Richard Detje/Klaus Pickshaus/Sybille Stamm

Der Arbeit wieder ein gesundes Maß geben

Für eine arbeitspolitische Erweiterung der Arbeitszeitdebatte

1.

Auch in Deutschland - nicht nur in den so genannten „Krisenstaaten" der Eu
ropäischen Union - ist Arbeitslosigkeit eine Geißel und schwere Hypothek
der gesellschaftlichen, politischen und ökonomischen Entwicklung. Nicht nur,
was die erzwungene Ausgrenzung aus arbeitsgesellschaftlichen Bezügen an
belangt. Der Haupttrend heißt Prekarisierung. Ein Drittel der Erwerbsbevölke
rung sind mittlerweile davon erfasst: 6,2 Millionen im Niedriglohnsektor, 4,9
Millionen in geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen. Sektoren, die eine
bereits weit vorangeschrittene Zersetzung der „Lohnarbeitsgesellschaft" do
kumentieren - weit über das hinausgehend, was Marx als verschiedene Exis
tenzformen der industriellen Reservearmee gefasst hatte.

Umso wichtiger ist die Vergegenwärtigung von Alternativen, die diesem Zer-
setzungsprozess Einhalt gebieten können. Zumal, wenn es sich dabei um reali
tätstüchtige und praktisch bewehrte Maßnahmen handelt So hat sich zu Be
ginn der Großen Krise 2008/2009 gezeigt, dass Arbeitszeitverkürzung ein
wichtiges und wirksames Mittel ist, mit dem einem Anstieg der Arbeitslosig
keit gegengesteuert und erheblicher ,Angstrohstoff' aus dem betrieblichen
und gesellschaftlichen Leben genommen werden kann. Das „deutsche Be
schäftigungswunder" war zunächst arbeitszeitpolitisch fundiert: Durch Kurz
arbeit, Abbau von Überstunden und das Herunterfahren von Guthaben auf Ar
beitszeitkonten konnte die Beschäftigung auf hohem Niveau gehalten werden.
In der Metall- und Elektroindustrie wurde die Wochenarbeitszeit bis zum
Frühjahr 2009 um über drei Stunden heruntergefehren und erreichte erst im 1.
Quartal 2011 wieder das Vorkrisenniveau. Die Sicherung der Beschäftigung
stabilisierte wiederum - neben öffentlichen konjunkturpolitischen Impulsen -
die Nachfrage und damit den Binnenmarkt, was eine wechselseitig kontraktive
Entwicklung von Industrie und Dienstleistungen verhinderte. Doch diese positi
ven Erfahrungen, mit denen ein Absturz in eine neue Große Depression verhin
dert werden konnte, waren nur von kurzer Dauer. Parallel zu der beschäfti
gungspolitischen Entspannung war zugleich ein massiver Anstieg der Arbeitsin
tensität festzustellen. Und emeute Arbeitszeitverlängerung bei gleichzeitig
schnellem Anstieg der Arbeitslosigkeit auf historische Höchststände bedingt

Vgl. Klaus Pickshaus/Hans-Jürgen Urban: Das Nach-Krisen-Szenario: Beschäftigungspoliti
sche Entspannung und arbeitspolitische Problemzuspitzung? In: Hans-Jürgen Urban/Lothar
Schröder (Hrsg.): Gute Arbeit. Ausgabe 2011, Frankfurt/M. 2011, S. 21-39.
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durch das Umschalten auf rigide Austeritätspolitik haben zahlreiche Staaten der
Europäischen Währungsunion erneut in den Krisenmodus zurückfellen lassen.

Ist Umfairteilung von Arbeitszeit also das Gebot der Stunde? Gehört die 30-
Stunden-Woche bei vollem Lohn- und Personalausgleich nun umgehend auf die
gewerkschaftliche und zivilgesellschaftliche Tagesordnung, um die politische
Ignoranz gegenüber millionenfiicher Arbeitslosigkeit und Armut aufeubrechen?

2.

Vor, in und nach der Krise ist die Produktivität der Arbeit enorm gesteigert
worden, noch vorhandene Poren im Arbeitstag wurden geschlossen. Doch statt
die Arbeitszeit wie in einem System kommunizierender Röhren der Produktivi
tät anzupassen, ging die Intensivierung der Arbeit mit einem widersprüchlichen
Prozess der Verlängerung und Kappung der Arbeitszeiten einher: Verlängerung
von Vollzeitarbeit auf über 40 Wochenstunden auf der einen, Teilzeftarbeit bis
in untere Bereiche geringfügiger Beschäftigung auf der anderen Seite.

Um dieser Polarisierung entgegen zu wirken, fordert die Initiative Arbeitfiiirtei-
len die Einführung einer 30-Stunden-Woche als neue Normarbeitszeit, die den
Wünschen der Teilzeitbeschäftigten nach länprer Arbeitszeit ebenso wie denen
der Vollzeitbeschäftigten nach kürzerer Arbeitszeit entgegen kommen soll. Die
Krisenerfehrung, dass Arbeitszeitverkürzung Beschäftigung sichert, steht dabei
im Zentrum der Argumentation. Doch was äußerst plausibel zu sein scheint,
stößt auf wenig Rückhalt in den Belegschaften. Auf die Frage, wofür sich Ge
werkschaften einsetzen sollten, antworteten 2011 - also noch unter unmittelba
rerem Kriseneindruck - in einer repräsentativen Umfi-age 61 Prozent mit ,Jiö-
here Löhne", gefolgt von Maßnahmen, die die Sicherung der Beschäftigung -
„besserer Kündigungsschutz" (47 Prozent), ,3esserstellung von Leih^beitem"
(42 Prozent) - und arbeitspolitischen Progress („Verbesserung der Bedingungen
am Arbeitsplatz": 40 Prozent) zum Ziel haben. Mit der Verhinderung der Rente
erst mit 67 folgt zwar eine arbeitszeitpolitische Forderung. Aber erst an zehnter
Stelle der gewerkschaftspolitischen Schwerpunkte aus Beschäftigtensicht folgt
die Forderung nach genereller Arbeitszeitverkürzung. Nur 9 Prozent der Befrag
ten setzen dieses Thema auf die gewerkschaftliche Tagesordnung - weniger
noch als gut zehn Jahre zuvor, als immerhin noch 17 Prozent fiir einen neuen
arbeitszeitpolitischen Anlauf in diese Richtung votierten.

Trotz arbeitszeitpolitischer Beschäftigungssicherung in der Krise: Wie ist zu
verstehen, dass das Thema so wenig prioritär ist? Gewerkschaftsführungen
dafür verantwortlich zu machen und von ihnen mehr Themensetting einzufor
dern, läuft auf eine voluntaristische Kritik hinaus.

Vgl. Steffen Lehndorff: ArbeitszeitpoUtik nach der Kurzarbeit. In: Helga Schwitzer/Kay
Ohl/Richard Rohnert/ Hilde Wagner (Hrsg.): Zeit, dass wir was drehen! Perspektiven der Ar
beitszeit- und Leistungspolitik. Hamburg 2010, S. 39-62.

Siehe http://www.arbeitszeitverkuerzung-jetzt.de/perspektive/arbeit-fair-teilen.html.

Institut fiir Demoskopie Allensbach, Umfrage 6083/10071,2011.
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Unseres Erachtens eröflfiiet der einfache Rückgriff auf die Forderung nach ei
ner 30-Stunden-Woche keinen adäquaten Zugang zur Arbeitszeitpolitik. Denn
die arbeitsmarktpolitische Zuspitzung droht angesichts veränderter Rationali-
sierungs- und Steuerungsprozesse ins Leere zu laufen. Dass Arbeitszeitver
kürzung Beschäftigung sichert, gilt dort, wo die vorhandene Beschäftigung
das Auftrags-ZArbeitsvolumen überschreitet - Arbeitszeiten reduzieren, statt
Leute zu entlassen, ist in diesen Fällen die richtige Forderung. Doch das ist
nicht generelle betriebliche Realität Aufgrund einer Personalpolitik der un
tersten Linie, aufgrund von permanentem cost cutting herrscht das Gegenteil:
Beschäftigungs- bzw. Zeitnotstand. Das abgeforderte Arbeitsvolumen kann
von den Beschäftigten ohne noch weitergehende Intensivierung und Verlänge
rung der Arbeitszeiten nicht erbracht werden. Dies gilt vor allem bei stärker
selbstorganisierten Arbeitszeiten: In ISO-Beschäftigtenbefragungen geben
mehr als vier Fünftel der unter diesen Bedingungen Beschäftigten als Grund
für Mehrarbeit an, dass die Arbeit sonst „nicht zu schaffen ist" oder dass
,JProbleme anders nicht zu lösen" sind (62 Prozent). Und selbst unter derart
restriktiven Bedingungen stecken in Mehrarbeit auch Kerne selbstbestimmter
Arbeit: weil man sonst „mit dem Arbeitsergebnis nicht zufiieden" ist (36 Pro
zent), oder weil man „Spaß an der Arbeit" hat (25 Prozent).^
Was an Projektarbeit und anderen Formen mehr oder weniger selbstorgani
sierter Arbeitszeiten besonders deutlich wird, ist das, was als ,JFinalisierung
der Leistungspolitik" bezeichnet wird: Nicht die Arbeitsleistung pro Stunde,
sondern das Arbeitsergebnis entsprechend Budgetvorgaben in einer festgeleg
ten Gesamtzeit ist die entscheidende Kennziffer.® Um das geforderte Arbeits
pensum trotz geringer Personaldecke schaffen zu können, wird länger gearbei
tet. Auf diese Problemlage gibt die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung auf
30 Wochenstunden keine wirksame Antwort.

Anders formuliert: Der gesellschaftliche Widerspruch zwischen erzwungener
Null-Arbeit auf der einen und pathologischer Überarbeit auf der anderen Seite ist
unter diesen Bedingungen nicht durch die Konzentration der ,JCämpfe um Zeif
auf die Forderung nach umgehender Wochenarbeitszeitverkürzung aufeubrechen.

3.

Mit „Vermarktlichung", „indirekter Steuerung" und ,J^lexibilisierung" werden
Steuerungsprozesse in Unternehmen und Betrieben gefasst, mit denen der Zu
sammenhang von Arbeit und Leistung verflüssigt wird. Mit weit reichenden
Folgen: Vor die Regulierung der Arbeitszeit schieben sich die Leistungsbedin-
gungen. Nicht die Verkürzung der Wochenarbeitszeit, sondem die Regulierung
der Leistungsbedingungen wird zum Kern von Konflikten und Auseinanderset-

Vgl. IG Metall: Arbeitszeit-TÜV. Wie gesundheitsverträglich sind unsere Arbeitszeiten?
Frankfiirt/Main 2009.

Vgl. zum Zusammenhang von Leistungs- und Arbeitszeitpolitik Hilde Wagner: Gewerkschaft
liche Arbeitszeitpolitik heute: „Zeit, dass wir was drehen!", in: Sozialismus 5-2013, S. 37-43.
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Zungen. Das war auch vor drei Jahrzehnten bereits der Fall, als Gewerkschaften
die 35-Stunden-Woche forderten. Leistungsverdichtung ist ein permanenter
Druck kapitalistischer Arbeitspolitik, nicht Reaktion auf verkürzte Arbeitszei
ten. Aber heute spricht mehr noch als in den 1980er Jahren alles dafür, die Ar
beitszeitfrage von der Regulierung der Leistungsbedingungen her anzugehen.

Die von der IG Metall seit einigen Jahren betriebene Anti-Stress-lnitiative un
ter dem Motto „Gute Arbeit braucht klare Regeln" hat das Thema der perma
nenten Leistungsverdichtung und des zunehmenden gesundheitlichen Ver
schleißes auch medienwirksam in den Mittelpunkt politischer Auseinanderset
zungen gerückt. In der Forderung nach einer Anti-Stress-Verordnung bündeln
sich die gewerkschaftlichen Bestrebungen, durch erweiterte und konkretisierte
Arbeitsschutzbestimmungen regulatorische Ansatzpunkte bei der Prävention
von Gefahrdungen aus psychischen Belastungen und Leistungsüberforderung
zu stärken.' Im Frühsommer 2013 vom Bundestag beschlossene Ergänzungen
im Arbeitsschutzgesetz belegen erste Erfolge, auch wenn die Durchsetzung
einer Anti-Stress-Verordnung auf der Tagesordnung bleibt.

4.

Die Forderung nach allgemeiner Arbeitszeitverkürzung - 35-Stunden-Woche
- bündelte Mitte der 1980er Jahre die Kämpfe um Zeit. Eine Verallgemeine
rung dieses Erfolgs auf gesetzlicher Ebene gelang zu keinem Zeitpunkt.

Das Kapital hat diese partielle Niederlage in der Arbeitszeitfrage in den 1980er
Jahren nie akzeptiert und dringt seitdem auf eine Revision. Seit Mitte der
1990er Jahre haben die Gewerkschaften die Hegemonie über die Zeitfiage gesell
schaftlich und vor allem in den Betrieben verloren. Dies ist Ausdruck einer gene
rellen Defensivsituation der Gewerkschaften. Heutige Arbeitszeitpolitik stellt sich
hauptsächlidi dar als Restrukturierungsprojekt des Kapitals und da* politischoi
Klasse hin zu einem »flexiblen, deregulierten Kapitalismus". Die gegenwärtigen
Konflikte um Arbeitszeitverlängerungen und eine noch weitergehende Flexibili
sierung sind selbst Bestandteil da- Auseinandersetzung um eine neue kapitalisti
sche Betriebsweise bei anhaltender Massenarbeitslosigkeit. Arbeitszeit ist zudem
weitgehend zur Manövriermasse bei den Standort(erpressungs)vereinbarungen
geworden. Entgrenzung von Arbeitszeit und Leistung sind die Haupttrends, die
die ,JErfordemisse des Marktes" zu den Imperativen für die Arbeitsverausga
bung machen. Damit wird eine neue Maßlosigkeit in der Arbeit gefördert, die
alle noch vorhandenen tariflichen und gesetzlichen Begrenzungen überschreitet
Prototyp für dieses neue Arbeitszeit- und Leistungsregime ist die „Vertrauens
arbeitszeit" nach dem Motto,flacht was ihr wollt, aber seid profitabel".

Die seitdem erfolgte massive Flexibilisierung der Arbeitszeit und die Deregulie-

Vgl. Hans-Jürgen Urban/Klaus Pickshaus/Andrea Fergen: Das Handlungsfeld psychische Be
lastungen - Die Schutzlücke schließen, in: Hans-Jürgen Urban/Lothar Schröder (Hrsg.): Gute
Arbeit. Ausgabe 2012. Zeitbombe Arbeitsstress - Befunde, Strategien, Regelungsbedarfe.
Frankfiirt/M. 2012, S. 23-38.
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rung der Arbeitsverhältnisse lassen es fraglich erscheinen, dass die Bündelung
des Kampfes um ein gesundes Maß der Arbeit mit einer neuen Maßzahl der
Wochenarbeitszeit - 30 Stunden - gelingen kann: für Projektarbeit in For-
schungs- und Entwicklungsabteilungen bis in weite Bereiche der Arbeitsvorbe
reitung über Service- und Dienstleistungsarbeiten bis hin zu Teilzeitarbeit, ge
ringfügiger und temporärer Beschäftigung. Richtig ist: Es gibt einen weit ver
breiteten Wunsch nach kurzer Vollzeit. Doch um dahin zu kommen, müssen
heute offenbar unterschiedliche Pfede gegangen werden. Einige Schlaglichter:
Müllarbeiter wären aufgrund der körperlichen Belastungen froh um jede Minute,
die sie weniger arbeiten müssen und Pflegekräfle verzichten reihenweise auf Geld,
weil sie ihren Job nur als Teilzeitbeschäftigung bewältigen können. Andererseits
werden Einzelhandelskauffrauen zu Teilzeit^beit genötigt, während Beschäftig
te in F+E-Bereichen angesichts massiver Überarbeit von Work-Life-Balance
nur träumen können. Neue Leitplanken und Haltegriffe sind erforderlich.

5.

Statt Konzentration auf eine fixe Größe allgemeiner Wochenarbeitszeit muss in
den Ijetrieblich-gesellschaftlichen Auseinandersetzungen auf ein Bündel unter
schiedlicher Problemlagen reagiert werden, das sich hier herauskristallisiert hat:

-  die Gesundheitsbelastungen von wachsendem Arbeitsstress bei gleichzei
tiger Intensivierung, Extensivierung und Flexibilisierung der Arbeit -
damit die Forderung nach Guter Arbeit;

-  die Verlängerung der Lebensarbeitszeit (Rente mit 67) bei progressivem
Verschleiß aufgrund nicht altersgerechter Arbeitsbedingungen - damit
die Forderung nach flexiblen Altersübergängen;

-  die aufbrechenden Widersprüche zwischen Familie und Beruf ebenso wie
die massive Ungleichverteilung zwischen den Geschlechtem (vom Lohn
über die Arbeitsinhalte und -Organisation bis hin zur Arbeitszeit) - damit
die Forderung nach Work-Life-Balance und Geschlechterdemokratie.

Mit diesen Problemlagen stehen wiederum besonders belastete Personengrup
pen im Focus.

Für gewerkschaftliches Handeln ergeben sich unterschiedliche Handlungsdi
mensionen:

(1) Generelle Arbeitszeitverlängerung verhindem: Die vordringliche Aufga
be in den kommenden Jahren wird bleiben, eine generelle Arbeitszeitver
längerung zu verhindem. Die Maßzahl ist und bleibt die 35-Stunden-
Woche. Dies kann nur dann erfolgreich sein, wenn es gelingt, in den be
trieblichen Abwehrkämpfen um Arbeitsplätze, Standorte und Tarifstan
dards ein höheres Maß an koordiniertem Vorgehen zu erreichen.

(2) Begrenzung der tatsächlichen Arbeitszeiten: Die Arbeit braucht wieder
ein gesundes Maß. Der 8-Stunden-Tag und die 40-Stunden-Woche ge
winnen emeut als Höchstarbeitszeitgrenzen an Aktualität. In der Metall-
und Elektroindustrie ist die Diskrepanz zwischen tariflichen und realen
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Arbeitszeiten mittlerweile am größten. Das unterstreicht den Handlungs
bedarf. Dabei ist bei allen Befragungen sichtbar, dass für länger arbeiten
de Beschäftigte die fixierten niedrigeren Regelarbeitszeiten wichtige Re
ferenzpunkte bleiben. Angesichts ausufemder Arbeitszeiten („Arbeiten
ohne Ende") und Belastungen durch Schichtarbeit und flexible Arbeits
zeitmodelle haben gesundheits- und arbeitswissenschaftliche Essentials
für eine gesundheitsverträgliche Arbeitszeitgestaltung wieder stärker an
Bedeutung gewonnen. Sie können systematischer als bisher in betriebspo
litischen Aktionen genutzt werden (vgl. Arbeitszeit-TÜV der IG Metall).

(3) Arbeitszeit- und Leistungspolitik in einem Verständnis von guter Arbeit
als Einheit denken: Leistungsdruck spielt bei den Arbeitszeiten eine do
minierende Rolle, da die leistungspolitischen Rahmenbedingungen die
Beschäftigten veranlassen, permanent ihre Arbeitszeiten auszudehnen.
Umgekehrt ist die Definition eines Pensums im Rahmen einer Leistungs
zielvereinbarung nur sinnvoll, wenn auch die Grenzen der Arbeitszeit be
rücksichtigt wurden. Gerade der Umgang mit einer zunehmend marktge
steuerten Arbeits- und Arbeitszeitorganisation gehört nach wie vor zu den
schwierigsten Herausforderungen.

(4) Erfolgreiche „Grenzziehung" nur mit aktivem Einsatz der Beschäftigten:
Ohne aktiven Einsatz der Beschäftigten für ihr gesundes Maß an Arbeits
zeit läuft jede Arbeitszeitpolitik ins Leere. ,J)en Beschäftigten selbst wird
künftig eine aktive - wenn nicht die entscheidende - Rolle bei der Realisie
rung vereinbarter Arbeitszeitregulierung zukommen. Weil das so ist, bedarf
es zunächst einer breiten Debatte über konsensföhige Leitbilder der Ar
beitszeitregulierung. Nur wenn sich die Beschäftigten mit den Regelungen
identifizieren, werden sie ihnen auch Geltung verschaffen."* Damit ist auch
das Verhältnis von Regulierung und betriebspolitischem Handeln neu zu
bestimmen - eine große Herausforderung für eine Interessenvertretung, die
bisher weitgehend durch stellvertretendes Handeln geprägt ist.

Ebenso wie die Regulierung und Kontrolle der Arbeitszeit - ihrer Intensität
und ihrer absoluten Größe nach sowie hinsichtlich Lage und Verteilung -
durch das Nadelöhr individueller Ansprüche und Bedürfiiisse gehen muss, ist
von den unterschiedlichen Zugängen und Problemlagen bei der Wiederaneig
nung der Zeit auszugehen. Neue gesellschaftliche Normierungen und Stan
dards können - sollen sie mehr sein als eine blutleere Durchschnittsberech

nung - nicht Voraussetzung, sondem nur Resultat der Kämpfe um Zeit sein.

6.

Die zentralen Topoi - Gesundheit, demographische Entwicklung, Geschlech
terfrage - verweisen darauf, dass die „Kämpfe um Zeit" nicht auf die Vertei-

Alexandra Wagner (2004); Im Rückwärtsgang zur 40-Stunden-Woche. Tatsächliche und ge
wünschte Arbeitszeiten und wie man sie in Übereinstimmung bringen kann. Quelle:
www.wissentransfer.info Ordner: Arbeitszeit.
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lung und Regulierung von Arbeitszeit enggefuhrt werden können. Die Wie
deraneignung der Zeit ist gleichermaßen ein arbeits- wie gesellschaftspoliti
sches Projekt. Das war es auch bereits in dem Kämpfen um die 35-Stunden-
Woche Mitte der 1980er Jahre.

In der IG Metall gibt es seit mehreren Jahren eine Strategiedebatte, die sowohl
eine Reduzierung gewerkschaftlicher Interessenvertretung auf die Kemfelder
der Betriebs- und Tarifpolitik als auch ein Ausspielen gegenüber der Gesell
schafts- und Sozialpolitik vermeiden will. Angesagt ist ein integrativer Strate
gie- und Handlungsansatz. M.a.W.: Die Erschließung neuer betriebs- und ta-
riQ)olitischer Handlungsansätze in der Arbeitszeitpolitik ist zwingend durch
sozial- und gesellschaftspolitische Schritte zu flankieren.

Auf einige Ansätze sei hingewiesen:

- Die Debatte um Höchstgrenzen der Arbeitszeit kann insbesondere in der
nach wie vor nicht ausgestandenen Auseinandersetzung um die EU-
Arbeitszeitrichtlinie offensiv aufgegriffen werden. Dies beinhaltet auch
Schlussfolgerungen für das Arbeitszeitgesetz.

-  Soll mit Arbeitszeitverkürzung ein Abbau von Arbeitslosigkeit erreicht
werden (ohne Arbeitsverkürzung auf die Beschäftigungsdimension zu re
duzieren), ist dies erstens durch eine andere staatliche Wirtschafts- und Be
schäftigungspolitik zu begleiten - allein schon um den Druck auf die Be
legschaften zu verringern - und gleichzeitig zu diskutieren, ob eine Ziel-
Mittel-Umkehr angesagt wäre, die als anvisiertes Ziel zu allererst das Vo
lumen des Beschäftigungsaufbaus definiert und als Mittel die Wege der
Arbeitszeitverkürzung optional anbietet (Verkürzung der Wochen-, Jahres
oder Lebensarbeitszeit, Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit usw.). Das
Hauptziel wäre auf jeden Fall ein zwingender Beschäftigungsaufbau.

- Wenn künftig eine optionale Arbeitszeitpolitik an Gewicht erhält, steigt
der Bedarf an einer umfassenden sozial- und gesellschaftspolitischen
Flankierung, da angesichts der heutigen Struktur der sozialen Sicherungs
systeme kürzere Wochen- und Lebensarbeitszeiten sowie Teilzeit und

gewollte Arbeitsunterbrechungen mit oftmals erheblichen sozialen Notla
gen verknüpft sind. Die Realisierung solcher Optionen setzt zudem den
Wiederaufbau einer entsprechenden gesellschaftlichen Infrastruktur vor
aus (z.B. Kindererziehung, Pflegetätigkeit und Ausbildung).

- Qualifizierte Beschäftigungsperspektiven für Jugendliche sind eine Her
ausforderung, die vorschnell mit Verweis auf eine im europäischen Ver
gleich niedrige Arbeitslosenquote hierzulande und einem ü)bgesang auf
das duale System der Berufsausbildung als „erledigt" abgehakt wird.
Nichts falscher als das. Zwischen 2000 und 2012 ist die sozialversiche-

rungspflichtige Beschäftigung im Alter von 15-25 um 13,2 Prozent ge
sunken, die befi^istete Beschäftigung gleichzeitig um 25 Prozent - bei
jungen Frauen sogar um 76 Prozent - gestiegen.

- Der Kampf gegen die Verlängerung der Lebensarbeitszeit in Gestalt des
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Einheitsrenteneintritts mit 67 kann auf das Altemativkonzept flexibler Al
tersübergänge verweisen, das mit Gestaltungsoptionen altems- sowie al
tersgerechter Arbeitsbedingungen verknüpft ist.

7.

Die Deregulierung der betrieblichen Zeitregime - auch aufgrund gesetzlicher
Änderungen (z.B. Einschränkung der Allgemeinverbindlichkeit von Tarifver
trägen) und dramatisch abnehmender Tarifbindung der Betriebe - wirft emeut
und dringlich die Frage nach gesetzlichen Rahmenbedingungen auf, mit der
strategischen Perspektive, die Konkurrenz oder Kluft zwischen Zeitregelungen
in Tarifverträgen und gesetzlichen Möglichkeiten zu verkleinem. Der Vergleich
zwischen Deutschland und Frankreich mit seiner gesetzlichen (wenn auch er
heblich aufgeweichten) 35-Stunden-Woche ist lehrreich. Denn trotz erheblich
niedrigerer Tarifbindung ist in Frankreich die durchschnittliche Wochenarbeits
zeit kürzer. Das Arbeitszeitgesetz in Deutschland lässt hingegen eine Wochen
arbeitszeit von 48, auf das gesamte Jahr verteilt von 60 Stunden im Halbjahres
rhythmus zu - ein ständiger Anreiz für Untemehmer, Tarifflucht zu begehen.

8.

,JCämpfe um Zeit" sind soziale Auseinanderset2nmgen, die nur in breiten
Bündnisperspektiven angelegt sein können. Die Schwerpunkte der zivilgesell
schaftlichen Akteure sind dabei jeweils spezifisch, und es ist im Weiteren
auszuloten, wo Verknüpfungspunkte zu nutzen sind. Dabei gibt es auch poli
tisch-regulative Hierarchien von Akteuren. So ist in allen Fragen der Arbeits
zeit - oder allgemeiner: der zeitpolitischen Neuvermessung der Arbeitsgesell
schaft - die Debatte in Gewerkschaften und Betrieben ausschlaggebend. Des
halb ist die Debatte über gangbare Pfade der Überwindung der Defensive der
Gewerkschaften zu vertiefen.

,JCämpfe um Zeit" sind komplexer und anspruchsvoller geworden. Entspre
chend die Durchsetzungsbedingungen. Die Wiederaneignung der Zeit trifft
den Kem eines finanzmarktgetriebenen Akkumulationsregimes, dessen Ver
wertungsansprüche mehr als je zuvor auf dem Raubbau an lebendiger Arbeit
basieren. Galt von Beginn des Kapitalismus mit der Regulier^g des Ar
beitstages, dass der Kampf um Zeit ein Kampf um die Politische Ökonomie in
Gänze ist, so gilt dies heute im Besonderen. Dabei geht es um Hegemonie im
eminenten Sinne - nicht um Themensetting. Die Erschließung einer neuen Vi

sion von Arbeitszeitverkürzung braucht Realisierungsbrücken zu den heutigen
Realitäten der Arbeitszeit- und Leistungsregime, wenn sie mobilisierungsfa-
hig und handlungsorientierend sein soll.

9

Vgl. hierzu die Kampagne der IG Metall „Gute Arbeit - gut in Rente": www.gut-in-rente.de



Alexander von Pechmann

Wertsubstanz und Wertform

Ein logisch-philosophischer Beitrag zur Neuen Marx-
Lektüre

Seit den Debatten der 60er und 70er Jahre haben die Bemühungen um eine
adäquate Rekonstruktion der Marxschen Kapitalanalyse ein bemerkenswert
differenziertes und hohes Niveau erreicht. So hoch das Niveau mittlerweile

auch ist, so zeigen viele Beiträge doch, wie sehr gegenwärtige Interpreten dem
„nachmetaphysischen", durch Strukturalismus und Frankfurter Schule gepräg
ten Diskurs verhaftet sind. Es besteht ein weitgehender Konsens darüber, dass
das ,Kapital' weder als geschichtsphilosophisches Werk den unaufhaltsamen
Aufstieg wie unvermeidlichen Niedergang der kapitalistischen Produktions
weise darlegt noch in existenzanthropologischer Absicht die Entfi-emdung des
Menschen unter den verdinglichten Verhältnissen der Kapitalherrschaft ent
hüllt, sondern dass es aus gesellschafistheoretischer Perspektive die kapitalis
tischen Vergesellschafhmgsstrukturen analysiert. Die zentrale Kategorie im
,KapitaF sei deshalb der Wert, der das Spezifische dieser Vergesellschaftung
ausdrücke. Folglich konzentriert sich die Debatte um die angemessene Marx-
Lektüre auf die Rekonstruktion des Wertbegriffs als Fundament und Zentrum
der Marxschen Gesellschaftsanalyse.

Betrachtet man diese Diskussion ums ,Kapitar zunächst aus der Distanz, so
fällt auf, dass nicht mehr, wie im traditionellen marxistischen Diskurs, die
Ausbeutung der Arbeit durch das Kapital oder die Anarchie und Krisenhaftig
keit der kapitalistischen Produktionsweise im Mittelpunkt steht, aber auch
nicht, wie im sog. „westlichen Marxismus", der Fetischcharakter warenprodu
zierender Gesellschaften, sondern dass vom Begriff der Form ein nah^u in

flationärer Gebrauch gemacht wird^. Es gehe in Marx' Analyse, so die An
nahme, nicht um die Inhalte, Ware, Geld oder Kapital, sondern um die Form,
die Waren-, Geld- oder Kapital/brw. Ja, der Beobachter muss den Eindruck
gewinnen, das ,Kapital' könne angemessen nur dann verstanden werden,
wenn die ökonomischen Kategorien als Formen erkannt sind. Dementspre
chend wird die gegenwärtige ,Marx-Lektüre' passend als formanalytische
.Kapital '-Interpretation bezeichnet.

Die Kehrseite ist, dass von den korrespondierenden Begriffen wie dem ,Jn-
halt" oder dem „Stoff' ein höchst eingeschränkter Gebrauch gemacht wird.
Da es Marx im ,Kapital' darum gehe, die Formen zu entdecken, die der öko
nomische Inhalt in kapitalistischen Gesellschaften annimmt, setzt sich dem

' „Im Mittelpunkt [der .Kapital'-Rezeption] steht der Begriff der Form und ihrer angemessenen
Erkenntnis." (Ingo Eibe, Marx im Westen. Die neue Marx-LektQre in der Bundesrepublik seit
1965, Berlin 2008,9).
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Verdacht der „Enthistorisierung" oder gar der »Naturalisierung" aus, wer den
Inhalt als solchen betrachtet. Das Interesse am Inhalt der einzelnen ökonomi

schen Kategorien reiße sie, so die Kritik, aus dem strukturellen Zusammen
hang, in dem sie für Marx nur ihren Sinn und ihre Bedeutung haben. Die poli
tische Ökonomie, wird er zitiert, habe zwar den in den Formen versteckten
Inhalt entdeckt. „Sie hat niemals auch nur die Frage gestellt, warum dieser In
halt jene Form annimmt..." (MEW 23, 95) Daher habe die Konzentration auf
die im »Kapital' analysierten Inhalte das Spezifische der Marxschen Analyse
verfehlt. - Ähnliches gilt für den Stoff. Da es Marx um die Formen gehe, wer
de der konkrete Stoff, das Materiale, aus dem Waren, Geld oder Kapital be
stehen, von ihm ausgeblendet; es komme nur dort in Betracht, wo es von der
Form bestimmt werde.

Der eigentliche Stein des Anstoßes in der gegenwärtigen, „nachmetaphysi
schen" Diskussion ist jedoch der Begriff der ,JSubstanz^\ Scheint sich in ihm
doch der Gedanke eines A-historischen oder naturhafl Ewigen auszudrücken,
von dem wir - belehrt durch die Metaphysik- und Ideologiekritik des 20.
Jahrhunderts - wissen, dass ihm nichts entspricht; dass er nur Ideologie ist,
um das historisch Bedingte und gesellschaftlich Geformte in den Rang eines
Ursprünglichen und Unmittelbaren zu erheben. „Substanz" - das muss in den
Ohren kritischer Gesellschaftsanalytiker nach Ontologie und Metaphysik
klingen, nach Ratzinger oder Sarrazin. Nichts, so lässt sich das postmetaphy
sische antisubstanzialistische Credo formulieren, ist unmittelbar und als sol

ches Substanz; alles ist als ein Vermitteltes Struktur und Form.

Umso unangenehmer muss es da erscheinen, wenn der »Formanalytiker' Marx
das »Kapital' so beginnt: „1. Die Faktoren der Ware: Gebrauchswert und Wert
(Wertgröße, Wertsubstanz)"; und wenn er dem Leser auf den ersten Seiten des
Werks geradezu einhämmert, dass die Waren als »Kristalle der ihnen gemein
schaftlichen gesellschaftlichen Substanz" (ebd., 52) Werte und als solche „von
gleicher Substanz" (ebd., 58) sind, und dass die „wertbildende Substanz"
(ebd., 53) die Arbeit ist. Zu allem Überfluss führt er noch Aristoteles, den an
tiken Substanzphilosophen, an, der zwar erkannt habe, dass Waren, um ge
tauscht zu werden, von gleicher Substanz sein müssten, der aber - historisch
bedingt - nicht erkennen konnte, dass diese gemeinschaftliche Substanz der
Waren die menschliche Arbeit ist (ebd., 73 f.).

Da ist nun guter Rat teuer; und es bleibt trotz all der intellektuellen Energie,
die verausgabt worden ist, um das »Kapital' von solch substantialistischen
Restbeständen zu reinigen, der Zusammenhang von Substanz und Form des
Warenwerts ein weiterhin umstrittenes und ungelöstes Problem. Während in
der Debatte die einen darauf insistieren, dass für Marx die abstrakte Arbeit die

Substanz des Warenwerts sei und in eben dieser Einsicht das Entscheidende

der ,J<Critik der politischen Ökonomie" liege , können die Kontrahenten dann

Vgl. Robert Kurz, Die Substanz des Kapitals. Abstrakte Arbeit als gesellschaftliche Realmeta
physik und die absolute Schranke der Verwertung. In: Exit. Krise und Kritik der Warengesell
schaft 1,44-129.
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nur eine ,^ubstanzialistische" Metaphysik erkennen und weisen darauf hin,
dass die Substanz allemal formbestimmt sei. „Es gibt", stellt etwa Helmut
Brentel apodiktisch fest, ,4ceine Substanz ,vor' der Form".'*

1. Form und Substanz als logische Kategorien

1. Im Folgenden soll keine Lösung des Wertproblems auf der ökonomischen
Ebene der Wert- und Warenanalyse vorgeschlagen werden. Vielmehr soll zu
erst der logischen Struktur der verwendeten Kategorien ,J^orm und Substanz"
nachgegangen werden, um auf diese Weise dem Problem des Wertbegriffs
näher zu kommen. Denn in der gegenwärtigen Debatte um die angemessene
,Kapitar-Interpretation werden diese Begriffe als Instrumente der Analyse
schon angewandt; was jedoch fehlt, ist die Reflexion auf den Inhalt dieser Be
griffe. Der Diskussion um Wertsubstanz und Wertform mangelt, was Marx an
Aristoteles wie Hegel hervorgehoben hat^, dass sie, vor allem Gebrauch, die
Kategorien an sich, d.h. als Denkformen, untersucht haben. Tut man dies,
dann leuchtet unmittelbar ein, dass Begriffe wie „Form", aber auch „Erschei
nung" ohne ihren Gegensatz, durch den sie bestimmt sind, bedeutungslos sind.
Im Sinne des Logischen ist es daher so begriffs- wie gedankenlos, von Er
scheinungen zu reden ohne vom Wesen, wie von Wirkungen ohne ihre Ursa
che. Sie sind Kategorien der Relation, so dass der eine Begriff nicht ohne den
entgegengesetzten gedacht werden kann.

Insbesondere der Begriff der Form hat darüber hinaus das Missliche, dass er
verschiedene Bedeutungen hat - in Abhängigkeit davon, ob die Form vom In
halt, vom Stoff oder von der Substanz unterschieden wird. Da diese Begriffe
keineswegs dasselbe bedeuten, muss vorab geklärt werden, in welcher Bedeu
tung Marx den Formbegriff im ,Kapitar jeweils verwendet. Ohne eine solche
Klärung besteht die Gefahr, dass die ,J'orm" zum Allerweltsbegriff und
Schlagwort verkommt, das seiner Unbestimmtheit wegen für alles und jedes
gebraucht werden kann.

Nun zeigt der Anfang des , Kapitals' wie auch die Debatte um den Wertbe
griff, dass es vor allem um die begriffliche Klärung des Kategorienpaars
„Substanz und Form" gehen muss. Marx unterscheidet im Kapitel „Die Ware"
klar zwischen der '^eitsubstanz, die er in der Arbeit sieht, und der Wert/br/w,
die er als Tauschwert bestimmt Geht man zudem davon aus, dass der Wert
die allgemeinste Bestimmung ist, die nicht nur das gesamte ,Kapitar durch
zieht, sondern auch den systematischen Zusammenhang von Ware - Geld -
Kapital herstellt und garantiert, so leuchtet die Notwendigkeit ein, sich vor al-

Vgl. Michael Heinrich, Untergang des Kapitalismus? Die ,Krisis' und die Krise. In: Streifzüge
1/1999,1-5

Helmut Brentel, Soziale Form und ökonomisches Objekt. Studien zum Gegenstands- und Me
thodenverständnis der Kritik der politischen Ökonomie, Opladen 1989. (zit. nach: Ingo Elbe,
a.a.O., 203).

VgI.MEW23,73;EB 1,585.
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lern analytischen Gebrauch über den logischen Gehalt der Kategorien Sub
stanz und Form zu verständigen.

2. Aristoteles, auf den die Untersuchung der Kategorien bekanntlich zurück
geht, hat es nicht nur nicht leicht gemacht, einen eindeutigen Begriff sowohl
von der Form als auch von der Substanz zu geben, sondern dadurch auch er
hebliche Verwirrung gestiftet. Denn zum einen bezeichnet für ihn das Wort
„Substanz" (gr. ü7ioK8i|xevov) dasjenige, was allem gemeinsam zugrunde
liegt, und das er von der ,J^orm" (gr. siSos) unterscheidet, durch die jedes ein
zelne Ding das ist, was es ist. In diesem Sinne meint „Substanz" das Gemein
same, aus dem alles besteht, die „Form" hingegen das Bestimmte, durch das
jedes besteht. Beide gehören notwendig zusammen, weil, wie Aristoteles am
Beispiel einer Statue erläutert, deren Form oder Gestalt nicht ohne materielle
Substanz existiert®. - Zum anderen jedoch nennt Aristoteles „Substanz" (gr.
ouCTia) auch das, was dem Einzelding als wesentlich zukommt, ohne das es
nicht wäre, was es ist. So sei ,>Iensch" die Substanz von Sokrates; ob er aber
geht und nicht steht, ein Attribut (gr. oupßeßeKOTOv), das ihm zukommen
kann oder nicht. In dieser zweiten Bedeutung bezeichnet die Substanz also das
„Wesen" oder ,Jnnere" eines Dings, das sich von der äußeren Form unter
scheidet, die „sich an jedem Einzelnen findet, ohne aber in seinem Wesen
enthalten zu sein."'

Übergehen wir die komplexe und kontroverse Diskussion im Mittelalter, so
hat Descartes am Beginn der Neuzeit den SubstanzbegrifF in der zweiten Be
deutung aufgenommen, wenn er in den „Meditationen" insgesamt drei Sub
stanzen unterscheidet: den Körper, dessen Natur die Ausdehnung, den Geist,
dessen Natur das Denken, und schließlich Gott, dessen Natur die Vollkom
menheit ist. Dem SubstanzbegrifF in dieser Bedeutung folgte dann Leibniz,
der in der ,>ionadologie" - statt drei - eine unendliche Vielzahl von Substan
zen annahm. Für ihn ist jedes Ding in sich, d.h. eine geschlossene, „fensterlo
se" Monade. - Für Marx' Verwendung des SubstanzbegrifFs sind jedoch nicht
Descartes und Leibniz, sondern ist, worauf insbesondere F. Schräder verwie
sen hat®, Spinoza wichtig. Spinoza verwendet die Substanz wieder in der ers
ten Bedeutung als dasjenige, das allem gemeinsam zugrunde liegt. In seiner
,JEthik" definiert er die Substanz als das, „was in sich ist und durch sich be
griffen wird; d.h. etwas, dessen Begriff nicht den Begriff eines andern Dinges
nötig hat, um daraus gebildet zu werden."® Da nun aber das, was in sich ist
und durch sich begriffen wird, nur, wie er beweist. Eines sein kann, ist die
Substanz das allem gemeinsam Eine - Spinoza nennt es „deus sive natura" -,
dem alle konkreten und endlichen Formen als Attribute oder Modifikationen

® Aristoteles, Metaphysik 1029 a2.
' Ebd., 1025 a30.
8

F. E. Schräder, Substanz und Begriff. Zur Spinoza-Rezeption Marxens, Leiden 1985.
9

Spinoza, Ethik, Leipzig 1975,23.
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zukommen.^® In dieser von Spinoza geprägten Bedeutung des gemeinsam Ei
nen ist der Substanzbegrifif dann auch von Kant in seine „Kategorientafel"*^
und von Hegel in seine „Wissenschaft der Logik"^^ aufgenommen worden.
Für sie bezeichnet „Substanz" nicht das „Wesen" eines Dings, sondern das
Eine, das allen Erscheinungsformen beständig zugrunde liegt, und das als sol
ches niemals selbst Erscheinungsform sein kann.

In dieser letzteren Bedeutung verwendet Marx den Substanzbegriff, wenn er
im »Kapital' die Warenwerte als „Kristalle der ihnen gemeinschaftlichen ge
sellschaftlichen Substanz" bestimmt und die wertbildende Substanz in der Ar

beit erkennt. Er folgt damit dem neuzeitlichen Wissenschaftsverständnis, die
vielfältigen Erscheinungsformen auf das ihnen gemeinsame Prinzip zurückzu
führen."

II. Die gesellschaftliche Gesamtarbeit als Wertsubstanz

Geht man davon aus, dass Marx zur Bestimmung des Werts die Substanz in
der von Spinoza geprägten Bedeutung des in allen Erscheinungsformen ge
meinschaftlich Einen verwendet, dann folgt daraus die Aufgabe, die Arbeit als
wertbildende Substanz in der Weise zu bestimmen, dass sie - der Definition

gemäß - a) das in allen Werten Gemeinschaftliche ist, und b) nur durch sich
begriffen wird. Dies soll in den folgenden Abschnitten thesenartig dargestellt
werden.

1. Die gemeinschaftliche Substanz. Aus der genannten Verwendung des Sub
stanzbegriffs im »Kapital' folgt, dass unter der „Wertsubstanz", die Marx im
1. Kapitel anfuhrt, nicht diejenige Arbeit verstanden werden kann, die zur
Herstellung einer Ware, für sich und getrennt von anderen Waren, verausgabt
wird. Denn, so verstanden, würde der Substanzbegriff in der zweiten Bedeu
tung des „Wesentlichen" oder des „Inneren" der Ware verwendet, nicht aber
in seiner ersten Bedeutung des „Gemeinschaftlichen" aller Waren. Man folgte
dem von Leibniz geprägten monadischen^ nicht aber dem von Spinoza gepräg
ten kommunalen Substanzbegriff.

^® Siehe XIV. Lehrsatz: „Außer Gott kann es eine Substanz weder geben, noch kann eine solche
begriffen werden." (ebd., 38)

Kant, Kritik der reinen Vemunfl, B 224: „Bei allem Wechsel der Erscheinungen beharrt die
Substanz, und das Quantum derselben wird in der Natur weder vermehrt noch vermindert."

G.W.F. Hegel, Wissenschaft der Logik II, Werke, Bd. 6, Frankfurt/Main 1969,195 ff.

In seiner Arbeit hat F. E. Schräder, wie erwähnt, auf Marx' Spinoza-Rezeption während seiner
Arbeit am ,Kapital" aufmerksam gemacht. Er zeigt, dass Marx den Begriff der Substanz be-
wusst zur Bestimmung des Werts gewählt hat. Marx grenzt sich damit von Hegels Kritik an
der spinozistischen Substanz ab, die, kurz gesagt, lautet, man müsse von der Substanz zum

Subjekt oder Begriff fortgehen. „Genau diese - aus Hegels Sicht - Unzulänglichkeit der Sub
stanz Spinozas ist es aber, welche sie für Marx derart attraktiv macht, dass er sie dem Hegel-
schen Begriff vorzieht" (F.E. Schräder, a.a.O., 7) - Allerdings kann ich Schrader nicht folgen,
wenn er im Weiteren die Substanz mit dem Kapital identifiziert, das sich in seinen Metamor
phosen gleich bleibt. Denn Marx bestimmt als Substanz nicht das Kapital, sondern die Arbeit.
Sie nennt er die „wertbildende Substanz".
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Wenn daher gesagt wird, es sei das Charakteristische der Warenproduktion,
dass zur Hersteilung einer Ware abstrakte Arbeit verausgabt wird, die in ihr
als Wert enthalten sei, dann mag diese Aussage stimmen. Aber diese Arbeit
bildet nicht die Substanz der Warenwerte, da für Marx nicht die abstrakte, in

jeder Ware enthaltene Arbeit, sondern die allen Waren gemeinschaftliche Ar
beit die Wertsubstanz bildet. Und wenn weiterhin gesagt wird, dass die Waren
als Werte einander gleich sind, weil jede Ware, für sich, dasselbe enthält,
nämlich abstrakte Arbeit, dann mag auch dies stimmen; von „gleicher Sub-
stanz", wie Marx sagt, aber sind sie, weil sie Produkte oder ,JCristalle" ge
meinschaftlicher Arbeit sind.

Hält man also die zwei Bedeutungen des Substanzbegriffs auseinander und
setzt voraus, dass Marx ihn zur Waren- und Wertanalyse in der von Spinoza,
Kant und Hegel geprägten Bedeutung verwendet hat, dann kann die Wertsub
stanz nicht als das verstanden werden, was jede einzelne Wareför sich enthält,
sondern muss als das begriffen werden, was allen Waren gemeinschaftlich
ist.^'* Dieses Gemeinschaftliche drückt Marx so aus, dass die Arbeit, welche
die Substanz der Werte bildet, gleiche menschliche Arbeit ist, und er präzi
siert: „Verausgabung derselben menschlichen Arbeitskraft. Die gesamte Ar
beitskraft der Gesellschaft, die sich in den Werten der Warenwelt darstellt, gilt
hier als eine und dieselbe menschliche Arbeitskraft, obgleich sie aus zahllosen
individuellen Arbeitskräften besteht." (ebd., 53; H.v.m.) Und es ist eben diese
eine gesellschaftliche Arbeit oder die Gesamtarbeit der Gesellschaft, die Marx
als die gemeinschaftliche Substanz der Werte begreift.

Aus dieser Einsicht in die gesellschaftliche Arbeit als wertbildende Substanz
folgt, dass Marx Theorien als ideologische Konstrukte zurückweist, die von
der individuellen Arbeit als wertbildender Substanz ausgehen. Denn da die in
dividuelle Arbeitskraft nur als Teil der gesamten Arbeitskraft der Gesellschaft
wertbildend ist, spiegelt die Vorstellung einer wertschöpfenden ,Kraft', die
dem einzelnen Arbeiter, jedem für sich, innewohnt - und von der er durch die
Herrschaft des Kapitals entfremdet wird -, nur in verklärender Weise die
Form der privaten Arbeit wider, die die gesellschaftliche Arbeit in der bürger
lichen Gesellschaft annimmt. Auf diese Vorstellung von der schöpferischen
Kraft des Arbeiters lassen sich zwar schöne romantische wie proletarisch
humanistische Ideen von ,dem' Arbeiter gründen; sie taugt aber nicht zur
Grundlegung der ökonomischen Theorie. Diese hat nicht von der individuel
len, sondern von der gesellschaftlichen Arbeit als der gemeinschaftlichen
Substanz der Werte auszugehen, um auf dieser Basis die spezifischen Formen
zu analysieren, die sie in der bürgerlichen Gesellschaft besitzt. Für Marx kann

14
Michael Heinrich hat Recht, wenn er sich gegen die „substanzialistische" Rede von der Wert
substanz wendet: „Der Arbeiter oder die Arbeiterin habe ein bestimmtes Quantum abstrakter

Arbeit verausgabt und dieses Quantum stecke jetzt als Wertsubstanz in der einzelnen Ware
und mache das einzelne Ding zu einem Wertgegenstand." (47) Ganz so einfach verhalte es
sich aber nicht. - Heinrich kritisiert so den monadischen Substanzbegriff in der Tradition
Leibniz'; er klärt jedoch nicht, wie von der Wertsubstanz dann zu reden wäre.
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die Arbeit den monadischen Charakter der Einzelarbeit immer nur in der Ge

sellschaft annehmen; er ist Form, nicht Substanz.

2. Die wertbildende Substanz. Da die gesellschaftliche Arbeit nicht nur das
Gemeinschaftliche der Warenwerte bildet, sondern, der Substanz-Definition

gemäß, auch das ist, das nicht durch anderes, sondern durch sich begriffen
wird, muss die gesellschaftliche Arbeit als die wertbildende Substanz ange
nommen werden, die nicht nur den Waren als historisch besonderen Formen,
sondern allen Produkten gesellschaftlicher Arbeit - in welcher Form auch
immer - als wertbildend zugrunde liegt*®. Denn wenn man annimmt, dass die
gesellschaftliche Arbeit nur unter der Bedingung wertbildend ist, dass ihre
Produkte die spezifische Form der Ware besitzen, dann wäre ihr als Substanz
die Form, die Warenform, vorausgesetzt. So aber wird - entgegen der Defini
tion - die Wertsubstanz nicht durch sich, sondem durch anderes, die Waren
form, begriffen.

Das heißt: Folgt man dem von Spinoza geprägten Substanzbegriff, dann bildet
die gesellschaftliche Arbeit als wertbildende Substanz das schlicht vorausset
zungslose Fundament, das allen besonderen Produktionsweisen als historisch
konkreten Erscheinungsformen zugrunde liegt. Von ihr hat demnach die öko
nomische Theorie auszugehen. Genau im Sinne dieses Voraussetzungslosen
hat Marx den Wertbegriff gebraucht, als er gegen „das Geschwätz über die
Notwendigkeit" polemisierte, ihn zu beweisen. Es beruhe „nur auf vollstän
digste Unwissenheit, sowohl über die Sache, um die es sich handelt, als die
Methode der Wissenschaft." Hinsichtlich de Sache ist es nicht zu beweisen,

sondem aus sich begreifbar, ,^elf-evident\ wie Marx sagt, dass eine Nation
ohne Arbeit in ein paar Wochen verrecken würde, und dass die gesellschaftli
che Gesamtarbeit in bestimmten Proportionen verteilt werden muss.*® Dies
sind, wie die Naturgesetze, Tatsachen oder Notwendigkeiten, die für jede Ge-

Diesen allgemeinen Charakter der gesellschaftlichen Arbeit hat - wie schon I.I. Rubin - Dieter
Wolf hervorgehoben: „In jeder Gesellschaftsformation geht es um die Lösung des Problems,
die einzelnen Arbeiten als gesellschaftlich-allgemeine zu setzen bzw. um die Herstellung der
gesellschaftlich-allgemeinen Form, in der die einzelnen Arbeiten als gesellschaftlich veraus
gabte zählen." (Der dialektische Widerspruch im Kapital. Ein Beitrag zur Marxschen Wertthe
orie, Hamburg 2002,50 f.; H.v.m.) Aber Wolf betrachtet diese gesellschaftlich-allgemeine Ar
beit offenbar nicht als wertbildend, da der Wert „keine ahistorisch gültige Kategorie" (47) sei.
Er zitiert Marx, der schreibt, dass der ,Wert' der Ware „nur eine bestimmte historische Form

von etwas [ist], was in allen Gesellschaftsformen existiert" (MEW 19, 365 f.). Was aber ist
dieses „etwas"? Marx stellt klar: es ist der ,^eseilschaflliche Charakter der Arbeit, sofern sie
als Verausgabung .gesellschaftlicher' Arbeitskrafi existiert." (ebd.) Ob man die Veigegenständli-
chung dieser Verausgabung „etwas" oder „Wert" nennt, ist ein Streit um Worte. Wesentlich

ist, worauf Marx zielt, dass dessen Substanz die gesellschaftliche Arbeit ist. Sie bildet etwas -
Wert.

Wollte man den Wertbegriff- wie in der „subjektiven Wertlehre" - beweisen, d.h. aus anderen
Prinzipien, wie etwa dem Nutzen, herleiten, so fördern diese „Beweise" Tautologien zu tage oder
sie setzen voraus, was doch erst zu beweisen wäre. Dies habe ich zu zeigen versucht in: Lest
Adam Smith, David Ricardo, Karl Marx! oder: Die Geburt der .Neoklassik' aus dem Geist der

Reaktion, in: Widerspruch. Münchner Zeitschrift für Philosophie, Nr. 47,2008,23-38.
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Seilschaft gelten - unabhängig von der bestimmten Produktionsweise. „Was
sich in historisch verschiednen Zuständen ändern kann, ist nur die Form, wor

in jene Gesetze sich durchsetzen." (MEW 32, 552)

In methodischer Hinsicht macht der Begriff der gesellschaftlichen Gesamtar
beit als wertbildender Substanz nicht nur unterschiedliche Formen der gesell
schaftlichen Produktion der wissenschaftlichen Analyse zugänglich, sondern
gibt auch die Grundlage für die kritische Analyse der bestehenden kapitalisti
schen Produktionsweise als einer bloß besonderen, historisch kontingenten

Form gesellschaftlicher Produktion. Eben diese Differenz zwischen der ge
sellschaftlichen Arbeit als gemeinsamer Substanz aller gesellschaftlichen Pro
duktion und ihrer spezifischen Form in der bürgerlichen Gesellschaft nicht
gemacht zu haben, hält Marx sowohl der klassischen als auch der sog. „Vul
gärökonomie" vor. Die erstere identifiziert die kapitalistische Form der Pri
vatarbeit mit der Substanz, der gesellschaftlichen Arbeit überhaupt^'; die letz
tere hält sich bloß an die Formen und verzichtet ganz auf den Substanzbegriff.
Wegen dieser fehlenden Differenz von Form und Substanz fehlt ihnen jedoch
die kritische Distanz zu den herrschenden Verhältnissen. Sie sind, als „bürger
liche Ökonomie", den bestehenden Erscheinungsformen gleichsam verfallen.

3. Die Gesellschafilichkeit wertbildender Arbeit. Weiterhin folgt aus der ge
sellschaftlichen Arbeit als wertbildender Substanz, dass es ihr gesellschaftli
cher Charakter ist, der Wert bildet, dass sie in der warenproduzierenden Ge
sellschaft jedoch die Form der abstrakten Arbeit annimmt. Denn wenn es so
wäre, dass die abstrakte Arbeit als solche wertbildend ist, dann wäre in ande
ren, nicht-kapitalistischen Produktionsweisen die Arbeit zwar gesellschaftlich,
sie würde aber keine Werte schaffen. Diese Schlussfolgerung beruht jedoch,
wie oben gesagt, „auf vollständigster Unwissenheit" des WertbegrifiFs. Man
verfiele dem Fehler, vor dem Marx wiederholt warnt, die spezifische Form der
gesellschaftlichen Arbeit mit dieser selbst zu verwechseln; man identifizierte
die Form mit der Substanz bzw. diese mit jener.

Wenn daher gesagt wird, dass die Substanz der Warenwerte die abstrakte Ar
beit sei*®, so wird die entscheidende Differenz zwischen Substanz und Form
unterschlagen. Denn da, so Marx' Argumentation, die Gesellschaftlichkeit der
Arbeit sich in warenproduzierenden Gesellschaften über den Austausch der
Waren darstellt, dieser aber die Werte der Waren gleichsetzt, nimmt die ge
sellschaftliche Arbeit hier die Form der gleichen abstrakten Arbeit an. „[Die
Waren] unterscheiden sich nicht länger, sondern sind allesamt reduziert auf
gleiche menschliche Arbeit, abstrakt menschliche Arbeit." (MEW 23, 52) Als
Warenproduzenten beziehen die Menschen ihre Produkte als Vergegenständ-

17
In dieser Hinsicht unübertrofTen ist Adam Smiths naive Darstellung des Eigeninteresses als
Triebkraft der Arbeit im 2. Kapitel seines „Wohlstands der Nationen". Vgl. dazu: A. v. Pech
mann, Der „Bruch im System". Zur Systematik der Wirtschaftstheorie von Adam Smith, In:
Zeitschrift ffir philosophische Forschung 1/2010,33-61.

18
Siehe M. Heinrich: „Marx bezeichnet abstrakte Arbeit daher auch als ,wertbildende Substanz'
oder kurz als .Wertsubstanz'." (a.a.O., 47)
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lichungen der gleichen abstrakten Arbeit aufeinander. Sie wissen es nicht, aber
sie tun es.

Darin freilich haben die ,d^ormanalysten" Recht, dass es Marx im ,Kapital'
weder darauf ankommt, verschiedene Produktionsweisen zu untersuchen noch

die Genese der kapitalistischen Produktionsweise zu rekonstruieren, sondem
darauf, die spezifische Form zu analysieren, die die gesellschaftliche Arbeit
als wertbildende Substanz in der kapitalistischen Produktionsweise annimmt.
Und da in ihr der Wert die Form des Tauschwerts bzw. des sich verwertenden

Werts besitzt, besteht die gesellschaftliche Arbeit als wertbildende Substanz
notwendig in Form der abstrakten Arbeit. Aber die nahe liegende Konzentra
tion von Marx auf die Analyse der kapitalistischen Produktionsweise und da
mit auf die Formen, die der Wert in ihr annimmt, schließt keineswegs die An
nahme ein, gesellschaftliche Arbeit nur dieser Produktionsweise sei wertbil
dend.

4. Der „Fetischcharakter" der Ware. Diese Differenz zwischen der Wertsub

stanz und der Wertform verdeutlicht Marx im Abschnitt über den ,d^etischcha-
rakter der Ware", der die Analyse der Ware abschließt. In diesem Abschnitt
hebt Marx nicht darauf ab, dass der Warenwert die Form des Tauschwerts und

damit die gesellschaftliche Arbeit als Wertsubstanz die Form der abstrakten
Arbeit besitzt, sondem dass die GesellschqftUchkeit der Arbeit den Charakter
eines sachlichen Verhältnisses von Waren annimmt. Hier geht es Marx um die
eigentümlich verkehrte Art, in der die gesellschaftliche Arbeit als Wertsub
stanz unter den Bedingungen der Warenproduktion erscheint. Das Geheimnis
volle der Warenform bestehe darin, „dass sie den Menschen die gesellschaftli
chen Charaktere ihrer eignen Arbeit als gegenständliche Charaktere der Ar
beitsprodukte selbst, als gesellschaftliche Natureigenschaften dieser Dinge zu
rückspiegelt, daher auch das gesellschaftliche Verhältnis der Produzenten zur
Gesamtarbeit als ein außer ihnen existierendes gesellschaftliches Verhältnis
von Gegenständen." (ebd., 86) Die gemeinschaftliche Substanz der Werte, die
gesellschaftliche Arbeit, verkehrt sich in die gegenständlich sachliche Form
der Warenwerte, so dass die Arbeitsprodukte ihren gesellschaftlichen Charak
ter erst im Austausch erweisen.

Konsequenterweise sieht Marx diesen Fetischcharakter der Arbeitsprodukte
verschwinden, sobald man sich anderen Produktionsformen zuwendet. In ih

nen nimmt, wie er in hinreichender Ausführlichkeit beschreibt, die gesell
schaftliche Arbeit als wertbildende Substanz Formen an, die nicht gegenständ
licher Natur, sondem von einer anderen - familiären, persönlichen oder be-
wussten - Natur sind. In diesen bleibt der gesellschaftliche Charakter der Ar
beiten und der Produkte „durchsichtig einfach in der Produktion sowohl als in
der Distribution." (ebd., 93) Das aber heißt in unserem Zusammengang: Ein
und dieselbe Substanz, die gesellschaftliche Gesamtarbeit, kann in unter
schiedlichen Formen der Produktion und Distribution erscheinen. Die Sub

stanz ist in der Tat ,vor' der Form.

5. Die Substanz .vor' der Form. Aus der dargelegten Bedeutung des Sub-
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Stanzbegriffs fiir die Analyse des Warenwerts folgt schließlich, dass die Aus
sage, es gebe keine Substanz ,vor' der Form, nur das antisubstanzialistische
Programm der formanalytischen Interpretationen formuliert, dass sie in Bezug
auf das »Kapital' jedoch widersinnig ist. Denn was sollte es, rein logisch, hei
ßen, dass die Wertsubstanz formbestimmt ist, wenn unter „Substanz" dasjeni

ge zu verstehen ist, das allen Wertformen zugrunde liegt und als solches nie
mals Form sein kann? Sie wäre nicht Substanz.

Gerade weil Marx - ganz undialektisch - an der Wertsubstanz ,vor' den Wert
formen festhält, entgeht er in methodologischer Hinsicht dem Schicksal des
Hegelianismus, die existierenden Formen als notwendige Momente der sich
entfaltenden Totalität zu verklären. Da es für Marx zwischen der Wertri/^?-

stanz, der gesellschaftlichen Gesamtarbeit, und den spezifischen Formen, die
der Wert in der kapitalistischen Produktionsweise annimmt, keinen inneren,
notwendigen Zusammenhang gibt - die Substanz also in der Tat ,vor' der
Form ist kann er sie als eine historisch kontingente Gestalt der gesellschaft
lichen Produktion begreifen und analysieren. Weil sie entstanden ist, wird sie
auch wieder verschwinden.

Wäre es dem gegenüber richtig, dass es ,vor' der Form keine Substanz gibt,

dass folglich die Form absoluten Charakter hat, dann wäre eine ,JCritik der po
litischen Ökonomie" nicht möglich. Die Wissenschaft bestünde bloß im Ana
lysieren, »Ableiten' und Systematisieren der schon gegebenen Erscheinungs
und Vergesellschaftungsformen. Marx wäre bestenfalls als ein guter Analyti
ker des Kapitalismus, nicht aber als sein Kritiker zu interpretieren.
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Helmut Peters

Neubetrachtung des chinesischen großen
Widerspruchs

Anmerkungen zum Argument-Heft „Schönes Neues China''

1  2
„Schönes Neues China" ist nach 2006 das zweite Doppelheft, mit dem die
Zeitschrift Das Argument dem Leser die Möglichkeit bietet, anhand einer lo
sen Sammlung von Forschungsbeiträgen und Literaturberichten nationaler und
internationaler Autoren Einblick in die gegenwärtige chinesische Problematik
zu nehmen. Das Anliegen der Publikation benennt der Herausgeber in seinem
einleitenden Editorial: Der von W.F. Haug bereits im Doppelheft von 2006
aufgedeckte „Große Widerspruch" soll „neu besichtigt" werden (33).

Wieso „Großer Widerspruch"? Haug konstatiert zunächst am Beispiel Chinas,
wie zuvor der Sowjetunion, dass der Versuch, „über den Kapitalismus hinweg
in die sozialistische Zukunft" zu gelangen, historisch scheiterte. Er sieht Marx
und Engels mit ihrer Au^ssung im Recht, dass sich der Kapitalismus global
ausbreiten wird und der Übergang zum Sozialismus nur in (kapitalistisch) ent
wickelten Ländem möglich ist. Daran schließt sich seine Auffassung an, dass
sich in China in Auswirkung der Reform- und Öffiiungspolitik „ein Hybrid aus
kapitalistischer Struktur und parteikommunistischer SuperStruktur, ein Dop
pelwesen", entwickelt hat. Hier setzt seine These vom „Großen Widerspruch"
an. Er definiert ihn als „Verbindung einer kommunistischen Parteidiktatur mit
einem nationalen und transnationalen Kapitalismus", als eine ,Anibivalenz
von ,Emanzipation und Regression'", als einen „aus der Geschichte ... zum
Staat gewordenen Marxismus", der „aus der kommunistischen Erfahrung des
20. Jahrhunderts insgesamt verstanden werden" müsse (53). Dieser Hybrid
hätte China zum „Brennpunkt einer Entwicklung" gemacht, „die sich an
schickt, das Gesicht des 21. Jahrhunderts auf ganz andere und vielleicht desto
nachhaltigere Weise zu prägen als die Russische Revolution das Gesicht des
20. Jahrhunderts" (53/54). Haug gibt der linken China-Debatte mit seiner the
oretischen Verallgemeinerung einen neuen, nachhaltigen Anstoß. Natürlich
bleiben Fragen offen. So die, ob in China im Sinne von Marx und Engels
überhaupt von der Diktatur einer kommunistischen Partei" und einem „zum
Staat gewordenen Marxismus'''' die Rede sein kann. Ich werde nach der ,3e-
sichtigung" der anderen Beiträge darauf zurückkommen.

Die Auslassungen über den „Großen Widerspruch" lassen schon erwarten,
dass die Publikation die Konturen unseres China-Bildes fasslicher machen

wird. Eine Ausnahme ist für mich der Beitrag des Gastherausgebers Wolfram

^ „Schönes Neues China", hrsg. von Wolfram Adolph!, Das Argument 296,54. Jahrgang, 2012,
Heft 1-2.

2
„Großer Widerspruch China". Das Argument 268,48. Jahrgang, 2006, H. 5/6.
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Adolphiy der zudem noch außerhalb des von ihm selbst gestellten Themas an
gesiedelt ist. Es beginnt eigentlich schon mit dem Titel des Heftes, dessen Po
esie im offensichtlichen Widerspruch zum wissenschaftlichen Anliegen des
Heftes steht. Es setzt sich fort im Editorial, in dem das ausgewählte Zitieren
aus dem Tätigkeitsbericht der Regierung 2012 den Eindruck vermitteln kann,
China befinde sich - zumal ohne größere Probleme - bereits auf dem besten
Wege zu einem führenden Hochtechnologieland. Der Blick in eine mögliche
Zukunft sollte jedoch die Sicht auf die ernsten Probleme und Widersprüche
der Gegenwart nicht verdrängen. Offenbar neigt der Autor dazu, sich vieles
anzulesen, ohne selbst die chinesische Realität genügend und unvoreinge
nommen zu untersuchen. Unverkennbar ist jedenfalls das Bemühen Adolphis,
China aufjede Weise in ein „schönes" Licht zu stellen. Diese Linie findet ih
ren Höhepunkt in seinem Beitrag ,J^agelprobe China". Hier äußert er sich in
drei gesonderten Abschnitten über das angebliche „Versagen des Komintem-
Intemationalismus" in den Beziehungen der KPdSU zur KP Chinas, über das
„Versagen des Westens" in den Beziehungen zur VR China und über die ge
genwärtige „Nagelprobe". Bei letzterer gehe es darum, das „gemeinsame
Haus Welt" zu schaffen, indem die „alles bedrohende Konkurrenz überwun
den" wird und es „ums Teilen" geht (49/50). Beziehungen sind bekanntlich
immer wechselseitig, warum werden sie nicht in diesem Sinne angegangen?
Es fallt jedenfells auf, dass die Haltung des Autors gegenüber der Sowjetuni
on, der Hauptmacht der damaligen sozialistischen Gemeinschaft, in eine ge
gen deren Chinapolitik gerichtete, geradezu antisowjetische Position übergeht,
die nationalistisch-großmachtchauvinistische Kräfte Chinas in ihrer Politik
nur bestärken kann. Die Niederlage (im Text steht „Scheitern") der intematio-
nalen kommunistischen Bewegung führt Adolphi auf die durchgängige Dog-
matisierung der sowjetischen Erfahrungen und der angeblich ununterbroche
nen sowjetischen Bevormundung der KP Chinas zurück. Zweifelsohne gab es
diese Elemente in der sowjetischen Politik, zeit- und teilweise sogar recht
massiv. Der Autor zeichnet die Geschichte der Chinapolitik der KPdSU je
doch nicht nur einseitig, indem er die sowjetische Seite allein fiir die Proble
me verantwortlich macht und diese Geschichte schwarz in schwarz malt. Er

verzerrt die Geschichte dieser Beziehungen. Weshalb hat sich denn Mao 1949
für das Bündnis mit der Sowjetunion entschieden? Gab es in den so^\jetisch-
chinesischen Verhandlungen Anfang 1950 nicht eine einvemehmliche Lösung
der strittigen Probleme aus dem ungleichen Vertrag zwischen der UdSSR und
China von 1945? Wäre die Absicherung und ökonomisch-technische Entwick
lung der jungen Volksrepublik ohne die umfassende und zum Teil uneigen
nützige Hilfe der Sowjetunion denkbar gewesen? War es nicht so, dass die
sowjetische Seite der KP Chinas nahe legte, bei der Abfassung des ersten
Fün^ahrplans nicht die Sowjetunion zu kopieren, sondern die eigenen natio
nalen Bedingungen stärker zu berücksichtigen? Die Reihe dieser Beispiele
ließe sich fortsetzen. Adolphi ergreift hier einseitig und unbesehen Partei für
die chinesische Seite, vor allem für Mao Zedong, ohne auch nur andeutungs
weise ihre objektive Rolle in der globalen Klassenauseinandersetzung jener
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Zeit zu berücksichtigen. Gab es nicht beispielsweise Anfeng der 1970er Jahre
massive chinesische Bestrebungen, die imperialistischen Kräfte Westeuropas
in eine noch stärkere, möglichst „heiße" Konfi-ontation mit der DDR und der
gesamten sozialistischen Staatengemeinschaft zu treiben? Der Autor reiht sich
mit seiner Darstellung der Geschichte in den Kreis jener linken Kräfte ein, bei
denen es Mode geworden ist, die damaligen Auseinandersetzungen in der in-
temationalen kommunistischen Bewegung allein in einen Kampf zwischen
der KPdSU und der KP Chinas umzudeuten. Seine Kritik am damaligen
Kampf gegen die ,Jailturevolutionäre" Politik Mao Zedongs und ihre interna
tionalen Aspekte spekuliert auf Unkenntnis der geschichtlichen Tatsachen und
der verheerenden Wirkung dieser Politik Maos; unseriös ist seine damit ver
bundene Behauptung, damit wäre „das Versagen des Komintern-
Internationalismus endgültig" manifestiert worden (40). Der westliche Impe
rialismus hingegen kommt bei Adolphi letztlich glimpflich davon. Er beschei
nigt ihm in Gestalt der USA, dass er seine „langwährende Nagelprobe" am
Ende durch die Herstellung einer partnerschaftlichen Beziehung mit China in
den 1970er Jahren „von allen Seiten bestanden" zu haben scheint (46). Hier
wäre eine sachliche und ausgewogene Betrachtung der historischen und zeit
genössischen Entwicklung angezeigt.

In einem gedanklich anregenden Beitrag untersucht W. F. Haug die „Herr-
Knecht-Dialektik in Chimerika". Am Beispiel der ökonomisch-finanziellen
Wechselbeziehungen zwischen der VR China und den USA während der letz
ten Jahrzehnte meint er, einen historischen Übergang der „geschichtsbilden
den Kraft" von den USA auf China entdeckt zu haben. Die anföngliche
Schwäche Chinas in diesem ungleichen Tausch hätte sich schrittweise, zuletzt
sprunghaft, in Stärke verwandelt, während die Kapazitäten der Hochlohnlän
der mit den USA an der Spitze, die benötigten Güter selbst herzustellen, ge
schrumpft wären und sie sich selbst deindustrialisierten. Der Aufetieg Chinas
hätte zudem dazu beigetragen, dass die Lohnabhängigen der ganzen Welt heu
te „im Großen Widerspruch China gefangen" sind; denn ihnen würden niedri
ge Preise winken, aber auf Kosten eines sinkenden Lohniveaus und sogar des
Arbeitsplatzverlustes. Das Modell Chimerika (G 2) sieht Haug mit dem Aus
bruch der Großen Krise infi-age gestellt, obwohl die beiden großen National
ökonomien auf einander angewiesen und miteinander verschränkt geblieben
sind. Damit stellt sich für ihn die Frage nach der ,Aushandlung der Weltord
nungsverhältnisse" neu (63).

Es steht außer Frage, dass sich das Kräfteverhältnis China-USA seit der Jahr
hundertwende in einem rasanten Tempo zugunsten Chinas verändert hat. Be
deutet das aber schon, dass die bislang weitgehend erst quantitativen Verände
rungen vor allem im ökonomischen Bereich (BIP) tatsächlich schon die vom
Autor genannte qualitative Verlagerung der „geschichtsbildenden Kraft" be
wirkt haben? Selbst in China scheint man dazu trotz des deutlich gewachsenen
internationalen Einflusses noch anderer Meinung zu sein. Es wäre auch die
Frage zu beantworten, ob bzw. inwieweit eine solche Verlagerung den kapita
listisch-imperialistischen Charakter der heutigen globalen Ordnung verändem
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würde. Ein geopolitisches Chimerika ist von der chinesischen Seite meines
Wissens nie angestrebt worden, dazu sind die Keminteressen beider Mächte
zu gegensätzlich. Das schließt eine (zeitweilige) Begegnung und kooperative
Wahrnehmung bestimmter Interessen nicht aus. Für Beijing jedenfalls ist die
multipolare Welt fiir die Verwirklichung der eigenen Ziele immer die wün
schenswertere globale Kräftekonstellation geblieben.

Internationale Aspekte

/. Solty geht in seinem Beitrag über die China-Politik der USA davon aus,
dass Obama das Ziel verfolgt, die aufsteigende Weltmacht China durch eine
Politik der Eindämmung zu zwingen, sich in das von den USA dominierte
Weltsystem zu integrieren. Dazu müsse er aber den sich verschärfenden Kon
flikt mit China unter Kontrolle halten. Obama könnte sein Ziel erreichen, es

wäre aber auch möglich, dass China im Ergebnis der Vertiefung der Krise die
USA als Weltmacht ablösen wird. Der Geschichte Chinas seit Maos Zeiten

entnehme ich, dass sich dieses China niemals der Führung durch eine andere
Macht unterordnen wird. K. G. Zinn stellt in seinem Vergleich zwischen Chi
na und Indien fest, dass ersteres „die günstigeren historischen Voraussetzun
gen für die Entwicklung zu einer modernen Gesellschaft im westlichen Sinne"
aufweist, d.h. im Vergleich zu Indien von der Geschichte sozusagen die stär
kere Zul^ftsfähigkeit geerbt hat. C. Jungbluth nennt in ihrem Beitrag über
chinesische Investitionen in Deutschland drei Ziele der chinesischen Strategie,
in den technologisch entwickelten westlichen Ländern zu investieren: Kom
pensierung des begrenzten Erfolges der Politik ,>Iarktzugang im Austausch
gegen Technologie" zur Beschleunigung der technologischen Auflioljagd,
Verschärfung der internationalen Konkurrenz und Entwicklung eigener Glo
bal Players nach dem Beispiel von Samsung, Siemens oder Toyota. Nach
Meinung der Autorin gehört Deutschland aufgrund seiner Hochtechnologie zu
den wichtigsten europäischen Standorten fiir chinesische Investitionen, wenn
gleich das Ausmaß noch gering sei. Immerhin nimmt China mit seinen Inves
titionen in der BRD nach den USA und der Schweiz bereits den dritten Platz

ein. Die derzeitige Krise des deutschen Mittelstandes mit den billigen Preisen
bietet China weitere günstige Einstiegsmöglichkeiten. Jungbluth verweist auf
das große Interesse der deutschen Seite an chinesischen Kapitalanlagen, weil
sie sich davon viele neue Arbeitsplätze erhofft. Der Beitrag von M Ebenau
und St. Schmalz über die Krisenreaktionen in Brasilien, Indien und China be

ruht auf der These, dass in einigen Ländern des Südens durch die Verände
rung des Kräfteverhältnisses die „neoliberale Revolution" neuen Formen kapi
talistischer Vergesellschaftung weichen musste: Verstetigung der neoliberalen
Transformation in Indien, deutlicher Umbruch (welcher Art?) durch die XII.
Fünfjahresvorhaben in China und sichtliche Festigung des sozialdemokratisch
orientierten Entwicklungsmodells in Brasilien. Diese Veränderungen würden
jedoch keine dauerhafte „post-neoliberale" Transformation einschließen (wa
rum?). Alle drei Länder hätten durch die Weltwirtschaftskrise, vor allem
durch die einbrechende Nachfi-age aus den Zentren, schwer gelitten. Um die
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Folgen der Krise zumindest einzudämmen, wurden umfangreiche Konjunk
turpakete geschnürt. Ich kann nur die Ausführungen zu China hinterfragen
und kommentieren. Nach meinen Erkenntnissen setzte die Auseinanderset

zung mit dem Einfluss des Neoliberalismus auf den Kapitalisierungsprozess
angesichts der folgenschweren sozialen Auswirkungen für die Stabilität der
gesellschaftlichen Verhältnisse bereits nach dem Wechsel zur Regierung
Hu/Wen 2002/03 ein. Die ohnehin schwierige Situation der mittleren und
kleinen Unternehmen spitzte sich mit der Krise weiter zu; sie profitierten
kaum vom Konjunkturpaket und hatten es sehr schwer, Kredite von den
Staatsbanken zu erhalten. Kostenlose Basiskrankenversicherung? Trotz ver
stärkter Anstrengungen können die Grundbedürfiiisse der Menschen in den
Bereichen medizinische Versorgung, Bildung und Wohnungswesen bei Wei
tem noch nicht befriedigt werden. Zuzustimmen ist hingegen der Aussage,
dass China wie die anderen beiden imtersuchten Länder der BRICS-Gruppe
im Unterschied zu der entwickelten kapitalistischen Welt in den letzten Jahren
eine deutliche Aufwertung erfahren hat.^

Chinesische Binnenverhältnisse

Th. Heberer hebt in seinem Aufsatz „Zur gegenwärtigen politischen und sozi
alen Lage in China" den allseitigen Fortschritt in der Entwicklung des Landes
und der Lage der Menschen hervor, obwohl der „Schutz des Individuums vor
staatlicher Willkür in China noch nicht so recht angekommen" sei (117). Die
Führung habe sich als erfolgreicher Krisenmanager erwiesen. Der Autor mar
kiert die Besorgnisse der Bevölkerung und die Auseinandersetzungen um die
politische Reform unter den Eliten, sieht aber den ,J*arteistaat" mit der zur
Volkspartei mutierten KP Chinas aufgrund der insgesamt erfolgreichen Ent
wicklung von der Bevölkerung wie von den Eliten als weitgehend legitim un
terstützt. Die große Mehrheit ziehe einen „graduellen politischen Wandel"
vor. Eine Demokratiebewegung sei kaum zu erwarten, die Intellektuellen
eher konservativ seien und parteiorientiert argumentierten" (125). Demokratie
werde sich erst in Zukunft und dann nur schrittweise realisieren. Eine recht

differenzierte Analyse, die die politische Entwicklung Chinas an den in Euro
pa heute herrschenden Auffassungen und Erwartungen gegenüber China
misst. Eine Reihe angeführter Fakten sind aus meiner Sicht zu hinterfragen.
So liegt der gesamte öffentliche Schuldenstand durch das Konjunkturpaket
(die Lokalregierungen eingeschlossen) nach halboffiziellen chinesischen An
gaben bei weit über 60 Prozent des BIP.

Li Qiang ist einer der führenden chinesischen Soziologen und Direktor des
entsprechenden Instituts an der elitären Qinghua-Universität. Seine Grundaus
sage über die neue Sozialstruktur in China deckt sich mit der offiziellen, bür
gerlichen Positionen angenäherten Sichtweise, ohne jedoch die ernsten sozia-

3  . . . " .
Vgl. die instruktive Übersicht in Z 89, März 2012, S. 8-16 (Globale Machtverschiebungen. Ei
ne statistische Übersicht).
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len Probleme zu verschweigen. Aus einer politisch strukturierten sei eine öko
nomisch strukturierte Gesellschaft mit neuen Beziehungen zwischen den Ge
sellschaftsschichten entstanden. Li sieht darin einen großen Fortschritt; denn
in dieser Gesellschaft, in der alle zusammenwirken, wären auch alle Staats
bürger gleichberechtigt. Das eröffiie für jedermann die Möglichkeit, durch ei
gene Anstrengung und eigene Wettbewerbsföhigkeit sozial aufeusteigen. Die
ser Aufstieg führe über Bildung, Markt und Beamtenlaufbahn. Auch Li mythi-
siert den Markt. Das wichtigste Prinzip des Marktes sei „die Gerechtigkeit bei
Chancen und Wettbewerb" (139). Wenn sie vorhanden sind, könnten die
Menschen die Unterschiede (gemeint sind wohl im Einkommen, im Vermö
gen und in der gesellschaftliche Stellung - H.P.) akzeptieren. In der sozialen
Klassifizierung der ,Jieute verschwommenen Klassengrenzen" unterscheidet
Li zwischen Oberklasse, Mittelklasse bzw. Mittelschicht und Unterklasse. Er
stimmt der offiziellen Einschätzung zu, dass eine große Mittelschicht „eine
wesentlich stabilisierende Kraft dieser Gesellschaft" sein würde (138). Arbei
terklasse und werktätige Bauernschaft werden in ihrer objektiven Bedeutung
auch bei Li nicht einmal erwähnt. Er findet jedoch deutliche Worte zur realen
sozialen Situation in der heutigen chinesischen Gesellschaft. Ein großer Man
gel des neuen Systems sei, dass Wanderarbeiter nicht die Chance haben, über
ein Hochschulstudium in die Mittelschicht zu gelangen. Der Wettbewerb
bringe starke und schwache Gruppen hervor, letztere würden deutlich zulegen.
Hier sei das Gerechtigkeitsproblem noch nicht gelöst. Der Widerspruch zwi
schen Kapital und Arbeit stehe im Vordergrund der gesellschaftlichen Ver
hältnisse. In der vergangenen „Wettbewerbsetappe" war das Kapital Li zufol
ge „absolut im Vorteil". Viele ,AJ"beitgeber" würden die Rechte der Arbeiter
trotz bestehender Gesetze verletzen. Derzeit würden die Lohnempfänger den
größten Teil der Einkommenssteuer tragen, während der Anteil an Steuern aus
Kapitaleinkünften auffallend gering sei.

Einen grundlegenden, in den Veröffentlichungen zu China leider oftmals ver
nachlässigten Aspekt untersucht S. Dieckmann: den nachwirkenden Einfluss
der tief verwurzelten Strukturen und Traditionen der asiatisch-feudalen Ge

sellschaft des Landes auf das China der Reformen und Öffiiung und ihre teil
weise Revitalisierung am Beispiel des ländlichen Klansystems. Offenbar ver
mochte die KP unter Mao Zedong in den 1950er Jahren bei ihrem Versuch,
aus vorwiegend vorkapitalistischen Verhältnissen direkt zum Sozialis
mus/Kommunismus überzugehen, das alte Klansystem zwar zu unterdrücken,
aber es gesellschaftlich nicht zu entwurzeln. Die Autorin geht davon aus, dass
mit der ,Jlestaurierung der landwirtschaftlichen Haushaltsökonomie" in der
ersten Hälfte der 1980er Jahre eine deutliche Revitalisierung der mittelalterli
chen Dorfstrukturen erfolgte. Vor allem die Unwägbarkeiten des Marktes wie
der gesellschaftlichen Entwicklung hätten den Klan in seiner hierarchischen,
kon&zianistisch geprägten Struktur der Großfamilie und mit seiner Ahnen
verehrung wieder zu einer „sozial-emotionalen Heimat" (149) werden lassen.
Für Diclonann entwickelt sich der Klan zu einem „neuen Player" in der politi
schen Landschaft des heutigen China, der der Partei an der Basis teilweise
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schon machtvoll entgegentreten würde. Sie sieht in diesem Phänomen ein Zei
chen für die generelle ,Jcultiirelle Retraditionalisierung der chinesischen Ge
sellschaft" (152).

Klassenbewusstsein

Anita Chan und Kaxton Siu bereichem mit ihrem Beitrag die bisherigen Unter
suchungen zur Einschätzung des Bewusstseins der chinesischen Arbeiterklasse
am Beispiel der Wanderarbeiter. Sie knüpfen an die von Marx getroffene Unter
scheidung zwischen ,JGasse an sich" und ,JKlasse für sich" an und gehen davon
aus, dass sich das Klassenbewusstsein unter den Proletariem nur in einem länge
ren historischen Prozess herausbilden kann. Untersucht wird das Thema anhand

von Materialien über Proteste und Streiks der Wanderarbeiter in der Deltaregion
des Perlflusses, Provinz Guangdong. Im Ergebnis unterscheiden sie in der Ent
wicklung des Klassenbewusstseins dieser Wanderarbeiter drei Etappen: ein
Vor-Bewusstsein, das sich in vereinzelten Protesten gegen, insgesamt aber im
Dulden ihrer Degradierung zu Zwangsarbeitem äußert (1980er Jahre bis 1993);
eine Phase der ,/echtsbasierten Proteste" im Rahmen des Arbeitsgesetzes von
1994, das nicht von den Arbeitem erkämpft wurde, sondem auf einem Konsens
der Elite zur Wahrung der gesellschaftlichen Stabilität Ijeruhte (1994-2009); die
Phase der ,4nteressenbasierten Proteste", die mit dem Streik im Honda Getrie
bewerk in Nanhai im Mai 2010 einsetzten und mit ihren Forderungen nach ei
nem gerechten Anteil an der Einkommensverteilung über das „legale Mini
mum" hinausgehen. Selbst in dieser Phase sei das „Gewerkschaftsbewusstsein"
(Gründung von Gewerkschaften) jedoch schwach ausgebildet geblieben. Der
Kampf der Arbeiter wäre noch nicht über ihre unmittelbaren ökonomischen
Sorgen hinaus geführt worden. Die Autoren ziehen aus ihren Untersuchungen
eine weitere wesentliche Erkenntnis: ,J)er chinesische Staat fürchtet im Zu
sammenhang mit der Arbeiterbewegung am meisten, dass die ökonomischen
Forderungen der Arbeiter zu politischen werden könnten." (204) Die politischen
Eliten haben, heißt es, durch ihren ,Jdassenlosen" Diskurs im Sinne des Weber-

schen Ansatzes der sozialen Schichtung das Konzept der Klasse erfolgreich aus
dem gesellschaftlichen Bewusstsein gelöscht, und der Staat tut alles, um die
Wanderarbeiter nicht ideologisch zu einem Klassenstandpunkt zu inspirieren.
Das Klassenbewusstsein unter den chinesischen Wanderarbeitern werde sich

erst dann durchsetzen, wenn sich „Vorreiter" aus der Intelligenz oder aus der
Arbeiterklasse selbst entwickeln würden. Die Sicht von Chan und Siu auf den

„Großen Widerspruch" ist klar: Die politische Elite des Landes ist in ihrem na
tionalistischen Interesse bestrebt, die Wege zur Entwicklung von Klassenbe
wusstsein der Arbeiter zu versperren und die Verwirklichung der führenden
Rolle der Arbeiterklasse zu unterbinden. Auf diesem Wege hat sie die verschie
denen Sichten und Gruppen dieser Klasse sozial auseinander dividiert. Ich füge
hinzu: Damit verkam die Formulierung im Statut der KP Chinas, Avantgarde
der chinesischen Arbeiterklasse zu sein, zu einer Phrase.

U. Eifler ist mit Blick auf die gesamte chinesische Arbeiterklasse auch mit der
Entwicklung des Klassenbewusstseins befasst. Sie sieht in der Gründung „un-
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abhängiger Gewerkschaften" während der Tiananmen-Ereignisse 1989 einen
neuen qualitativen Schritt in der Entwicklung der chinesischen Arbeiterbewe
gung. Das kann nicht überzeugen, da diese „Gründung" durch vom Ausland
inspirierte Kräfte erfolgte und nicht nachhaltig war. Gegenstand der Untersu
chung von K. Suda sind die in den 1990er Jahren geborenen Hochschulabsol
venten in Urbanen prekären Lebensverhältnissen (,A^meisenvolk"), die in den
chinesischen Megastädten keine feste Anstellung finden. Ursachen für den
Ausschluss dieser Gruppe aus dem ersten Arbeitsmarkt sieht die Autorin im
chinesischen Hukou-Meldesystem, in den starken sozialen Netzwerken der
chinesischen Gesellschaft und in der Forcierung des Bildungssystems auf die
Förderung von Eliteinstitutionen. Das erschwere ihren Eintritt in die „Urbane
Mittelklasse".

In ihrer Philosophensprache ist R. E. Karl unter dem Gesichtspunkt der Be
ziehung zwischen Politik und Kultur mit der Geschichte Chinas und des Ma
oismus im 20. Jahrhundert befasst. Sie zieht daraus Schlüsse für heutige kultu
relle und politische Entwicklungen. Konkret wendet sie sich den Debatten
Mitte der 1950er Jahre zu, in denen es aus ihrer Sicht um die Beziehungen
zwischen Kultur und Politik in der sozialistischen Produktion ging. Sie arbei
tet heraus, dass für Mao im Unterschied zu Stalin das Wertgesetz „mit dem
Prinzip des gleichen und globalen Austauschs" wirkte, solange Arbeitsteilung
und Warenproduktion existieren. War Mao deshalb während des Großen
Sprungs und in der ,JKulturrevolution" (vgl. seinen Brief an Lin Biao von An
fang Mai 1967) bestrebt, Arbeitsteilung und Warenproduktion möglichst
schnell zu überwinden? Mit Reform und Öffiiung sieht die Autorin eine im
mer intensivere Identifizierung Chinas mit dem ,Jcapitalistischen" Wertgesetz.
Das hätte die Verschmelzung dieses Wertgesetzes mit der Entwicklung und
Modernisierung erleichtert und den „Übergang zu den Ideologien des globalen
kapitalistischen Systems" ermöglicht (225). Im Mittelpunkt der Betrachtung
von H. Nedderman steht die 2004 erschienene Reportage der chinesischen
Journalisten Chen Guidi und Wu Chuntao „Zur Lage der chinesischen Bau
ern", ein Untersuchungsbericht über die unmenschliche Ausbeutung und Un-
terdriickung der Bauern durch die lokalen Machthaber in der Provinz Anhui
während der 1990er Jahre. Die Autorin sieht Mao Zedongs Untersuchungsbe
richt ,7^ur Lage der chinesischen Bauem" aus dem Jahre 1927 in diesem Zu
sammenhang „als stillen Kommentator". In der weiteren Betrachtung geht sie
davon aus, dass sich am Gerechtigkeitsdefizit der 1990er Jahre in China bis
heute nichts geändert hat.

Fazit; Die Argument-Ausgabe bestätigt, soweit sich die Autoren direkt oder
indirekt dazu äußern, die „kapitalistische Struktur" (W.F. Haug) des heutigen
China. Von sozialistischen Verhältnissen ist selbst bei Li Qiang nicht die Re
de. Viele Aufsätze reflektieren auch die von Haug aufgezeigte Rückwirkung
der ,Jcapitalistischen Struktur" auf die politische „SuperStruktur" (das Sein be
stimmt das Bewusstsein). Alles scheint für die These vom „Großen Wider
spruch" zu sprechen. Im Wesen wird jedoch auch die Annahme einer fortdau
ernden ,Jcommunistischen Parteidiktatur" infirage gestellt (vgl. die Beiträge
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von Chan/Siu und Heberer). Dabei ist ein Problem zu klären; Der politisch
ideologische Überbau in China ist augenscheinlich nicht allein durch die
Rückwirkung der kapitalistischen Struktur, der ökonomischen Basis erodiert.
Er unterlag aus meiner Sicht schon durch die Orientierung der chinesischen
Führung, eingebettet in die kapitalistische Weltwirtschaft den Aufetieg zu ei
ner Weltmacht voranzutreiben, einschneidenden Veränderungen. Darüber
hinaus wäre aufgrund unserer heutigen Kenntnisse zu hinterfragen, ob bzw.
inwieweit es zuvor in China im Sinne von Karl Marx überhaupt schon einen
„aus der Geschichte ... zum Staat gewordenen Marxismus" gegeben hatte.
Vierzig Millionen tote Chinesen infolge der Politik Mao Zedongs sprechen
eigentlich dagegen. „Schönes neues China"?
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Rolf Geffken

Gewerkschaften in China

Ein unbrauchbares Arbeitspapier der Friedrich-Ebert-
Stiftung zu den chinesischen Gewerkschaften'

Es ist völlig in Ordnung, wenn Studentinnen es bei der Wahl eines Themas
für ihre Abschlussarbeit nicht so genau nehmen. Wenn sie nur Sekundärlitera
tur zitieren, Keine Originalquellen bearbeiten und neuere Forschungsergeb
nisse, ja sogar Standardliteratur nicht beachten. Es ist auch in Ordnung, wenn
sie das Thema verfehlen und wenn ihnen elementare Grundkenntnisse zu we

sentlichen Fragestellungen fehlen. Dafür sind sie Studentinnen und ihre Ar
beit bedarf der Begleitung durch ihre Professoren, mindestens ihrer Bewer
tung. Nicht in Ordnung ist es aber, wenn die Aneinanderreihung fehlerhafter
„Masterarbeiten" gleich als Buch mit dem Segen der Professoren erscheint,
ohne dass diese sich der Mühe unterzogen hätten, die Arbeiten wenigstens auf
grobe Fehler durchzusehen. Erst recht nicht in Ordnung ist es, wenn die in
dem Buch versammelten Ergebnisse als „Politikberatung" bezeichnet werden
und dem angeblichen „Partner" - in diesem Falle der Friedrich-Ebert-Stiftung
- unterstellt wird, er erhalte dadurch „einen fundierten Einblick in die genann
ten Themen". Wenn das, was eine „Task-Force" des Duisburger Instituts für
Ostasienwissenschaflen unter dem Titel „Gewerkschaften, Arbeitsmarktregu
lierung und Immigration in China" jetzt vorgelegt hat, „Politikberatung" sein
soll und wenn es stimmt, was im Vorwort die Professoren von der Pütten und
Göbel behaupten, dass diese Studie im „Gegensatz zu gewöhnlichen Hausar
beiten" sogar „eine besonders wichtige Rolle in der China-Arbeit der Stiftung
spielen" würde, dann ist die FES wirklich falsch beraten gewesen, als sie die
ses Projekt förderte und ein solches Vorwort zuließ.

Schon in der Übersicht und dann im Vorwort tauchen zwei Begriffe auf, die
an keiner Stelle definiert, geschweige denn hinterfragt werden. Zum einen der
Begriff „Tarifverhandlungen", zum anderen der Begriff „chinesische Wander
arbeiter". Von den TarifVerhandlungen wird behauptet, dass man in einem ei
genen Kapitel der Frage nachgehen würde, wie sie „in China funktionieren".
Von den Wanderarbeitern wird behauptet, sie seien in den Streikaktionen
2010 und 2011 „besonders aktiv" gewesen. Was übersehen wird und was of
fensichtlich nur durch die Verwechslung hiesiger Verhältnisse mit der beson
deren Situation in China möglich wird: Es gibt in China keine „TarifVerhand
lungen". Das, was und wie zwischen Betriebsgewerkschaften und Unterneh
men in sogenannten Kollektivverträgen ausgehandelt wird, ist weder inhalt
lich noch historisch noch auch nur formal-juristisch mit dem Begriff „Tarif-

Jann Christoph von der Pütten/Christian Göbel (Hrsg.), Task-force: Gewerkschaften, Arbeits
marktregulierung und Immigration in China, Duisburger Arbeitspapiere Ostasienwissenschaf
ten Nr. 91, Universität Duisburg-Essen, Februar 2013,62 S.
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Verhandlungen" gleichzusetzen. Der Begriff ist ohnehin nur in Deutschland
üblich und bezeichnet einen Vorgang, der in China in dieser Form überhaupt
nicht anzutreffen ist Formaljuristisch wären diese „Verhandlungen" allenfalls
mit hiesigen Betriebsvereinbarungen vergleichbar. Beim Begriff „Wanderar
beiter" haben die Autoren durchgehend übersehen, dass es eine riesige Kluft
zwischen der sogenannten ersten Generation der chinesischen Wanderarbeiter
und der zweiten Generation gibt, mithin also auch keinen einheitlichen Beg
riff. Während die erste Generation sich jahrelang mit ihrer Diskriminierung
abfand, war die zweite Generation (und dies nach Aufhebung ihrer strukturel
len Diskriminierung!) bereit, aktiv für ihre Interessen einzutreten und wurde
zum Motor der Streikwelle 2010/2011. Wer diese Differenzierung nicht er
kennt, kann die gegenwärtige Situation der chinesischen Gewerkschaften
schon im Ansatz nicht verstehen und einschätzen.

Bei der Frage, welche Rolle chinesische Gewerkschaften spielen können,
heißt es gleich eingangs: „Seit der offiziellen Gründung im Jahre 1925 wurde
der chinesische Gewerkschaftsbund als ein Instrument der Politik der jeweili
gen Staatsfuhrung gebraucht. So wurde er während der Kuomintang-
Herrschaft massiv unterdrückt...". Ja, was nun? Wie konnte er von der Kuo

mintang „unterdrückt" werden, wenn er gleichzeitig als Instrument „der Poli
tik der jeweiligen Staatsführung" gebraucht wurde? Immerhin gab und gibt es
etwa in Taiwan eine der Kuomintang nahe stehende Gewerkschaftsdachorga
nisation, die auch zeitweise als Herrschaflsinstrument genutzt wurde. Doch
von dieser Gewerkschaft ist nicht die Rede, sondern vom Allgemeinen Chine
sischen Gewerkschaftsbund. Im Weiteren wird die Rolle des Gewerkschafts

bundes als „ambivalent" bezeichnet. Verstanden wird darunter, dass der
Dachverband einerseits Arbeiter vertreten solle, aber andererseits als „verlän
gerter Arm der KP" füngiere. Er vertrete also nur die Interessen der Partei und
nicht der Arbeitnehmer. Doch wird dabei völlig übersehen, dass es weltweit
zahlreiche Gewerkschaften und auch Gewerkschaftsdachverbände gibt, die
kommunistischen Parteien nahe stehen und dennoch aktiv für die Interessen

ihrer Mitglieder eintreten (so z.B. in Indien, in Griechenland und zu fiiiheren
Zeiten etwa die CGT in Frankreich oder der CGIL in Italien). Hinzu kommt,
dass es das erklärte Ziel der KPC ist, die Arbeiter zu einer offensiveren Nut
zung ihrer Rechte zu verhelfen. Nicht anders ist die Kampagne 2006-2008 für
die Nutzung der Rechte nach dem neuen Arbeitsvertragsgesetz zu deuten. Das
aber war keine Parteinahme der KP für die Unternehmen sondern im Gegen
teil für die Arbeiterschaft. Die Nähe zur KP sagt also über die Frage der „Un-
temehmensnähe" der Gewerkschaft zunächst nichts aus.

Es wird zwar ausgeführt, dass die Betriebsvertreter nicht von den Mitgliedem
gewählt, sondem vom Management oder von der KP nominiert würden. Doch
das zentrale Problem, dass die Gewerkschaften strukturell imd tatsächlich den

Untemehmen nahe stehen, ja sogar von ihnen finanziert werden, und dass die
Leitung der Betriebsgewerkschaften fast immer durch Mitglieder der Unter
nehmensleitung selbst erfolgt, wird nicht benannt. Das Problem ist also nicht,
dass es ,/ote" Gewerkschaften wären, mit denen man es in China zu tun hat.
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sondern eher „gelbe" Gewerkschaften in unserem Begriffsverständnis. Dieser
Umstand war in Giina auch nie ein Geheimnis, insbesondere nicht unter den
Beschäftigten. Und er war und ist auch der einzige Grund dafür, dass die chi
nesischen Gewerkschaften in der chinesischen Arbeiterschaft nur über einen

geringen Grad der Anerkennung verfügen. Hierzu gibt es umfangreiche Un
tersuchungen in China selbst. Auch die Partei imd Staatsführung weiß dies
und betrachtet es als Problem. Es ist also Unsinn, wenn - ohne jede Quellen
angabe - von dem „Großteil" der chinesischen Arbeiter behauptet wird, er ha
be ein „lediglich geringes Bewusstsein für gewerkschaftliche Interessenvertre
tung" und dies sei der Grund dafür, dass er „seine Rechte nur in Ausnahmefal
len einfordert". Offensichtlich haben die Autoren und die Herausgeber nicht
eine einzige der zahlreichen chinesischen Statistiken für die Wahrnehmung
von Arbeitsrechten durch chinesische Arbeiter zur Kenntnis genommen.
Nachdem spätestens iimerhalb der letzten zehn Jahre kontinuierlich die Fall
zahlen bei allen Schiedskommissionen der Arbeitsverwaltungen zugenommen
hatten, kam es vor allem nach dem Inkrafttreten des Arbeitsvertragsgesetzes
zu einem explosionsartigen Anstieg von Eingal)en, Klagen und Petitionen.

Doch auch hier erkennen die Autoren überhaupt nicht den Zusammenhang zwi
schen einer Verbesserung der rechtlichai Situation der Arbeiter und ihrem Kon-
fliktbewusstsein. Mit den Änderungen des Arbeitsvertragsrechts habe die KP nur
auf die steigende Anzahl von Arbeitskonflikten reagiert und verfolge gleichzeitig
damit ihr Leitbild einer harmonischen Gesellschaft. Doch genau das ist eine voll
kommen felsche Analyse. Das Arbeitsvertragsgesetz wurde nicht - wie etwa in
Deutschland üblich - einfach nur „verabschiedet". Es ging vielmehr diesem Ge
setz eine um^greiche öffentliche Diskussion und Debatte voraus, an der sich
Millionen von chinesischen Arbeitem unmittelbar beteiligten. Gleichzeitig war
das Gesetz begleitet von einer öffentlichen Kampagne der Regierung mit dem
Ziel einer besseren und mutigeren Wahrnehmung von Rechten durch die einzel
nen Arbeiter.^ Die Kampagne zum Arbeitsvertragsgesetz, aber auch das Gesetz
selbst haben zu einer massiven Aktivierung der chinesischen Arbeiter beigetra
gen. Das gilt sogar für die kollektive Wahrnehmung von Rechten. Bekanntlich
haben nämlich Gesetze nicht nur »juristische Bedeutung". Sie haben - vor allem
wenn sie begleitet sind von massiver Aufklärung - auch eine ideologische
Funktion. Dass die Regierung selbst zur Aktivierung aufforderte, hatte und hat
natürlich eine massive Bedeutung fiir die Bereitschaft der einzelnen Beschäftig
ten, ihre Rechte wahrzunehmen. Dies wäre in Deutschland auch so, wenn hiesi
ge Regierungen Arbeitsgesetze entsprechend propagieren würden. Die Behaup
tung, dass die chinesischen Arbeiter ihre „Rechte nur in Ausnahmefällen einfor
dern" würden, ist also nicht nur felsch. Eine solche These muss auch jede Ana
lyse (und sei sie noch so verkürzt) zu diesem Thema in die Irre führen.

Solche Schlussfolgerungen sind allerdings auch nicht weiter verwunderlich,
wenn man bedenkt, dass allein zu dem Kapitel über Gewerkschaften vorwie-

^ Vgl. R. Gefücen, Streik & Harmonie, in; Z 89, März 2012, S. 112-116.
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gend zwei japanische Professoren aus den USA und praktisch keine relevan
ten aktuellen chinesischen Autoren zitiert werden. Auch im Kapitel über die
angeblichen Auswirkungen ,4nformeller Streiks" werden Bedeutung und
Funktion der Propagierung von Arbeitsrechten nicht erkannt: Umgekehrt wird
behauptet, dass der Anstieg von Arbeitskonflikten „auf einen zunehmenden
Reformbedarf der Regulierung der arbeitsrechtlichen Gesetzeslage" hindeute.
Abgesehen davon, dass man allenfalls Arbeitsbeziehungen regulieren kann,
aber nicht Gesetze, werden hier Ursache und Wirkung vollständig übersehen:
Es war die vor allem von der zweiten Generation der Wanderarbeiter aufge
griffene Propagierung von Rechten im Arbeitsvertragsgesetz, die die Bereit
schaft zum Streik (und nur auf diese kommt es an) massiv erhöhte.

Auch grundlegende Kenntnisse der jüngeren chinesischen Geschichte schei
nen den Autoren zu fehlen. So wird behauptet, dass seit dem Jahr 2000 „um-
fangreiche[n] Privatisierungen" stattgefunden hätten und dass es hierbei zu
Arbeitskämpfen gekommen wäre. In einem Seminar über China an einem In
stitut für Ostasienwissenschaften müsste eigentlich bekannt sein, dass die Pri
vatisierungen unmittelbar mit Beginn der Politik der so genannten öfüiung
einsetzten und im Jahre 2000 bereits abgeschlossen waren.

In diesem Kapitel wird auch von einem „landesweiten Mindestlohn" gespro
chen, der „auf unabsehbare Zeit eingefroren" worden sei. Tatsächlich gibt es
keinen landesweiten Mindestlohn. Vielmehr wurden und werden die Mindest

löhne von den Provinzen und Regionen unterschiedlich festgesetzt. Schon
deshalb konnte es kein „Einfrieren" geben. Gerade zur Zeit der Streiks von
2007 und 2008 war es zu massiven Erhöhungen des Mindestlohns und den
noch nachfolgend zu Streikaktionen gekommen.

Unter der Überschrift „Gesetzeslage" wird behauptet, dass die chinesischen
Arbeitsbeziehungen nur über „einen geringen Grad der Regulation" verfugen.
Aber offenbar sind noch nicht einmal die hiesigen Verhältnisse den Autoren
bekannt: In China gibt es (s.o.) immerhin einen gesetzlichen Mindestlohn. In
Deutschland nicht. In China gibt es ein Gewerkschaftsgesetz, in Deutschland
nicht. In China ist der Arbeitgeber beim Ausspruch einer Kündigung gesetz
lich zur Zahlung einer Abfindung verpflichtet, in Deutschland nicht. In China
wird die Nichtabfassung eines schriftlichen Arbeitsvertrages mit erheblichen
Sanktionen belegt, in Deutschland nicht. In China verteuem sich Überstunden
vor allem an gesetzlichen Feiertagen extrem, in Deutschland nicht. Diese Bei
spiele mögen genügen, um die Haltlosigkeit solcher Aussagen zu belegen.
Durch einen Blick in das Gesetz hätten dies auch die Autoren erkennen kön

nen. Wenn sie der Auffassung gewesen wären, dass zwischen Gesetz und Ar
beitswirklichkeit ein Unterschied besteht, so hätten sie dem nachgehen kön
nen.. Schließlich: In Bezug auf die Streikwelle von 2010 wird von „selbstän
dig organisierten" so genannten Fabrikräten gesprochen. Wo, wann und mit
welchen Konsequenzen wurden solche ,Jläte" gebildet? Sie sollen nach Aus
sage der Autoren sogar von den Gewerkschaften „unabhängig" sein. Diese
Behauptung ist ein reines Phantasieprodukt. Abwegig ist schließlich die Skiz-
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zierung der Rolle des so genannten Drei-Parteien-Beratungskomitees. Dieses
Komitee, das auch nach Einschätzung von chinesischen Experten lediglich be
ratende Funktion und keinerlei praktische Bedeutung hat, wird plötzlich als
„Prototyp eines Tarifberatungssystems" bezeichnet. Man fragt sich: Was ist
ein Tarifberatungssystem? Nachdem bereits der deutsche Begriff Tarifver
handlungen auf das chinesische System übertragen worden ist, wird nun ein
Begriff entdeckt, den es weder in Deutschland noch in China gibt. Erst recht
wird er nicht definiert. Wer berät über welche Tarife wen?

Das Hauptproblem der gesamten Veröffentlichung besteht darin, dass die Stu
dentinnen ihre Arbeit ohne jede Kenntnis grundlegender Ursachen von Streiks
und Arbeitskonflikten geschrieben haben. Der Besuch einer deutschen Ge
werkschaft oder eines deutschen Betriebsrates hätte vielleicht Wunder ge
wirkt. Anders ist es jedenfalls nicht zu erklären, dass offenbar in Auswertung
eines eigenen Soziologieseminars unterstellt wird, die chinesischen Arbeiter
hätten eine Strategie „begrenzter Regelverletzungen" entdeckt. Jedenfalls
wird behauptet, geringe Regelverletzungen führten „zu Veränderungen auf in
stitutioneller Ebene". An anderer Stelle wird von „begrenzten Regelverstö
ßen" gesprochen oder von einem „zivilen Ungehorsam ... mit begrenzter Re
gelverletzung". Ist es so schwer zu begreifen, dass Arbeiter aller Länder kein
Interesse an irgendeiner Art von ,Jlegelverletzung" haben? Sie haben aller
dings ein Interesse an der Durchsetzung ihrer Interessen. Wenn es zur Durch
setzung dieser Interessen erforderlich ist, legen sie die Arbeit nieder. So ge
schah und geschieht dieses auch in China. Allerdings - und das ist das beson
dere - geschah dies vor allem auch vor dem Hintergrund der Gewährung zahl
reicher zusätzlicher Rechte im Arbeitsvertragsgesetz. Die These von der „be
grenzten Regelverletzung" belegt die formale und völlig praxisferne Herange
hensweise der Autoren.

Nicht ein einziges der Papiere ist für irgendeine Art von ,J*olitikberatung" ge
eignet. Es ist bekannt, dass die Friedrich-Ebert-Stiflung Gewerkschaften in
China berät und zwar vor allem in der oberen Hierarchie. Das mag man kriti
sieren oder für richtig halten. Das die Friedrich-Ebert-Stiflung sich hier um
Kontakte bemüht und diese ausbaut, ist als solches zu begrüßen. Doch es ist
zu hoffen, dass entgegen dem Vorwort diese Arbeitspapiere keine wichtige
Rolle in der China-Arbeit der Stiftung „spielen". Weder der Friedrich-Ebert-
Stiftung noch den chinesischen Arbeitern wäre damit gedient.



Frank Deppe

Frühsozialistische Themen im „Hessischen
Landboten^^ von Georg Büchner'

Georg Büchner hatte von 1831 bis 1833 im französischen Straßburg studiert
und hielt sich auch 1834 zeitweilig dort auf. Beindruckt von der französischen
Revolution des Jahres 1830 gründete er (so informiert uns der Kommentar zur
,^arburger Ausgabe") im Vorfeld der Niederschrift des ,d:.andboten" mit Ge
sinnungsgenossen eine „Gesellschaft der Menschenrechte" nach französi
schem Vorbild. Einer der bekanntesten Repräsentanten des französischen
Frühsozialismus (bzw. des sog. ,^beiterkommunismus") - in der Tradition
des Babouvismus - war Louis Auguste Blanqui (1805-1881)^. Er hatte aktiv
an der Revolution von 1830 teilgenommen. Nach 1830 wurde er zuerst Mit
glied, dann selbst Mitbegründer verschiedener Geheimgesellschaften (die
immer wieder verboten wurden): zuerst der „Gesellschaft der Menschenrech
te", dann der Gesellschaft der „Volkfreunde" (Amis du Peuple) und schließ
lich der „Gesellschaft der Jahreszeiten". Er verbrachte fast 40 Jahre bis zu sei
nem Tode im Jahre 1881 in Gefangnissen. Die Revolutionen von 1848 und
1870 befreiten ihn nur für jeweils kurze Zeit. Am 5. Januar 1881 folgten in
Paris fast 200.000 Menschen - überwiegend aus dem „petit peuple" - seinem
Sarg zum Friedhof Pa-e Lachaise. Sie verehrten in ihm die Traditionen der fran
zösischen Revolutionen seit 1789, genauer: der revolutionären Volksbewegun
gen in diesen Revolutionen. In Deutschland stand die radikaldemokratische
Bewegung des sog. „Vormärz" (1830-1848) unter dem Eindruck der französi
schen Revolution von 1789 und vor allem der von 1830. Viele seiner Exponen
ten hielten sich als Emigranten, die im Gefolge der „Karlsbader Beschlüsse"
von 1819 (Einschränkung der Meinungsfreiheit, Pressezensur, Überwachung
der Universitäten, Berufsverbote gegen Professoren usw.) vertrieben worden
waren, in Paris auf. Der Junge Marx formulierte 1843/44 die Losung „Krieg den
deutschen Zuständen! Sie stehen unter dem Niveau der Geschichte!"; sie
warten auf das „Schmettern des gallischen Hahnes" (MEW 1: 380 u. 391).

In einem ersten Schritt wird die politische Botschaft des ,d..andboten" rekon
struiert. Danach wird auf die Entwicklung des „Frühsozialismus" eingegan-

Der Text beruht auf einem Vortrag zu einer Tagung, die am 7. Juni 2013 in Marburg - aus An-
iass des Erscheinens der von Burghard Dedner bearbeiteten und herausgegeben 2-bändigen
Ausgabe des „Hessischen Landboten" - stattfand. Die Zitate aus dem „Landboten" im Text
stammen aus dem 1. Band dieser Edition: Burghard Dedner (Hrsg.), Georg Büchner, Der Hes
sische Landbote, Marburger Ausgabe, Band 2/1, Darmstadt 2013, S. 3-14.

Ich habe mich vor langer Zeit mit Blanqui befasst: Frank Deppe (Hrsg), Louis Auguste Blan
qui, Instruktionen für den Aufstand, Frankfurt/Wien 1968; Frank Deppe, Verschwörung, Auf
stand und Revolution. Louis Auguste Blanqui und das Problem der sozialen Revolution im 19.
Jahrhundert, Frankfiirt/Wien 1970. Demnächst wird allerdings eine Neuausgabe der „Instruk
tionen für den Aufstand" im Laika-Verlag erscheinen.
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gen, um im letzten Abschnitt Überlegungen zum Bezug des „Landboten" auf
den Frühsozialismus zu diskutieren.

1.

Wie die berühmte Losung ,J^riede den Hütten! Krieg den Palästen!" aus
drückt, handelt es sich beim ,J.andboten" um eine revolutionäre Flugschrift,
in der Illegalität produziert und verteilt, sofort durch die Justiz verfolgt - eine
radikale Anklage gegen die herrschende politische Ordnung im Großherzog
tum Hessen - stellvertretend für die Fürstenherrschaft in Deutschland (und
Europa) insgesamt, eine radikale Kritik der Ausbeutung der Bevölkerungs
mehrheit durch das Steuersystem (zur Finanzierung eines parasitären Staates),
und ein Aufi^f an das „Volk", sich von dieser Herrschaft und Knechtschaft zu
befi-eien. Der Kampf zwischen Arm und Reich - so die Botschaft Büchners -
steht im Mittelpunkt der bevorstehenden Revolution! Am Schluss - hier häu
fen sich Bibelzitate - steht die Hoffiiung: ,J)er Tag der Auferstehung wird
nicht säumen. In dem Leichenfeld (Deutschland) wird sichs regen und wird
rauschen und der Neubelebten wird ein großes Heer sein ... (denn) ... Wer
das Schwert erhebt gegen das Volk, der wird durch das Schwert des Volkes
umkommen ... Deutschland ist jetzt ein Leichenfeld, bald wird es ein Paradies
sein."

Walter Grab hat in seinem Heine-Buch daraufhingewiesen, dass dieser unter
dem Eindruck der „trois glorieuses" in Paris Ende Juli 1830, als die Dynastie
der Bourbonen vom Thron gefegt wurde, ein „Schlachtlied" intonierte: „Wor
te gleich flammenden Sternen, die aus der Höhe herabschießen und die Paläs
te in Flammen verbrennen und die Hütten erleuchten". Die „bildliche Gegen
überstellung von Hütte und Palast", so fahrt Grab fort, „stammt aus dem
Begriffsarsenal der französischen Jakobiner und tauchte erstmals im Herbst
1792 auf, als die Sansculottenarmeen ins Rheinland vorstießen, um dem deut
schen Volk die Freiheitsbotschaft zu bringen."^ Im Vordergrund steht eine
überwiegend in der Landwirtschaft tätige Bevölkerung; allerdings: auch die
Stadtarmut kennt die „Hütten", die elenden Wohnquartiere. Der „Landbote"
aus dem Jahre 1834 fügt sich ein in die ,jieue politische Atmosphäre", die
sich in Europa nach dem Juli 1830, nach dem (erhofften) Ende des Restaurati
onsperiode, ausbreitete: in Polen und Belgien bezogen sich Volksbewegungen
und Aufstände auf die Ereignisse in Paris; in Deutschland wurde das Hamba
cher Fest von 1832 und der sog. „Wachensturm" in Frankfurt (1833) durch
diesen Umschwung beflügelt. Büchner gründete mit Haftentlassenen seine
„Gesellschaft der Menschenrechte". Beim Hambacher Fest schloss der Haupt
redner, der Journalist und Jurist Philipp Jakob Siebenpfeiffer, seine Eröff
nungsrede mit den folgenden Worten ab: „Es lebe das freie einige Deutsch
land! Hoch leben die Polen, der Deutschen Verbündete! Hoch leben die Fran
ken (i.e. die Franzosen), der Deutschen Brüder, die unsere Nationalität und

Walter Grab, Heinrich Heine als politischer Dichter, Frankfiirt/Main 1992.
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unsere Selbständigkeit anerkennen. Hoch lebe jedes Volk, das seine Ketten
bricht und mit uns den Bund der Freiheit schwört: Vaterland - Volkshoheit -

Völkerbund hoch!" Hier steht die Forderung des liberalen Bürgertums - Ein
heit und Freiheit - im Vordergrund, nicht die soziale Frage. Aber es wird
schon deutlich, dass die radikaldemokratischen und auch die frühsozialisti
schen Bewegungen dieser Zeit allgemeine Forderungen („Frei
heit/Gleichheit", Sturz der Fürstenherrschaft) vertraten, aber gleichzeitig diese
mit spezifischen Themen ihrer Länder bzw. Nationen verknüpften: in
Deutschland, Italien, Polen (aber auch in den Großreichen Ost- und Südeuro
pas: im russischen Zarenreich, im Reich der Ottomanen und im Vielvölker
staat der österreichisch-ungarischen Monarchie, wo sich ebenfalls Widerstand
artikulierte) stand die „nationale Frage", das Ziel der nationalen Einheit bzw.
der nationalen Selbständigkeit im Vordergrund. Auch im ,JLandboten" spielt
diese Frage eine wichtige Rolle!

Der „Landbote" setzt ein mit einer Anklage gegen den Gegensatz von Herr
schenden und Volk, von Bauern und Handwerkern auf der einen, Fürsten und
„Vornehmen" auf der anderen Seite. Es ist der Gegensatz zwischen denen, die
arbeiten, aber arm sind - und denen, die nicht arbeiten, aber reich sind, weil
sie dem Volk den Ertrag ihrer Arbeit rauben. Das Instrument der Ausbeutung
sind Steuern und andere Abgaben, die nunmehr mit exakten Zahlen aufgelistet
werden. 700.000 Menschen schuften für den Staat und das vornehme Leben
von „vielleicht... 10 000 Fressern, die nur stark sind durch das Blut, das sie
Euch aussaugen und durch Eure Arme, die ihr ihnen willenlos leihet". Mit den
Steuergeldem wird ein Staatsapparat finanziert, der das Volk im Namen der
„Ordnung" unterdrückt; die Justiz - als Teil dieses Systems - ist (so heißt es)
„in Deutschland seit Jahrhunderten eine Hure der deutschen Fürsten". Die
Gehälter und Pensionen der Beamten, die Kosten des Militärs (die Soldaten
sind „gesetzliche Mörder, welche die gesetzlichen Räuber schützen") usw.
sind Mittel, ein politisches System der illegitimen, parasitären und repressiven
Herrschaft zu reproduzieren.

Im folgenden Abschnitt setzt sich der „Landbote" mit der herrschenden Ideo
logie auseinander, der zufolge der Großherzog Ludwig „von Gottes Gnaden"
regiere, also durch höhere Weihen (von oben, nicht von unten) legitimiert sei.
Dagegen stellt Büchner (oder Weidig^) das ausschweifende Leben der „adli-
chen Herrn und Damen", die am Hof „Götzendienst" leisten. Gegen den An
spruch des „Gottesgnadentums" wird die Idee der Volkssouveränität gesetzt, die
seit dem 17. Jahrhundert die Revolutionen zum Sturz des Absolutismus ange
trieben hatte und sich in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts (vor allem über
Rousseaus „Contrat Social") radikalisiert hatte. Im ,4^dboten" allerdings wird
die Infi^gestellung des fiirstlichen Gottesgnadentums mit dem etwas abenteuer-

Friedrich Ludwig Weidig (1791-1837) war evangelischer Theologe, Pfarrer in der hessischen
Wetterau; er aberarbeitete BOchners Text und gab ihn zum Druck. Die Bibelzitate dürften da
her hauptsächlich auf ihn zurückgehen. Büchner soll darüber nicht erfreut gewesen sein. Wei
dig wurde 1834 und 1835 verhaftet; er starb 1837 im Darmstädter Gefängnis.
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liehen Gedanken kombiniert, dass die deutschen Fürsten „den deutschen Kaiser,
der vormals vom Volke frei gewählt wurde, verachtet und endlich gar verraten"
haben. Diese Fürsten haben ,J)eutschland, unser liebes Vaterland, ... zerris
sen".^ Deutschland wird - und hier gerät jetzt schon das Thema der nationalen
Einheit ins Zentrum - nach dem Sturz der Fürstenherrschaft „als ein Freistaat

mit einer vom Volk gewählten Obrigkeit wieder auferstehen". Im Kampf ge
gen die politische Zersplitterung des Landes greift Büchner also auch auf
durchaus fragwürdige Argumente zurück; denn niemals waren die deutschen
Kaiser von einem freien Volke gewählt!

Damit kommt der „Landbote" zum Vorbild der französischen Revolution von
1789, die mit dem Sturz der Monarchie und der Entmachtung der Aristokratie
zuerst das Prinzip der Selbstbestimmung des Volkes, der Demokratie (in der
Tradition des Denkens von John Locke, Montesquieu und Rousseau), durch
gesetzt hat (wenn auch nur für kurze Zeit); ,JDie höchste Gewalt ist in dem
Willen aller oder der Mehrzahl. Dieser Wille ist das Gesetz, er tut sich kund
durch die Landstände oder die Vertreter des Volks, sie werden von allen ge
wählt und Jeder kann gewählt werden ..."® Das sind die grundlegenden Prin
zipien der modernen repräsentativen Demokratie, wobei die radikalen Demo
kraten dieser Epoche immer auch Rousseaus Modell einer „direkten Demo
kratie" („volonte generale") im Sinne hatte, wenn sie räteähnliche Organe der
Selbstbestimmung des Volkes etablieren wollten. Diese Gedanken wurden -
nach der restaurativen Gegenbewegung (nach 1815) - durch die Aktionen
vom Juli 1830 wieder belebt. Allerdings wurden die damit verbundenen Hoff
nungen mit dem monarchischen Regime des „Heuchlers" Louis Philippe
schnell enttäuscht. Nunmehr war freilich an die Stelle der landbesitzenden
Aristokraten (als herrschende Klasse) eine bürgerliche ,Aristokratie" von
Bankiers, Finanziers und Fabrikanten getreten.

In Deutschland hatten die Fürsten unter dem Druck der Revolutionen z. T.
Verfassungsreformen zugestimmt, die den Landtagen begrenzte Rechte - z. B.
das Budgetrecht - oder Vetorechte bei der Gesetzgebung zugestehen. Solche
Verfassungen sind - so der ,J^andbote" - „ein elend jämmerliches Ding".
,JDas ganze deutsche Volk muss sich die Freiheit erringen" - „und diese Zeit,
geliebte Mitbürger, ist nicht ferne" - so beschwört der ,J..andbote" die bevor
stehende Revolution, die in den folgenden Passagen immer wieder durch Be
rufung auf Gott, der nicht an der Seite der Fürsten, sondern an der Seite des
Volkes stehe, beschworen wird. „Gott hat das Reich zu Trümmern gehen las
sen, um es zu einem Freistaat zu verjüngen. Das Maß ... der Fürsten ... ist
voll! Der Tag der Auferstehung ist nah!"

Diese Geschichte bezieht sich auf eine damals in Deutschland verbreitete Sage, dass der Kaiser
ursprünglich von den Fürsten gewählt wurde, dass aber mit der Verselbständigung der Fürs
tenherrschaft die Zersplitterung des Deutschen Reiches besiegelt worden sei. Die Einheitsbe
wegung des 19. Jahrhunderts bediente sich solcher Mythen!

Zum Begriff der Volkssouveränität vgl. neuerdings: Ingeborg Maus, Über Volkssouveränität.
Elemente einer Demokratietheorie, Berlin 2011.
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Soweit - in Grundzügen - dieses Programm einer radikalen Demokratie, die
vor allem auf die Selbstbestimmung des Volkes abhebt. Das Volk (le peuple
in Frankreich, „popolo" in den italienischen Stadtstaaten des Spätmittelalters,
z. B, Florenz) wird aber gerade nicht als die Gesamtheit der Staatsbürger be
stimmt, sondern als die Masse der ,Jcleinen Leute", die als Subjekt der Revo
lution gedacht sind, ohne deren Beteiligung die bürgerliche Revolution, der
Sturz des Ancien Regimes, keine Chance hatte. Darin - und nicht nur im Ge
gensatz von arm und reich - ist (wenn auch noch unscharf) die Klassendimen
sion dieses Programms der Demokratie (und damit der Gegensatz zur libera
len Konzeption der repräsentativen Demokratie, die dazu noch auf dem Zen
suswahlrecht beruht) deutlich angelegt. Als Blanqui im Jahre 1832 vor Ge
richt stand und nach seinem Beruf gefragt wurde, antwortete er: ,J*roletarier".
„Das ist der Beruf von 30 Millionen Franzosen, die von ihrer Arbeit leben und

der politischen Rechte beraubt sind."^

2.

Eric Hobsbawm hat - im ersten Band seiner 4-bändigen Universalgeschichte
des langen 19. Jahrhunderts - die Epoche zwischen 1776 und 1848 als „Zeit
alter der Revolution" bezeichnet®. Er sprach von einer ,J3oppelrevolution".
Die industrielle Revolution leitete - von England ausgehend - eine gewaltige
ökonomische, soziale, wissenschaftliche Umwälzung ein. Der Industriekapita
lismus erzeugte ein industrielles Proletariat, das sich - auch inspiriert durch
die Erklärungen der Menschenrechte sowie durch die Forderungen der Fran
zösischen Revolution nach Gleichheit und Brüderlichkeit - gegen Ausbeutung
und Unterdrückung zur Wehr setzte und dabei von Ideen von einer „neuen
Welt" leiten ließ. Die Anfange der Arbeiterbewegung konzentrierten sich in
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts noch auf England, wo aus großen
Streikbewegungen erste Gewerkschaftsgründungen hervorgingen, Anfönge
des Genossenschaftswesens entstanden (Robert Owen) und die politische Be
wegung der Chartisten nicht nur für das allgemeine Wahlrecht eintrat, sondern

auch die bestehende kapitalistische Eigentumsordnung in Frage stellte.

Die Französische Revolution hatte nach 1789 universell Maßstäbe für Freiheit

und Volkssouveränität gesetzt, die auch in der Epoche der Restauration (im
Grunde bis in die Gegenwart) fortwirken und den Kampf gegen die restaurier
te Fürstenherrschaft nach 1815 immer wieder beflügelten. In der Revolution
trat freilich der Widerspruch zwischen Freiheit und Gleichheit - das unter
schiedliche Verständnis von Gleichheit zwischen den Liberalen und den Spre
chern der Unterschichten - immer deutlicher zutage!^ Im Jahre 1795 - im

Zit. n. Deppe, Verschwörung..., a.a.O., S. 52.

Eric Hobsbawm, The Age of Revolution, London 1962.

Wenig später - seit Tocqueville und seinen Studien über die Demokratie in Amerika, prak
tisch: mit den Kämpfen um die Eintuhrung des allgemeinen Wahlrechts, die erste Teilerfolge
erzielten - fürchteten die Liberalen eine „Diktatur der Mehrheit", das bedeutete zumindest in

Europa seit der Mitte des 19. Jahrhunderts: Sozialismus! In den Revolutionen öffneten sich
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Zeichen des Thermidors - hatte der Kopf der gescheiterten »Konspiration für
die Gleichheit", Gracchus Babeuf, formuliert: „Die Gegenwart geht mit der
Zukunft schwanger."*® Und er gab die Losung für die nachfolgenden Genera
tionen aus: „Die Französische Revolution ist nur der Vorbote einer anderen,

noch viel größeren, viel feierlicheren Revolution, die die letzte sein wird."
Das Programm dieser Revolution ist ein Zweifaches: die Verwirklichung der
„wahren Gleichheit" durch die Gemeinschaft aller Güter und Arbeiten sowie
die Wiederherstellung der politischen Demokratie durch die Verfassung von
1793. Gleichzeitig vertrat Babeuf die Auffassung, dass zur Durchsetzung die
ses Programms - nach der Ergreifung der Macht durch einen bewaffheten
Aufstand - eine zeitweilige Diktatur errichtet werden müsse, um die Angriffe
der Konterrevolution abzuwehren!

Die Ideen des Gracchus Babeuf wurden von einem der überlebenden Mitver

schwörer, dem Italiener Filipo Buonarroti, 1827 unter dem Titel „Die Ver-

frah die Fronten zwischen den Anhängern der „Gleichheit", die Eingriffe in die Eigentums-

ordnung (Enteignungen), Umverteilung des Reichtums von oben nach unten sowie Sozialge
setze und das Recht zur Bildung von Parteien und Gewerkschaften einforderten, und den Ver-
teidigem der Freiheit, die solche Eingriffe als Kollektivismus zurückgewiesen, der als „totali
täre Gefähr" die individuelle Freiheit bedrohe. Die Vertreter der liberalen Demokratie im 19.

Jahrhundert verstanden sich daher nicht als „Demokraten". Die Forderungen der Demokratie

(allgemeines Wahlrecht, Koalitionsfi%iheit, Sozialreformen) wurden von der sich entwickelnden
sozialistischen Arbeiterbewegung vertreten, die allerdings gleichzeitig die „Eigentumsfrage"
stellte. Wolfgang Abendroth, der sich immer wieder auf die Schrift von Arthur Rosenberg
„Demokratie und Sozialismus" (1936) bezog, hat diese Spaltung zwischen Liberalismus und
Demokratie auf die Entstehung des modernen industriellen Proletariats im Gefolge der „indus
triellen Revolution" zurückgeführt, denn diese Klasse „musste nicht nur politische, sondern

auch soziale und wirtschaftliche Privilegien jeder Art um ihrer Existenz willen bekämpfen".
Seitdem haben sich „die besitzenden Klassen von allen demokratischen Vorstellungen bewusst

und deutlich getrennt. Der liberale Bürger des 19. Jahrhunderts hätte den Vorwurf, er sei de
mokratisch, entschieden zurückgewiesen. Schon im Jahrzehnt vor 1848 sind in allen europäi
schen Ländern liberale und demokratische Bewegungen stets Gegner gewesen." (Wolfgang
Abendroth, Demokratie als Institution und Aufgabe, in: ders.. Gesammelte Schriften, Band 2,
hrsgg. von Michael Buckmiller u.a., Hannover 2008, S. 407 - 417, hier S. 408).

*® Hegel hatte in der Vorrede zur „Phänomenologie des Geistes" (1806) diese Grundstimmung,
in einer Übergangsepoche zu leben, folgendermaßen zusammengefasst: „Es ist übrigens nicht
schwer zu sehen, dass unsre Zeit eine Periode der Geburt und des Obergangs zu einer neuen
Periode ist. Der Geist hat mit der bisherigen Welt seines Daseins und Vorstellens gebrochen

und steht im Begriffe, es in die Vergangenheit hinab zu versenken, und in der Arbeit seiner
Umgestaltung. Zwar ist er nie in Ruhe, sondern immer in fortschreitender Bewegung begrif
fen. Aber wie beim Kinde nach langer stiller Ernährung der erste Atemzug jene Allmählichkeit
des nur vermehrenden Fortgangs abbricht - ein qualitativer Sprung, - und jetzt das Kind gebo
ren ist, so reift der sich bildende Geist langsam und stille der neuen Gestalt entgegen, löst ein
Teilchen des Baus seiner vorhergehenden Welt nach dem anderen auf, ihr Wanken wird nur
durch einzelne Symptome angedeutet; der Leichtsinn wie die Langeweile, die im Bestehenden
einreißen, die unbestimmte Ahnung eines Unbekannten sind Vorboten, dass etwas anderes im
Anzüge ist. Dies allmähliche Zerbröckeln, das die Physiognomie des Ganzen nicht verändert,
wird durch den Aufgang unterbrochen, der, ein Blitz, in einem Male das Gebilde der neuen
Welt hinstellt." Der „Blitz", das ist die Revolution! Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Phäno
menologie des Geistes (1807), Hamburg 1952, Vorrede S. 15/16.
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schwörung für die Gleichheit" publiziert Eine junge Generation, die dann
1830 in den revolutionären und frühsozialistisch-kommunistischen Bewegun
gen in Frankreich führend werden sollte (darunter auch Blanqui), machte sich
über die Schrift mit der Botschaft von Babeuf, aber auch mit der Praxis der
Verschwörung (in Geheimgesellschaften, die die Revolution bzw. den Auf
stand vorbereiten) vertraut. Vielfach zeigte sich da eine „romantische Vision
der Revolution", vor allem des Revolutionärs: jung, wagemutig, den Tod ver
lachend, als Volkstribun, der umgeben ist von der Aura der Konspiration, der
Vorbereitung auf die Insurrektion. Hobsbawm verweist in diesem Zusammen
hang auf das Gemälde von Delacroix aus dem Jahre 1831 ,J)ie Freiheit fuhrt
das Volk auf die Barrikaden"*^. Heine war beim Anblick des Bildes fasziniert:
„ein jugendliches Weib", barbusig, in der Mitte, umgeben von Jünglingen, „mit
einer roten phrygischen Mütze auf dem Haupte, einer Flinte in der einen Hand
und in der andern" die Tricolore*^. Georg Büchner war 1834 21 Jahre alt - ein
jugendlicher Heißsporn, der aber schon 1835 in ,JDantons Tod" den Kampf der
Fraktionen in der Revolution, den Übergang zur „Schreckensherrschaft" (Ter-
reur) und damit das Scheitern der Freiheitsideale zum Gegenstand machte.

Im Zentrum dieser ganzen Epoche - bis 1848 - stand demnach der Übergang
von der politischen zur sozialen Revolution, wobei in denjenigen Ländem, in
denen die politische Revolution, d.h. der Sturz des Ancien Regimes, noch
längst nicht vollzogen war, die zentralen Themen - Demokratisie-
rungA^^olkssouveränität, Sozialreformen, nationale Einheit und Unabhängig
keit - mit der Betonung der „sozialen Frage" Verbindungen eingingen. Den
noch: In der Vorgeschichte von 1848 vollzog sich die Auflösung jener Bünd
niskonstellation des ,J)ritten Standes", die die liberale Bourgeoisie und die
plebejisch-proletarischen Massen zusammen gehalten hatte. Die fiühsozialis-
tischen Theorien und Praxis-Ansätze reflektierten diese Erosion (und schließ
lich Konfrontation). Inzwischen waren auch die Bedeutung der sozioökono-
mischen Revolution, die Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise
und die Herausbildung der ihr eigenen Klassenstruktur (ungleichzeitig, aber in
Anfangen auch in Frankreich und Deutschland), nicht länger zu übersehen. In
der „Parabel" von Saint-Simon (1819), in der der Fortschritt in der Wissen
schaft, den Künsten, in Handwerk und Gewerbe als Signum der Zeit - gegen
die Herrschaft der Aristokraten und höfischen Nichtsnutze - erkannt wird.

Lorenz von Stein (1815-1890), der die Jahre 1841/42 zum Studium in Paris verbrachte, ver-

fasste mehrere Schriften Ober die revolutionären Geheimgesellschaften in Frankreich: Sozia
lismus und Kommunismus des heutigen Frankreich, 1842; Die sozialistischen und kommunis
tischen Bewegungen seit der dritten ftanzösischen Revolution, 1848; Geschichte der sozialen
Bewegung in Frankreich von 1789 bis auf unsere Tage, 3 Bände; 1850.

Vgl. Hobsbawm, a.a.O., S. 323/4.
13

Heinrich Heine, Sämtliche Schriften, Bd. 5, München 1976, S. 39. Nicht wenige der jungen
68er Revolutionäre - die roten Dannies und Joschis - mögen sich in diesem Bilde wieder er
kennt haben. Sehr schnell verrieten sie freilich die Ideale ihrer Jugend und wurden - wie übri
gens nicht wenige der radikalen Vormärz-Literaten - anerkannte Stützen der herrschenden
Ordnung, die sie einst stürzen wollten.
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heißt es: „die heutige Gesellschaft hat die Welt wahrhaftig auf den Kopf ge
stellt". Der Begriff des „Proletariats" - zunächst noch unscharf - verbindet
sich immer mehr mit der Entwicklung einer industriellen Arbeiterklasse.

Natürlich bleibt hier nicht der Raum, die verschiedenen Entwicklungsrichtun
gen und Varianten fhihsozialistischen Denkens zwischen 1830 und 1848 zu
kommentieren. Das Programm zum Sturz der Fürstenherrschaft - Herstellung
der nationalen Einheit, freie Wahlen auf der Basis des allgemeinen Wahl
rechts, Presse- und Meinungsfreiheit - wurde von fi-ühsozialistischen Denkern
und Politikern um eigene Forderungen ergänzt: auf der einen Seite die Forde
rung nach Koalitionsfi'eiheit (z. B. zur Bildung von Gewerkschaften), ein Ver
einsrecht, das die Gründung von politischen Organisation legalisiert. In Groß
britannien hat die Bildung eines industriellen Proletariats einerseits Reform
bewegungen (wie die Gründung von Gewerkschaften und Genossenschaften)
hervorgebracht; andererseits vertraten die Initiatoren solcher Bewegungen -
wie z. B. Robert Owen - nicht nur karitative, sozial- und bildungspolitische
Ideen, sondern propagierten auch eine „neue Gesellschaft" auf der Basis der
Aufhebung des Privateigentums (bis hin zur Gründung kommunistischer Ge
meinden in den USA). In Frankreich wirkten verschiedene Tendenzen: Auf
der einen Seite Philosophen wie Saint-Simon und Fourier, später Proudhon,
die - im klassischen Sinne (im Anschluss an Thomas Morus) Utopien einer
befi-eiten und gerechten Gesellschaft auf der Basis des Gemeineigentums ent
warfen; der Saint-Simonismus propagierte die Idee des industriellen Produkti
vismus. Auf der anderen Seite gab es eine reformorientierte Strömung um

Louis Blanc, die sich für konkrete soziale Reformen und Arbeitsbeschaf
fungsmaßnahmen (Werkstätten 1848) für die Arbeiter einsetzte.

Und schließlich der radikale Flügel der Revolutionäre, für den der Name
Blanqui bzw. Blanquismus steht. Vor 1848 zumindest war diese Strömung
noch durch die Kritik der alten Feudalgesellschaft und des Ancien Regimes
geprägt - in den Statuten der Geheimgesellschaften ist immer vom „Volk" die
Rede, nicht vom industriellen Proletariat. Auch die ökonomische Analyse

bleibt (z. B. bei Blanqui) fixiert auf das Geld, den Zins und den Wucher, von
dem die Kapitalbildung, die Polarisierung zwischen arm und reich sowie die
Ausbeutung der Arbeiter abgeleitet wird. Die klassische Politische Ökonomie
seit Adam Smith, die die Frage nach den „Quellen des Reichtums" mit der
Frage nach der Spezifik der kapitalistischen Produktionsweise verband, also
nach den immanenten Strukturen und Entwicklungstendenzen kapitalistischer
Produktion und Akkumulation fiagte, wurde erst seit den späten 1840er Jah
ren - ansatzweise im „Manifest" von Marx und Engels, dann im „Kapital"
von Marx - ins Zentrum gerückt. Für die meisten Frühsozialisten galt die For
mel von Proudhon: „Eigentum ist Diebstahl!". Dazu kommt, dass für viele
Frühsozialisten der Bezug zum christlichen Glauben, zum Evangelium der
Freiheit und Gerechtigkeit bestimmend ist - wie es dann Wilhelm Weitling
formulierte in seinem „Evangelium des Armen Sünders" von 1843: „Kommet
alle, die ihr arbeitet, die mühselig und beladen, arm, verachtet, verspottet und
unterdrückt seid, wenn ihr Freiheit und Gerechtigkeit für alle Menschen
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wollt." Die ,Abschafiung des Eigentums, dieses für die Verwirklichung der
Gemeinschaft der Arbeiter und der Güter unentbehrliche Mittel", wird aus der

Lehre Jesu abgeleitet. Solche Bezüge wirken sogar noch in den Worten des
jungen Marx nach, der aus der Kritik der Religion den ,Jcategorischen Impera
tiv" ableitete, „alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein emied-

rigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist" (MEW
1: 385).

3.

Die abschließende Bewertung des „Landboten" im Kontext der Entwicklung
des Frühsozialismus vor 1848 beschränkt sich auf einige Thesen:

(1) In der Radikalität der Sozial- und Staatskritik fugt sich der ,d-andbote" ein
in eine lange zurückreichende Tradition von revolutionären Pamphleten, die
in den Bewegungen und Aufständen der Bauem, der städtischen Armen for

muliert worden waren: Beim Aufstand der Ciompi in Florenz im 14. Jahrhun
dert, in den Reden von Thomas Müntzer in den Bauernkriegen Anfang des 16.
Jahrhunderts, in der Staatskritik von Thomas Morus am Ende der „Utopia"
(1513)*^, in den Reden und Pamphleten von Gerrard Winstanley für die Le
vellers und Diggers in der englischen Revolution des 17. Jahrhunderts und
dann natürlich in den Manifesten von Marat, der Enrages um Jacques Roux,
der Hebertisten und von Babeuf in der Französischen Revolution am Ende des

18. Jahrhunderts.

(2) Der „Landbote" kritisiert die herrschenden sozialen und politischen Verhält
nisse, aber in der Analyse dieser Verhältnisse bleibt er an der Oberfläche. Die
Belastung des Volkes durch die Steuem trifft gewiss zu, aber sie erklärt nicht
die Produktionsverhältnisse und die Bedingungen der Reichtumsproduktion, die
ja für die Frühsozialisten die Eigentumsfrage (auch die Enteignung des Groß
grundbesitzes) beinhalteten - die Eigentumsfrage wird im ,J^andboten" selbst
nicht gestellt. Er bleibt also sehr stark den hessischen Verhältnissen der Zeit
verbunden, die hinter der „Entwicklung der modemen Verhältnisse" weit zu
rück lagen.

(3) Die Sozialkritik - und die daraus abgeleitete Kritik des Staates als Instru
ment der Ausbeutung der Mehrheit der Bevölkerung im Interesse einer kleinen
Oberschicht - verleiht dem „Landboten" seine Radikalität und ordnet ihn in

14
Thomas Morus rief zwar nicht zur Revolution auf, aber seine Staatskritik am Ende der Utopia
ist von außergewöhnlicher Radikalität: „Wenn ich daher alle unsere Staaten, die heute irgend

wo in BlOte stehen, im Geiste betrachte und darüber nachsinne, so stoße ich auf nichts anderes,

so wahr mir Gott helfe, als auf eine Art Verschwörung der Reichen, die den Namen und
Rechtstitel des Staates missbrauchen, um für ihren eigenen Vorteil zu sorgen. Sie sinnen und
hecken sich alle möglichen Methoden und Kunstgriffe aus, zunächst um ihren Besitz, den sie
mit verwerflichen Mitteln zusammengerafft haben, ohne Verlustgefahr festzuhalten, sodann
um die Mühe und Arbeit der Armen so billig als möglich sich zu erkaufen und zu mißbrau
chen." (Thomas Morus, Utopia, Stuttgart 2003, S. 144). Karl Kautsky oder Max Beer haben
diese Vorläufer des Sozialismus bis in die Antike zurückverfolgt.
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die Tradition des Frühsozialismus ein, die freilich viele Vorläufer hat (siehe
These 1). Die zentralen politischen Forderungen - „Volkssouveränität", Frei
heit, Einheit der deutschen Nation - sind nicht spezifisch Mhsozialistisch; sie
gehören zum ftogramm der radikalen Demokratiebewegung vor 1848.

4.

Zum Schluss ein Hinweis auf die Aktualität des „Landboten": Wir leben in

einer Zeit, in der an verschiedenen Orten dieser Welt Menschen auf die Straße
gehen und dabei Losungen folgen, die gelegentlich an die Pamphlete und Lo
sungen des Vor-März erinnern. Der französische Ex-Diplomat Stephane Hes
sel hat z. B. im Jahre 2010 mit seinem Manifest ,3nipört Euch!" die Jugend
zum Widerstand gegen Finanzmarktkapitalismus, Sozialabbau und soziale
Unsicherheit aufgerufen und dabei an Traditionen der Resistance gegen dai
Faschismus erinnert! Schon im Jahre 2011 bezogen sich viele junge Men
schen, die - nicht nur in Spanien als ,dndignados" - auf die Straße gingen, auf
dieses Manifest. Der amerikanische Nobelpreisträger für Ökonomie, Joseph
Stiglitz, hat in seinem jüngsten Buch „Der Preis der Ungleichheit" (2012) so
gar direkte Bezüge hergestellt. Er schreibt im Vorwort: „Es gibt Momente in
der Geschichte, in denen sich anscheinend überall auf der Welt Menschen er

heben, um zu sagen, dass etwas nicht in Ordnung ist, und um Veränderungen
zu fordern." Dann nennt er die Jahre 1848 und 1968 - und vermutet, das Jahr

2011 könnte sich als ein ,J)atum von ähnlicher Tragweite" erweisen. Der Ruf
„Friede den Hütten - Krieg den Palästen!" (einschließlich der Bankpaläste) ist
also höchst aktuell! Diese These mag - zumal aus deutscher Sicht - überzogen
scheinen. Dennoch lohnt es sich, gerade im Kontext der Beschäftigimg mit
dem Vor-März und dem „Landboten", etwas genauer darüber nachzudenken!

express ZEITUNG FÜR SOZIALISTISCHE
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Walter Schmidt

18. März und 18. Mai 1848 im geschichtspolitischen
Widerstreit

Der Kampf um den 18. März 1848

Vor dreieinhalb Jahraehnten formierte sich im Herbst 1978 in Westberlin eine

„Aktion", die sich „18. März" nannte. Sie trat am 2. Januar 1979 mit einem Auf

ruf an die Öffentlichkeit, die Berliner Märzrevolution von 1848 als gemeinsamen
Nationalfeiertag der beiden deutschen Staaten, von Deutscher Demokratischer
Republik und Bundesrepublik Deutschland, zu proklamieren.^ Unter den 269 Per
sönlichkeiten, die den Aufruf unterschrieben hatten, waren Politiker wie der
Westberliner Regierende Bürgermeister Heinrich Albertz, die Schriftstellerin In
geborg Drewitz und der Schriftsteller Martin Walser, der Historiker Peter Brandt,
der konservative Publizist Wolfgang Venohr und last not least der durch die
1968er Bewegung politisierte aus einer Hamburger Bürstenmacherfemilie stam
mende Diplomkaufoann Volker Schröder, ein Gründungsmitglied und zeitweili
ger Schatzmeister da* Altanativen Liste Berlin. Inzwischen mit dem Bundesver
dienstkreuz ausgezeichnet, stdit ec bis heute als Motor an der Spitze dieser Bewe
gung. Erwartungsgemäß ließen sich weder Berlin/DDR noch Bonn/BRD damals
darauf ein. Bonn wollte den 17. Juni, das Datum der Aufrtandsbewegungen von
1953 in der DDR, als Feiertag behalten, und Berlin seinen 7. Oktober, den Grün
dungstag der DDR von 1949, auf keinen Fall aufgeben. Und auch heute besteht
sicher kaum eine Chance, dass die Regierung des nun staatlich wieder einheitli
chen Deutschland das sogenannte Einigungsdatum, den 3. Oktober von 1990, zu
gunsten des Gedenkens an die Berliner Märzrevolution des Jahres 1848 aufgeben
würde. Die , Aktion 18. März" ließ sich indes von Anfeng an nicht beirren, hielt
an ihrer Forderung fest und feierte Jahr für Jahr, auch durdi von den DDR-
Behörden beargwöhnte Kranzniederlegungen auf dem Märzfriedhof im Berlins
Friedrichshain, dieses Datum als nationalen Gedenktag der I>eutschen. Sie nahm
damit einen Kampf auf, der seit der Revolution von 1848 immer wieder um die
Anerkennung dieses deutschen Achtundvierziger Gedenktags ausgetragen wurde.
An ihn zu erinnem ist nicht ohne aktuellen Bezug.

Die Mainzer Republik

Der historische Platz des 18. März von 1848 in der deutschen Geschichte steht

außer Frage. Vergessen war in der deutschen Öffentlichkeit allerdings fast
vollständig, dass es bereits fünfeinhalb Jahrzehnte vor diesem Märztag des

Zur Geschichte der „Aktion 18. März" siehe Christoph Hamann: Demokratische Tradition und

revolutionärer Geist. Erinnem an 1848. 30 Jahre „Aktion 18. März", in: Jahrbuch für For

schungen zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 2009, H. II, S. 87-108. Siehe auch ders.:

Trotz alledem - die Aktion 18. März, in: Christoph Hamann / Volker Schröder (Hg.): Demo
kratische Tradition und revolutionärer Geist, Freiburg 2010, S. 40-60.
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Jahres 1848 einen sehr frühen, aber gleichermaßen erinnerungswürdigen deut
schen 18. März gibt, den Gründungstag der Mainzer Republik von 1793. Die
Stadt Mainz selbst und das Land Rheinland-Pfalz hatten natürlich zu Jahresta

gen, namentlich zum Bicentenaire 1993, wenn anfangs wegen des Einflusses,
der von französischen Truppen auf das Geschehen ausging, und wegen der re
volutionär-demokratischen, echt-jakobinischen Entschiedenheit ihrer Protago
nisten auch recht kritisch, an die erste deutsche Republik erinnert.^ 2009 un
ternahm „Die Zeit" in einem die „geschichtsvergessene Demokratie" in
Deutschland scharf kritisierenden Artikel mit der Überschrift „220 Jahre Bun
desrepublik" als erste unter den Printmedien bundesweit einen gedanklichen
Rückgriff auf die demokratische Tradition der Mainzer Republik.^ Der Bundes
tagspräsidenten Prof. Dr. Norbert Lammert machte dann in einer Rede im Bun
destag am 4. März 2012 auf das geschichtsschwere Traditionsdatum deutscher
Vergangenheit in der breiten Öffentlichkeit aufmerksam. Er sagte: „Dieser Tag,
der 18. März, gehört zu den Daten, an denen - ähnlich wie am 9. November -
immer wieder deutsche Geschichte geschrieben wurde. Dieser Tag steht wie nur
wenige andere in einer bemerkenswerten Traditionslinie der deutschen Ge
schichte. Am 18. März 1793 wurde die ,Mainzer Republik' proklamiert; sie war
unter dem Eindruck und unter dem Einfluss der französischen Revolution der

erste radikaldemokratische Versuch deutscher Jakobiner, eine Republik zu be
gründen."^ In Lammerts Beisein wurde im Jahr darauf schließlich zu Ehren die
ses ersten Demokratieversuchs in Deutschland zu dessen 220. Jahrestag am 18.
März 2013 der zentrale Deutschhausplatz, wo die Mainzer Republik ausgerufen
worden war, in, J*latz der Mainzer Republik" umbenannt.®

Unter dem Schutz französischer Revolutionstruppen unter General Adam-
Philippe Custine, die in erfolgreicher Abwehr der Intervention einer Feudalkoali
tion von Österreich und Preußen gegen die französische Revolution in die Pfalz
und ins Rheinland vorgestoßen waren, hatten rheinische Jakobiner, entschiedene
Demokraten, unter ihnen der Mainzer Professor für Naturrecht Andreas Joseph
Christian Hofinann und der dortige Universitätsbibliothekar und bedeutende Ge
lehrte und Schriftsteller Johann Georg Adam Forster 1792 einen Mainzer Jakobi
nerklub gegründet Nadi freien Wahlen zu einem Rheinisch-deutschen National
konvent wagten sie, im von den Feudalgewalten befreiten Mainz die erste deut
sche Republik aus der Taufe zu heben. Durch ,J)ekret des zu Mainz versammel-

Bundesarchiv und Stadt Mainz: Deutsche Jakobiner - Mainzer Republik und Cisrhenanen

1792-1798. Handbuch, Mainz 1981; Die Mainzer Republik. Der Rheinisch-Deutsche Natio
nalkonvent. Hg. Vom Landtag Rheinland-Pfalz, Mainz 1993.

Benedikt Erenz: 220 Jahre Bundesrepublik. Die Geschichte unserer Demokratie begann lange

vor 1949 - es ist eine eindrucksvolle, bewegende Geschichte, in: Die Zeit, 20.5.2009, S. 88.

Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 4.3.2012; auch: Aufhif, hg. von der „Aktion 18.
März", 16. Jg., März 2013, S. 3.

mwkl.rlp.de: Platz der Mainzer Republik heute eingeweiht; Ludger Fittkau: Lammert will
doch keinen März-Gedenktag. 220. Jahrestag der ersten deutschen Republik in Mainz:
Deutschlandradio Kultur, Aktuell vom 18.03.2013.
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ten Rheinisch-deutschen Nationalkonvents vom 18. März 1793" wurden ,4n dem

Striche Landes von Landau bis Bingen alle bisherigen angemaßten willkürlichen
Gewalten abgeschafft." Der erste Dekretartikel bestimmte: ,JDer ganze Strich
Landes von Landau bis Bingen, welcher Deputierte zu diesem Kongress schickt,
soll von jetzt an einen freien, unabhängigen, und unzertramlichen Staat ausma
chen, der gemeinschaftlichen, auf Freiheit und Gleichheit gegründeten Gesetzen
gehorcht. Sicher: Die Mainzer Republik umfässte nur einen Zipfel Deutsch
lands; sie konnte sich auch nur einige Monate, von März bis Juli 1793, und zuletzt
nur durch Anschluss ans revolutionäre Frankreich halten; sie ging nach dem
Rückzug der französischen Truppen und der Wiedereroberung von Mainz durch
eine preußische Belagerungsarmee wieder unter. Doch sie begründete den Re
publikanismus in der deutschen Geschichte.

Es verdient in diesem Zusammenhang daran erinnert zu werden, dass neben
wichtigen bundesdeutschen Studien zu diesem Ereignis - vor allem des Mainzer
Historikers Franz Dumont^, aber auch des deutsch-israelischen Jakobinismus-
forschers Walter Grab - sich namentlich die DDR-Geschichtswissenschaft seit

den 1950er Jahren des Mainzer Themas annahm. Sie leistete mit zahlreichen

umfangreichen Forschungsarbeiten einen entscheidenden Beitrag, um diesen
ersten Versuch zur Gründung einer demokratischen Republik auf deutschem
Boden der Vergessenheit zu entreißen.' Vor allem Heinrich Scheel, ein
Mann des antifaschistischen Widerstands der „Roten Kapelle" imd späterer
Vizepräsident der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin, schuf
mit seiner dreibändigen Dokumentation und Darstellung das wissenschaftli
che Standardwerk über die Mainzer Republik.'® Ebenfalls in der Mitte der

Heinrich Scheel: Die Mainzer Republik II. Protokolle des Rheinisch-deutschen Nationalkon
vents mit Quellen zu seiner Vorgeschichte, Berlin 1981, S. 434.

7

Siehe neben mehreren Spezialstudien vor allem Franz Dumont: Die Mainzer Republik von
1792/93, in: Deutsche Jakobiner. Mainzer Republik und die Cisrhenanen 1792-1798. Ausstel
lung des Bundesarchivs und der Stadt Mainz im Foyer des Mainzer Rathauses. Bd. 1: Hand
buch: Beiträge zur demokratischen Tradition in Deutschland, Mainz 1981, S. 25-36 und 253-
257 und ders.: Die Mainzer Republik von 1792/93. Studien zur Revolutionierung in Rheinhes
sen und der Pfalz, Alzey 1982, 2. Aufl. 1993; ders.: Die Mainzer Republik. Französischer Re
volutionsexport und deutscher Demokratieversuch. Bearbeitet von Stefan Dumont und Ferdi
nand Scherf, Mainz 2013. Siehe auch die Dissertation von Klaus Tervooren: Die Mainzer Re
publik 1792/93, Frankfurt am Main 1982.

Walter Grab: Eroberung oder Befreiung? Deutsche Jakobiner und die Franzosenherrschaft im
Rheinland 1792-1799, in: Schriften aus dem Karl-Marx-Haus, Nr. 4, Trier 1971.

9

Siehe vor allem Hedwig Voigt: Die deutsche jakobinische Literatur und Publizistik 1789-
1800, Berlin 1955; Wolfgang Rödel: Forster und Lichtenberg, ein Beitrag zum Problem deut
sche Intelligenz und französische Revolution, Berlin i960; Claus Träger: Aufklärung und Ja
kobinismus in Mainz 1792/93, in: Weimarer Beiträge, 1963, S. 684-704; Mainz zwischen Rot

und Schwarz, die Mainzer Revolution 1792-1793 in Schriften, Reden und Briefen, hrsg. Von
Claus Träger, Berlin 1963; Gerhard Steiner: Freimaurer und Rosenkreuzer. Georg Forsters
Weg durch die Geheimbände, Berlin 1987. Von den Schriftstellern nahm sich vor allem Erik
Neutsch des Themas an: Erik Neutsch: Forster in Paris, Erzählung, Leipzig 1981.

Heinrich Scheel: Die Mainzer Republik I: Protokolle des Jakobinerklubs, Berlin 1975; ders.:

Die Mainzer Republik II. Protokolle des Rheinisch-deutschen Nationalkonvents mit Quellen
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1950er Jahre griffen auch Schriftsteller in der DDR das Mainzer Thema
auf."

Der 18. März 1848 in Berlin
12

Am 18. März 1848 war diese mehr als ein halbes Jahrhundert zurückliegende
Tradition des Märztages, von der liberalen Historiografie zumeist gemieden,
wenn nicht sogar scharf kritisiert, längst verschüttet und am allerwenigsten
denen bewusst, die sich in Berlin dem preußischen Militär entgegen stellten
und es schließlich zum Rückzug zwangen. Die siegreichen Berliner Barrika
denkämpfe vom 18./19. März 1848 gelten zu Recht als der eigentliche Höhe
punkt der deutschen Märzrevolution und bildeten deren Abschluss. Sie waren
die erste von den eigenen Untertanen beigebrachte Niederlage der preußischen
Hohenzollem. Zum ersten Mal wurde ein preußischer König gezwungen, sich
vor den Gefallenen der Revolution barhäuptig zu verneigen, als diese wenige
Tage danach am Schloss vorbeigetragen wurden. Es war ohne Frage die größ
te Demütigung, die ein Hohenzoller durch seine Untertanen hinnehmen muss-
te. Der Revolutionsdichter Ferdinand Freiligrath hat diese Szene in seinem
Gedicht „Die Toten an die Lebenden" poetisch eindrucksvoll gestaltet:

„So war's! Die Kugel in der Brust, die Stime breit gespalten,
so habt ihr uns auf schwankem Brett auf zum Altan gehalten!
„Herunter!" - und er kam gewankt - gewankt an unser Bette;
„Hut ab!" - er zog - er neigte sich (so sank zur Marionette,

der einst ein Komödiante war!) bleich stand er und beklommen!
Das Heer indes verließ die Stadt, die sterbend wir genommen!"

Aber es ging an diesem 18. März um weit mehr. Die deutsche Revolution hat
te zwar schon Ende Februar 1848 eingesetzt, als - unter dem Eindruck der
Nachrichten über die erfolgreiche Pariser Februarrevolution, die eine soziale
Republik erkämpft hatte - in den Südwest- und westdeutschen Klein- und Mit
telstaaten Volksbewegungen sich ausbreiteten und die Einsetzung liberaler
Regierungen sowie die Einfuhrung bürgerlicher Rechte und Freiheiten
erzwangen. Auch waren schon seit Anfang März Bemühungen liberaler und

zu seiner Vorgeschichte, Berlin 1981; ders.: Die Mainzer Republik III. Die erste bürgerlich-
demokratische Republik auf deutschem Boden, Berlin 1989. Siehe auch ders.: Süddeutsche
Jakobiner. Klassenkämpfe und republikanische Bestrebungen im deutsche Süden Ende des 18.
Jahrhunderts, Berlin 1971.

" 1954 erschien Hans Jürgen Geerdts Roman „Rheinische Ouvertüre", der bis 1978 fünf Aufla
gen erlebte. 1956 brachte Friedrich Döppe den Roman „Forster in Main/' heraus, der i960 unter
dem Titel „Die Jakobiner von Main/' wieder aufgelegt wurde und 1982 als „Forster in Main/'
erneut erschien. 1981 befasste sich Erik Neutsch mit seiner Erzählung „Forster in Paris" mit dem
Lebensschicksal des berühmtesten Mainzer Jakobiners. So &nd die Mainzer Republik über die
schöngeistige Literatur frühzeitig auch Eingang in die Geschichtskultur der DDR.

"zum Berliner 18. März siehe die jüngste Studie Rüdiger Hachtmanns, von dem die umfes-
sendste Untersuchung über „Berlin 1848. Eine Politik- und Gesellschaflsgeschichte der Revo
lution" (Bonn 1997) stammt: ... revolutionär durchlüftet: Berlin im Jahre 1848, in: Ha

mann/Schröder: Demokratische Tradition, S. 13-31.
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demokratischer Kräfte im Gange, um die Bildung einer gewählten gesamt
deutschen National Vertretung in die Wege zu leiten. Am 3. März hatte die re
volutionäre Welle dann auch auf Preußen übergegriffen, als eine von Klein
bürgern und Arbeitem getragene Massendemonstration in der rheinischen
Metropole Köln mit demokratischen und sozialen Fordemngen hervortrat.
Noch aber war die Macht der Reaktion in Österreich und Preußen, den beiden
rivalisierenden deutschen Großmächten, ungebrochen. Erst der Sturz Metter
nichs durch die Wiener Revolution am 13. März und schließlich der Sieg des
revolutionär-aktiven Volkes in der preußischen Hauptstadt brachten die Wen
de für Deutschland. Der Wiener 13. März und der Berliner 18. März beseitig
ten erst die Allmacht der adlig-monarchischen Reaktion in ganz Deutschland,
und so eröfiheten sich reale Chancen für eine Demokratisierung und national
staatliche Einigung des staatlich zersplitterten Landes. Sie machten erst frei
für freie demokratische Wahlen, die nur Männerwahlen waren, und die Kon

stituierung modemer Parlamente in Deutschland, für eine verfassunggebende
Versammlung in Preußen und das deutsche Nationalparlament in Frankfurt
am Main. Ohne den 18. März kein 18. Mai, kein Eröffiiungstag der Frankfur
ter Nationalversammlung! Ohne die revolutionären Aktionen der „Straße"
keine parlamentarische Demokratie.

Die Auseinandersetzungen um das Revolutionsdatum

Der 18. März war indes von Anfang an umstritten und für manche gleichsam
ein ungeliebtes Thema. Bereits in der Revolution stellten Konservative und

Liberale diesen Tag als Beginn einer neuen Epoche der deutschen Geschichte
offen infrage. Das preußische Parlament, das am 22. Mai seine Sitzungen er-
öfßiete, lehnte bereits am 9. Juni 1848 mit einer zwar knappen Mehrheit den
vom Berliner Demokraten Julius Berends eingebrachten Antrag ab, die Ver
dienste der Barrikadenkämpfer anzuerkennen.^^ Es distanzierte sich damit
von der Revolution und beschränkte sich fortan darauf, eine Verfassung nur
mit den alten Gewalten, der Monarchie und der Adelsherrschaft, vereinbaren

zu wollen. Revolutionäre Demokraten nannten das Berliner Parlament, das als
wirkliche Konstituante aus eigener Machtvollkommenheit eine Verfassung
ausarbeiten und beschließen sollte, daraufhin nur noch Vereinbarerversamm

lung. Deren Vertreibung aus Berlin nach Brandenburg und schließliche Auf
lösung durch die Konterrevolution am 5. Dezember 1848 war das Resultat ih
rer Inkonsequenz und ihres schwächlichen Versöhnlertums.

Ob überhaupt und wie an die Revolution und namentlich an den Berliner 18.
März erinnert werden sollte, das blieb auch nach 1848/49 Gegenstand harter

Kurt Wemicke: Julius Berends (1817-1876). Ein Berliner Linker von 1848, in: Helmut Blei

ber/Walter Schmidt/Susanne Schötz (Hg.): Akteure eines Umbruchs. Männer und Frauen der
Revolution von 1848/49 (Bd. 1), Berlin 2003, S. 83-87; Jürgen Hoimann: Das Ministerium

Camphausen-Hansemann. Zur Politik der preußischen Bourgeoisie in der Revolution 1848/49,
Berlin 1981, S. 146-150.
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geistiger und politischer Auseinandersetzungen.*'^ Die Konservativen aller
Couleur verdammten die Revolution generell und vor allem den 18. März als

angebliche Aktion des „Gesindels** der Straße und suchten das Geschehen
dieses Tages durch Verschweigen aus dem Gedächtnis des Volkes zu verban
nen. Im Urteil von Marx war das Resultat dieser Politik, dass „es der Reaktion

in Deutschland auch gelungen ist, die Erinnerung an 1848/49 gänzlich zu til
gen.***^ Die Liberalen blieben bei ihrer strikten Ablehnung revolutionärer Ak
tionen des Volkes, rechtfertigten weiter ihre Vereinbarungspolitik und hoben
daher allein die Nationalversammlung auf den Schild. Doch gingen sie zu
nehmend dazu über, im Geiste sogenannter ,Jlealpolitik** im Ringen um einen
deutschen Einheitsstaat nicht mehr in erster Linie auf ein Nationalparlament,
sondem ganz auf die preußische Militärmacht zu bauen.

Allein radikale Demokraten und namentlich die deutsche Arbeiterbewegung ha
ben in den folgenden Jahrzehnten am Gedenken an diesen Tag des offenen re
volutionären Widerstands festgehalten. Vor allem die revolutionären Sozialde
mokraten bekannten sich gerade zum Erbe des 18. März. Sie feierten diesen Tag
im letzten Ehittel des 19. Jahriiunderts in Berlin Jahr für Jahr gegen alle reaktio
nären Behinderungen mit einem Marsch zu den Gräbem der Barrikadenkämpfer
auf dem Märzfriedhof im Friedrichshain. Arbeiter und Demokraten setzten den

18. März von 1848 gegen den Sedantag, den 2. September, mit dem die preu
ßisch-deutschen Machthaber den Sieg über Frankreich von 1870 und die Grün
dung des Deutschen Reiches von 1871 feierten. Während Konservative und Li
berale die von Bismarck mit Eisen und Blut vollzogene Reichsgründung zum
Höhepunkt des Jahrhunderts hochstilisierten, verlanden die Sozialdemokraten
mit ihrer Feier des 18. März nun in internationaler Solidarität zugleich die Erin
nerung an die Ausrufimg der Pariser Kommune am 18. Mäiz 1871, zu der sie
sich vorbehaltlos bekannten.*^ Anlässlich des 25. Jahrestags der Märzrevolution

14
Franzjörg Baumgart; Die verdrängte Revolution. Darstellung und Bewertung der Revolution
von 1848 in der deutschen Geschichtsschreibung vor dem Ersten Weltkrieg, Düsseldorf 1976;
Beatrix Bouvier: Die Märzfeiem der sozialdemokratischen Arbeiter: Gedenktage des Proleta
riats - Gedenktage der Revolution. Zur Geschichte des 18. März, in: Dieter Düding, Peter
Friedemann, Paul Münch (Hg.): öffentliche Festkultur in Deutschland von der Aufklärung bis
zum Ersten Weltkrieg, Reinbeck 1988, S. 334-351; dies.: Zur Tradition von 1848 im Sozialis
mus, in: Dieter Dowe, Heinz-Gerhard Haupt, Dieter Langewiesche (Hg.): Europa 1848. Revo
lution und Reform, Bonn 1998, S. 1169-1200; Walter Schmidt: Die Revolution von 1848/49 in

der Traditionspflege der revolutionären deutschen Arbeiterbewegung, in: 125 Jahre Kommu
nistisches Manifest und bürgerlich-demokratische Revolution 1848/49, Berlin 1975, S. 67-89;
ders.: Die Revolutionsrezeption in den Jubiläumsjahrestagen 1873 - 1898 - 1923, in: Helmut
Bleiber, Rolf Dlubek und Walter Schmidt (Hg.): Demokratie und Arbeiterbewegung in der
deutschen Revolution von 1848/49: Beiträge des Kolloquiums zum 150. Jahrestag der deut
schen Revolution von 1848/49, Berlin 2000, S. 243-278

Karl Marx an Ludwig Kugelmann, 3.3.1869, in: MEW, Bd. 32, S. 596.

Wolfgang Schröder: Die Pariser Kommune von 1871 und die Traditionen von 1848/49 in der
deutschen Arbeiterbewegung, in: 125 Jahre Kommunistisches Manifest und bürgerlich
demokratische Revolution 1848/49, Berlin 1975, S. 205-213; Walter Schmidt: Wilhelm Lieb
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Demokrat und Sozialist (1826-1900). Wissenschaftliche Konferenz anlässlich seines hunderts-



Schmidt: Der Kampf um den 18. März 1848 145

veröffentlichte die Zeitung der Sozialdemokratie „Volksstaat" am 22. März
1873 Georg Herweghs, des Verfiissers der Arbeitermarseillaise, berühmtes Ge
dicht ,Achtzehnter März", in dessen letztem Vers es trotzig-optimistisch heißt:
,J^och sind nicht alle Märzen vorbei, Achtzehnhundert siebzig und drei." So
entstand in Deutschland gegen das staatsoffizielle Geschichtsverständnis eine
vor allem in der Arbeiterbewegung verwurzelte demokratische deutsche Ge
schichtskultur, die national und intemational verankert war.

Zum 50. Jahrestag sprach August Bebel am 18. März 1898 in dieser Frage im
Reichstag, gewandt gegen Reaktionäre wie Liberale, Klartext: ,4)as 'Gesin
del' soll Ihnen noch eingetränkt werden, das werden wir Ihnen nicht verges
sen ... Die Männer haben im Jahre 1848 getan, was Sie 1870 getan zu haben
vorgeben und sich dessen heute rühmen. Wäre 1848 geworden, was die dama
ligen Kämpfer des Volkes aus ihm machen wollten, dann war 1870 unnötig,
dann wäre das deutsche Reich in ganz anderer Macht und Herrlichkeit als
heute schon damals gegründet worden.*'^'^ Und die liberale Verklärung des
Frankfurter Nationalparlaments konterte Bebel mit dem unwiderlegbaren Ar
gument, dass die erste gesamtdeutsche Konstituante ,///e Frucht dieses bösen
Jahres, wie es die Herren da drüben bezeichnen, der Revolution von 1848
war/*."

18. März oder 18. Mai im 20. Jahrhundert

Im 20. Jahrhundert wurde zwar die jahrzehntelange Verleugnung der Revolu
tion in der Geschichtsschreibung schrittweise überwunden, und nach der No
vemberevolution von 1919 nahm sich auch die offizielle Geschichtskultur der

Weimarer Republik erstmals dieses Großereignisses an.^® Doch der 18. März
blieb davon weitgehend ausgenommen und - wie vordem schon - Sache der re
volutionären Elemente in der deutschen Gesellschaft. Als allein traditionswür

diges Erbe von 1848 galt jetzt offiziell und ganz in bürgerlich-liberaler Manier
der 18. Mai, die Frankfurter Nationalversammlung. Die erste große Revoluti
onsfeier fand 1923 zum 75. Jahrestag nicht am 18. März in Berlin, sondem am
18. Mai in Frankfurt statt^' Im Verständnis der dominierenden deutschen Ge
schichtsschreibung — Veit Valentins fundamentale „Geschichte der Deutschen
Revolution von 1848-1849"^® ausgenommen - standen sich die beiden Ereig-

ten Todestages (Pankower Vorträge Nr. 31), Berlin 2001, S. 5-15.
17

Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages, IX. Legislaturperiode, V.
Session, 1897/98, S. 1600.

18
Walter Schmidt: Der 75. Jahrestag von 1923: Die Revolution von 1848 in nachrevolutionärer
Situation, in: Ders. (Hg.): Bürgerliche Revolution und revolutionäre Linke. Beiträge eines wis
senschaftlichen Kolloquiums anlässlich des 70. Geburtstags von Helmut Bock, Berlin 2000,
S. 189-206.

19
Dieter Rebentisch: Friedrich Ebert und die Paulskirche. Die Weimarer Demokratie und die 75-
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1930; Zweiter Band, Berlin 1931.
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nisse in scheinbar unüberbrückbarem Gegensatz geradezu feindlich gegenüber.

Das blieb auch nach 1945 so. In der Zeit der deutschen Zweistaatlichkeit be

rief sich die Alt-Bundesrepublik, wenn es um 1848 ging, nach wie vor auf das
Nationalparlament und das parlamentarische Erbe. Die DDR hingegen ent
schied sich in der Tradition der alten Sozialdemokratie für den 18. März, die
revolutionäre Aktion und den Arbeiteranteil daran favorisierend, ja zunächst
sicher auch überhöhend. Ihre Gedenkkultur, aber auch deren Geschichtswis

senschaft hatten zumindest anfangs wenig mit der Nationalversammlung im
Sinn^\ würdigte das Parlament späten freilich keineswegs unkritisch, in For
schungsbeiträgen und Darstellungen.^

Der historische Platz der Frankfurter Nationalversammlung

Selbstverständlich ist die große Bedeutung der ersten frei gewählten gesamt
deutschen Konstituante trotz ihrer Vereinbarungen mit den alten Mächten
nicht emsthafl zu bestreiten. Ihr gebührt ohne Frage ein vorderer Platz in der
deutschen Erinnerungskultur zu 1848/49. Sie verkörperte als ein Ergebnis er
oberter Volkssouveränität nachhaltig das Streben der Nation nach demokrati
schem Zusammenschluss. Ihr oblag es als Hauptfaktor der deutschen „institu
tionellen Revolution", die durch die revolutionären Volksbewegungen in allen
deutschen Regionen erkämpften Rechte und Freiheiten gesetzlich zu veran-
kem, die Revolutionsresultate gleichsam zu „verrechtlichen" und deren Be
stand auch zu gewährleisten. Die Frankfurter Paulskirche brachte immerhin
die Ende März 1849 beschlossene Reichsverfassung zustande, deren Verwirk
lichung Deutschland in eine bürgerlich-demokratische Gesellschaft gefuhrt
hätte. Auch wenn dies von der obsiegenden adlig-monarchischen Konterrevo
lution verhindert wurde, so haben Prinzipien dieser Verfassung, wie etwa die
Grundrechte, in den deutschen Verfassungen des 20. Jahrhunderts, der von
Weimar, dem Grundgesetz der Bundesrepublik, aber auch der DDR-
Verfassung von 1949^ , fortgewirkt. Mit ihren Verhandlungen begründete das
deutsche Nationalparlament von 1848/49 die Tradition des modernen Parla
mentarismus in Deutschland. Doch darf darüber nicht verschwiegen werden,
dass es ohne den Berliner März keinen Frankfurter Mai gegel:>en hätte.

21
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Unvergessen bleiben muss aber auch, dass diese Reichsverfassung nicht
kampflos aufgegeben wurde, sondern das revolutionär aktive Volk sich ihrer
annahm. Bei dem Versuch, die parlamentarisch sanktionierte Verfassung ei
nes demokratisch geeinten Deutschland in allen Landesteilen auch durchzu
setzen, entbrannte im Frühsommer 1849 in Breslau, in Dresden, im Rheinland
und vor allem im deutschen Südwesten ein erbitterter Kampf revolutionär
demokratischer Kräfte gegen die preußisch-deutsche Konterrevolution, ein
bewaffiieter Kampf, dem die Verfassung ihren Namen gab. In der sogenann
ten Reichsverfassungskampagne verfugten die Demokraten in Baden und in
der Pfalz über Macht und Militär und die bewaffiieten Auseinandersetzungen

standen an Härte und revolutionärer Entschiedenheit den Barrikadenkämpfen
des Berliner März in nichts nach, sondern übertrafen sie eher noch. Ein demo
kratisches Geschichtsverständnis sollte daher den 18. März und den 18. Mai

1848 nicht schroff gegeneinander stellen, sondern deren reale historische Be
ziehungen stets im Blick behalten, sie beide als gleichberechtigt denkwürdig
akzeptieren. Dabei ist zugleich den Endkämpfen um die Verfassung im deut
schen Südwesten, die erst mit der Kapitulation der Festung Rastatt am 23. Juli
1849 eine endgültige Niederlage erlitten und das Ende der deutschen Revolu
tion bedeuteten, der ihnen zustehende Platz einzuräumen.

Doch besteht im 1990 staatlich wieder vereinigten Deutschland die Dichoto-
mie von Märzrevolution und Nationalversammlung leider noch weiter. 1998,
als die Revolution 150 Jahre zurücklag, fand das offizielle Revolutionsgeden
ken nicht im inzwischen in Berlin ansässigen Bundestag, sondern ausdrück
lich in der Frankfurter Paulskirche statt. Das geschah nicht am 18. März, son
dern wiederum erst am 18. Mai. Die Paulskirche dominierte also immer noch

den Friedrichshain. Der 18. März hat es - ungeachtet deutlicher Aufwertun
gen, die die revolutionären Aktivitäten der demokratischen Massen vor allem
in den südwestdeutschen Regionen im Zusammenhang mit dem 150. Jah
restag 1998 erfuhren, - immer noch sehr schwer, als entscheidender Aus
gangspunkt der deutschen Ereignisse von 1848 anerkannt zu werden. Offiziell
blieb man der revolutionären Gewalt des eigenen Volkes abhold. Warum nur
fällt es den Offiziellen in Deutschland leicht, revolutionär-demokratische
Massenaktionen anderswo, etwa in Nordafrika, zu billigen und sogar zu be
grüßen, wenn dies in ein außenpolitisches Konzept zu passen scheint, wäh
rend diese in der längst vergangenen eigenen Geschichte als Triebkräfte des
gesellschaftlichen Fortschritts nicht wirklich akzeptiert werden?

Für den Friedrichshain als nationalen Gedenkort und den

18. März als nationalen Gedenktag

Diese Vernachlässigung der Revolutionskämpfe des Berliner März zu über
winden und ihnen den Platz zuzuweisen, die ihnen im Geschichtsverständnis

unseres Landes gebührt, hat sich die ,yAktion 18. März" unter deren Mitgrün-



148 Z - Nr. 95 September 2013

der und führendem Kopf Volker Schröder zur Aufgabe gemacht^'* Und sie
hat inzwischen einiges in Bewegung gebracht Ihr ging und geht es darum,
neben den bereits akzeptierten anderen beiden Achtundvierziger Traditions
zentren, der Frankfurter Pauiskirche und der Festung Rastatt, der letzten revo
lutionären Bastion von 1848/49, um deren Würdigung sich erst und vor allem
der Bundespräsident Gustav Heinemann in seiner Amtszeit von 1969 bis 1974
verdient gemacht hatte, endlich auch den Berliner Revolutionsauftakt und
damit den traditionellen Berliner Gedenkort, den Märzfriedhof im Friedrichs

hain, an die Seite zu stellen. Inzwischen heißt der Platz westlich des Branden

burger Tors, über den 1848 die Massen zu demokratischen Volksversamm
lungen in den Tiergarten strömten, Platz des 18, März. Damit wird in einem
zentral gelegenen öffentlichen Raum der Berliner Märztag von 1848 und der
Wahltag von 1990 in der Deutschen Demokratischen Republik, aber - für ge-
schichtsbewusste Freunde Frankreichs - sicher auch der 18. März von 1871

und vielleicht nun auch die unter französisch revolutionärem Einfluss entstan

dene Mainzer Republik von 1793 gewürdigt. Jedes Jahr veranstaltet die »Ak
tion" am 18. März gut besuchte Kundgebungen auf diesem Platz westlich des
Brandenburger Tors und im Friedrichshainer Friedhof der Märzgefallenen.
Der Begräbnisort selbst ist - dem erfolgreichen Wirken des Paul Singer-
Vereins und eines Kuratoriums »J^'riedhof der Märzgefallenen" ist es zu dan
ken - inzwischen würdig gestaltet worden. Er hat als Provisorium auch einen
Container erhalten, in dem eine bescheidene Ausstellung Platz fand.^^ Der
Weg zum Märzfriedhof trägt - Forderungen von Schülern folgend - den Na
men des auf den Barrikaden des 18. März gefallenen Berliner Schlosserlehr
lings Emst Zinna. So erhält die Bundeshauptstadt einen wichtigen neuen Ge
denkort. Der Märzfriedhof im Friedrichshain ist auf dem Weg, zu einer natio
nalen Gedenkstätte - ähnlich jener in der Frankfurter Paulskirche und der
einstigen Rastatter Festung - zu werden. Zu den Schritten, mit denen an den
18. März erinnert werden soll, gehört auch, dass der Berliner Senat beschloss,
seine Dienstgebäude am 18. März zu beflaggen.

Nicht zuletzt bemüht sich die »Aktion 18. März" darum, dass der Berliner
März als ein Höhepunkt deutscher Geschichte nun zwar nicht — wie zu An
fang gefordert - zum deutschen Nationalfeiertag, wohl aber zu einem offiziel
len nationalen Gedenktag erklärt wird, worüber die Entscheidung dem Bun-

24 .
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despräsidenten zukommt. Angesichts der langen, widerspruchsvollen Rezep
tionsgeschichte der Achtundvierziger Revolution in der deutschen Öffentlich
keit gestaltet sich die Verwirklichung dieser Idee allerdings nach wie vor recht
schwierig. Dazu bedarf es sicher eines langen Atems. Die seit zwei Jahrzehn
ten währende Diskussion darum ist noch in vollem Gange.^® Im Abgeordne
tenhaus von Berlin stimmten 2008 alle Parteien von der CDU bis zu den Lin

ken einstimmig für den Vorschlag an den Bundesrat, den 18. März im gedach
ten Sinn zu einem Gedenktag zu beantragen. Aber Berlin fand im Bundesrat
nicht die Unterstützung der anderen Bundesländer.^^ Auch die mit dem glei
chen Ziel untemommene Initiative von Bundestagsabgeordneten aller Frakti
onen von März 2013^® wurde zurückgestellt^' Der Bundestagspräsident da*
sich ein Jahr zuvor wärmstens für den 18. März ausgesprochen hatte,^® wollte
2013 keinen März-Gedenktag.^' So ist diese Aufgabe der ,Aktion" bislang
unerledigt geblieben. „Die Initiative, den 18. März 2mm ,nationalen Gedenk
tag' zu machen, muss sich mit der Verwirklichung ihrer Idee gedulden. An
Unterstützen! aber fehlt es wirklich nicht", schrieb die ,J^rankfurter Allgemei
ne Zeitung" in der Märzmitte 2013 über die Bemühungen einer, wie es heißt
der „erfolgreichsten Berliner Bürgerinitiativen".^^ Zustimmung fand der Vor
schlag bei nicht wenigen Historikern, Politikern und Publizisten. Mehrere
Printmedien haben sich in den letzten Jahren wiederholt für eine solche Ent

scheidung ausgesprochen.^^ Am nachdrücklichsten setzte sich zuletzt Bene
dikt Erenz in „Die Zeit" dafür ein.^''
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habe, die herausragende Bedeutung solcher Ereignisse ins öffentliche Bewusstsein zu rücken, als

die Serie der Gedenktage gutwillig, aber oft folgenlos zu verlängern."

Mechthild Küpper: Der Tag der demokratisch Gesinnten, in: FAZ, 15.3.2013.
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Volker Ullrich: Das gelobte Land. Klassenkämpfe in Frankreich, in: Die Zeit, 12.4.2006; Lie
be Märzgemeinde! In: Frankfurter Rundschau, 19.3.2010; Waltraud Schwab: Den Kampf für
Demokratie feiern. Erinnern 18. März statt 3. Oktober, in: Die Tageszeitung, 6/7. 3.2010; Na
tionalfeiertag 18. März? Volker Schröder: Um zu erinnern, braucht man einen langen Atem,
in: Neues Deutschland, 17.3.2010, S. 8.
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Zugleich aber fehlt es nicht an Gegenstimmen. Die Argumente gegen einen
solchen Gedenktag sind unterschiedlich. Gewiss trifft zu, dass der 18. März
nach mehr als eineinhalb Jahrhundert Vergessenmachen dieses Datums (noch)
kein so breites Echo in der Mehrheit der Bevölkerung hat wie etwa der 9. No
vember, auf den sich der Bundestagspräsident beruft, was sicher mit der sich
für die Mehrheit der Deutschen ohnehin bislang gerade ein Vierteljahrhundert
zurückliegenden und immer noch aktuellen Maueröfßiung von 1989, aber
wohl kaum mit der Novemberrevolution und der Schande der sogenannten
Kristallnacht von 1938 zusammenhängt.^^ Doch unter mangelndem Echo in
der Bevölkerung litten und leiden wohl auch andere Gedenktage. Das könnte
folglich höchstens ein Grund mehr sein, durch Verbreitung von Wissen mit
Hilfe eines Gedenktags Veränderungen im deutschen Geschichtsbewusstsein
herbeizuführen.

Auch trifft nicht selten auf wenig Sympathie, dass mit dem 18. März ein wich
tiges Ereignis in Preußen zum Gedenktag würde. „Aber bitte nicht Preu
ßen..." lautete der Titel eines Artikels des Berliner „Tagesspiegels" anlässlich
der fehlenden Unterstützung des Berliner Antrags von 2008 im Bundesrat
durch die anderen Länder.^ Gegen den 18. März-Vorschlag wurde in einem
Interview mit dem Historiker Dieter Langewiesche von historischer Seite er
neut der 18. Mai und zusätzlich der weniger bekannte 27. Dezember, der Tag
der Verabschiedung des Grundrechtskatalogs durch die Frankfurter National
versammlung, ins Feld geführt. Diese Empfindlichkeit wird hingegen durch
aus nicht allen Ereignissen aus Preußens Geschichte entgegengebracht, wie
soeben die Feiern zeigen, die an die Völkerschlacht von 1813 gegen Napoleon
erinnern, deren deutsche Hauptkräfte von den Preußen gestellt wurden. Den
noch mag zu verstehen sein, dass jenes Preußen, dessen Militärmacht sich in der
deutschen Geschichte wiederholt, nicht zuletzt bei der Niederschlagung der
Volksbewegungen in der Reichsverfassungskampagne in Sachsen, im Rhein
land und vor allem im deutschen Südwesten, als Reaktionshort hervorgetan hat,
auf Ablehnung stößt. Dem sollte und muss volles Verständnis entgegengebracht
werden. Auch wenn da bisweilen vielleicht auch andere, föderale Aspekte und
Interessen mit hineinspielen mögen. Ganz im Gegensatz dazu haben sämtliche
Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg von Oettinger über Mappus bis
Kretschmann es nie versäumt, den Berliner 18. März in jedem Jahr mit einem
Kranz für den Friedrichshainer Märzfriedhof zu würdigen.

Doch gerade gegen die reaktionäre Militärherrschaft richtete sich der Barrika
denkampf der Berliner Bürger, Studenten und Arbeiter am 18./19. März 1848.

Nationalfeiertag werden muss, in; Die Zeit, 21.3.2013, S. 21.
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Presseerklärung der Aktion 18. März, 14.3.2013.

Albert Funk: Aber bitte nicht Preußen ... Berlin will den 18. März zum Demokratie-

Gedenktag erklären. Die Länder blocken, in: Tagesspiegel, 6.7.2008, S. 4. Dazu auch die Kor
respondenz zwischen Volker Schröder und Dieter Langewiesche, 7., 9., 14.7.2008, in dem
Schröder vermerkt, dass sein eingereichter Artikel von der Redaktion des „Tagesspiegel" nicht
veröffentlicht wurde.
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Dieses Ereignis verkörpert in besonderer Weise ein anderes, das demokrati
sche Preußen, was nicht einfach ausgeblendet werden sollte. Dabei ging es
den Revolutionären und Demokraten eben nicht nur um Preußen, sondern um

Deutschland. Schließlich wurde durch diese demokratisch-revolutionäre Akti

on die Macht der preußischen Reaktion so geschwächt, dass bereits eingeleite
te demokratische Entwicklungen in ganz Deutschland nicht mehr rückgängig
gemacht werden konnten und ein Nationalparlament gewählt und wirksam wer
den konnte. In diesem Sinne sollten Demokraten keinen Anstoß daran nehmen,
dass ein solches „preußisches Datum zu einem Gedenktag für ganz Deutsch
land" gemacht wird. Ganz abgesehen davon, dass es sich um ein historisches
Ereignis in der Stadt handelt, die 1871 nicht nur wegen der Bismarckschen Re
volution von oben deutsche Hauptstadt wurde und 1991 nach längerer Debatte
durch Bundestagsbeschluss mehrheitlich zur Hauptstadt und zum Regierungs
sitz der Bundesrepublik Deutschland erklärt wurde. Warum sollte diese Stadt,
die nun mal im ehemaligen, im Februar 1947 durch Beschluss der Alliierten be
kanntlich aufgelösten Preußen liegt, nicht auch als ein wichtiger „Geburtsort
der Demokratie in Deutschland" verstanden und gewürdigt werden? Andere
Staaten haben in ähnlichen Fällen keine derartigen Schwierigkeiten.

Die Aktion 18. März wird sich auch nach dem jüngsten Scheitern des Antrags,
den Berliner 18. März zu einem nationalen Gedenktag zu erklären, in diesem
Jahr sicher weiter dafür einsetzen. „Ein Gedenktag verändert nicht die Welt,
aber Symbole haben ihren Wert. Der 18. März steht für Freiheit und Demo

kratie, Völkerfreundschaft und Solidarität" heißt es überzeugend in der Pres
seklärung der ,A^ktion" unmittelbar nach Bekanntwerden der Zurückstel
lung.^^ Und zugleich ruft die „Aktion" auf: „Helfen Sie mit, den Geist der
Märzrevolution und des Völkerfrühlings in die Herzen und Köpfe der Men
schen zu tragen."
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Presseerklärung der Aktion 18. März, 14.3.2013.



Elke Steven

Blockupy: Machtvoller Staat - verhinderte Proteste

Meinen Artikel „Occupy Democracy"^ beendete ich mit der Befürchtung, der
Staat werde gegen Proteste immer wieder machtvoll vorgehen. Das Auftreten
der das staatliche Gewaltmonopol repräsentierenden Polizei bei den diesjährigen
Protesten gegen das europäische Krisenregime konnte folglich kaum verwun
dem. Aber das Ausmaß, in dem Grund- und Menschenrechte am 1. Juni 2013 in

Frankfurt bei den Blockupy-Protesten verletzt wurden, muss bei aller nüchtemen
Analyse der Machtverhältnisse dann doch erstaunen. Eine Großdemonstration ist
kurz nach ihrem Start polizeilich verhindert worden. Die inhaltlichen Auseinan
dersetzungen, die die Öffentlichkeit erreichendai Kundgebungen, die beabsichtig
ten gemeinsam«! Planungen eines europäischen Protests könnt«! nicht stattfin
den. Ein Demonstrationszug durch die Frankfurter Innenstadt war unmöglich.
Über neun Stunden waren ca. 1.000 Demonstrierende unmittelbar von der Poli

zei eingekesselt, die anderen Teilnehmenden waren sozusagen psychisch mit
festgesetzt. Wie hätten sie einen Teil ihres gemeinsamen Zuges einfach alleine
der Polizeigewalt überlassen können? Der von einem breiten Bündnis getrage
nen Demonstration war das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit entzogen.

Frankfurter Kessel

Im Jahr 2012 hatte die Stadt Frankfurt zunächst alle Demonstrationen im Zeit

raum vom 16. bis 19. Mai 2012 verboten, also die Demonstrationen, die aus

dem Kontext des Blockupy-Bündnisses angemeldet wurden, wie auch alle an
deren Demonstrationen, die an diesen Tagen in der Stadt angemeldet worden
waren. Das Verwaltungsgericht hatte der Klage von Blockupy insofern nach
gegeben, als es das Verbot der Großdemonstration am Samstag aufhob. Diese
Demonstration verlief friedlich, wie allseits berichtet wurde. Das Bündnis von

Blockupy meldete auch dieses Jahr wieder Versammlungen in der Stadt
Frankfürt an. Immerhin konnte der Streit um ein Camp, von öffentlicher Auf
merksamkeit und Protest begleitet, diesmal so geführt werden, dass ein Camp
auf dem Rebstockgelände möglich wurde. Auch die Großdemonstration wur
de vom Ordnungsamt der Stadt nicht gänzlich verboten, sondem „nur" mit
Auflagen bedacht. Neben weiteren zu beklagenden Auflagen, wollte die Stadt
den Demonstrationszug nur weit außerhalb der City, am Main entlang ziehen
lassen. Sie argumentierte, jede Nähe zur EZB gefährde die öffentliche Sicher
heit, zumindest dann, wenn der Demozug in „Wurfweite" an dem Gebäude
vorbeiziehe. Die Klage des Anmelders hatte insoweit Erfolg, wie auch das
Gericht befand, dass die Gefahr nicht konkret belegt sei. Das Gericht ent
schied, der Demozug könne seinen gewünschten Weg gehen.

^ Elke Steven, Occupy Democracy. Zur Bedeutung des Versammlungsrechts, in: Z 93, März
2013, S. 149-154
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So suchten Ordnungsamt und Polizei nach anderen Wegen, ihre Vorstellungen
durchzusetzen. Alle Zeichen sprechen dafür, dass sie eine Einkesselung neben
dem Schauspielhaus geplant hatten. Eine halbe Stunde nach Aufbruch der
Demo drangen martialisch ausgerüstete PoHzeieinheiten kurz hinter der Spitze
der Demonstration und weitere Einheiten hinter dem antikapitalistischen
Block in die Demo ein. Minuten zuvor waren zwei Böller geflogen. Diese hät
ten so schnell keinen solchen polizeilichen Einsatz auslösen können. Das mas
sive Polizeiaufgebot stand bereit, und kurz zuvor war dieser Teil der De
monstration polizeilich eng begleitet worden. Zynisch muss jedem anmuten,
der nur ein wenig Verständnis für Demonstrationen und die sie tragenden
Bündnisse hat, dass die Polizei meinte, die anderen Demonstrierenden könn
ten ja ihre Demonstration fortsetzen. Sie wolle ja „nur" die Personen dieses
Blocks durchsuchen und durch eine Personenkontrolle schleusen. Letztlich

blieb der Kessel über neun Stunden aufrecht erhalten, bis alle Personen abge
führt, der Lautsprecherwagen demoliert und weggefahren waren. Von fast
1.000 Personen wurden die Personalien festgestellt.

Behauptet wurde, die Demonstrierenden hätten sich „bewaffiiet" und „ver
mummt". Es ging nicht um Waffen, mit denen Angriffe ausgeführt werden
sollten, sondern um eine „Schutzbewaffiiung", also Gegenstände, die vor An
griffen schützen sollen - um „passive Bewaffiiung". Das Problem beginnt
somit schon beim Versammlungsgesetz selbst. In § 17 a heißt es:

(1) Es ist verboten, bei öffentlichen Versammlungen unter freiem Himmel,
Aufzügen oder sonstigen öffentlichen Veranstaltungen unter freiem Himmel
oder aufdem Weg dorthin Schutzwaffen oder Gegenstände, die als Schutzwaf
fen geeignet und den Umständen nach dazu bestimmt sind, Vollstreckungs
maßnahmen eines Trägers von Hoheitsbefugnissen abzuwehren, mit sich zu
fuhren.

(2) Es ist auch verboten,

1. an derartigen Veranstaltungen in einer Aufmachung, die geeignet
und den Umständen nach darauf gerichtet ist, die Feststellung der
Identität zu verhindern, teilzunehmen oder den Weg zu derartigen
Veranstaltungen in einer solchen Aufmachung zurückzulegen.

2. bei derartigen Veranstaltungen oder auf dem Weg dorthin Gegens
tände mit sich zu föhren, die geeignet und den Umständen nach dazu
bestimmt sind, die Feststellung der Identität zu verhindern.

(3) Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn es sich um Veranstaltungen im Sinne
des §17 (Gottesdienste, kirchliche Prozessionen .... Anm. d. Verf.) handelt.
Die zuständige Behörde kann weitere Ausnahmen von den Verboten der Ab
sätze I und 2 zulassen, wenn eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder
Ordnung nicht zu besorgen ist.

(4) Die zuständige Behörde kann zur Durchsetzung der Verbote der Absätze 1
und 2 Anordnungen treffen. Sie kann insbesondere Personen, die diesen Ver
boten zuwiderhandeln, von der Veranstaltung ausschließen.
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Dieser Paragraph ist ein gutes Beispiel für die Vorwärtsverrechtiichung und
die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe, die der Polizei eine grund
rechtswidrige Definitionshoheit geben^. Kurz nach dem 1. Juni zählte die Po
lizei die gefährlichen „Waffen" auf, die sie in dem Block gefunden hatte:
Sonnenbrillen, Schirme ... Am Tag vorher hatte es geregnet, überall waren
Schirme zu sehen. Muss man in Zukunft befürchten, deswegen einer Straftat
angeklagt zu werden? Darf man keine Sonnenbrillen mehr zu einer Demonst
ration mitnehmen? Erst wenn die Polizei unterstellt, dass „Gegenstände dazu
bestimmt" sind, „Vollstreckungsmaßnahmen eines Trägers von Hoheitsbefug
nissen abzuwehren", werden sie zu verbotenen Gegenständen. Aber keiner
kann wissen, wann eine solche Definition zutrifft. Einige Demonstrierende
hatten ,3ücher" dabei, Platten, auf denen Buchtitel oder Parolen standen, z.B.
„Die einen haben Kapital, wir anderen lesen es" oder „Öl - Upton Sinclair",
ein Buch, das im Manesse-Verlag neu aufgelegt wurde und als „Schlüsselro
man über die Tyrannei des Raubtierkapitalismus" beworben wird. Vielleicht
hätten diese Bücher gegen Schlagstockeinsätze etwas schützen können, Waf
fen zum Angriff auf die Europäische Zentralbank sind es jedenfalls nicht

Die Schirme, den Europäischen Rettungsschirm symbolisierend, eng beieinan
der getragen, könnten auch die Wirkung haben, dass ein möglicher polizeilicher
Hubschrauber nicht gesehai hätte, was darunter getan wurde. Aber gibt es eine
Pflicht der Demonstrierenden, der Polizei die Rundum-Überwachung zu ermög
lichen? Tatsächlich erfolgen die Videoaufiiahmen der Polizei oft rechtswidrig.

Es scheint so, als wären Demonstrierende den rechtswidrigen Übergriffen der
Polizei immer erneut ausgeliefert. Angefangen mit dem Brokdorf-Beschluss
des Bundesverfessungsgerichts von 1985, das erst das Grundrecht in seiner
zentralen Bedeutung für die Demokratie erfasst, stellen Gerichte immer wieder
fest, dass polizeiliche Maßnahmen rechtswidrig waren. Demonstrationen sind
prinzipiell staatsfrei, es gehört zu den grundlegenden Rechten der Bürger, sich
an der politischen Willensbildung zu beteiligen. Der Schutz der Versammlungs
freiheit muss erhalten bleiben, wenn nicht die Versammlung insgesamt einen
„gewalttätigen oder aufrührerischen Verlauf nimmt 1986 stellte das Verwal
tungsgericht Hamburg fest, dass der so genannte , Jiamburger Kessel" rechts
widrig war (12 VG 2442/86). Die Polizei hatte eine entstehende Versammlung
in eine Ecke getrieben und über Stunden eingekesselt. Die Polizei argumen
tierte, sie hätte eine Auflösungsverfügung „durch schlüssiges Verhalten, näm
lich durch die Einschließung, erlassen. Sie glaubte, Teilnehmer hätten sich pas
siv bewaffnet z. B. durch wetterfeste Kleidung, und ein milderes Mittel hätte
sie nicht gefunden. Das Verwaltungsgericht urteilte klar und eindeutig, dass ein
solches Vorgehen gegen eine Versammlung rechtswidrig ist ,J)as pauschale
Vorgehen der Beklagten, ohne Rücksicht darauf, ob sie friedliche oder störende
Teilnehmer vor sich hatte, wurde der Bedeutung der Versammlungsfreiheit

2

Norbert Pütter, Wolf-Dieter Narr, Heiner Busch, Bekämpfüngs-Recht und Rechtsstaat. Vor
wärtsverrechtiichung in gebremsten Bahnen? In: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 82 (3/2005)
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nicht gerecht." ,^ingriffe in die Versammlungsfreiheit sind Eingriffe in ein für
die Demokratie konstitutives Grundrecht ..." Die Kläger erstritten damals vor
Zivilgerichten ein Schmerzensgeld von 200,- DM. Wer aber glaubt, seitdem hät
te sich die Polizei an diese Maßgabe gehalten, irrt gewaltig. Immer wieder sind
Demonstrierende eingekesselt worden, der Münchner Kessel, der Göttinger
Kessel, der Braunschweiger Kessel, der Mainzer Kessel, der Dortmunder Kes
sel^ und diverse Kessel im Wendland folgten. Die Kläger konnten nachträglich
die Rechtswidrigkeit feststellen lassen, die mickrigen Schmerzensgelder fuhren
aber zu keiner Veränderung des polizeilichen Handelns.

Um also mögliche „Gewalttäter", wie von der Polizei behauptet, aus da* De
monstration herauszuhalten, war der Kessel rechtswidrig und unverhältnismä
ßig. Der Eindruck entsteht, dass gerade das breite Bündnis von Antikapitalisten
bis zu den Gewerkschaften und bürgerlichen Gruppen von Polizei und der hinter
ihr stehenden Politik als Gefehr für die Stadt Frankfurt wahrgenommen wurde.

Mehr als neun Stunden wurde der Kessel aufrecht erhalten. Am Anfang flo
gen zwei oder drei Farbbeutel, ansonsten nahm dieser Block von „gewaltbe
reiten und vermummten Straflätem" - wie die Polizei behauptete - diese Pro
vokation hin und führte damit der Öffentlichkeit vor, wie gewalttätig die ver
mummte Polizei und die hinter ihr stehende Politik sind. Nach fast sechs

Stunden begann die Polizei, in den Kessel einzudringen und führte die Perso
nen unter Anwendung schmerzhafter Polizeigriffe ab. Verletzte blieben auf
der Straße liegen und mussten von Sanitätern behandelt werden.

Viele Verletzte gab es aber auch in dem von der Polizei als friedlich definier
ten ausgesperrten Teil der Demonstration. Die Polizei stürmte mit Gewalt in
diesen Teil der Demonstration und bedrängte die Teilnehmenden. Davon, dass
eine Demonstration prinzipiell „staatsfrei" ist (Brokdorf-Beschluss), war
nichts zu spüren. Der Schlagstock wurde eingesetzt, Pfefferspray wurde wahl
los in die Menge gespritzt. Kinder, Frauen, Männer, Alte und Junge, Journa
listen, die ihrer öffentlichen Aufgabe der Berichterstattung nachgingen, wur
den verletzt. Die Demo-Sanitäter berichteten später von geschätzten 320 Ver
letzten. ,JDazu kommen noch alle, die sich selbst helfen konnten oder die im
Chaos keinerlei Behandlung erfuhren."

Polizeiliche Waffen

Die bis zu den Zähnen bewaffnete, mit Schutzkleidung ausgerüstete und un
kenntliche Polizei setzte gegenüber den Demonstrierenden ihre Waffen ohne
Bedenken ein. Zu den die körperliche Unversehrtheit verletzenden Griffen,
den Demütigungen beim Abführen, kommt hinzu, dass die Polizei sofort zu
Schlagstock und der neuen Abstandswaffe „Pfefferspray" griff. Pfefferspray
wurde vor einigen Jahren eingeführt, da es als „milderes" Mittel den Einsatz

Siehe: Müller-Heidelberg, Till: Kein Kraut gewachsen gegen vorsätzlich rechtswidriges Han
deln der Polizei? Die Polizeistrategie der Einkesselung. In: Müller-Heidelberg, Till u.a.:
Grundrechte-Report 2007
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der Schusswaffe häufiger überflüssig machen sollte. Der Einsatz von Pfeffer
spray kann jedoch potentiell immer auch tödlich enden. Diese Geföhrlichkeit
leugnet die Polizei jedoch und verharmlost den Einsatz. In Frankfurt haben
wir einen 13-Jährigen gesehen, der bei seiner ersten Demonstration von Pfef
ferspray verletzt wurde^. Er war einerseits fertig, andererseits empört und
schrie seine Wut, nachdem die schlimmsten Wirkungen verklungen waren,
der Polizei entgegen. Sein Vater fragte sich, wie er seinem Sohn noch eine po
litische Perspektive vermitteln solle.

Der Rückgriff auf und der selbstverständliche Einsatz von AbstandswafFen ist
ein Rückfall in das Konzept der Bekämpfung von Bürgern, die für ihre Rechte
eintreten. Es gab Zeiten, in denen die Auseinandersetzungen auf Demonstratio
nen stärker von Kommunikation geprägt waren. Das waren Zeiten, in denen die
AbstandswafFen zumindest nur eine geringe Rolle spielten. In den 1950er Jah
ren fiel die Entscheidung, den Gebrauch der Schusswaffe bei Demonstrationen
auszuschließen® - auch danach ist die Schusswaffe im Kontext von Versamm
lungen immer wieder gezogen worden. Nach den Zeiten des Einsatzes von
Wasserwerfern mit und ohne CS-Gas und dem Angriff mit Hubschraubern, et
wa in Brokdorf, entstand in den 1980er/l990er Jahren eine Orientierung an Ge
spräch und Konfliktlösung. Nun lässt die relativ neue Ausrüstung mit dem indi
viduell verfügbaren Pfefferspray die Polizei jedoch leicht davon Gebrauch ma
chen, obwohl auch dies eine latent tödliche Waffe ist. Dieser Gebrauch verstärkt
die Orientierung an einer Art Aufstands-Bekämpfung entlang von Frontlinien.
Inzwischen wird sogar verstärkt nach einer weitereren Abstandswaffe gerufen,
den Gummigeschossen. In einem Interview mit Prof. Michael Knape (Direktor
beim Polizeipräsidenten Berlin) betont dieser dagegen die ganz andere Orientie
rung und Ausbildung der Polizei: ,Aber die Polizei ist ganz anders ausgebildet:
Wir wollen beweissichere Festnahmen erzielen. Dabei wenden wir Taktiken an,

die wir in besonderer Weise trainiert haben, um an die Täter heranzukommen,
möglicherweise auch im Schütze von Wasserwerfern. Distanzwaffen helfen nur,
Menschenmengen, eher unter notstandsähnlichen Gesichtspunkten, zu zerstreu
en. Aber selbst der Einsatz von Wasserwerfern ist nicht ungefährlich, man den
ke nur an Wasserstöße und die Verletzungsmöglichkeiten von Personen im
Kopfbereich. Die Beimischung von CN ist immer nur ultima ratio.'

Diese Beweissicherungs- und Festnahmeeinheiten waren auch in Frankfurt
massiv präsent. Sie drangen aber allenfalls in die Demo vor, um Abwehr und
Gewalttätigkeiten hervorzulocken und wurden gerade nicht gemäß ihren Auf
gaben eingesetzt. Nun ist das Vorgehen dieser Einheiten oft auch nicht un-

Das Komitee für Grundrechte und Demokratie hat während der Protesttage eine Demonstrati
onsbeobachtung organisiert und wird noch ausfuhrlich berichten.

Noch 1952 setzte die Polizei SchusswafFen in einer Demonstration gegen die bundesdeutsche
Wiederbewaffhung ein. Philipp Müller wurde dabei getötet, zwei weitere Demonstrierende
wurden durch die Polizeikugein schwer verletzt.
Interview mit Prof. Michael Knape zu Abstandswaffen, speziell Gummigeschossen, In: Deut
sche Polizei 7/2012.
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problematisch. Ihre Maßnahmen treffen längst nicht immer Straftäter, Fest
nahmen erfolgen oft genug ohne Beweise. Mit ihrem Eindringen in eine De
monstration verletzten sie deren Integrität und rufen Auseinandersetzungen
hervor oder verstärken sie, wie in Rostock beim Protest gegen den G8-Gipfel
zu beobachten war. Auch diese Einheiten gehen oft unverhältnismäßig vor,
weil sie die ihnen im Weg stehenden Demonstrierenden angreifen.

Der in Frankfiirt erfolgte Angriff auf die Demonstration insgesamt ist als poli
tischer Angriff auf ein Grundrecht zu werten. Die Verantwortung für diesen
Einsatz ist im politischen Betrieb zu suchen. Die Polizei muss sich allerdings
auch fragen lassen, wieso sie sich so rechtswidrig einsetzen lässt.

Das breite Bündnis und Aktionen Zivilen Ungehorsams

Zu den Protesten von Blockupy gehörten auch die vielen Proteste und Aktionen
Zivilen Ungehorsams am Freitag, dem Tag vor der Großdemonstration. In ge
wisser Weise ist es erstaunlich, dass sich die Polizei angesichts dieser vielfalti
gen und kreativen Proteste eher zurückhielt. In den frühen Morgenstunden hatte
sie die Europäische Zentral Bank (EZB) weiträumig abgeriegelt. Die Demonst
rierenden nahmen diese Blockade au^ umringten die polizeiliche Bankenmauer
und sperrten die Korridore zum Eurotower. Bunt, kreativ, voller Selbstbewusst-
sein und zugleich mit viel Wissen und Kompetenz setzten die Demonstrieren
den den Protest in der Stadt fort. Vor der Deutschen Bank wurde auf Töpfen ge
gen Hunger-Spekulationen geklopft. Statt echter flogen symbolische Pflaster
steine aus Kunststoff, die an den Scheiben hafteten, sie aber nicht beschädigten,
auf die Scheiben einer Immobilienfirma. Vor wechselnden Geschäften in der

Einkaufsstraße erinnerten sie daran, dass die billigen Klamotten in Bangladesch
beim Feuer in einer Fabrik mit dem Leben bezahlt wurden und alltäglich von
menschenverachtenden Produktionsbedingungen begleitet sind.

Es ist ein breites Bündnis, das den Protest von Blockupy trägt. Gerade dies
scheint den Herrschenden Angst zu machen. Die sich andeutende Krise ver
stärkt in Teilen der Gesellschaft die Rufe nach Ruhe und Ordnung, aus der die
eigene Sicherheit erwachsen soll. Diesmal jedoch traf das Vorgehen der Polizei
auch nachträglich und in der bürgerlichen Ifresse auf Unverständnis und Protest.

Blockupy selbst resümierte: ,Jlepression und Polizeigewalt sollen Stärke de
monstrieren, aber in Wahrheit decken sie die Nervosität der herrschenden Kri

senpolitik auf, die sich immer weniger demokratisch legitimieren lässt und
immer mehr autoritär durchgesetzt werden muss. Der Widerstand gegen die
sozialen Folgen der Krisenpolitik, gegen die Verelendung und die Hoffiiungs-
losigkeit, in die dadurch Millionen Menschen gestürzt wurden, und der Wi
derstand gegen die Beschneidung demokratischer Rechte sind nicht voneinan
der zu trennen, sondern gehören unmittelbar zusammen. Sie wollen Kapita
lismus ohne Demokratie, wir wollen Demokratie ohne Kapitalismus'."

7
Erklärung des Blockupy Koordinierungskreises vom S.6.2013.



Geht es in MEGA II/4.3 um den tendenziellen Fall der Pro

fitrate?

Bemerkungen zu Georg Fülberth, Z 94, S. 195-199

Carl-Erich Vollgraf behauptet im Kommentar zu Band II/4.3 der MEGA^,
dass Marx der Nachweis des tendenziellen Falls der Profitrate in den in die

sem Band der MEGA veröffentlichten Profitraten-Texten nicht gelingt. Georg
Fülberth schreibt in seiner Rezension dazu: ,JDies trifft zu und ist aus zwei

Gründen nicht erstaunlich: Erstens hatte Engels bei der Erstellung des dritten
Bandes von 1894 fi*eie Auswahl zwischen den ihm vorliegenden Manuskrip
ten zu diesem Thema, und er nahm dann die Darlegungen, die ihm am geeig
netsten erschienen, das angesprochene Problem aber ebenso wenig endgültig
behandelten wie das, was er zunächst nicht veröffentlichte und was jetzt end
lich zugänglich ist. Zweitens ging es Marx erst einmal darum, sein ,Gesetz'
des tendenziellen Falls der Profitrate als Konsequenz des vorangehend Entwi
ckelten aufzustellen und zu begründen, nicht aber zu ,beweisen'." (198 f.)

Kann man das so formulieren? Was ist der Unterschied zwischen der ,3e-

gründung" eines Gesetzes und dem ,3eweis" eines Gesetzes? „Beweisen" im
Sinne von belegen oder bestätigen kann man die Höhe und die Veränderung
einer Zahl. Die Zahl zeigt, dass etwas steigt oder fällt. Sie kann aber niemals
beweisen, dass das, was steigt oder fallt, ein Gesetz, ein notwendiger Zusam
menhang, ist. Dazu bedarf es der theoretisch-logischen Analyse. Nur sie ermög
licht es, einen Zusammenhang zu begründen, ihn kausal zu beweisen, oder zu
widerlegen. Damit wird die Bedeutung empirischer Analysen nicht herabge
setzt, sondem diesen der ihnen gebührende Platz zugewiesen.

Die theoretisch-logische Begründung bzw. den kausalen Beweis für das Ge
setz hatte Marx vorher abgeschlossen. In den „Grundrissen" (1857/58) be
zeichnet er den Fall der Profitrate als das „in jeder Beziehung wichtigste Ge
setz der modernen politischen Ökonomie" (Karl Marx, Grundrisse der Kritik
der politischen Ökonomie, Berlin 1974: 634). Im Manuskript 1861-1863
schrieb er, das Gesetz enthülle „die Entwicklungstendenz des Verwertungs
grades eines durch die industriellen Kapitale konstituierenden Gesamtkapi
tals" (MEGA U/4.2: 916).

In der Rohfassung des dritten Buches, geschrieben zwischen Sommer 1864 und
Dezember 1865, begründet Marx im dritten Kapitel auf 55 Seiten diesen Stand
punkt (MEGA II/4.2 Berlin 1992, S. 285-340). Er stellt dort das Gesetz als sol
ches dar, benennt die entgegenwirkenden Faktoren, auf die er auch im Manu
skript 1861-1863 eingegangen war und ergänzt diese beiden Punkte, indem er,
wie bereits in den „Grundrissen", die inneren Widersprüche erläutert, die sich
im Gesetz zeigen. Marx hat in der Urfässung des dritten Buches früher geäußer
te Gedanken zum Fall der Profitrate wiederholt und vertieft, aber mit keiner Sil
be relativiert oder gar angezweifelt. Engels konnte sich also auf eine endgültige
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Darstellung des Problems stützen. Auch in den jetzt veröffentlichten und noch
später entstandenen Texten gibt es nicht den geringsten Anhaltspunkt dafür,
dass Marx in dieser Frage noch unsicher gewesen sein könnte.

Vollgrafe Urteil, dass die jetzt gedruckten Texte des MEGA-Bandes II/4.3 kei
nen Nachweis des tendenziellen Falls der allgemeinoi Durchschnittsprofitrate
enthalten, ist dennoch richtig. Dieser Befund ist aber aus einem ganz anderen
Grund keineswegs überraschend: In den jetzt erstmals gedruckten Texten geht es
Marx gar nicht darum, das Gesetz des tendenziellen Falls der Durchschnittspro
fitrate „au&ustellen und zu begründai". Man kann das auch daran erkennen, dass
im gesamten Text (1.065 Seiten!) der Ausdruck „tendenzieller Fall der Profitrate"
nur einmal vorkommt. Im Nachtrag findet sich eine kurze Notiz zum historischen
Fall der Profitrate in England (II/4.3: 399). Ebenso wenig kann man einem Ma
rathonläufer, der sich nicht unter den Startern befand, vorwerfen, das Ziel nicht

erreicht zu haben. Gelingen und misslingen kann nur, was man anstrebt.

Marx befasst sich in den im Band II/4.3 gedruckten Skizzen mit rein formal
logischen Beziehungen zwischen c, v und m. Er berücksichtigt dabei auch den
Kapitalumschlag, d.h. er unterscheidet zwischen dem Kostpreis c+v und dem
Kapitalvorschuss c+v. Diese formalen Zusammenhänge haben ihn bis in die
letzten Jahre seines Schaffens - zuletzt vermutlich in den Jahren 1875, 1881

oder 1882 - umgetrieben, ohne dass es ihm gelang, Einsichten zu erzielen, die
er nicht schon filiher gewonnen hatte. Er formuliert allgemeine Gesetze der
Profitrate, die mit dem Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate so viel zu

tun haben, wie die Konstruktion eines Backofens mit dem Backen von Brot:

1) Die Profitrate ist stets kleiner als die Rate des Mehrwerts (II/4.3: 104ff)-

2) Dieselbe Mehrwertrate kann sich in verschiednen Profitraten ausdrücken,

... auch umgekehrt: verschiedne Profitraten können dieselbe Rate des
Mehrwerts ausdrücken (II/4.3: 107 ff).

3) Verschiedne Raten des Mehrwerts können sich in derselben Profitrate
ausdrücken, daher auch dieselbe Profitrate in verschiednen Raten des

Mehrwerts (II/4.3: 117 ff.).

4) Die Profitrate kann fallen, wenn die Rate des Mehrwerts steigt und stei
gen, wenn die Rate des Mehrwerts fällt (II/4.3: 134 ff.).

Selbstverständlich kann man Konstellationen konstruieren, die sich in einem
Anstieg der Profitrate, des Verhältnisses m/(c+v), äußern. Marx erwähnt, dass
die Profitrate steigen muss, wenn die Mehrwertrate steigt und der Anteil des va
riablen am Gesamtkapitals konstant ist oder auch zunimmt (vgl. 11/14: 1-128)
und dass sie fallen muss, wenn umgekehrt die Mehrwertrate bei konstantem An
teil des variablen am Gesamtkapital sinkt oder weniger stark ansteigt als der An
teil des variablen Kapitals am Gesamtkapitals zurückgeht. Diese formalen, ma
thematischen Zusammenhänge haben mit der Begründung oder Ablehnung des
Gesetzes vom tendenziellen Fall der Durchschnittsprofitrate nichts zu tun.

Sie sind allenfalls eine theoretische Voraussetzung dafür, um zu prüfen, ob ein
solches Gesetz begründet werden kann. In den jetzt veröffentlichten Texten in
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MEGA II/4.3 befasst sich Marx nicht mit der Frage, wie sich in der Realität
die Beziehungen zwischen c, v und m, also auch zwischen Kapitalzusammen
setzungen, Mehrwertraten und Profitraten, entwickeln. Die wirkliche Entwick
lungstendenz der Profitrate ist hier eindeutig nicht Gegenstand seiner Untersu
chung. Deshalb kann er auch nicht daran scheitern, ihren Fall nachzuweisen.

Klaus Müller

„Deutsches" Kapital? Gibt es das (noch)? Ist das eine
wichtige Frage?

Fortsetzung der Debatte aus Z 94, Juni 2013, S. 170-178*

Für manche kritischen Zeitgenossen gehört der Begriff „deutsches Kapital"
wesentlich dazu, wenn der gegenwärtige Kapitalismus charakterisiert werden
soll. Ein wichtiger Kontext für die Verwendung des Begriffs ist gegenwärtig
die Europäische Union. In der Bundesrepublik wie in anderen EU-Staaten wird
kritisch gesagt, das „deutsche" Kapital beherrsche die Europäische Union und
die europäische Politik. Die reale Kemfiage lautet demnach; Wie ist das wesent
liche Kapital an Untemehmen und Banken in der Bundesrepublik Deutschland
zusammengesetzt? Wie herrscht es am politischen Standort Deutschland? Wel
che Folgen hat das für die Verhältnisse in Deutschland selbst und in der EU?
Und wie ist die Stellung und Interaktion der Kapitalismus-Standorte namens
Deutschland und EU im gesamten kapitalistischen System?

Deutschland: Nur geheimdienstlich drittklassig?

In einer ersten Annäherung können wir anhand von (wieder einmal) bekannt
gewordenen Spionagetätigkeiten der USA, dann auch Frankreichs und Großbri
tanniens, feststellen: Die Bundesrepublik Deutschland ist geheimdienstlich und
militärisch als Staat lediglich dritdclassig: Die erste Klasse in der kapitalisti
schen Wertegemeinschaft bilden die USA, die zweite Klasse bilden der ge
heimdienstlich und militärisch wichtigste Freund bzw. Vasall Großbritannien
(mit den Anhängseln Australien und Neuseeland) und dann Frankreich. In der
dritten Klasse steht neben Italien, Spanien usw. die Bundesrepublik, die unter
den EU-Staaten am intensivsten von den Atommächten USA, Großbritannien

und Frankreich ausgespäht wird.

Die westalliierte Ausspähung und militärische Einbindung besteht seit Beginn
des Staates Bundesrepublik: Gründung des Bundesnachrichtendienstes BND
unmittelbar durch USA/CIA, Einbindung in die NATO, Ausforschung und

Beiträge von W. Rügemer und J. Goldberg/A. Leisewitz im Anschluss an Kees van der Piji/Otto
Holman, Transnationale Verflechtung und Stellung des deutschen Kapitals in der EU, in: Z 93, März
2013, S. 95-110 (Anm. d. Red.)
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teilweise Vernichtung des Briefverkehrs mit der DDR und anderen Ostblock
staaten, und zwar in Gemeinsamkeit von westalliierten und BRD-Stellen. Die

westalliierten Vorrechte in militärischer und geheimdienstlicher Hinsicht sind
auch nach dem 2 + 4 Vertrag aus Anlass der deutschen Wiedervereinigung 1990
nicht aufgehoben worden. Das wurde und wird von den jeweiligen Bundesre
gierungen von Adenauer über Brandt und Kohl bis Merkel lügnerisch geheim
gehalten und verharmlost. Das im Grundgesetz Artikel 10 verankerte und als zent
rales Freiheitsrecht gepriesene Brief- und Femmeldegeheimnis hat nie bestanden^
und besteht auch heute im Zeitalter des vom US-Verteidigungsministerium in
Gang gesetzten Intemets nicht. Trotzdem besteht die Illusion der Souveränität,
und diese Illusion wurde und wird von Regierenden und den Propagandisten des
Warmduscher- und Wohlfuhlkapitalismus geschürt.

Warum aber soll die Souveränität der Bundesrepublik nur in dieser Hinsicht
wesentlich eingeschränkt sein und nicht auch in anderer Hinsicht, beispiels
weise hinsichtlich des Kapitals, das man „deutsch" nennen kann oder konnte?

Nach 1945: USA retten den deutschen Kapitalismus

Die BRD wurde als westlicher antikommunistischer Vasallenstaat konstitu

iert. Das bedeutete zugleich, dass die anfanglichen Anklagen gegen Verant
wortliche der Banken (Deutsche Bank, Dresdner Bank, Bank J.H. Stein...)
und Konzeme wegen ihrer NS-Mittäterschaft fallengelassen und nur in weni
gen, besonders bekannten Fällen (Krupp, Flick) zu kurzzeitig-symbolischen
Strafen führten, aber der vollständige Konzembesitz - einschließlich des ari-
sierten - zurückgegeben wurde. Die USA brauchten das antikommunistische
Potential Deutschlands, das sich in Westdeutschland konzentrierte.

Der Marshall-Plan war auch in Deutschland mit der Bedingung verbunden,
dass Kommunisten und solche, die man dafür hielt, aus gewerkschaftlichen
und staatlichen Funktionen entfernt wurden. Das Grundgesetz musste erst von
den Westalliierten genehmigt und von Geheimabkommen (Truppenstatut, Ge
heimdienste) begleitet werden. Danach ließen die Westalliierten alle Entflech
tungspläne für NS-tätige Konzeme und Banken fallen, die Kapitalverhältnisse
aus IGiegs- und Vorkriegszeiten wurden wieder hergestellt. Der Marshall-
Plan selbst hatte ein geringes Volumen, schuf aber die institutionellen Voraus
setzungen dafür, dass die viel umfangreicheren US-Investitionen in der BRD
erweitert und gesichert wurden.^

Vgl. Josef Foschepoth: Überwachtes Deutschland, Göttingen 2013.

Der als Wirtschaftshilfe an die europäischen Nachkriegsstaaten präsentierte Marshall-Plan hat
te vor allem die Funktion, die ungleich um&ngreicheren Investitionen von Konzemen und
Banken aus den USA zu ermöglichen. Schon bis 1948 betrugen die direkten US-Investitionen
das Achtfache der Marshall-Plan-Hilfen. Das wurde entgegen der bis heute dominierenden Le
gendenbildung teilweise schon damals erkannt, vgl. J. Schopp (= Josef Schleifstein): Was ist
der Marshall-Plan? Frankflirt a.M., o.J [1948], S. 33. www.zeitschrift-marxistische-
emeuemng.de/article/452.was-ist-der-marshall-plan.html (Auszugsweise abgedmckt in: Z 93,
März 2013, S. 111-123, hier S. 119).
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So retteten die Westaliiierten, unter Führung der USA, den deutschen Kapitalis
mus, und zwar unter der Bedingung seiner weitgehenden politischen, sicheriieits-
politischen und militärischen Entmachtung. Die BRD blieb besetzt, die Bundes
wehr wurde installiert, aber nicht die Atombombe. US-Kapital konnte die in der
Weimarer Republik begonnenen Investitionen weiter vorantreiben. Die Funktion
der antikommunistischen Speerspitze führten der in Westdeutschland geschützte
Kapitalismus und seine medialen, staatlidien und kirchlichen NS-Mittäter nur all
zu gem fort, nun allerdings nicht als illusionäre Weltmacht, sondern als Vasall.

Eine wesentliche Rolle beim Aufbau der BRD spielten US-Banken. David Rocke-
feller von der Qiase Manhattan Bank schrieb in seinen 2008 auf deutsch erschie

nene Memoire unverblümt; ,Jn eger Zusammearbeit mit Bundeskanzlo-
Konrad Adenauer hatte Jack de Vorsitz bei der Gründung Westdeutschlands,
seiner Wiederbewaffiiung md seinem Anschluss an die Alliiaten inne.' Jack -
das war Adenauers verehrter Großer Bruder John McCloy: Der Wall Street-
Banker wurde 1947 Präsidet der unter Führung da* USA gegründeten Weltbank,
bevor er zum Hohen Kommissar dessen wurde, was Rockefeiler noch 2008 als
„Westdeutschland" bezeichnete. Nachdem McCloy mit Adenaus also West
deutschland gegründet hatte, ging er 1953 an die Wall Street zurück und wurde
Präsident der Chase Manhattan Bank, die weiter in der Bundesrepublik zu deren
Schaden mitmischte. Beispielsweise war sie die US-Korrespondenzbank der Köl
ner Privatbank Herstatt (Gerling) und gab ihr die Kredite für deren Devisenspeku
lation. Herstatt ging 1974 pleite, schädigte viele Kunden, darunter auch die Stadt
Köln, und löste damit kurzzeitig eine intemationale Finanzkrise aus.

Die USA retteten also den deutschen Kapitalismus nach dem NS: militärisch
(NATO), institutionell und politisch (Währungsreform/Einfuhrung der DM,
Marshall-Plan, Ausschaltung der Kommunisten und Linkssozialisten), ge
heimdienstlich (BND), personell (NS-Personal in USA und BRD übernom
men) sowie durch Erlass von Vorkriegs- und Kriegsschulden, Zinsstundung,
Entpflichtung von Reparationen für Kriegsschäden (Londoner Schuldenab
kommen). Nur so war das „Wirtschaftswunder" der deutschen Nachkriegszeit
möglich. Kein anderer europäischer Staat - außer dem kleinen Luxemburg -
hatte nach dem 2. Weltkrieg diese durch die USA organisierten Startvorteile.

Die Unterwürfigkeit in allen wichtigen außen- und finanzpolitischen Fragen
dauert bis heute. Ein unterworfener und begeistert unterwürfiger Freund ist will
fahriger und erpressbarer als andere Freunde, z.B. die aus der zweiten Klasse.

Ein bisschen mehr Souveränität mit den SPD-Regierungen?

Auch mit wachsender Bedeutung der BRD in Europa wurde die „besonders
enge Freundschaft" fortgeführt. Die SPD-Regierung unter Willy Brandt ver
band den „Wandel durch Annäherung" hinsichtlich der DDR mit den Berufs
verboten fiir Kommunisten und ähnliche Linke. Die Geheimverträge mit den
Westalliierten wurden erneuert und weiter geheim gehalten. Die CDU-

^ David Rockefeller: Erinnerungen eines Wettbankiers, Münclien 2008, S. 214
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Regierung unter Bundeskanzler Kohl beauftragte US-Investmentbanken und
US-Untemehmensberater bei der Privatisierung der zentralstaatlichen BRD-
Unternehmen Post und Bahn und der Privatisierung der Ex-DDR-Betriebe
durch die Treuhand-Anstalt."*

Nach der Bundestagswahl 1998 und der Bildung der SPD/Grünen Regierung
warnte die englische Massenpresse vor Finanzminister Oskar Lafontaine als
„dem gefährlichsten Mann Europas". Die angloamerikanische Wirtschaftspresse
polemisierte gegen „Germany - the sick man of Europe" - Deutschland, der
kranke Mann Europas. Hewlett Packard etwa drohte mit geringeren Investitio
nen in Deutschland, wenn der Arbeitsmarkt nicht dereguliert werde. Merrill
Lynch kritisierte den Kündigungsschutz und die zu hohen Lohnnebenkosten.
Goldman Sachs kritisierte den allzu großzügigen Wohlfehrtsstaat und forderte
die radikale Reform der Sozialsysteme, dazu die dezentrale Lohnfindung, Ren
tenkürzungen und weitere Privatisierungen. Zudem wurde betont, die ökono
misch zentrale, aber wachstumsschwache Bundesrepublik geföhrde den Euro,
wenn sie ohne „Reformen" so weitermache. Die EU sei dann für US-

Investitionen und als Absatzmarkt für US-Produkte nicht mehr so attraktiv.® Die
US-Handelskammer in Deutschland und die Ratingagentur Standard & Poor's
setzten nach und forderten die weitere Deregulierung des Arbeitsmarkts.®
Die SPD/Grüne Regierung unter Kanzler Gerhard Schröder übernahm diese
ganz fi-eundschaftlich präsentierte Agenda 2010 (Entflechtung der Deutsch
land AG, Steuersenkungen für Unternehmen, Hartz-Gesetze, Eigenbeteiligun
gen der Versicherten in den Sozialsystemen). In den Jahren 1999 bis 2003
stand Schröder - öffentlich so gut wie unbemerkt - über seinen Freund Sandy
Weill, Chef der Citigroup, im engen Kontakt mit der Wall Street. Die Verbin
dung hatte Fred Irwin, Präsident der American Chamber of Commerce in
Germany, hergestellt. Am Ende eines Treffens mit Wall Street-Bankem fasste
der damalige Chef von Goldman Sachs, John Thain, das Ergebnis so zusam
men: ,JDie US-Untemehmensführer halten es für äußerst wichtig, dass
Deutschland die geplanten Reformen anpackt."^
Nachdem Schröder den so zugerichteten Standort Deutschland an seine Nach
folgerin Angela Merkel übergab, sei nur soviel angemerkt: Steinbrück (SPD)
setzte als Finanzminister in der Großen Koalition weiter auf US-Dauerberater

wie die Wirtschaftskanzlei Freshfields und propagierte, wie schon in seiner
Zeit als Finanzminister und Ministerpräsident in NRW, die neuen Wall Street-
Praktiken wie Cross Border Leasing, Public Private Partnership und Kredit
verkauf. Seit der „Finanzkrise" 2008 steht die von Angela Merkel (CDU) ge-

Vgl. Wemer Rügemer: Privatisierung in Deutschland. Eine Bilanz, Münster 2008, S. 38 ff.

The sick man ofthe euro, The Economist v. 3.6.1999

Wemer Rügemer: Ratingagenturen. Einblicke in die Kapitalmacht der Gegenwart, Bielefeld
2012, S.93f.

Ders.: Warum Bundeskanzler Schröder an der Wall Street für die Agenda 2010 warb, junge weit
V. 9.1.2004; A Transatlantic Business Giant: Fred Irwin, The Atlantic Times, August 2007.
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führte Bundesregierung unter besonderer „freundschaftlicher Beratung" durch
den Hauptberater Goidman Sachs; Barclays, Deutsche Bank, Commerzbank
und United Bank of Switzerland/ UBS haben im Bundeskanzleramt und in

den Ministerien wesentlich weniger zu sagen.®
Zusammengefasst; Das in der BRD konzentrierte, nach 1945 noch mehrheit
lich deutsche Kapital wurde durch die USA politisch, militärisch, geheim
dienstlich und medial abgesichert. Das hatte seinen bis heute zu bezahlenden
Preis, verharmloste aber umso wirksamer Unterwerfung, durchsetzt von gele
gentlichen, erfolglosen Versuchen der Unterworfenen, sich zumindest auf mi
litärpolitischem Gebiet als Partner oder als unabhängig zu präsentieren
(Strauß' Forderung nach der Atombombe, Schröders Kritik am Irak-Krieg).
Spätestens zu Beginn der 1990er Jahre und mit dem Ausverkauf der DDR be
gann - nach der ersten Welle, die vom Marshall-Plan eingeleitet wurde - die
zweite Welle von US-Investitionen in Deutschland. Sie hat die Kapitalver
hältnisse schon jetzt wesentlich verändert.

Genauso wie globale Investoren unter Führung der USA 1999 ihre „Reform"-
Forderungen stellten, so wollen die USA jetzt 2013 die von ihnen selbst mit
verursachte Wachstumsschwäche der Eurozone nutzen, um mit dem geforder
ten Freihandels- und Investmentabkommen (Transatlantic Trade and Invest
ment Partnership) weitere ,Jleformen" zugunsten ihrer eigenen und befreun
deten Investoren durchzusetzen. Die Subordination wird nun zeitgemäß soflig
als ,JPartnerschafl" bezeichnet

Entflechtung der Deutschland AG

Zur Agenda 2010 gehörte, wie oben erwähnt, die „Entflechtung der Deutsch
land AG". Schon in den 90er Jahren hatten angloamerikanische Investoren ver
stärkt Untemehmen in Deutschland aufgekauft und Niederlassungen gegründet.
Dabei stießen z.B. die ersten Private Equity-Investoren („Heuschrecken") auf
ungebührliche Hindemisse. Vodafon musste dreistellige Millionenbeträge an
Schmiergeldem bezahlen, um Mannesmann übemehmen zu können. Auch die
Arbeitskosten waren für die Investoren im Vergleich zu den USA und Großbri
tannien zu hoch, die Stellung von Betriebsräten und Gewerkschaften zu stark,
Arbeits- und Sozialrechte galten als Investitionshemmnis.

Schröder beauftragte Hilmar Kopper, den Aufsichtsratschef der vor allem in
London und New York tätigen Deutschen Bank, Investoren nach Deutschland
zu locken. Schon Kohl hatte Kopper mit dieser Aufgabe betraut. Aber erst die
Schröder-Regierung schuf die für die neuen Investoren günstigeren Bedin
gungen, etwa die Legalisierung von Hedgefonds und die steuerliche Freistel
lung von Untemehmens(teil)verkäufen. Nicht nur der Verkauf von zum Teil
sehr großen Untemehmensanteilen der Deutschen und der Dresdner Bank, der

o

Beziehungen von Geschäftsbanken und Investmentbanken zur Bundesregierung, Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke, Bundestagsdrucksache
17/12332 vom 14.2.2013.
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Commerzbank, der Allianz, der Münchner Rück an Hedgefonds und andere
Fonds wurde von SPD/Grün steuerlich freigestellt, sondern auch der
(Teil)Verkauf von Mittelstandsfirmen an Private Equity Fonds.

Mitte der 90er Jahre gehörten lediglich 20 Prozent aller Aktien der führenden
deutschen Konzerne (die 30 DAX-Untemehmen) ausländischen, insbesondere
angloamerikanischen Investoren. Der Anteil stieg kontinuierlich an: auf 33
Prozent im Jahre 2001, auf 44 Prozent in 2005, auf 53 Prozent in 2007 und auf

58 Prozent in 2012. Acht Prozent der Aktien können national nicht zugeordnet
werden, sodass nur noch 34 Prozent mit Sicherheit deutschen Eigentümern
zugeordnet werden können.' Natürlich haben die genannten Investoren auch
Anteile an Unternehmen, die nicht im DAX gelistet sind.

Hinzu kommen die tausende von nicht börsennotierten, aber lukrativen Mit-

telstandsuntemehmen, in die sich Private Equity-Investoren eingekauft haben.^®
Jetzt nutzen sie die „Eurokrise" als neue Gelegenheit.^* Das merkt die Öffent
lichkeit kaum, denn die aufgekauften Unternehmen behalten ihren Namen, z.B.
wenn der dem allgemeinen Publikum unbekannte Großinvestor Advent jetzt 97
Prozent des Parfümerie-, Schmuck-, Buch-, Mode- und Süßigkeiten-Konzems
Douglas und Celgene den deutschen Biotech-Star Mophosys aufkauft.*^
Wenn von angloamerikanischen Investoren die Rede ist, so kommt das Kapi
tal vor allem vom Standort USA, ein Teil über den Standort Großbritannien.

Die Unklarheit hat u.a. damit zu tun, dass viele Hedgefonds, Private Equity
Fonds und Investmentbanken aus den USA vom Finanzplatz London aus ope
rieren, der noch exzessiver dereguliert ist als der Standort New York. Operati
ve Standorte der geringer vertretenen Investoren sind daneben die Schweiz,
Frankreich, Hongkong, China, Saudi-Arabien, Katar, Dubai, Abu Dhabi und
die skandinavischen Staaten und andere.

Die Unklarheit über die tatsächlichen Eigentumsverhältnisse wird durch ver
schiedene Faktoren verschärft. In der Regel haben die großen Aktionäre ihre
Anteile auf mehrere Fonds und Tochterfonds verteilt, die aufgrund ihres Na
mens nicht unbedingt als zugehörig zum Investor erkennbar sind.

Des weiteren haben diese Fonds in aller Regel ihren juristischen Standort nicht
an einem der operativen Standorte der Investoren, sondern in einer der heute
zum Wirtschaftssystem gehörigen Finanzoasen zwischen dem US-Bundesstaat
Delaware, den Cayman Islands in der Karibik, dem EU-Musterland Luxemburg
und der von der Londoner City aus beherrschten Kanalinsel Jersey. Hinzu

9
Focus Money online und Die Welt v. 10.5.2013 mit Berulling auf eine Studie von Emst & Young.

Austührllch dazu: Werner RQgemer: Deutschland AG aufgekauft. Die feste Eigentumsstruktur
der deutschen Wirtschaft wird seit 1998 entflochten. Jetzt sind ihre Banken und Konzerne in

der Hand global verflochtener Finanzakteurejunge weit v. 19.3.2013.
11 . „

Finanzinvestoren bekommen Geld für Übernahmen in Europa, Frankfurter Allgemeine Zeitung v.
3.7.2013

12
Douglas und der Duft der großen weiten Welt, Handelsblatt v. 26.2.2013; Investoren fliegen
auf Morphosys, Handelsblatt v. 28.6.2013
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kommt, dass diese Fonds das Kapital von Konzemen, Banken, Untemehmer-
Clans, Versicherungen usw. verwalten, die aus verschiedenen Staaten kommen.

Schließlich: Auch Untemehmen, Vermögensverwalter oder individuelle An
leger, die in Deutschland zumindest einen ihrer Wohnsitze haben und hier
steuerpflichtig sind bzw. wären, haben ihr Kapital zusammen mit vergleichba
ren Kapitalgebem aus anderen Staaten in intemationalen Fonds angelegt, die
mit einem Teil des Geldes einen Teil der Aktien eines Konzems mit zumin

dest einem Standort in Deutschland anlegen. Und wenn z.B. ein vermögender
deutscher Untemehmens-Clan 400 Millionen Euro einem US-Hedgefonds an
vertraut, der damit eine ganz eigene globale Strategie verfolgt - was genau
heißt unter all diesen Bedingungen noch „deutsches Kapital"?

Was ist da der Versuch von van der Pijl/Holman wert, die die Frage nach der
Existenz und Herrschaft von „deutschem Kapital" damit beantworten, dass
„der Geschäftssitz" entscheidend sei, also z.B. Frankfurt am Main/Germany?
Die Deutsche Bank, mehrheitlich in ausländischem Eigentum, hat zwar ihren
Sitz in Frankfiirt, aber das wesentliche operative Geschäft wird von den Sitzen
in New York und London gesteuert, unter Verwendung von 1.064 juristischen
Sitzen von Deutsche Bank-Tochtergebilden in einem Dutzend Finanzoasen,
angefangen in Delaware.

Die Deutsche Bank ist weder deutsch noch eine Bank, sondem eine globale
Vorfeldorganisation für ausländische und auch ein paar deutsche Investoren.
Die Deutschheit der letzteren drückt sich u.a. in einem Wohnsitz in Florida

und darin aus, dass sie in Deutschland keine Steuem bezahlen.

Neue Investoren nur flüchtige Eigentümer?

Goldberg und Leisewitz meinen, Aktienanteile an Untemehmen seien heute
sehr flüchtig; die durchschnittliche Haltezeit betrage oft nur noch ein paar
Wochen oder Monate. Die Investoren wollten am Untemehmen weiter nichts

ändem, denn sie würden die Aktien nur aus spekulativen Gründen kaufen.
Damit würden die Untemehmen trotz ausländischer Aktienmehrheit nicht zu

ausländischen Untemehmen, die Untemehmensstrategie werde also weiter
von den deutschen Eigentümem bestimmt.

Das trifft nicht zu, denn auch spekulativer Aktienkauf und -verkauf bedeutet
Eingriff in das Untemehmen. Zunächst: Auch die verbliebenen „deutschen"
Großaktionäre - im Unterschied zu den hunderttausenden „treuen" Kleinakti

onären, die viel Empörtes sagen, aber nichts entscheiden können - spekulieren
und wechseln schnell. Das bedeutet keinen Ausstieg, sondem den Einstieg ei
nes oder mehrerer vergleichbarer Investoren. Trotz des schnellen Wechsels
bleibt insgesamt der genannte, zudem steigende durchschnittliche Anteil aus
ländischer Investoren Jeweils gleich.

Zweitens sind die neuen Großinvestoren wie Blackrock, Vanguard, Welling
ton, T. Rowe Price, Capital World, Barclays, Credit Suisse und United Bank
of Switzerland nie alleine in den DAX-Konzemen vertreten, sondem zu zweit.
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zu dritt, zu viert, oft zusätzlich mit Tochterfonds mit Anteilen unterhalb der 3-

Prozent-Publizitätspflichtgrenze.

Drittens: Diese Investoren nehmen in New York, London, Houston und Zü

rich die Konzemvorstände bei den ,Jloadshows" in die Mangel und dringen
auf Maßnahmen der Kostensenkung und der Aktienwert- und Gewinn-
Steigerung. So hat die „Heuschrecke" Blackstone sofort nach ihrem Einstieg
bei der Deutschen Telekom erfolgreich auf das Outsourcing und die tarifliche
Herabstufung mehrerer tausend Beschäftigter gedrängt. Das steigert den Akti
enwert oder soll es zumindest bewirken. Der größte Aktionär der Deutschen
Bank, Blackrock, entschied mit seinem scheinbar niedrigen Aktienanteil von
knapp 5 Prozent die Abwahl Josef Ackermaims und die Wahl von Anshu Jain
zum neuen Vorstandschef und damit über die zukünftige Bankstrategie.^^
Viertens kaufen Private Equity-Investoren wie Blackstone sich in tausende luk
rative Mittelstandsfirmen ein. Sie verkaufen Grundstücke, belasten das aufge
kaufte Unternehmen mit zusätzlichen Krediten, ziehen kreditfinanzierte Gewin

ne heraus, bauen Arbeitsplätze ab, mobben Betriebsräte u. ä. So machen sie in
drei bis sieben Jahren die „verschlankten" Unternehmen für sich profitabel, ver
kaufen sie weiter oder sammeln durch den Börsengang neues Geld.

Fünftens handeln die neuen Investoren flächendeckend. So ist der größte
Vermögensverwalter des Planeten, Blackrock, in Deutschland nicht nur größ
ter Aktionär der Deutschen Bank, sondern auch Großaktionär aller 30 DAX-

und weiterer Konzerne. Wer einen solchen gleichzeitigen tiefen Einblick und
operativen Zugriff in den entscheidenden Teil einer Volkswirtschaft hat und
mit deren verschiedenen Komponenten spielen - und sie gegeneinander aus
spielen - kann, hat ein unvergleichbares Insiderwissen. Er kann durch Käufe,
Verkäufe und Derivate auf Aktien und Aktienindizes die zukünftige Aktien
entwicklung besser als andere Investoren steuem und höhere Gewinne er
zwingen, ja die Entwicklung einer ganzen Volkswirtschaft mitbestimmen.

Sechstens haben die neuen Investoren die besseren Machtbeziehungen. Sie
sind mit den internationalen, privat-staatlichen Regulatoren wie Ratingagentu
ren, Wirtschaftsprüfern und Wirtschaftskanzleien eng, teilweise eigentums
mäßig verbunden. Diese Investoren regieren auch in Deutschland und in der
EU mit. Die fiihrenden unter ihnen sind in US-Hand und mit den anderen pri
vaten wie staatlichen Akteuren durch die Praxis „Revolving Door" verbunden
(übergangsloser Wechsel von der Wallstreet-Investmentbank zur Ratingagen
tur, von der Finanzaufsicht zum Hedgefonds...). Blackrock ist seit der „Fi
nanzkrise" 2008 der wichtigste Berater der US-Finanzminister.*'*
Siebtens haben sich die neuen Investoren, die gleichzeitig weltweit jeweils in
hunderten und tausenden von Unternehmen Miteigentümer sind, neue Koor
dinationsformen geschaffen. Damit entmachten sie die traditionellen Großak-

Handelsblatt v. 6.2.2012
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Vgl. Werner RQgemer: Ratingagenturen, a.a.O., S. 68.
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tionäre wie Pensionsfonds und Familienclans, die jeder für sich agieren. Zum
Beispiel die US-Beratungsgesellschaft Institutional Shareholder Services
(ISS): Sie koordiniert - lange vor den belanglos gewordenen, jährlichen
Hauptversammlungen der Aktiengesellschaften - das Verhalten zwischen
mehreren Investoren eines Untemehmens, etwa hinsichtlich von Aktienkäufen

und -Verkäufen, Verkauf eigener und Kauf anderer Untemehmensteile und
Besetzung des Untemehmensvorstands.*^

Varieties of Capitalism

Eine Quelle für die Vorstellung von „deutschem Kapital" ist die Theorie „Vari
anten des Kapitalismus". Als Theorie „Varieties of Capitalism" wurde sie an der
US-Eliteuniversität Harvard entwickelt. Danach unterscheiden sich verschiede

ne Formen des Kapitalismus von Staat zu Staat, und zwar je nach den besonde
ren regulatorischen Bedingungen und Praktiken, je nach der staatlichen Ein
griffstiefe und -art: Arbeitsgesetze, Lohnfindungsverfahren, Arbeitsmarkt, Sozi
alversicherungen, Sozialstaat, Kartellrecht, Börsen- und Finanzaufsicht.

Die Theorie wurde - wie so viele, die in den USA ausgebrütet wurden und wer
den - in Deutschland übemommen. Das gilt dann als innovativ und modern.
Insbesondere am Kölner Max Planck-Institut für Gesellschaflsforschung sam
melten sich die Vertreter dieser Theorie. So bejahte Direktor Wolfgang Streeck
die Existenz eines „deutschen Kapitals", und zwar wegen der besonderen insti
tutionellen Bedingungen der „sozialen Marktwirtschaft": Deutsches Kapital sei
einerseits wettbewerbsfähig und ermögliche gleichzeitig hohe Löhne. So werde
auch der soziale Zusammenhalt durch geringe Einkommensabstände erhalten.^^
Diese „Kapitalismus"-Analyse geht von staatlichen und von Staat zu Staat un
terschiedlichen institutionellen Bedingungen aus, also von mehr oder weniger
staatlicher Regulierung, von mehr oder weniger Sozialstaat. So gibt es eben
als eine Variante des Kapitalismus den deutschen Kapitalismus mit der Beto
nung des Sozialen („soziale Marktwirtschaft").

Die Charakterisierung des Kapitals als „deutsch" beruht also lediglich auf ei
nem politischen Kriterium. Dabei bleiben die Eigentumsverhältnisse voll
kommen ausgeblendet. Es wird nicht einmal im Ansatz gefragt, wie das Kapi
tal der Unternehmen in einem Staat überhaupt zusammengesetzt ist.

Kapital und Standort: Was sagt die Stamokap-Theorie?

Eine andere Quelle für das Festhalten am Begriff „deutsches Kapital" ist die
Stamokap-Theorie seelig (Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalis
mus). Sie wurde in der DDR entwickelt und besagt: Die deutsche Bourgeoi
sie und ihre diversen Monopole sind aufs engste mit dem deutschen Staat
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Focus Money online a.a.O. v. 10.5.2013

Wolfgang Streeck: German Capitalism. Does it exist? Can it survive? MPIFG Discussion Pa-
per 95/5, Köln November 1995
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verknüpft. Und das sei auch heute noch so, wird auch heute behauptet.
Deswegen könne 1. zum Beispiel Blackrock als Aktionär der Deutschen
Bank keine Kontrolle über die Bank ausüben. 2. Die Entflechtung der
Deutschland AG bedeute nicht die Auflösung der deutschen Bourgeoisie.
Deutsche Milliardärs-Clans wie Porsche, Piech, Quandt, Haniel, Oetker, Ot
to, Henkel, die ALDI-Brüder, die Lidl-Eigentümerfamilie Schwarz, Mohn
und Schaeffler hätten weiter Kontrollmacht in ihren Konzernen. 3. Der deut-

17
sehe Staat sei weiter ihr Interessenvertreter.

Gehen wir die Argumente der Reihe nach durch. 1. Blackrock wird als isolier
ter Einzelaktionär gesehen, aber nicht seine Koordination mit anderen solchen
Aktionären. Gesehen wird auch nicht die Stellung der neuen Investoren wie
Blackrock in der globalen finanziell-politischen Kapitalmacht.

2. Natürlich gibt es so etwas wie eine „deutsche Bourgeoisie". Sie ist mit den

genannten Namen verbunden und findet sich in den populären, jährlich veröf
fentlichten, mit Familienfotos versehenen Listen der „reichsten Deutschen".

Ein deutsches Sommermärchen auf Illustrierten-Niveau. Seit wann sind

„reich" und ,AIilliardär" analytische Begriffe, um Kontrollmacht zu klären?
Ohne z.B. die Deutsche Bank und Hedgefonds wie Blackrock, die mehrheit
lich gar nicht deutsch sind, könnten sie ihren Reichtum gar nicht mehren.

3. Auch die „deutsche Bourgeoisie" vertraut in ihrer trauten Deutschheit einen
Teil ihres Vermögens und ihrer Gewinne eben jenen neuen Investoren zur
Verwaltung imd Mehrung an. Dabei sind die deutschen ,Jleichen" von den
neuen, lukrativeren Methoden der neuen Investoren abhängig. Die Wertpa
pierpakete werden zudem mehrheitlich über die üblichen juristischen Kon-
strukte („Briefkastenfirmen") mit Sitz in Delaware und den Virgin Islands ge
parkt. Man hat oder sucht dort die Verbindung zur politischen und kulturellen
Macht, man spendet dort für Parteien, Politiker, Kultur und Charity.

Gerade die typischen deutschen Unternehmen, die zumindest vordergründig
von bourgeoisen Familien-Clans beherrschten Konzerne wie VW, ALDI,

Mohn/Bertelsmann, Quandt/BMW erwirtschaften den größten Teil ihrer Ge
winne heute außerhalb der Bundesrepublik. So hängen also auch die Kapital-
verwertungs- und Sicherheitsbedingungen selbst der schrumpfenden deut
schen Bourgeoisie nicht nur mehr vom Staat und Standort Bundesrepublik
Deutschland ab, sondern auch von der jeweiligen Machtkonstellation in ande
ren Staaten und Standorten sowie von den Mechanismen, Regularien und Me
thoden des globalen Finanzsystems.

Schließlich: Der „deutsche" Staat ist auch nicht mehr das, was der westdeut
sche Staat einmal gewesen sein mag, auf den ersten Blick. Zum einen sitzt die
private Lobby in vielfacher Gestalt mitten im Staat. Zweitens handelt es sich
auch um ausländische, vor allem US-Lobby.^* Drittens ist der Staat BRD ein-
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gebunden in internationale quasi-staatliche Institutionen wie die EU und ihre
zahlreichen Institutionen (Europäische Kommission, Europäische Zentral
bank. ..), in den IWF und in die Bank for International Settlements (BIS, Basel).

Globales Kapital „strongly connected''

Um es noch ein bisschen komplizierter zu machen, aber andererseits ist es
nicht kompliziert, sondern eben anders als bisher: Wie schon erwähnt, ist
Blackrock der gegenwärtig größte Kapitalmanager im westlichen Kapitalis
mus. Aber wem gehört er? Neben der Pittsburg National Corporation und den
Hedgefonds Wellington, Vanguard, State Street, Capital World ist die Norwe
gische Zentralbank der gegenwärtig immerhin zweitgrößte Eigentümer von
Blackrock. Das ist nur einer der zahlreichen Hinweise, wie nicht nur private,
sondern auch staatliche Finanzakteure mit Standort in Europa in das US-
dominierte Weltfinanz- und Wirtschaftssystem integriert sind.

Seine oberste Liga wird, was hier nur kurz angedeutet werden kann, von etwa gut
100 Kapitalknoten gebildet. Zu ihnen gehören die seit den 80er Jahren gebildeten
Kapitalmanager wie Blackrock, Capital World, Vanguard ebenso wie die mit ih
nen vielfach vernetzten Akteure, die noch ihre nostalgischen Namen tragen wie
die Banken Barclays, United Bank of Switzerland UBS, JP Morgan Chase, Mer-
rill Lynch, Goldman Sachs, Deutsche Bank, Nomura, Societö Gen^le, Unicredi-
to, Versicherungen wie Allianz und Axa, Konzeme wie Mitsubishi. Sie bilden ein
hierarchisch mehr oder weniger geordnetes, globales Haifischbecken.

Über sie und ihre zehntausenden an Tochterfirmen und Beteiligungen laufen die
meisten und wichtigsten Eigentumsverbindungen zu hunderttausenden von Un
ternehmen in aller Welt. Die wichtigsten Akteure der Kapitalknoten sind auch
untereinander eigentumsmäßig verbunden, sie sind „strongly connected".*'
Die Verwertungsbedingungen, die Existenzsicherheit und die Expansion wer
den von wiederum hierarchisch mehr oder weniger geordneten und verbunde
nen Staaten und internationalen und nationalen Macht- und Finanzinstitutio

nen (NATO, WTC, IWF, Federal Reserve Bank, Bank for International Sett
lements, Europäische Zentralbank, Europäische Kommission, Geheimdienste
und deren Zusammenarbeit und Konkurrenz, Internationale Handelskammern

und Schiedsgerichte, Großmedien...) gewährleistet.

Standort Bundesrepublik in der Europäischen Union

Diesem „westlichen" Kapitalismus geht es nicht, wie behauptet, um Ausbrei
tung von Demokratie, Wohlstand, Arbeitsplätzen, Sicherheit oder um den
aufwendig inszenierten Kampf gegen den „internationalen Terrorismus". Im
Gegenteil: Den dominierenden Akteuren geht es 1. um die Enteignung und
Eroberung, auch militärisch, von nicht oder nicht ganz der kapitalistischen
„Ordnung" unterworfenen Territorien (in Afiika, Asien, Irak, Afghanistan...),
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2. Um die Enteignung und Eroberung von sich entziehenden oder gar sozialis
tisch oder einfach unabhängig sich organisierenden Territorien (Libyen, Sy
rien, Iran, Kuba, Venezuela, Bolivien...), 3. um die Enteignung anderer, ds
feindlich bezeichneter Kapitalismen, z.B. Chinas und Russlands, imd 4. auch
um die Enteignung „befreundeter" Kapitalismen.

Letzteres ist gegenwärtig in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union der
Fall: Die genannten Investoren nutzen die von ihnen selbst hier mitverursach
te Staatsverschuldung, Arbeitslosigkeit und Wachstumsschwäche dazu, um
neues Eigentum für sie günstiger als vorher zu erwerben, privates (unterneh
merisches) ebenso wie staatliches. Auch etwa die weitere Absenkung von Ar
beitsstandards und der Abbau von Gewerkschaflsrechten dienen der besseren

Kapitalverwertung als bisher schon. Das gilt nicht nur für die Staaten wie
Griechenland, sondem auch für die Bundesrepublik.

Bei dieser Enteignung handeln bekanntlich europäische staatliche und private Ak
teure (europäische Kommission, europäische Banken und Konzeme) gemeinsam
und sie handeln gemeinsam mit insb^ondere US-Akteuren wie Goldman Sadis
und dem IWF. Dabei führt in der EU bekanntlich da* ökonomische und politische
Standort Bundesrepublik Deutschland. Wenn die deutsche christlich-unchristliche
Bundeskanzlerin von „marktkonformer Demokratie" spridit und sich gelegentlidi
populistisch beschwert, von „den Märkten" erpresst zu werden, so meint sie mit
den „Märkten" genau die genannten Investoren.

Dem deutschen Staat bzw. seinen Regierungen g^t es naturlich auch um die Inte
ressen des schrumpfenden deutschen Kapitals (das ohnehin nicht mehr deutsch ist,
wie es sich öffentlich gibt), sondem um die Interessen des von Deutschland aus
operierendai Kapitals. Und das ist eben mehrheitlich nicht „deutsch".

Das, was vom deutschen Kapital und seinoi Mittätern und Mitläufern übrig
geblieben und auch nachgewachsen ist, ist wegen seiner Führungsrolle in der EU
nun frecher geworden. Das änd^ aber nichts daran, dass die Bundesrepublik -
auch gegen die Interessen der Mehrheit der Bevölkerung - gleichzeitig zum wich
tigsten politischoi Vasallen da- USA in Europa geworden und es geblieben ist.

Es sei an folgendes erinnert: Schon zu Zeiten des Marshall-Plans hat die US-
Regierung dafür gesorgt, dass die anderen wichtigen westlichen Siegermächte
des 2. Weltkriegs, Frankreich und Großbritannien, ihre Vorbehalte gegen die
Bundesrepublik zurückstellen und Kooperationen eingehen mussten, die sie
eigentlich nicht wollten.^® Frankreich und Großbritannien sind zwar militä
risch und geheimdienstlich bisher aktiver, aber auch hier holt die Bundesrepu
blik bekanntlich auf. Aber kein westlicher Kapitalstandort außerhalb der USA
ist ökonomisch so mächtig und gleichzeitig für das jetzige wie auch für das
letzte Gefecht so abhängig, unterwürfig und erpressbar.

Werner Riigemer
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Ökonomie des Sozialismus

Essen, 4. Mai 2013, Tagung der Marx-Bngels-Stiftung

„Die Produktionsweise, die den Kapitalismus ablöst, muss der alten Produkti
onsweise ökonomisch überlegen sein. Ist sie das nicht, wird der Versuch
scheitern, sie dauerhaft zu etablieren, oder, was dasselbe ist, sie wird von den
alten Mächten beseitigt. Diese Erfahrung haben wir gemacht. Es gilt, Lehren
daraus zu ziehen." So Lucas Zeise im Vorfeld der Essener Tagung. Befürch
tungen, das Thema beziehe sich auf eine allzu ferne Zukunft und sei daher
nicht sonderlich attraktiv, erwiesen sich als unbegründet. Für annähernd 80
Teilnehmer_innen war die Ökonomie eines zukünftigen Sozialismus offenbar
ein gar nicht so weit hergeholtes, ein aktuelles, attraktives Diskussionsthema.

Die Auseinandersetzung ging vor allem um die Frage, welche Rolle das Wa
re-Geld-System im zukünftigen Sozialismus spielen kann bzw. soll. Harry
Nick^ der aus gesundheitlichen Gründen verhindert war, stellte in seinem auf
der Tagung verlesenen Beitrag fest, dass die historischen Erfahrungen, na
mentlich die im „realen Sozialismus", die Tragfähigkeit des Gesellschaftsmo
dells ohne Geld, aber mit Leistungsprinzip nicht bestätigt hätten. Im Gegen
teil: Der „reale Sozialismus" sei eher an der Geringschätzung, der unzurei
chenden Entwicklung der Ware-Geld-Beziehungen gescheitert, daran, dass die
„Politische Ökonomie des Sozialismus" sich vom Marxschen Sozialismus-
Modell nicht konsequent habe abwenden können. Die Ware-Geld-
Beziehungen seien ein hochwirksames, auch im Sozialismus unverzichtbares
Mittel wirtschaftlicher Rationalisierung, eben weil sie alle vielgestaltigen und
dynamischen wirtschaftlichen Vorgänge und Größen bis in alle noch so feinen
Verästelungen hinein auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen vermögen.
Und der gemeinsame Nenner sei eben die Geldware, das Geld als Maß der Wer
te und Maßstab der Preise. Eine direkte Wertbestimmung durch Ermittlung,
Quantifizierung der Wertsubstanz, der Arbeitsmengen, sei unmöglich. Am deut
lichsten werde die Unmöglichkeit eines direkten Messens des durch die leben
dige Arbeit geschaffenen Wertes sichtbar in der Unmöglichkeit, objektive Maß
stäbe, Skalen für die Umrechnung komplizierter in einfeche Arbeit zu finden,

Bildungsstand, Qualifikation, Verantwortung, Anspannung, körperliche An
strengung, gesundheitsrelevante Umstände angemessen zu erfassen.

Dem hielt Lucas Zeise entgegen, dass Wirtschaftsreformen in Richtung einer
vermehrten Geltung des Wertgesetzes im Sozialismus prinzipiell erfolglos
bleiben müssten. Die Wirkungen des Wertgesetzes könnten nicht zum Tragen
kommen unter Bedingungen, wo es keinen Kapitalmarkt - und damit keinen
Ausgleich der Profitraten - und keinen Arbeitsmarkt - also keine frei verkäuf
liche und verwertbare Ware Arbeitskraft - gebe. „Gehen Reformen allerdings
so weit wie die Reformen Deng Xiaopings in China, dann ist die Rückent-
wicklung zum Kapitalismus die zwangsläufige Folge."

Auch Heinrich Harbach hielt es für eine Illusion zu glauben, man könne die
Kapitalherrschaft aufheben, zugleich aber die Wertbeziehungen weiterhin



Berichte 173

technisch fünktionell mehr oder weniger effektiv nutzen. Gerade umgekehrt
müsse die Auflösung der fest mit den Ware-Geld-Beziehungen verbundenen
systemischen Struktur der Kapitalherrschafl den historischen und logischen
Ausgangspunkt für dessen Auf- und Ablösungsprozess und seine Ersetzung
durch ein höherwertiges System bilden.

Helmut Dunkhase wiederum versuchte auf der Basis der Arbeiten von u.a. Paul

Cockshott/Allin Cottrell sowie Wassily Leontief nachzuweisen, dass heute unta*
Ausnutzung modemer wissenschaftlich-technischer Möglichkeiten die Planung
und Kontrolle eines sozialistischen ökonomischen Systems allein auf der Basis
der Arbeitszeitrechnung eine realisierbare Altemative darstellt - dies ausdrücklich
ohne Rückgriff auf Ware-Geld-Beziehungen. Cockshott/Cottrell hätten in ihrem
Buch ,Altemativen aus dem Rechne' gezeigt, dass dies heute möglich ist.

Jörg Roesler skizzierte die Entwicklung sozialistischer Volkswirtschaften von
den 1920er Jahren bis zur Gegenwart. Er erinnerte u.a. daran, dass am Ende
der 1950er Jahre eine Anzahl der die Volkswirtschaften im Osten sorgfältig
analysierenden prominenten Wirtschaftswissenschaftler im Westen erkannt zu
haben glaubten, dass mit einem bevorstehenden Einholen der westlichen In
dustrieländer durch die sozialistischen Volkswirtschaften zu rechnen sei. Aber

schon bald erwies sich das zentralistisch-administrative Planungssystem, das
sich zur Beschleunigimg extensiven Wirtschaftswachstums hervorragend ge
eignet hatte, immer mehr als Bremse für die weitere Entwicklung der ökono
mischen Effektivität angesichts sich verkomplizierender produktionstechni
scher Zusammenhänge, Bedürfiiisstmkturen und Interessenlagen. Er nannte
eindrucksvolle Beispiele dafür, dass Lenkung über den Plan kombiniert mit
Regulierung über den Markt nicht über kurz oder lang zum Verzicht auf den
Sozialismus und auf die Wiedergeburt einer kapitalistischen Ökonomie führen
muss - wie das die Reformgegner in den Partei- und Staatsführungen der ost
europäischen Ländern während der 1960er Jahre stets befiirchteten. Erkennbar
sei vielmehr geworden, dass eine gut funktionierende sozialistische Ökonomie
eine Menge privates bzw. halbprivates Eigentum sowie ein beträchtliches
Maß an Lenkung über den Markt „verdauen" kann.

Manfred Sohn stellte klar: , JDiese Krise wird der Kapitalismus nicht überleben.
Deshalb ist es notwendig, sich bereits jetzt und trotz unserer geringen Kräfte mit
einer altemativen Ökonomie und damit durchdachten Altemative zu dem sich

weiter vertiefenden Elend d» kapitalistischen Ökonomie zu befassen." Der nach
der Commune und dem großen Oktober dritte und welthistorisch entscheidende
Anlauf zur Überwindung des Kapitalismus durch eine sozialistische Gesellschaft
werde sich in dem Dreieck Gemeineigentum, Wiederherstellung der zentralen
Stellung der Frau in der Gesellschaft, kommunale und betriebliche Selbstverwal
tung entfalten. Es bleibe, namoitlich zu Beginn des dritten Anlaufe, sowohl ein
Bereich, der marktwirtschaftlich organisiert ist als auch ein Bereich, der planwirt
schaftlich auf nationalem Niveau organisiert ist. Mehr und mehr schiebe sich aber
zwischen Markt und Plan ein die gesellschaftlichen Zusammenhänge immer mehr
dominierender Bereich kommunale Ökonomie, in dem weder Markt noch natio-
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naler Plan, sondern die vor Ort tätigai Menschen in örtlichen Debatten entschei
den, wie sie ihr Leben organisiere. Die auf der Tagung vorgetragee Referate
werden in da* Ausgabe 5-2013 der Zeitschrift Marxistische Blätter abgedruckt.

RolfJüngermann

Marxismus und die Große Krise

Esslingen, 30. Mai bis 2. Juni 2013, XVII, Internationale Tagung
des Berliner Instituts für Kritische Theorie

Die XVII. Internationale Tagung des Berliner Instituts für Kritische Theorie
(InkriT), die vom 30. Mai bis 2. Juni 2013 in Esslingen am Neckar stattfand,
war in mehrfacher Hinsicht eine ,Jiistorische" Tagung. Wie der Titel „Mar
xismus imd die Große Krise" bereits ankündigte, ging es einerseits um Dyna
miken und Tendenzen der seit einigen Jahren in die Krise geratenen gegen
wärtigen kapitalistischen Gesellschaftsformation und andererseits um die mit
hin krisenhafte Lage des Marxismus und kritischen Denkens selbst. Darüber
hinaus kann das Historisch-kritische Wörterbuch des Marxismus (HKWM)
auf eine nunmehr dreißigjährige Geschichte zurückblicken. Neben mehreren
Plenen zur Krisenthematik gab es 18 Werkstätten zu einzelnen Wörterbuch
einträgen, in denen die jeweiligen Autorinnen ihre Entwürfe den ungefähr 90
Teilnehmenden der Tagimg vorstellten.
Dass das HKWM den Anspruch eines pluralen Marxismus verfolgt, lässt sich
allein an der thematischen Breite der Begriffswerkstätten ablesen. So unter
schiedliche Begriffe wie Monopoly Capital {John Bellamy Foster), Manage
ment {Gerard Dumenit), Miete {Bernd Beiina), aber auch Lumpenproletariat
{Peter Bescherer), Marginalisation {Adrienne Roberts), Macht {Elisabeth
List), Luxus {Derek Weber), Mangel {Ueli Mäder), links/rechts {Ingar Solty),
Mao-Zedong-Ideen {Wolfram Adolphi), Literaturlaitik {Peter Jehle), materia
listische Bibellektüre {Kuno Fussel), Manipulation {Marko Ampuja u. Juha
Koivisto), Machismus {Diana Mulinari), Marktfrauen {Ruth May), wurden in
zahlreichen Werkstätten vorgestellt, lebhaft diskutiert und votiert Darüber
hinaus stellte der mexikanische Sozialwissenschaftler Pablo Gonzalez Casa

nova seinen Text „Surplus Value and the History of Capitalism" vor und be
richtete aus seinem erfahrungsreichen Leben, u.a. aus der Zeit der revolutionä
ren Umbrüche in Mexiko um 1968.

Dass der Marxismus ein zentrales Thema dieser Tagung war, zeigten nicht nur
die drei zu diesem Komplex abgehaltenen Wörterbuch-Werkstätten [Marxis
mus-Leninismus {Wolfram Adolphi), Marxismus Lenins {Wolfgang Küttler),
Marxismus {Wolfgang Fritz Haug)], sondern auch die unterschiedlichen Ver
suche, die Krise mit marxschen Begriffen zu verstehen. So stellte etwa Gerard

Dumenil die These auf, dass ein wesentlicher Faktor in der gegenwärtigen
Formation des Kapitalismus das Aufbrechen des fordistischen Bündnisses
zwischen Arbeiterinnen und Management ist. Demgegenüber entwickelte der
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italienische Ökonom Guglielmo Carchedi eine Deutung der aktuellen Krise
mit Hilfe der marxschen Überlegungen zum tendenziellen Fall der Profitrate.
Allerdings blieb aufgrund des umfangreichen Zahlaimaterials der Beiträge
unklar, wieso es sich um eine große, also um eine im Sinne Gramscis organi
sche Krise der gegenwärtigen Gesellschaftsformation handelt.
Abseits dieser polit-ökonomischen Krisenanalysen zeichnete sich die Tagung
durch den Versuch aus, eine Verbindung von marxistischer Theoriebildung
und gesellschaftlicher Krise herzustellen und herauszuarbeiten, wieso erstere
heute kaum mehr organisch mit sozialen Kämpfen verbunden ist.
Diese historische Situierung des Marxismus wurde vor allem in der Marxismus-
Werkstatt von Wolfgang Fritz Haug geleistet. Die historische Bedeutung des
Marxismus, so Haug, bestehe in der Verschmelzung der Arbeiterbewegung mit
dem theoretischen Denken von Marx und Engels. Die aktuelle Form, in der Mar

xismus nurmdir auftrete, sei das kritische Denken, die organische Verbindung mit
der Arbeiterbewegung hingegen sei wei^ehend verloren gegangen.
Zeichnete sich, so Haug, der Staatssozialismus durch eine Seinsgesetzlehre
und einen letztlich metaphysischen Gebrauch der marxschen Begriffe aus, so
sei es dem „westlichen Marxismus" nicht gelungen, mit den praktischen Wi
dersprüchen der historischen Dynamik seit den 1980er Jahren angemessen
umzugehen. Dieses Versäumnis, sich aktiv auf der Welle der geschichtlichen
Dynamik zu bewegen, habe den Marxismus nun in Form einer passiven Dia
lektik eingeholt. Die gegenwärtige Krise des Marxismus könne als eine Quit
tung für das Nichtaustragen der Widersprüche in der marxistischen Theorie
und Praxis verstanden werden, die von Anfang angelegt waren.
Dass den Marxismus eine passive Dialektik ereilt hat, ist Haug zufolge aller
dings keine Neuigkeit: Gleich zu Beginn wurde der Begriff von anarchisti
scher Seite im Generalrat der Internationalen Arbeiterassoziation pejorativ
gebraucht, wandelte sich aber dann zu einem Kampfbegriff für Marxistinnen.
Allerdings hatte Marx selbst Zweifel an dieser Bezeichnung, als er im Hin
blick auf Überlegungen von Paul Lafargue äußerte, „ce qu'il y a de certain
c'est que moi, je ne suis pas marxiste" (vgl. MEW 35: 388).
Die eigentliche Gründung des Marxismus, so Haug, habe aber erst Marx' er
möglicht. Die von Engels formulierte Einsicht in seiner für Marx gehaltenen
Grabrede, dass nach Marx nun die Zeit der Zaunkönige käme, sei insofern
wahr geworden, als der Marxismus sich erst herausbilden konnte durch die
Fusion der Arbeiterbewegung mit dem Denken von Marx und Engels in der II.
Internationale. Diese Fusion war die Reaktion auf die erste große Krise des
Marxismus, die sich endgültig mit Engels' Tod eingestellt hatte.
Keineswegs wollte Haug aber so verstanden werden, dass die Denkbewegungen
Marxens bmchlos in die Praxis der Arbeiterbewegung eingegangen sind. Im Ge
genteil: Gerade das, was beim selektiven und festgefehrenen Zugriff auf das
Marxsche Werk nicht eingelöst wurde, war ein Stachel in da- Praxis der Arbeiter
bewegungen und der Staatssozialismen. Die marxsche Vorstellung einer umfes-
senden Emanzipation der Menschen ist schließlich bis heute uneingelöst und stand
häufig schillernd für einen noch einzulösenden Anspruch in der Praxis der Arbei-
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to'bewegung. Diese Entwicklung des Marxismus müsse aber aus histCHisdien
Prozessen, aus der kcmkreten sozialen Praxis da* damaligen Zeit, begriffen werden.
Dass damit die Reflexion auf marxistisches Denken keineswegs erschöpft ist,
hat in einem Korreferat Frigga Haug herausgestellt. Ihr ging es um die Situie-
rung der Geschlechterverhältnisse im Marxismus. Der feministische Marxis
mus habe sich gebildet, um die in der Produktionssphäre nicht unmittelbar
ausbeutbaren Tätigkeiten, die dennoch zur gesellschaftlichen Reproduktion
beitragen und meisten von Frauen geleistet werden, in den Blick zu bekom
men. Es brauche ein begriffliches Werkzeug, um die Ausbeutung weiblicher
Arbeit in der Familie mit der Abschöpfling des Mehrprodukts in der kapitalis
tischen Produktionsweise zusammen zu denken.

Der Marxismus, so lässt sich aus der Werkstatt mitnehmen, ist nur lebendig zu er
halten, wenn a als eine sinnlidi praktische Theorie verstanden und ergriffen wird.
Dazu braucht es, und daraufhat F. Haug zu Recht hingewiesen, organische Intel
lektuelle, die sich mit den globalen Bewegungen austauschen und verknüpfen.
Marxistisches und kritisches Denken bezieht, wie diese Tagung unter Beweis
gestellt hat, seine Lebendigkeit aus der Reflexion auf sich selbst und die eigenen
historischen und sozialen Bedingungen des Denkens und Handelns. Die hybrid
artige Anlage der Tagung, einerseits theoretische Grundbegriffe zu diskutieren
und andererseits marxistisches Denken (in) der Krise zu thematisieren, hat viele
interessante Fragen aufgeworfen, an denen weiter diskutiert werden muss. Etwa
wie die einzelnen Gesichtspunkte der gegenwärtigen Krise in ihrer Mehrdimen-
sionalität und in ihrem Zusammenhang begrifflich gefasst werden können. Dies
kann auf der nächsten InkriT-Tagung 2014 in Berlin weiterdiskutiert werden,
die sich im Dachthema dem Zerstörerischen wie auch den Chancen der hoch

technologischen Produktionsweise widmen wird. Bleibt zu hoffen, dass die Re
flexionen marxistischen und kritischen Denkens einen in die gesellschaftlichen
Prozesse eingreifenden Charakter (wieder-) gewinnen können. Anregungen da
zu gab es auf der Tagung allemal.

Michael Rahlwes

Ein Blick in die Werkstatt von Karl Marx

Berlin, 14./15. Juni 2013, Kolloquium zum 60. Geburtstag von
Rolf Hecker

Am 14. und 15. Juni 2013 trafen sich Kollegen und Kolleginnen Rolf Heckers
aus dem In- und Ausland, um neue Erkenntnisse auszutauschen und so den
Vorsitzenden des Berliner Vereins zur Förderung der MEGA-Edition, den
verdienten Marx-Engels-Editor und -Forscher mit einer wissenschaftlichen
Veranstaltung zu ehren. Die von der zentralen Rosa-Luxemburg-Stiftung und
der Berliner ,Jlellen Panke" geforderte Tagung gliederte sich in fünf Sessio
nen: Editionsgeschichte, die Krise des Jahres 1857, neue Erkenntnisse aus Ex
zerpten und Vorarbeiten von Marx, Biografisches.
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Martin Hundt eröffiiete die Session I mit einer Würdigung der Verdienste He
ckers und ging dann auf die Erforschung der Geschichte der ersten MEGA
ein, deren Bedeutung für die weitere Editionsarbeit er nachdrücklich unter
strich. Er endete mit dem Appell, eine Gesamtgeschichte der wissenschaftli
chen Marx-Engels-Edition vorzubereiten. Mmfred Lauermann ging speziell
auf die Textausgaben und Kommentierungen des Kommunistischen Manifes
tes ein, wobei er die Einführungen von Antonio Labriola, Hermann Duncker
und Harold Lasky als maßstabsetzend hervorhob.

Im Mittelpunkt der Session II stand die zentrale Stellung der Erfehrungen mit
der Weltwirtschaftskrise des Jahres 1857. Rolf Hecker wies anhand von Ex
zerpten nach, wie intensiv sich Marx mit dieser Krise befasst hat und welche
Bedeutung dem für die Entwicklung seiner Theorie zukam. Dabei stellte er
mit der Entstehung dieser Papiere zusammenhängende Probleme ihrer Wie
dergabe in der MEGA zur Diskussion. Fritz Fiehler arbeitete zwei grundle
gende - hier auf einfache Nenner gebrachte - Schlussfolgerungen heraus, die
Marx aus dieser Krise gezogen habe: die Ursachen von Krisen liegen nicht in
einzelnen Momenten der Ökonomie, sondem in der Komplexität des Kapital
verhältnisses, die Akkumulation des Kapitals kann nur zyklisch erfolgen.
Pertti Honanen untersuchte die Anwendung mathematischer Methoden in der
ökonomischen Theorie von Karl Marx, die nicht primär in quantitative Be
rechnungen ermöglichenden Formeln, sondem in der mathematischen Stmk-
tur der Gedanken zu suchen sind.

Die in Session III vorgetragenen Referate waren nicht durch ihre inhaltliche
Thematik, sondem durch das Ausschöpfen des reichen Fundus der MEGA-
Edition und der sie tangierenden Quellen miteinander verbunden. Frieder Ot
to Wolf thematisierte in einem gemeinsam mit Danga Vileisis vorbereiteten
Beitrag die Marxsche Auseinandersetzung mit Max Stimer, bezogen auf Indi
vidualismus und Singularität. Er mahnte, Stimer emst zu nehmen, weil er
vielfältige auch heute noch ungelöste Probleme aufwarf und weil seine An
sichten eine große Herausforderung für Marx darstellten, trugen sie doch dazu
bei, den Kommunismus auf eine logische Basis zu stellen, wissenschaftliche
Arteit für eine gemeinsame Welt zu leisten. Michael Krätke befasste sich an
hand der „Schlosser-Exzerpte" mit Marxens Verständnis der Weltgeschichte.
Wie Marx diese Konspekte angelegt hat, das lässt Schlüsse auf sein Verständ
nis von Weltgeschichte, von historischen Knoten- und Wendepunkten, der
Staatsbildung, von den Wechselbeziehungen zwischen Geschichte der Tech
nik, der Wissenschaften, der Wirtschaft, der Politik und Kultur zu. Carl-Erich
Fb/Zgra/" konnte auf beeindruckende Weise nachweisen, welch hohen Stellen
wert im Werk von Marx der Stoffwechsel zwischen Mensch und Natur und

dessen sukzessive Untergrabung durch die entfaltete kapitalistische Produkti
on einnimmt. Ein Bewusstsein für auflcommende Gefahren war im 19. Jahr

hundert durchaus vorhanden, und Marx hat sich mit der zeitgenössischen ein
schlägigen Literatur intensiv beschäftigt. Nach Vollgraf lässt sich jedoch
Marx nicht als Zeuge für Ökologie im Rahmen der kapitalistischen Produkti
onsweise heranziehen. Seine Studien zum Stoffwechsel sind Teil seiner
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grundsätzlichen Kritik des Kapitalverhältnisses und begründen - mehr als das
bisher wahrgenommen wurde - die Notwendigkeit ihrer Überwindung.

Die Sessionen IV und V waren vor allem biografischen Themen gewidmet. Mi
chael Heinrich analysierte vorliegende Marx-Biografien und leitete aus der
Mängelliste Anforderungen an eine neue Marx-Biografie ab. Fanden seine The
sen einzeln genommen Zustimmung, wurde doch bezweifelt, dass sie sich in ei
nem Buch in Gänze realisieren lassen und gewissermaßen die „gültige" Marx-
Biografie ergeben könnten. Es wird wohl dabei bleiben, dass verschiedene Au
toren unterschiedliche Zugänge zu Leben und Werk von Marx suchen. Angelika
Limmroth stellte ihre bei der Erarbeitung einer Jenny-Marx-Biografie und einer
gemeinsam mit Rolf Hecker vorbereiteten Brief-Edition gewonnene Erkenntnis
se vor. Sie würdigte Jenny als eine selbstbewusste Mitstreiterin ihres Ehemanns,
zu der die ihr oft zugeschriebene „Opferrolle" nicht passt. Von dieser Kombina
tion Biografie und Edition dürfen so manche neuen Erkenntnisse erwartet wer
den. Frangois Melis ergänzte mit Anmerkungen zu einzelnen Briefen von Jenny
Marx und zu deren Adressaten. Zum Kuraufenthalt von Marx in Karlsbad 1875

steuerte Manfred Schöncke sorgsam recherchierte Details bei, vor allem zu je
nem Personenkreis, der damals von Marx kontaktiert wurde. Zhou Sieben lüftete

das Geheimnis, wer der in Kapital Band I erwähnte ,J^inanzmandarin Wan-
mao-in" war und was es mit der von ihm vorgeschlagenen Verwandlung der
chinesischen Reichsassignaten in konvertible Banknoten auf sich hatte.

Was kann ein Berichterstatter, der nicht zu den dieses Kolloquium bestreiten
den Marxkennem höchsten Ranges zählt, aus dieser Veranstaltung mitneh
men? Vor allem zwei Erkenntnisse: 1. Weit mehr als allgemein bewusst, ist
das Gedankengebäude von Marx als unvollendet und steten Veränderungen
unterworfen zu verstehen. Vor allem seine veröffentlichten Schriften voraus

gehenden oder nachfolgenden Papiere offenbaren, wie seine Theorie gereift
ist, wie er dazugelemt und teils auch umgedacht hat. Er war nicht derart auf
die Kritik der politischen Ökonomie zentriert, wie dies oft unterstellt wird,
sondern das Feld seiner Interessen war wesentlich breiter, was gewiss Aus
wirkungen auf das Abfassen der letzten Bände des Kapitals gehabt hätte. 2.
Wer tiefer in das Gedankengebäude von Marx eindringen will, muss sich auch
mit jenen Zeitgenossen befassen, deren Erkenntnisse Marx aufgegriffen oder
mit denen er sich auseinandergesetzt hat. Seine Ansichten haben sich im Dis
kurs mit anderen Denkern entwickelt, zugleich fiißen sie auf eingehenden em
pirischen Studien beziehungsweise auf dem Aufgreifen vorliegender empiri
scher Untersuchungen. Insofern sind von der Herausgabe der Abteilung IV
der MEGA wesentlich tiefergehende Erkenntnisse zu erwarten, vorausgesetzt
diese Exzerpte werden in die Betrachtungen einbezogen.

Nicht fern ist der 200. Geburtstag von Karl Marx. Rolf Hecker unterbreitete

den Vorschlag, eine Bio-Chronik in Daten vorzubereiten und rief alle zum
Mittun auf, die hierzu sachkundige Beiträge leisten können. Auch dieser Ap
pell sei hier weitergegeben.

Günter Benser



Eine neue Marx-Biographie

Jonathan Sperber, Karl Marx. Sein
Leben tmd sein Jahrhundert, Mün

chen 2013, Verlag C.H. Beck, 634 S.,
29,95 Euro.

Es ist jetzt ein gutes halbes Jahrhun
dert her, daß ein Redakteur der Berli

ner Studentenzeitung forum in der
Pause einer FDJ-Veranstaltung in der
Nähe Berlins Kurt Hager fragte, ob es
nicht an der Zeit sei, eine neue Marx-
Biografie in Auftrag zu geben. Der
mächtige ZK-Sekretär antwortete, die
Mehringsche' genüge noch völlig.
Doch fünf Jahre später erschien ein
neuer Versuch^, dessen Unvollkom-
menheit von den Autoren bald erkannt

wurde, die Kraft reichte aber nicht, vor

dem Ende der DDR einen beabsichtig
ten weit besseren vorzulegen.

Welch Paradoxon, daß ein „marxisti

scher Staat" auf diesem Felde vier

Jahrzehnte lang derart sparsam war,
während heutzutage die Marx-
Biografien im Dutzend auf den Markt
geworfen werden. Hier nur das Wir
ken demokratischer Meinungsvielfalt
versus früherer dogmatischer Enge zu
sehen, reicht zur Erklärung des Phä
nomens nicht aus. Mehr oder weniger
bewußt wird vielmehr aktuell ver

sucht, das aufgrund der äußerst wider
sprüchlichen gesellschaftlichen Ver
hältnisse rapid anwachsende Interesse
an Marx' revolutionärer Theorie auf

das „menschliche", unverbindliche

Feld der Biografie abzulenken. Jede

Franz Mehring: Karl Marx. Geschichte sei
nes Lebens. Berlin 1918. • Eine Neuausga

be von 1960 im Rahmen der Gesammelten

Schriften Mehrings benannte ausführlich

die Mängel diesen großen ersten Versuchs.

Heinrich Gemkow u.a.: Karl Marx. Eine

Biographie. Berlin 1967.

einschlägige Neuerscheinung ist da
her danach zu befragen, wie weit sich
der betreffende Autor dieses ,Auf-

trags" bewußt war und wie gut er ihn
mit der Aufrählung menschlicher
Schwächen und langen psychologisie-
renden Erwägungen erföllte. Wissen
schaftlich interessant dagegen ist die
Frage, ob neue Quellen einbezogen,
int^essante Gedankenverbindungen
hergestellt wurden, die es erlauben,
Marx' sowohl schweren wie kämpfe
rischen Lebensweg besser zu verste
hen und gerade mit Hilfe einer Bio
grafie tiefer in seine hochkomplexe
Gedankenwelt vorzudringen.

Das vorliegende neue, umfangreiche,
mit nur wenigen Mängeln (Marx'
Pamphlet von 1852 hieß nicht
„Skandale des Kölner Kommunis

tenprozesses", sondern Enthüllungen
über den Kommunistenprozeß zu
Köln) aus dem Amerikanischen so
fort übersetzte Werk wurde von ei

nem versierten Historiker der USA

geschrieben, der bereits ein bemer

kenswertes Buch über die Revolution

von 1848 im Rheinland vorlegte. Das

verhinderte jedoch nicht, in der vor
liegenden Biografie das 10-Punkte-
Programm des Kommunistischen
Manifests fär den Beginn einer bür
gerlich-demokratischen Revolution
als das „für eine künftige kommunis
tische Herrschaft" zu versehen (S.
218), die 17 Forderungen ... vom
März 1848 zu übersehen, die Neue

Rheinische Zeitung als für „ein aka
demisches Publikum"(!) geschrieben
anzusehen imd zu behaupten, Röser,
Nothjung und Leßner seien 1852 im
Kölner Kommunistenprozeß freige
sprochen worden, während sie tat
sächlich drei bis sechs Jahre Fes

tungshaft erhielten.
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Auch wenn Marx lebenslang unter
pekuniären Problemen litt, hätte er es
sich ganz gewiß entschieden verbeten,
in seiner Biografie bis zum Überdruß
darauf zurückzukommen. Und ähnlich

verhält es sich mit der Tatsache, daß er

jüdischer Abstammung war. Statt all
dieser Wiederholungen wären längere
Passagen über seine Dissertation (die
ganz schwach behandelt ist), über sei
ne tiefe Freundschaft mit Heine (die
von S. sogar bestritten wird), über sei
ne Stellung zur Pariser Junischlacht
von 1848 (die ganz fehlt) und viele an
dere Seiten von Marx' wissenschaftli

cher und politische Tätigkeit anzufiih-
ren gewesen. So war seine leitende Tä
tigkeit im Bund der Kommunisten und
in der I. Intemationale auf jeden Fall
von erheblich größerer Bedeutung, als
im vorliegenden Buch deutlich wird.
De Streit mit Bakunin ist leider eben-

fells mehr psychologisierend als par
teistrategisch dargestellt.

Die enorme Schwierigkeit jedes
Marx-Biografen, Leben und Werk
ständig miteinande zu verbinden, hat
auch S. nicht durchgehend gemeistert.
Erst nach der Schilderung von Marx'

Leben bis zum Ende der Pariser

Kommune (da war er 53) folgen die
Kapitel ,JDer Theoretiker" und ,J)er
Ökonom". Dadurch verschwimmt die

entscheidende Tatsache, daß Marx'

revolutionäre Theorie schon in seinen

Jugendjahren als Linkshegelianer zu
reifen begann und bereits im Vormärz
zu später niemals wieder aufgegebe
nen Erkenntnissen führte. Seinen neu

en „categorischen Imperativ", „alle
Verhältnisse umzuwerfen, in denen
der Mensch ein erniedrigtes, ein ge
knechtetes, ein verlassenes, ein ver
ächtliches Wesen ist", hatte er bereits

1844 publiziert, 1848 im Manifest wei

terentwickelt in dem Gedanken an eine

Gesellschaft „worin die fi-eie Entwick

lung eines jeden die Bedingung für die
freie Entwicklung aller ist."

Es ist wohl unbestritten, daß das Ma

nifest der Kommunistischen Partei
von 1848 einen Höhepunkt in Marx'
Schaffen darstellt; er hat es noch 1867
im ersten Band des Kapitals stolz zi
tiert. S. aber handelt es ziemlich lieb

los auf wenigen Seiten ab.

Marx hat bis ans Lebensende an seiner

Theorie gearbeitet, was in hohem Ma
ße an seinen Exzerpten ablesbar ist, die
in der vorliegenden Biografie stark un
ter Wert berücksichtigt sind. Das be-
triflft die Londoner Hefte aus den fiü-

hen 1850em, die Mathematischen Ma

nuskripte (1968 in Moskau veröffent
licht), und viele, viele andere Bemü

hungen, zuletzt die Exzerpte und Noti
zen zur Geologie, Mineralogie und Ag
rikulturchemie von 1878, die aber, erst

2011 als MEGA-Bd. IV/26 erschienen,

S. wohl noch nicht vorlagen.

Von großem Interesse ist Sperbers
These, Marx' Leben wäre ganz anders
verlaufen, wenn sein akademischer

Lehrer Eduard Gans nicht bereits 1839

verstorben wäre. S. ist auf der richtigen
Spur, wenn er an mehreren Stellen
darauf besteht, Marx sei niemals von

Hegels Philosophie abgewichen, selbst
wenn die materialistische neue Grund

legung in da- vorliegenden Biografie
nicht ganz deutlich wird. Überhaupt
besticht der Versuch, an vielen Stellen

Marx' unermüdlidies wissenschaftli

ches Suchen zu würdigen.

Leider sagt S. nicht direkt, warum er
- im Unterschied oder im Gegensatz
zu anderen Autoren - eine Marx-

Biografie schrieb, aber das Werk ragt
aus vielen seines Genres schon da-
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durch heraus, daß es die neue MEGA

sowie einschlägige DDR-Literatur
ganz unverkrampft als stark fi-equen-
tierte Quellen heranzieht, und auf
den letzten Zeilen seines Werkes ou

tet S. sich als Kämpfer gegen jene
„Anhänger des kapitalistischen Sta
tus quo, die bis zum heutigen Tag,
mehr als zwei Jahrzehnte nach dem

Ende des sogenannten Ostblocks,
nicht müde werden, gegen Marxisten
und ihren angeblichen Vordenker zu
wettern." (Das „angeblich" bezieht
sich auf Stellen, an denen andeu

tungsweise versucht wurde, dogmati
sche und stalinistische Berufungen
auf Marx zu kritisieren). S. bekennt
sich nicht als Marxist, aber er ist tief

beeindruckt von Marx als „leiden

schaftlicher, unbeugsamer und kom-
prosmissloser Charakter" (S. 566).

Das Große an dieser neuen Marx-

Biografie ist es vielleicht, daß auf sie
bezogen die eingangs genannte Frage
nicht eindeutig zu beantworten ist.

Martin Hundt

Das Einfache, das schwer zu
machen ist

Wolfgang Beutin, Hermann Klenner,
Eckart Spoo (Hg), Lob des Kommu
nismus. Alte und neue Weckrufe för
eine Gesellschaft der Freien und

Gleichen, Verlag Ossietzky GmbH,
Hannover 2013, 200 S., 20,-Euro

Wolfgang Beutin, Hermann Klenner
und Eckart Spoo - ein Literaturwissen
schaftler, ein Rechtsphilosoph und ein
politischer Journalist - haben im vor

liegenden Band ,J^undamentalsätze

kommunistischer Denk- und Lebens

weise" (5) von über hundert Verias-
sem im wesentlichen aus der europäi

schen Tradition zusammengetragen, in
denen, wie es im Geleitwort von Her

mann Klenner heißt, „deren Wirklich

werden erhofft, gefordert und «wartet,
in wenigen Fällen auch über wirkliche
Ansätze berichtet" wird.

Die chronologisch geordnete Auswahl
reicht von Piaton bis zum Brecht-

Mitarbeiter (und Z-Autoren) Manfi^ed
Wekwerth; fest alle Beiträge stammen
aus der Zeit vor 1989/1990. Die Her

ausgeber gehen (wie auch die beiden-
marxistischen Klassikern da* sozialisti

schen Ideengeschichte, Karl Kautsky
und Max Beer*) bis auf Antike, Mittel
alter und Reformation zurück. Die re

ligiösen Gerechtigkeits- und Gleich
heitsvorstellungen der Antike und des
Mittelalters sind bis in die Gegenwart
Kronzeugen kommunistischer Zu
kunftsvorstellungen. Heine berief sich
auf das Wort des „göttlichen Commu-
nisten" des Matthäus-Evangeliums:
,JEin Kamel wird eher durch ein Na

delöhr gehen, als dass ein Reicher ins
Himmelreich käme" (79); Emesto Car-
denal erklärt 1999: „Vom Kommu

nismus kommoi wir h«-. Unsere heili

gen Quellen, die Kirchenväter, sind
kommunistisch." (188) Dominierende
Themai dieser Kommunisten avant la

lettre sind Widersinn und demoralisie

rende Wirkung von Reichtum und
Armut, Herrschaft und Knechtschaft

(„Wer kann dai Herm vom Knecht un

terscheiden, die er beide als Lebende

kannte, wenn er bloß ihre blanken

Karl Kautsky, Die Vorläufer des neueren So-

zialismus, Stuttgart 1895, Berlin 1947; Max
Beer, Allgemeine Geschichte des Sozialismus
und der sozialen Kämpfe, Berlin 1919 ff., 8.
A. 1932; beide fehlen übrigens im Literatur
verzeichnis (S. 200), vielleicht weil sie im

Buchhandel nicht verfügbar sind - aber im In
ternet sind sie komplett zugänglich.
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Knochen findet und das Fleisch vom

Gewürm vertilgt ist?", Walther von der
Vogel weide, 12), das Pochen auf der
Gleichheit der Menschen, das Verlan
gen nadi Gerechtigkeit und Brüder
lichkeit. Mit Thomas Müntza* (22)

kommt erstmals das Moment der be-

rechtigtai Volksgewalt von unten ins
Spiel (1524, gegen Luther). Die Her
ausgeber kommentieren dies als „die
fiüheste Willenserklärung der Demo
kratie in Deutschland" (23). In der
gleichen Zeit - zu Beginn des „Zeital
ters der Utopien" (Max Beer) - setzt
die Kritik am Wvateigentum ein
(Thomas Morus, 1516).

Breiter Raum wird Texten aus Aufldä-

rung. Französischer Revolution und
FrühsozialismusA^ormärz gegeben.
Naturrechtliche Begründungen der
Kritik des Eigentums und der Forde
rungen nach Gemeineigentum, der
Vorstellungen von Gleichheit. Men
schenrechten, Freiheit dominieren. Zu
Wort kommen u.a. Morelly, Rous
seau, Wieland, Marat, Roux und Ro
bespierre, Hölderlin. Mit der fî anzö-
sischen Revolution werden die inne

ren Widersprüche der bürgerlichen
Gesellschaft Thema; der Widerspruch
von politischen und sozialai Rechten,
von Privateigentum und sozialer
Gleichheit, „Keine Herren mehr, kei
ne Ausbeuter mehr und keine Ausge
beuteten." (Babeuf 1795, 48) Ein
drucksvoll sind die literarischen Do

kumente, in denen der zukünftige
Aufstand prognostiziert wird: Lord
Byron (53ff.), Shelley (58f.: ,4hr seid
viele - sie sind wenige"). Was den
Frühsozialismus und fifthen Arbeiter

kommunismus angeht - Owen, Fou
rier, Saint-Simon, Cabet, Proudhon,
Weitling, D&amy - profitieren die
Herausgeber u.a. von der Höpp-

ner'sehen Quellenedition . Jetzt, um
1840, findet der Begriff des Kommu
nismus Verbreitung, gewinnt er sei
nen modemen Sinn; in der Sammlung
taucht er erstmals bei Proudhon und

Cabet (69, 70) auf. Die sozialen und
politischen Forderungen der unteren
Klassen rücken in den Mittelpunkt der
Zukunftsvorstellungen: Kritik der
Ausbeutung (Saint-Simon), Recht auf
Arbeit (Fourier), Gütergemeinschaft
(Dezamy); Cabet denkt 1841 über die
einheitliche Leitung der gesellschaftli
chen Produktion nach, für Weitling, Jst
der Fortschritt nur durch Revolution

denkbar" (1842).

Marx wird zuerst mit der „feste(n)

Überzeugung" aus dem Jahr 1842 zi
tiert, „daß nicht der praktische Ver
such, sondem die theoretische Aus

führung der kommunistischen Ideen
die eigentliche Gefahr" für die Herr
schenden bildet (77). Das mag überra
schen. Aber es heißt: Entscheidend ist

der Kampf um die Köpfe: ,4deen, die
unsere Intelligenz besiegt, die unsere
Gesinnung erobert, an die der
Verstand unser Gewissen geschmie
det hat, das sind Ketten, denen man

sich nicht entreißt, ohne sein Herz zu

zerreißen, das sind Dämonen, welche
der Mensch nur besiegen kann, wenn
er sich ihnen unterwirft." Wer den

Kampf um die Ideen verliert, verliert
auch politisch. Der (aus vielerlei
Gründen eingetretene) Hegemonie
verlust der sozialistischen Idee im eu

ropäischen Realsozialismus war der
Anfang vom Ende. Im ,JKommunisti-
schen Manifest" sprechen Marx und

J. HöppnerAV.Seidel-Höppner, Von Babeuf
bis oianqui. Französischer Sozialismus und
Kommunismus vor Marx, 2 Bände, Leipzig
1975.
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Engels von der zukünftigen ,Assozia
tion, worin die freie Entwicklung ei
nes jeden die Bedingung für die freie
Entwicklung aller ist" (89). Damit
charakterisieren sie das „Grundprin
zip" der gegenüber dem Kapitalismus
höheren Gesellschafrsform. Im, JCapi-
tal" wird dies Prinzip als „volle und
freie Entwicklung jedes Individuums"
gefasst (MEW 23: 618) - eine Be
stimmung, die weit übCT die Gleich-
heits- und Gemeinwohlvorstellungen
nicht nur im vormancschen Sozialis

mus hinausweist.

Für die aus der Zeit des Aufstiegs der
Arbeiterbewegung zusammengestell
ten Zeugnisse gilt, was Lafargue 1894
bildlich formuliert; ,Jn unserem Geist

ist das Ideal des Kommunismus wie

der aufgelebt, glänzender, kräftiger
als je. Allein dieses Ideal ist nicht
mehr eine bloße, dunkle, instinktive

Erinnerung. ... Wir sind Männer der
Wissenschaft, wir erfinden keine neu

en Gesellschaftsformen, sondern leis

ten der kapitalistischen Gesellschaft
Geburtshelferdienste, wenn die Ge

burtsstunde der sozialistischen Gesell

schaft schlägt" (1 lOf.). Das heißt Ent
faltung des Klassenkampfs, „der nur
enden kann, sei es mit dem Siege des
Proletariats, sei es mit der Rückbil

dung der Zivilisation in die Barbarei"
(114), wie Mehring 1898 das Diktum
von Rosa Luxemburg aus dem Jahr
1918 vorwegnimmt Angeführt werden
in diesem Abschnitt neben den Ge

nannten u.a. Herzen, die Liebknechts,

Bebel, Zetkin, Lenin, Nexö, Barbusse,

Kollontai, der Bremer Johann Knief.

Aus den Jahr nach November- und

Oktoberrevolution bringen die Auto
ren eine Reihe von Stellungnahmen,
in denen sich die Erwartungen an die
Umwälzung in Russland ausdrücken

(Hermann Hesse 1931, Sigmund
Freud 1933, Nehm 1934). Die Zu
kunft kann man sich, so Thomas

Mann 1944, „schwerlich ohne kom

munistische Züge" vorstellen, „ohne
die Grundidee des gemeinsamen Be
sitz- und Genußrechtes an den Gütern

der Erde, ohne fortschreitende Eineb

nung der Klassenunterschiede, ohne
das Recht auf Arbeit und die Pflicht

zur Arbeit für alle" (165). Einstein
plädiert 1949 in „Monthly Review"
für „die Errichtung einer sozialisti
schen Wirtschaft" und konstatiert,

„daß beim jetzigen Zustand der Ge
sellschaft die freie Diskussion dieser

Dinge durch ein mächtiges Tabu er
schwert" wird (169).

Der Band ist dem ,JLob des Kommu

nismus" gewidmet. Er enthält eine Fül
le für viele sicher überraschender und

aufechlussreicher Texte. Kommunisti

sche Zukunftsvorstellungen setzen,
wenn sie heute in doi neuen globalen
Protestbewegungen wirkungsvoll wer
den sollen, zweierlei voraus. Zum ei

nen den kritische Umgang mit der
Geschichte der kommunistischen Be

wegungen und des Realsozialismus.

Die von den Herausgebem zu Recht
betonte Tabuisierung sozialistisch
kommunistischer Vorstellungen heute
bedient sich, wie Konrad Famer her

vorhebt, eben auch der „Verbrechen ...

im Namen einer bessern Zukunft, eben
dieser großen Hoffiiung" (175). Und
so, wie in der Vergangenheit Utopien
und wissenschaftliche Gesellschafts-

Analysen aus den Widersprüchen ih
rer jeweiligen Zeit entwickelt wurden,
ist dies auch von den Zukunflsvorstel-

lungen der Linken heute zu fordem.

Dies wäre sicher ein zu bedenkender

Aspekt, wenn die Herausgeber, wie
Eckart Spoo in seinen Nachbemerkun-
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gen andeutet, über einen weiteren
Band zum Lob des Kommunismus

nachdenken. Hier müssten die Stim

men der Gegenwart aus allen Weltre
gionen zu Wort kommen.

Anzumerken bleibt, dass bei einer
Neuauflage des vorliegenden Bandes
auf jeden Fall eine Überprüfung der
Zitierweise und der Quellennachweise
zu empfehlen wäre.

Andre Leisewitz

Gerechtigkeit und
Kapitalismus

Elmar Treptow, Die widersprüchli
che Gerechtigkeit im Kapitalismus.
Eine philosophisch-ökonomische
Kritik, Weidler-Verlag, Berlin 2012,
315 S., 44.-Euro.

Die Ideale der bürgerlichen Gesell
schaft ließ Karl Marx im besten Falle

als heroische Selbsttäuschungen im
Kampf gegen den Feudalismus gel
ten, generell stellten sie aber für ihn
ideologische Konstrukte dar, hinter
deren hochtrabenden Formulierun

gen sich faktisch ein kümmerlicher
Inhalt verbirgt. Ihn scheint weniger
ihre Existenz an sich interessiert zu

haben, als die Art und Weise, wie sie
sich an der Wirklichkeit blamieren

(eine Sphäre, in der bekanntlich nicht
Phrasen, sondem materielle Interes

sen den Ausschlag geben). Darüber
hinaus sah er verschiedene Projekte
kritisch, welche am Kapitalismus nur
die schlechten Seiten abschaffen

wollten und sich heutzutage im glo
balisierungskritischen Umfeld fin
den: Die Forderung nach „Gleichheit
der Löhne" erklärte er für töricht, das

„Recht auf Arbeit" in der bürgerli
chen Gesellschaft für eine totale Illu

sion und die proudhonistische Ar
beitsgeldlehre für „Stümperei".

Selten und wenn dann kritisch widmen

sich Karl Marx und Friedrich Engels in
ihrem Gesamtwerk auch dem Begriff
„Gerechtigkeit". Bei den wenigen Stel
len, an denen der Terminus explizit
Verwendung findet (in der klassischen
Gerechtigkeitsschrift von Marx, der
,JCritik des Gothaer Programms"

kommt das G-Wort genau einmal vor),
wird dieser im pejorativen Sinne ge
braucht, etwa um den theologischen
und abgehobenen Charakter einer Aus
sage zu unterstreichen oder die Hohl
heit einer Phrase herauszustellen. Auch

bei einer Marxistin wie Rosa Luxem

burg wird das Wort nicht positiv ge
deutet, sondem im Zusammenhang mit
wenig schmeichelhaften Prädikaten
wie „Limonade" oder „klapprige Ro-
sinante" verwendet. So verwundert es

auf den zweiten Blick vielleicht nicht,

dass es nach dem Tod von Karl Marx,

dessen Slogans und Sentenzchen aus
dem ,JCommunistischen Manifest"

heutzutage gerne in den Feuilletons zi
tiert werden, gut 130 Jahre gebraucht
hat, bis das Thema aus marxistischer

Sicht in grundlegender Weise unter
sucht wurde.

Der Autor ist der emeritierte Münch

ner Philosophieprofessor Elmar
Treptow, dessen Denkart - wie sich
unschwer auch an diesem Buch fest

stellen lässt - nicht nur auf den Theo

rien von Karl Marx fußt, sondem

auch den Einsichten von Aristoteles

und Hegel Wesentliches zu verdan
ken hat. Treptow schiebt dem Ge
genstand nicht, wie sonst üblich, eine
überzeitliche Norm unter, mit dem

dann die Empirie kritisiert werden
soll, sondem er analysiert die Ge
rechtigkeit im Kapitalismus systema-
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tisch, stellt ihre spezifischen Bedin
gungen und Verlaufsformen dar und

macht die dazugehörende bürgerliche
Theoriebildung als gedankliche Kom
plementärbewegung zu einer beson
deren historischen Praxis kenntlich,
deren eigene Dynamik über sich
selbst hinausdrängt Mit seiner wis
senschaftlichen Rekonstruktion kriti

siert er den Gegenstand immanent.

Mit Marx kennzeichnet Treptow den
entscheidenden Widerspruch in der
kapitalistischen Gesellschaft in der
Weise, dass die Menschen, die von
unterschiedlichen Positionen aus am

Markt teilnehmen, auf abstrakte
Weise gleich gemacht werden, wo
durch sich die vorhandenen Un

gleichheiten potenzieren: Da die Wa
ren auf dem Markt allgemein nach
dem Wertgesetz, also nach dem
Prinzip der darin durchschnittlich ge
sellschaftlich notwendig verausgab
ten Arbeitszeit getauscht werden, ha
ben immer die Marktteilnehmer ei

nen Wettbewerbsvorteil, die ihre

Produkte mit größerer Geschwindig
keit produzieren. Denn sie können
somit ihre Waren billiger feilbieten.
Es wird also zu scheinbar gleichen
Bedingungen getauscht, die Voraus
setzungen für den Tausch sind aber
ungleich, so dass aus dieser Gleich
behandlung Ungleichheit resultiert.

Dieses Strukturmerkmal kapitalisti
scher Gleichbehandlung findet seine
Fortsetzung auf dem Arbeitmarkt, wo
sich Lohnabhängige und Kapitalisten,
als (scheinbar) ebenbürtige Vertrags
partner gegenüberstehen: Denn da
von den konkreten Bedingungen die
ses Lohnarbeitsverhältnisses, der Be
sitz bzw. Nicht-Besitz von Produkti

onsmitteln, abstrahiert wird, entsteht
daraus gleichfells wachsende Un

gleichheit: Der Lohnabhängige muss
länger arbeiten, als zum Erhalt seiner
Arbeitskraft notwendig ist, während
der Kapitalist diesen Mehrwert ein
streicht und wieder zum Zweck der

Geldvermehrung als Kapital investie
ren kann. Dies führt nicht nur dazu,
dass der Anteil der technologischen
Komponenten im Vergleich zur
menschlichen Arbeit wachsend zu

nimmt, sondern hat auch zur Folge,
dass sich das Kapital als sachliche
Gewalt konsolidiert und eine Eigen
logik entwickelt Es kommt zu einer

zunehmenden Verkehrung von
Mensch und Sache: Der menschen

produzierte Waren- und Profitkreis
lauf entwickelt eine Eigendynamik,
der sich alle unterzuordnen haben

(und presst weitere Bevölkerungs
gruppen unter das Kapitalverhältnis).
Aus der durch das Kapitalverhältnis
fi-eigesetzten Ungleichheitsspirale,
(deren Voraussetzung die der Indust
rialisierung vorangegangene Schei
dung der ländlichen Produzenten von
ihren Produktionsmitteln war) resul
tieren dann Diskrepanzen zwischen
den produzierten Waren und der zah
lungskräftigen Nachfrage, welche die
Grundlage für soziale Krisen bildet

Der Clou an Elmar Treptows Konzep
tion besteht nun darin, dass er diese

wachsenden Ungleichheitsbeziehun
gen nicht von einer überhistorisch-

moralischen Warte aus verwirft, son
dern zeigt, dass diese dem bürgerli
chen Begriff von Gerechtigkeit voll
und ganz entsprechen: Denn diese ba
siert wesentlich auf dem Prinzip der
Vertragsgleichheit operiert mit der
Tauschgerechtigkeit und ist auf die
größtmögliche und kurzfristige Ver
mehrung der Investitionen ausgerich
tet. Sobald eine bestimmte Position
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zwischen den Vertragpartnem ausge

handelt wurde und per Vertrag fixiert
ist, ist deren Befolgung nach kapita
listischen Maßstäben gerecht Un
gerecht erscheinen dann nur noch
Vorgehensweisen, die diesen Bezie
hungen entgegenstehen, wie etwa di
rekte physische Gewalt, Betrug, Skla
verei, Korruption, Insidergeschäfte,
Verstöße gegen das Kartellrecht und
sonstige Übertretungen vertraglicher
und gesetzlicher Bestimmungen.

So ist es nach Treptow im Kapitalis
mus gerecht, wenn jemand, der un
verschuldet arbeitslos wird, vor dem

Bezug staatlicher Leistungen erst
einmal sein Vermögen abschmelzen
muss, während Manager, die Unter
nehmen an die Wand fiihren, mit groß
zügigen Abfindungszahlungen belohnt
werden. Dies ist zwar eine außeror

dentliche Ungleichbehandlung, gleich
zeitig aber auch Ausdruck eines be
stimmten Kräfteverhältnisses zwi

schen Lohnarbeit und Kapital, wel
ches - wie etwa die Lohnquote -
nicht nur aus der ökonomischen Sach

zwanglogik resultiert, sondern auch
Ergebnis von außerökonomischen
Auseinandersetzungen ist, mithin also
ein Resultat von Klassenkämpfen (die
ja heutzutage vorzugsweise von oben
gefuhrt werden), die einen bestimm
ten Rechtshorizont zur Folge haben.
Solange nicht gegen bestehendes
Recht verstoßen wird, stellen also die
sozialen Diskrepanzen im Kapitalis
mus keine Ungerechtigkeit dar.

Weiter ist nach Treptow fiir die Aus
einandersetzungen zwischen Lohn
arbeitern und Kapitalisten charakte
ristisch, dass die Durchsetzung ihrer
Interessen gleichzeitig dieselben un
tergräbt und errungene Vorteile sich
mit der Zeit in Nachteile verwandeln

können, weswegen eine gestärkte
Nachfi^age- bzw. Angebotspolitik die
Interessen der Tari^arteien gleich
zeitig fördert und torpediert: Bei
großen Lohnzuwächsen ist es mög
lich, dass sich Waren verteuern und
schlechter absetzen lassen, was zu

Konkursen und Arbeitslosigkeit fuh
ren kann. Andererseits ist es, wenn

die Löhne ein gewisses Niveau unter
schreiten, nicht unwahrscheinlich,
dass die hergestellten Waren keinen
Absatz finden, was wiederum die Pro
fite schmälert und ebenfalls zu Kon

kursen und Arbeitslosigkeit fuhrt.

Dementsprechend wäre es also durch
aus fî glich, ob beim momentanen
Stand der gesellschaftlichen Produkti
on - die Produktivität hat die Akkumu

lation von Profiten deutlich überholt -

und nachdem die neoliberale Ange

botspolitik bei der Behebung dieses
Problems gescheitert ist bzw. weiter
scheitern wird, die von Teilen der
Linkspartei und Gewerkschaften hef
tig propagierte, weiterhin auf Ver
mehrung der Investitionen ausgerich
tete Angebotspolitik dazu angetan wä
re, die aktuellen Krisenerscheinungen
mehr als nur zeitweise zu kompensie
ren. Da von der Verteilung der Pro
duktionsmittel bereits wesentlich die

Verteilung der Konsumgüter abhängt,
wäre es besser, statt für höhere Löhne
allein zu kämpfen, einen Kampf ge
gen das Lohnarbeitsverhältnis über
haupt zu führen. Dieser Kampf, der
nicht aufgrund einer abstrakten Norm,
sondern der Einsicht in die in der Ge

sellschaft obwaltenden Tendenzen,

Widersprüche und Möglichkeiten ge
führt wird, ist wiederum kein Unrecht,
weil sich darin eine neue Gesell

schaftsformation Bahn brechen kann,

die eine komplexere Gerechtigkeit als
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die abstrakte Tauschgleichheit zur
Basis haben könnte, nämlich die un

gleichen Bedürfiiisse und Fähigkeiten
der Individuen. Falls dies geschieht,
würde also das Gerechtigkeitsprinzip
einer spezifischen Produktions- und
Gesellschaftsformation von dem einer

anderen abgelöst werden.

Der emeritierte Münchner Philoso

phieprofessor Elmar Treptow hat in
einem seiner Seminare einmal for

muliert, „Gerechtigkeit" sei „die Fra
ge, ob und in welchem Maße glei
chen und ungleichen Personen Glei
ches und Ungleiches zusteht." In die
sem Satz hat der an Hegel und Aris
toteles geschulte Marxist bereits die
wesentliche Komponenten benannt,
die eigentlich in der aktuellen Ge
rechtigkeits-Diskussion enthalten
sein müssten und die er in seinem

Buch eingehend behandelt.

Reinhard Jellen

Revolutionäres Subjekt?

Das revolutionäre Subjekt. „Wider
spruch. Münchner Zeitschrift für
Philosophie", 31. Jg., 2012, Heft 55,
150 Seiten. Bezug: Tengstr. 14,
80798 München, 10,- Euro.

Heft 55 der Zeitschrift „Widerspruch"
ist dem nicht gerade kleinformatigen
Thema ,JDas revolutionäre Subjekt"
gewidmet. Dabei stehen allerdings
Positionen und Überlegungen einer
bestimmten politisch-intellektuellen
Strömung im Vordergrund, die der
Rezensent als „postmodemen Links
radikalismus" bezeichnen will. Sie

wird u.a. von Philosophen wie Alain
Badiou, Slavoj Zizek, Jacques Ranci-
ere, Jean-Luc Nancy und John Hol-
loway repräsentiert.

Den realen Kontext der emeuten

Frage nach einem „revolutionären
Subjekt" der Gegenwart bildet, wie
das Editorial feststellt, die Entste
hung weltweiter Protestbewegungen
vom Tahirplatz in Kairo über den
Habima Square in Tel Aviv bis zur
Wall Street in New York und der

Puerta del Sol in Madrid.

Alle diese Bewegungen verweisen
auf die Konstituierung eines kollek
tiven Akteurs, der mit der traditionel
len Arbeiterbewegung kaum mehr
Gemeinsamkeiten zu haben scheint.

Daraus erklärt sich, warum heute vor

allem Autoren in der linken Szene

Aufinerksamkeit auf sich ziehen, die
sich nicht mehr politisch am Wider
spruch zwischen Kapital und Arbeit
orientieren und auf das Proletariat als

revolutionäre Avantgarde setzen,
sondern nach einem neuen „revoluti
onären Subjekt" suchen.

Von der Tonlage der meisten, theore-
tisch-interpretativ gehaltenen Beiträge
des Hefts weicht ein kurzer Beitrag
von Georg Fülberth ab, weil er sich
auf reale gesellschaftliche Prozesse,
genauer die Geschichte der kapitalis
tischen Produktionsweise, bezieht und
die nachdenkenswerte These aufttellt,
dass bisherige Revolutionen zwar
stets von unten initiiert wurden, aber
durchweg mit dem Sieg des Kapita
lismus und des Bürgertums endeten.
Damit endeten jedoch nicht gleichzei
tig die dem Kapitalismus immanenten
Widersprüche, wie ökologische Krise
und Finanzmarktkrise beweisen. Die

daraus resultierende Notwoidigkeit,
die Stoff- und Energiehaushalte neu
zu organisieren und den Finanzsektor
zu regulieren, läge zwar eigentlich im
Interesse des Gesamtsystems, bliebe
aber bisher praktisch ziemlich folgen-
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los. Ein „schlagkräftiges Subjekt" fiir
die Durchsetzung einer solchen Regu
lierung sei nicht zu entdecken. Wer
sich dagegen ein ,/evolutionäres Sub
jekt" wünsche, das den Kapitalismus
insgesamt aufliebe, dürfe das zwar
tun, aber „wünschen allein hilft
nicht", wie Fülberth daraus in einer
ebenso lakonischen wie schwer wi

derlegbaren Weise folgert.

In seinem Beitrag über „neue Erfin
dungen politischer Subjektivität" geht
der Literaturwissenschaftler Jan Völker

vor allem auf das Politikverständnis

von Alain Badiou ein, der zu den in-
temational bekannten Vertretem des

postmodemen Linksradikalismus ge
hört. Völker zeichnet einige zentrale
Vorstellungen und Begriffe Badious
nach und hebt zu Recht hervor, dass

Badiou die Geschichte als einen Pro-

zess begreife, in dem die Erwartung
eines egalitären Universalismus sich
nicht erfülle, weshalb die ,Jconimunis-
tische Hypothese" immer aktuell blei
be. Sie werde durch das empirische
Scheitern revolutionärer Bewegungen

wie der Pariser Kommune oder der

russischen Oktoberrevolution nicht

widerlegt, sondern bestätigt. Zutref
fend stellt Völker dar, wie Badiou un
ter Rückgriff auf Piaton die Idee des
Kommunismus als Akt einer Subjekti-
vierung fasst, der Reales, Symboli
sches und Imaginäres integriert und
sich als „Wahrheitsprozedur" in die
Geschichte einschreibt. Da sich aber,

so referiert Völker Badiou, die Signifi
kanten der bisherigen beiden Sequen
zen revolutionärer Politik (1871-1917;

1917-1968) wie Proletariat, proletari
sche Partei und sozialistischer Staat

überlebt hätten, müsse die ,Jkommunis-
tische Hypothese" neu repräsentiert
werden. Den sich mit der „Wahrheits

prozedur" identifizierenden Individu
en komme dabei eine sich von den

bisherigen revolutionären Ereignissen
unterscheidende qualitativ neue Be
deutung zu. Sie sieht Völker bei Ba
diou in den Erhebungen des so ge
nannten „arabischen Frühlings" auf
blitzen. Bewegungen, die über spon
tane und lokale Aufstände hinausgin
gen und sich so in die „Wahrheitspro
zedur" einschreiben, beinhalten so

wohl ein egalitäres als auch diktatori
sches Moment.

Völker zeigt sich mit wesentlichen
Gedanken der politischen Philoso
phie Badious vertraut und vermittelt
sie den Leserinnen auf adäquate
Weise. Aber sein Beitrag bleibt in
einigen Punkten unbefriedigend. So
wäre es wünschenswert gewesen,

den Begriff des Politischen bei Badi
ou, insbesondere die Differenz zwi
schen „der Politik" („la politique")
und „dem Politischen" („le politi
que") genauer zu erläutern, weil erst
so auch das Spezifische der ,Jcom-
munistischen Hypothese" verständ
lich werden kann. Des Weiteren ver

fallt Völker gelegentlich in den se
mantischen Code seines Gegenstan

des, was die Lesbarkeit seines Textes
erschwert und die kritische Distanz

zu diesem Gegenstand verkürzt. Da
zu eine Kostprobe: ,JDer imaginäre
Transport ist das vorweggreifende
Protokoll einer Inkorporation, ein
notwendiges Medium der materialen
Kreation der Idee." (28)

Am meisten vermisst man aber einen

eigenen Standpunkt des Autors. So
weiß man zum Beispiel nicht, ob
Völker sich mit Badious Bejahung der
,JDiktatur" im Zusammenhang der
,Jcommunistischen Hypothese" identi
fiziert oder Badiou nur deskriptiv
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wiedergeben will. Beides wäre aller
dings gleichermaßen kritikbedürftig.

Was bei Völker fehlt, findet man da

gegen in der kenntnisreichen Ausei
nandersetzung des Judaisten Philip
Lenhard mit dem Paulusverständnis

von Alain Badiou, Giorgio Agamben
und Slavoj Zizek reichlich. Ausge
hend von der Paulus-Deutung des
Religionsphilosophen Jacob Taubes,
der im Verfasser der Römer-Briefe

einen Vordenker einer „antinomisti-

schen Revolte"^ als „Vorbild für ei
nen antiliberalistischen Aufstand der

Gegenwart" (31) entdeckt haben woll
te, sieht Lenhard die drei genannten
postmodemen Autoren auf den Spu
ren dieser Taubes-Deutung wandeln.
Religionsgeschichtlich informiert wi
derspricht Lenhard mit einleuchten
den Argumenten Badious Stilisie-
nmg des Paulus zum ,Jcommunis-

tisch-urchristlichen" Universalisten

(36). Während nämlich die aufstän
dischen Juden den römischen Kai

serkult bekämpften, so stellt Lenhard
fest, habe Paulus bekanntlich Unter

werfimg unter die römische Herr
schaft gefordert. Badiou mache je
doch aus der obrigkeitsloyalen Hal
tung von Paulus eine „antinomisti-

sche" Opposition gegen die das Kol
lektiv der Heiden angeblich aus
schließende elitäre jüdische Herr
schaft Hier stößt man aber bei Len

hard selbst auf eine problematische
Auffassung; denn er fordert dazu auf,
den Status der Juden als „auserwähl

tes Volk", dessen Besonderheit „nicht

unmittelbar in ein Allgemeines ver
wandelt werden kann" (37), als ein
Anderes zu tolerieren. Der „urbürger-

„AntinomismuS": in der Theologie die Leug
nung eines allgemein verbindlichen Gesetzes.

liehe Gedanke der Toleranz" sei Ba

diou, dem „heideggerianischen Ma-
oisten" und Fürsprecher der „unter
drückten Massen", zutiefst suspekt.
Allerdings ruft Lenhard damit den
Eindruck hervor, als ob das Kon-

strukt eines „auserwählten Volkes"

nicht nur gegen linksradikale Intole
ranz geschützt, sondern generell vor
jeder kritischen Reflexion bewahrt
werden müsse. Sollte das tatsächlich

so gemeint sein, wäre der Rezensent
da ganz anderer Auffassung.

Sieht man von diesem Punkt einmal

ab, so enthält Lenhards Beitrag durch
aus überaeugende Einwände gegen
Badiou. Ähnlidies gilt auch für seine
Kritik am Paulus-Buch von Giorgio
Agamben, das sich zu einer bedenkli
chen Parallelisierung des Verhältnisses
sowohl der Konzentrationslager als
auch des „messianischen Ereignisses"
(in den Texten des Paulus) zum „Ge
setz" (41/41) versteige. Warum aber
^izek - offensichtlich falsche - Inter
pretation der Haltung Paulus als Auf
stand gegen das öüdische) Gesetz
zwangsläufig in Antisemitismus um
schlage, wie Lenhard unterstellt, bleibt
sein Geheimnis und lässt ihn in jene
Hermeneutik des Verdachts abdriflen,
(he jede mögliche richtige oder falsche
Äußerung über die Geschichte und
Gegenwart Israels und seine politi
schen Aktivitäten zu einem Beweis

von Antisemitismus umfunktioniert.

Das schmälert leider den Erkenntnis

gewinn seiner Überlegungen.

Mit einem dritten Beitrag von Chris
topher Knall über Slavoj Zizek als
Akteur einer „öffentlich-kritischen In

telligenz" endet der Textteil des Hefts.
Es handelt sich um eine Huldigung der
angeblich „dialektischen Denlqirozes-
se" Äzek, insbesondere seiner Aktuali-
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siening Lenins. Im ideologischen Vo
luntarismus Zizeks, der die Möglich
keit revolutionären Handelns für je
derzeit gegeben ansieht, sofem sich
die Akteure mental von jedem De
terminismus befreien, sieht Knoll of
fensichtlich eine geeignete intellek
tuelle Disposition, um die Herrschaft
des Kapitalismus zu brechen. Dass
Zizek vor allem die Slumbewohner

der globalen Megastädte als kollekti
ves Subjekt eines Bruchs mit dem
Kapitalismus ins Auge fesst, vermerkt
Knoll zwar, scheint ihm aber keine
kritische Überlegung wert zu sein.
Auch die Form des Beitrags ist unbe
friedigend. Ein Zitat Zizek folgt dem
anderen, unterbrochen von meist zu
stimmenden oder bestätigenden
Kommentaren des Autors. Die sorg

fältige Differenzienmg zwischen den
Aspekten im Denken Zizeks, die im
linken Diskurs Beachtung verdienen
(wie seine Kritik der ,/adikalen De
mokratie" von Laclau/Mouffe, des

„Multikulturalismus" oder der ,J*ost-

politik"), und solchen, die einer kriti
schen Priifung bedürfen (wie das Pos
tulat einer „Wiederholung" Lenins),
fällt der ziemlich apologetischen Re
zeption Knolls zum Opfer.

Anerkennung gebührt der Redaktion
dafür, dass es ihr gelungen ist, mit ei
nem prominenten Vertreter der post-
modemen philosophischen Linken,
dem Franzosen Jean-Luc Nancy, ein
Interview zu führen („Von der Geburt
neuer Subjekte").

In einer für postmodeme Intellektu
elle und namentlich ihre „linkshei-

deggerianische" Fraktion typischen
Attitüde äußert sich Nancy über re
volutionäre Subjektivität in krypti
schen Formulierungen. Indem er sich
jeder empirisch und operativ an

schlussfähigen Deutung revolutionä
rer Subjektivität enthält, verlieren
sich seine spekulativen Suchbewe
gungen im Niemandsland philoso
phischer Kontingenz. Vage zeichnen
sich die Umrisse eines Denkens ab,

dem präzise Bestimmungen und je
der überprüfbare Realitätsbezug
schon an und für sich ein intellektu

elles Sakrileg zu sein scheint. Die
Leserinnen erfahren von Nancy al
lenfalls, dass es ganz und gar verfehlt
sei, sich politische Zwecke zu setzen.
Stattdessen solle man paradoxerweise
„undefinierbare Ziele definieren"

(50). Mit dieser Empfehlung dürfte
sich das geneigte Publikum für die
Konflikte des gesellschaftlichen Le
bens ausgesprochen gut gerüstet fiih-
len. Nancys mit ,/adical chic" präsen
tierte Überlegungen variieren nur das
leidlich bekannte Repertoire postmo-
demer Philosophie: Kontingenz, Anti-
Finalismus, Ambiguität, Entgrenzung,
Identitätsphobie usw. Wie sich seine
Einlassungen konstruktiv in eine Per
spektive linker Politik einschreiben
lassen, bleibt dagegen schleierhaft.

Unter den zahlreichen Rezensionen

des Hefts widmet sich eine ganze
Rubrik dem Thema eines „revolutio
nären Subjekts". Dabei werden wie
derum vor allem Autoren wie Badiou,

Nancy, Vimo und last but not least
Zizek besprochen, der es allein auf
vier rezensierte Titel bringt. Auf das
Interesse des Rezensenten stößt hier

beispielsweise eine Besprechung von
Ottmar Mareis über ,dDie bösen Geis
ter des himmlischen Bereichs" von

Slavoj Zizek. Zu Recht moniert Ma
reis bei liiek eine fragwürdige Ver
einnahmung von Heidegger für linkes
Denken. Er widerspricht der mehr als
bizarren Mutmaßung Zizeks, dass
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Hitler nicht radikal genug gewesen
sei, weil er es unterlassen habe, den

Kapitalismus in seiner Grundstruktur
anzugreifen (90). Sowohl ̂i2eks Deu
tung der Person Heideggers als ,/adi-
kalem Intellektuellen" als auch die

Erwägung Ziieks, dass es Hitler und
dem Nationalsozialismus an revoluti

onärer Konsequenz gemangelt habe,
verwirft Mareis als dubiose Phantaste

rei. Hitler und der Nationalsozialis

mus hätten nicht nur den Kapitalis
mus nicht angetastet, sondern ihn
ganz im Gegenteil zu einem ihrem
Ziel nach globalen Ausbeutungssys
tem radikalisiert Dass Mareis nun

seinerseits quasi en passant und ohne
jeden Beleg dem Stalinismus einen
„antisemitischen Charakter" (93) at
testiert, gehört zu den wenigen
Schwachstellen seiner Besprechung.

Insgesamt gesehen enthält Heft 55
der Zeitschrift eine Reihe lesenswer

ter, informativer und zur Diskussion

auflfordemder Beiträge, mit denen es
sich auch dann auseinander zu setzen

lohnt, wenn man den Auffassungen
ihrer Autoren nicht folgen will.

Lothar Peter

Die Wandlungen Wolfgang
Abendroths

Uli Schöler, Wolfgang Abendroth
und der „reale Sozialismus". Ein

Balanceakt. Verlag für Berlin-
Brandenburg, Berlin 2012, 216 S,
19,95 Euro.

In seiner 2008 erschienenen Schrift

„Die DDR und Wolfgang Abendroth.
Wolfgang Abendroth und die DDR"
trat Uli Schöler der von Anne Nagel
verbreiteten Lüge, Wolfgang Abend
roth habe mit dem Ministerium für

Staatssicherheit der Deutschen De

mokratischen Republik kooperiert,
entgegen. Er untersuchte dessen Ver

hältnis zu diesem Staat und seine eige
ne Wahmehmung und Behandlung
durch diesen. Nunmehr unternimmt er

den Versuch, darüber hinaus die

grundsätzliche Haltung Abendroths
zum Staatssozialismus zu analysie
ren. Im Mai 2013 stellte er in der

Buchhandlung Vorwärts im Berliner
Willy-Brandt-Haus sein Buch im
Gespräch mit Helga Grebing und
Wolfgang Thierse vor.

Uli Schöler arbeitet in der neuen

Publikation die Gesamtheit der

Schriften Wolfgang Abendroths
durch, soweit sie mit dem Staatssozi

alismus befasst sind, und kommt
zum Ergebnis einer ilm irritierenden
Inkonsistenz.

Der junge Abendroth sei ein links
kommunistischer Kritiker der sowje
tischen Politik gewesen (auch wenn
sich dies organisatorisch ab 1928 in
seiner Mitgliedschaft in einer von der
KPD-Führung als „rechts" bezeich
neten Gmppierung - der Kommunis
tischen Partei Deutschlands Opposi
tion, KPO - niederschlug). Unter
dem Eindruck des Stalinschen Ter

rors trennte er sich organisatorisch
von der kommunistischen Bewegung
und wurde Mitglied der SPD. Zutref
fend stellt Uli Schöler fest, Abend
roth habe sich in den fünfeiger Jah
ren in seiner Auseinandersetzung mit
der UdSSR und der DDR eines Vo

kabulars bedient, das „er selbst in spä
teren Jahren als durch den Kalten

Krieg geprägt scharf kritisiert hätte,
etwa wenn er von der ,sowjetzonalen
sogenannten DDR' spricht". (27)
Nach 1956 konstatiert der Autor eine

„Tendenz, stattgefundenen Prozessen
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und Ereignissen das Etikett des ,Un-
vermeidlichen' aufeudrücken." (31)

Allerdings sei zunächst der Argumen
tation ,^och eine gewisse Offenheit
inhärent, etwa in der Formulierung

des Begreiflichen, das nicht zugleich
entschuldigt. Dir fehlt noch weitge
hend der - wie wir noch sehen wer

den - spätere Duktus des Unvermeid
lichen." (41; kursiv: Schöler) 1962 sei
eine Neubewertung des Hitler-Stalin-
Pakts, den Abendroth vorher abge
lehnt habe, erfolgt. Einen Schnitt
punkt der beiden Entwicklungen: Kri
tik und Hinnahme, sieht der Autor in
dem 1965 erschienenen Buch „Sozi
algeschichte der europäischen Arbei
terbewegung", ab 1968 behauptet er
einen Absturz in eine Position, in der

Abendroth die DDR und UdSSR vor

allem verteidigt, ihre Deformationen
zwar nicht geleugnet, aber als Resul
tat ihnen von außen aufgezwungener
Verhältnisse bezeichnet habe. Schöler

ist der Auffassung, „dass sich in die
ser kurzen Zeit keinesfalls realpoliti
sche Entwicklungen vollzogen ha
ben, die ein solches verändertes Urteil
gerechtfertigt hätten. Dass in diesen
Texten also der Wissenschaftler

Abendroth spricht, lässt sich wohl
ohne Weiteres verneinen." Jetzt spre

che „ohne Zweifel der politische Ak
teur". (128) Ab Mitte der siebziger
Jahre dagegen ließen sich in der Hal
tung zum „realen Sozialismus" „neu
erliche Veränderungen daran feststel
len, deren Akzentuierungen nochmals
in eine andere, kritischere Richtung
weisen." (156) Abendroth habe sich
von einer ,Jialbapologetischen Hal
tung" wieder gelöst. (158)

Schölers Tatbestands-Erhebungen
sind - jenseits seiner Wertungen - 201-
treffend, mit einer Ausnahme, auf die

später noch eingegangen werden soll.
Er lässt keinen Kern von Abendroths

Haltung erkennen, zu dem die von
ihm nachgezeichneten Positionsver
änderungen in ein Verhältnis gesetzt
werden könnten. Anders urteilte A-

bendroths Schüler und zeitweiliger
Weggeföhrte in der SPD, Hanno
Drechsler (1931 - 2003), der sich ab
1970 von ihm politisch (wenngleich
wohl nicht menschlich) entfernt hatte.
Bei einer Gedenkveranstaltung des
Instituts für Politikwissenschaft in

Marburg aus Anlass des 90. Ge
burtstages seines Lehrers im Mai
1996 war er gefiagt worden, wie die
ser zu charakterisieren sei. Seine

Antwort lautete: „Das lässt sich in ei

nem Satz sagen: Wolfgang Abendroth
war ein revolutionärer Kommunist."

Sein gesamtes Leben sei in jeweils
veränderten Situationen dadurch be

stimmt gewesen.

Bis in die zweite Hälfte der sechziger
Jahre hinein bewegten sich Abend
roths politische Vorstellungen im
Aktionsraum einer gesamtdeutschen,
wenngleich in Parteien, Fraktionen
und ab 1949 auch durch eine Staats

grenze gespaltenen Arbeiterbewe
gung. Eine der Handlungsformen in
ihr war für ihn seit der Weimarer

Republik der Fraktionskampf. In der
KPD und KPO kämpfte Abendroth
gegen die Fraktion Stalin/Thälmann,
nach 1945 von der SPD aus gegen

die Fraktion Ulbricht. (Noch in sei
nem Abschiedsschreiben an die thü

ringische Ministerin für Volksbil
dung anlässlich seines Wechsels
nach Wilhelmshaven 1948 bekennt

er sich zur Oktoberrevolution.)

Die Einheit Deutschlands gehörte in
dieser Zeit - dies mag Jüngere überra
schen - zu Abendroths sozialisti-
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Schern Konzept. Deren Wiederherstel
lung durch die deutsche Arbeiterklas
se sei ein Weg zur Niederlage Ade
nauers und der Fraktion Ulbricht. Hier

befand er sich in Übereinstimmung
mit Kurt Schumacher und Herbert

Wehner. Aufschlüsse gibt u. a. das
Protokollbuch des Kreisverbandes

Marburg der SPD 1946 - 1960. In
diesem wirkte Abendroth seit 1951,

zeitweilig auch im Vorstand. Seine
Diskussionsbeiträge sind u. a. wieder
vereinigungspolitisch bestimmt. Ein
spätes Dokument seiner Position in
dieser Frage ist eine Rede, die er am
17. Juni 1966 auf Einladung der Mar
burger Studierendenschaft gehalten
hat. Hier stellt er den Arbeiteraufstand

in die Perspektive des Zwanzigsten
Parteitags der KPdSU von 1956 und
der Aussichten auf eine sozialistische

Wiedervereinigung Deutschlands.
Das Titelbild der Broschüre Uli Schö-

lers ist insofem gut gewählt. Es zeigt
Abendroth bei einer Kundgebung in
Solingen 1954 vor einem Transparent
mit dem Text: „Aufrüstung verhindert
fiiedliche Wiedervereinigung". Letz
tere war für ihn kein nationales, son

dern ein sozialistisches Projekt.

Ab 1968 veränderten sich Abend

roths Perspektiven über das von Uli
Schöler Hervorgehobene hinaus.

Er war solidarisch mit der Studieren

denbewegung, aber der Sieg des an
tiautoritären Flügels, den er für anar
chistisch hielt, war wieder einmal ei
ne Niederlage im Fraktionskampf,
den er gegen von ihm als abenteuer
lich abgelehnte Positionen im SDS
lokal schon einmal, um 1960, als er
die Gründung eines „USDS" verur
teilte, geführt hatte. Die von dieser
Richtung propagierte Relativierung
oder gar Ablehnung von Verfas

sungspositionen stand in Gegensatz
zu seiner eigenen Grundgesetzinter
pretation. Die Ostpolitik Brandts un
terstützte er aus fnedenspolitischen
und sozialistisch-strategischen Grün
den. Seit 1956/1957 hatte er darauf

gesetzt, dass die Abnahme des äuße
ren Drucks des Kapitalismus auf den
Sozialismus (auch durch ein etwai
ges sich anbahnendes Waffengleich-
gewicht) und die interne Stärkung
der sozialistischen Länder dazu bei

tragen könnten, ihre Deformationen
abzulegen. Eine stabile außenpoliti
sche Ordnung in Europa war eine
günstige Voraussetzung hierfür. Mit
der befestigten deutschen Zweistaat
lichkeit entfiel allerdings der territori
ale Rahmen, innerhalb dessen Abend
roth seit seinem Eintritt in die Arbei

terbewegung seine Fraktionskämpfe
geführt hatte. Die Fraktion Ulbricht
hatte gesiegt und sich zugleich - in
seinen Augen — in der Femwirkung
des Zwanzigsten Parteitags und unter
dem Einfluss der Entspannung ge

wandelt. In seinem Kondolenzschrei

ben an Albert Norden anlässlich Ul

brichts Tod 1973 werden die alten

Auseinandersetzungen noch einmal
angedeutet und wird die damalige
Kritik angesichts veränderter Um
stände für obsolet erklärt.

Es ist aber insgesamt kein optimisti
sches Bild, das Abendroth ab
1968/1969 von der politischen Ge
samtlage entwirft. Negativ beurteilte
er - trotz der sozialliberalen Koaliti

on - die innenpolitische Situation der
Bundesrepublik. Seinen Kampf ge
gen die Notstandsverfassung hatte er
mehr als die meisten anderen Kriti

ker mit Parallelen zum Weg der
Weimarer Demokratie in den Fa

schismus begründet. Die Grundge-
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Setzänderung war für ihn eine Katast
rophe. Mit großer Verbitterung nahm
er die Berufsverbote zur Kenntnis.

Die von ihm tatkräftig unterstützte
Hochschulreform war für ihn keine

Offensive, sondem ein Abwehrerfolg
in der Auseinandersetzung mit der
Entdemokratisierung.

Mit dem Neueinsetzen des Kalten

Krieges seit Carters Ankündigung der
Neutronenbombe und dem Beschluss

der NATO zur Stationierung neuer
Mittelstreckenraketen 1979 entfiel für

Wolfgang Abendroth eine zentrale
Voraussetzung für eine innere Locke
rung in den sozialistischen Ländern.
Deren demokratiepolitische Defizite
hat er auch in der Periode der von

Schöler behaupteten Halb-Apologetik
nach 1968 nie geleugnet, aber er hatte
die Beseitigung der von ihm benann
ten Schäden für möglich gehalten.
Diese Hoffiiung gab er jetzt auf, nicht,
wie Ulrich Schöler annimmt, durch
eine Rückwendung zu fiüheren Posi
tionen - niemals seit 1945 stand er der

SPD femer als in der Zeit der Bemfs-

verbote -, sondem aufgrund der von
ihm jetzt mehr als je pessimistisch
eingeschätzten Kräfteverhältnisse im
neu ausgebrochenen Kalten Krieg. In-
sofem behielt er das kritisierte „Un-

vermeidlichkeits"-Paradigma bei, das
in Wirklichkeit ja nichts anderes war
als nüchtemes Kausalitätsdenken.

Indem Uli Schöler Wolfgang Abend
roth nicht als revolutionären Kom

munisten wahmimmt, sondem ihn
auf seine Kompatibilität mit Her
mann Heller eingrenzen will, trifft
auf ihn ein Spott zu, den 1986 Willy
Brandt für seinen Büroleiter Klaus-

Henning Rosen und für Hans-Ulrich
Klose nach einer Nicaragua-Reise,
von der diese enttäuscht zurückge

kommen waren, übrig hatte: da seien
wohl zwei Staatsanwälte unterwegs
gewesen. Weniger feuilletonistisch
ausgedrückt: der Autor unterlag of
fenbar bis zur Veröffentlichung von
Wolfgang Abendroths Kondolenzkar
te zu Walter Ulbrichts Tod von 1973,
die 2007 erfolgte, und der wohl da
durch veranlassten Re-Lektüre einem

Missverständnis, das er jetzt beklagt.

Auf drei Flüchtigskeitsfehler in der
im Ganzen soliden Arbeit sei hinge
wiesen. Der Verfassungsrichter Mar
tin Drath wird ständig falsch ge
schrieben: Draht (34 f.; 202, 213).
Abendroths Aufenthalt in der SBZ

(1947/48) wird unrichtig - 1948/49 -
datiert. (62) Der Putsch in Chile fand
nicht 1972 statt, sondem 1973. (160)

Georg Fülberth

Westdeutscher Staatsschutz

Dominik Rigoll, Staatsschutz in
Westdeutschland. Von der Entnazifi
zierung zur Extremistenabwehr,

Wallstein, Göttingen 2013, [= Bei
träge zur Geschichte des 20. Jahr

hunderts 13], 524 S., 39,90 Euro.

Die Lektüre dieser 2010 an der FU

Berlin vorgelegten und überarbeite
ten Dissertation des 1975 geborenen
Zeitgeschichtlers Dominik Rigoll
ruft angesichts der Fülle des Materi
als zu Personen, politischen Ent
scheidungen und gerichtlichen Urtei
len Irritationen hervor. Folgendes
Resümee von Rigoll provoziert Wi
dersprach: „in der Bundesrepublik
der Berufsverbote und des Deutschai

Herbstes" hätte sich der „Rechtsstaat,
in dem sich die Gesellschaft mittels

Verrechtlichung unaufhörlich selbst
diszipliniere" (478), offenbart.
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Im ersten Teil ,4nnere Friedenssiche-
rung und antitotalitärer Dissens" geht
es um die unterschiedlichen Interpreta

tionen von Demokratie-, Verfessungs-

und Staatsfeinden. Als solche galten
unmittelbar nach dem Zweiten Welt

krieg aufgrund des Potsdamer Ab
kommens und der verschiedenen Kon

trollratsgesetze ehemalige hohe Natio
nalsozialisten, Militaristen, Wirt-
schaftsfuhrer und anda^e Funktionsträ

ger des feschistischen Staates. Ihr
Einfluss auf den neu zu bildenden

deutschen Staat sollte mithilfe der

Entnazifizierung ausgeschaltet wer
den. Nachdem die Entnazifizierung
mit dem ,3efi"eiungsgesetz" Ende
1946 der Verantwortung der Deut
schen übertragen wurde, entwickelte
sie sich durch ihre Ausrichtung an ei
nem rechtlichen Verfehren zu einem

Instrumoit „der Rehabilitierung fest al
ler entlassenen Zivilbediensteten" (38).

Die 1945 neu gebildete „Auflrags-
verwaltung" bestand in den Westzo
nen vorwiegend aus bürgerlichen Po
litikern und rechten Sozialdemokraten

sowie aus Antifeschisten, Sozialisten

und Kommunisten. Letztere standen

damals noch nicht unter Verdacht,

Staatsfeinde zu sein. Vielmehr stellten

sie in den neu eingesetzten Regierun
gen Minister, kamen in kommunale
Verwaltungspositionen und waren Li
zenzträger von Presseorganen. Sie be
teiligten sich auch an der Erarbeitung
des Grundgesetzes und der Länder-
verfessimgen.

Mit Marshallplan, Währungsreform,
zunehmender politökonomischo' West-
orioitiCTung und dem Beginn des Ko
reakrieges kamen wieder ehemalige
NS-Funktionäre zu Einfluss in Minis

terien der Adenaueiregierung, in staat
lichen und kommunalen Polizeibehör

den imd im Justizapparat Zugleich
wurden Antifeschisten, Sozialisten und
Kommunisten aus ihren Positionen

verdrängt. Bei diesem emeuten „Eli
tenaustausch" spielte der angeblich
fehlende Sachverstand eine zentrale

Rolle — wobei der juristische Sach
verstand im Besonderen in der Über
nahme nationalsozialistischer Rechts

und Organisationskenntnisse bestand.

Nach 1950 setzte eine politisch ge
steuerte und von der Presse begleite
te massive Kampagne gegen angeb
lich einen Aufstand planende Kom
munisten ein, um die Wiederbewaff-
nung durchzusetzen und eine Bun
despolizei zu gründen. Tatsächlich
erlaubten die westlichen Alliierten

im September 1950 die Gründung
eines Außenministeriums, eines
Bundeskriminalamtes, eines Inlands

geheimdienstes und den Aufbau ei
ner Bereitschaflspolizei in den Län
dern. Am 19. September 1950 wurde
der „Adenauererlass" verkündet: un
ter Bezug auf § 3 des Vorläufigen
Bundespersonalgesetzes für öffentli
che Bedienstete wurde nun die Mit

gliedschaft in Organisationen wie et
wa der KPD, WN, SRP (Sozialisti
sche Reichs-Partei), Schwarze Front
als „schwere Pflichtverletzung" und
,3estreben gegen die fi"eiheitlich de
mokratische Staatsordnung" gewertet.

Die Zeit der Remilitarisierung schien
gekommen. Die auf Bitten der Alli
ierten erstellte „Himmeroder Denk
schrift" über den Beitrag West
deutschlands zu einer „europäischen
Wehrmacht" wurde „unter maßgebli
cher Mitwirkung einst am Vemich-
tungskrieg gegen die Sowjetunion
beteiligter Wehrmachtsgeneräle"
(91) erstellt. Sie forderte die „Frei
lassung der als , Kriegsverbrecher'
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verurteilten Deutschen" (91); dem
kamen die USA mit der Begnadi
gung der inhaftierten Militärs im Ja
nuar 1951 nach. Auch ein politisches
Strafi-echt wurde zugestanden; dieses
trat mit „der Verabschiedung des Ers
ten Strafrechtsänderungsgesetzes am
31. August 1951" mit den Stimmen
„der Regierungskoalition und der
Mehrheit der SPD-Abgeordneten"
(106) in Kraft. Durch dessen Bestim
mungen in §§ 80 bis 101 war ,^lles,
was Kommunisten unterstützten, so
fort verfassungsfeindlich" (106).

Der BGH definierte in seinem Urteil

vom 8. April 1952 die Verbindung zu
SED, KPD und ihren Umfeldorgani
sationen als Hochverrat. Aufgrund
dieser rechtlichen Bestimmungen
wurde in der Zeit von Frühjahr 1952
bis Mai 1968 gegen 125.000 Personen
ermittelt; etwa 7.000 Personen wur
den zu - auch mehrjährigen - Haft
strafen verurteilt; es gab zahlreiche
Berufsverbote im Staatsdienst (107).
Schließlich wurden die im Adenauer-

erlass und im Strafi^echtsänderungsge-
setz geprägte fdOO-Formel ins Pres

se- und Versammlungsrecht, ins Bun

desentschädigungsgesetz (1953), ins
Staatsangehörigkeitsgesetz (1957)
und ins Ausländergesetz (1965) auf
genommen und auch über Urteile des

Bundesdisziplinargericht exekutiert.

Es muss niemand wundem, dass die
ses gesellschaftspolitische Klima
rechtsextreme und paramilitärische
Organisationen wie die „Organisation
Peters" und nationalsozialistische Un-

terwandemngspläne bürgerlicher Par
teien wie der nordrheinwestfalischen

FDP (»J^aumannaflfare") begünstigte.

Der gmndlegende staatspolitische
Restaurationsprozess wurde abge

schlossen mit der Ernennung des e-
hemaligen NS-Juristen Hubert
Schrübber zum Präsidenten des BfV

nach dem Inkrafttreten des Deutsch

landvertrages (1955), dem KPD-
Verbot (1956) und dem Prozess gegen
das Friedenskomitee (1959-1960),
dem „größten politischen Prozess seit
Nürnberg" (139). Diese Politik lässt
sich an einem BGH-Urteil veran

schaulichen: 1956, im Jahr des KPD-
Verbots, entschied der Große Zivilse
nat des damals obersten (bundesdeut
schen) Strafgerichts im Zusammen
hang mit der (Wieder-) Beschäftigung
von im deutschen Faschismus „be
lasteten" Staatsdienem, dai nach Arti
kel 131 des Grundgesetzes sogenann
ten Hunderteinunddreißigem, dass der
nationalsozialistische Staat 1933-1945

Jm Kern ein Rechtsstaat' war.^

Gewiss gab es in diesem gesell
schaftspolitischen Prozess auch ab
weichende Haltungen von Juristen,
Politikem und Journalisten. Rigoll
stilisiert diese in falscher Verallge
meinerung zum „antitotalitären Dis
sens" und verortet sie unzulässig vor
allem in der Rechtsprechung zwi
schen BVG (Bundesverfassungsge
richt) und BGH.

Im zweiten Teil seines Buches geht
es um die ,J^eujustierung des Staats
schutzes in den sechziger Jahren".
Trotz - oder vielleicht gerade wegen
- der Anpassung der SPD an die
CDU/CSU-gefiihrte Regierungspoli
tik wurden einerseits Repressionen
gegen Opponenten dieser Politik

fortgesetzt und gerichtlich ausgewei
tet: so etwa durch das BVG-Urteil

von 1960, das auch Beamten auf Wi-

BGHZ 13:265-319.
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derruf die Mitgliedschaft in einer
nicht verbotenen Partei, die sich
„nicht für die bestehende demokrati
sche StaatsaufFassung einsetzt" (149)
untersagte. In den Blick von Sicher
heitsorganen und antikommunisti
scher ^esse gerieten so Menschen,
die brieflich Ostkontakte pflegten.

Andererseits formierte sich erneut

eine Oppositionsbewegung gegen die
Atombewaffhungspläne der Bun
deswehr, gegen Notstandspläne und
gegen den Einbezug ehemaliger ex
ponierter Nationalsozialisten in Jus
tiz, Politik und Verwaltung. Rigoll
verweist in diesem Zusammenhang

auf die Karlsruher Ausstellung Un-
gesühnte Nazijustiz (1959), auf Texte
von Ulrike Meinhof, Reinhard Opitz
und Klaus-Rainer Röhl in der Zeit
schrift konkret, auf Artikel in Die
Zeit und in Der Spiegel sowie auf
Rolf Seelingers Dokumentation in
den Heften Braune Universität. Deut

sche Hochschullehrer gestern und
heute (1966). Die öffentliche Thema
tisierung von Aufrüstungspolitik und
personeller NS-Kontinuität begünstig
te die Gründung der Deutschen Frie
densunion (DFU) 1960 und führte zur
Einstellung des Prozesses gegen die
Vereinigung der Verfolgten des Na
ziregimes (WN) durch Änderung
des Vereinsgesetzes 1964.

Von einer „Liberalisierung" kann bis
Mitte der 1960er Jahre nicht gespro

chen werden: Vielmehr verfolgte der
ehemalige NS-Jurist Hermann Hö-
cherl als Innenminister weiterhin das
VVN-Verbot und legte 1962 den
Entwurf eines Notstandsgesetzes vor.

1964 wurde Heinrich Lübke zum
Bundespräsidenten gewählt. 1965
propagierte Ludwig Eihard das Kon
zept „Formierte Gesellschaft". 1966
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lief der Entwurf des politischen Straf
rechts auf „Verschärfimg der Repres
sionen" (190) hinaus. Und xmter der
im Dezember 1966 gebildeten großen
Koalition auf Bundesebene von

CDU/CSU und SPD wirkten mit Kurt

Georg Kiesinger (CDU; 1933-1945
NSDAP) als Bundeskanzler und Karl
Schiller (SPD; 1937-1945 NSDAP)
als Wirtschaflsminister an exponierter
Stelle des bundesrepublilomischen
Staates erneut NS-Parteigenossen.

Kulminationspunkte der Proteste
wurden jedoch seit 1965 der Kampf
gegen die Notstandsgesetze und De
monstrationen gegen den Vietnam
krieg der USA.

Parallel mit der Neuausrichtung der
Ostpolitik zur Entspannungspolitik
gab es 1968 „die wohl umfassendste
Neujustierung der inneren Sicherheit
seit 1950, zu der neben der Not
standsverfassung auch zwei Amnes
tiegesetze gehörten" (203), und die
Entschärfung des politischen Straf
rechts sowie im Oktober 1968 die
Gründung der Deutschen Kommunis
ten Partei (DKP). Zugleich erfolgfe
durch das neue Ordnungswidrigkeits-
gesetz die Amnestierung von „Staats
und Blutsschützem". Die zeitliche
Koinzidenz verleitet Rigoll zur Ver
mutung, dass „westdeutsche 49er und
ostdeutsche 45er-Interessen" (469)
zusammengespielt hätten.

Der Handlungsraum der legalen
DKP wurde schon im Januar 1969
wieder eingeengt: das BVG über
nahm den Begriff der „streitbaren
Demokratie" (Kurt Belmke), eine
Verkehrung von militant democracy,
um verbürgte Grundrechte weiter
auszuhöhlen: „Und indem das Ge
richt den von der politischen Justiz
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vor 1968 geprägten Verfassungs-
feind-Begriff erstmals übernahm,
nannte es auch die künftigen Objekte
seiner derart neujustierten streitbaren
Demokratie gleich bei Namen: An
gehörige und Sympathisanten der
KPD-Nachfolgepartei." (221)

Im dritten Teil der Studie verfolgt Ri-
goll den Weg bis zur Verabschiedung
des Radikalenerlasses am 28. Januar

1972. Mitte 1971 wurde auf Vorschlag
des Ministerpräsident von Rheinland-
Pfalz, Helmut Kohl, eine Bund-
Länder-Arbeitsgruppe eingerichtet Sie
sollte erneut Dienst- und Strafrechts-

ändormgen diskutiere. Gleichzeitig
ging es um die Gestaltung des Hoch-
schulrahmegesetzes, de Wahlkampf
in Bremen und um die Bändigung der
Linken, vor allem der „Stamokap"-
Jungsozialisten in der SDP. Im No
vember 1971 legte dann die Bund-
Länder-Arbeitsgruppe ihren Bericht
vor. Es ging in ihm weniger um „effek
tive Säuberung als um eine Ein
schüchterungseffekt" (296). Rigoll
vermutet, dass dabei die soziale Öff
nung de Universitäte für Arbeiter

und Angestelltenkinde eine nicht un
wesentliche Rolle gespielt habe. Der
AG-Vorschlag ähnelte im Wortlaut
und in der angehängten Organisations
liste dem Adenaueerlass von 1950.

Der am 16. Dezember 1971 in Ham
burg durch Senatsbeschluss verab
schiedete Radikalenelass verpflichte
te jeden Beamten dazu, dass er „durch
sein gesamtes Verhalten die Gewähr
dafür bieten muss, dass er sich jeder
zeit zu der freiheitlich demokratischen

Grundordnung im Sinne des Grund
gesetzes bekennt und für ihre Erhal
tung" eintritt (300). An der Junglehre
rin Heike Göhl wurde wegen Mit
gliedschaft in der Sozialistischen

Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) ein
Exempel statuiert, auch um auszutes-
ten, ob dCT Einschüchterungsversuch
stärker als der Solidarisierungseffekt
wirkte. Am 28. Januar 1972 wurde
der Radikalenerlass (auch Extremis-
tenbeschluss) der Ministerpräsidenten
der Länder und des Bundeskanzlers

Willy Brandt gefasst. Im Gegensatz
zum Hamburger Erlass, der den Aus-
schluss aus dem öffentlichen Dienst
aus den als „verfessungsfeindlich" er
klärten Organisationen ableitete, ziel
te der Januarbeschluss auf die Einzel-

fallprüfling und -entscheidung von
Beamten, Angestellten und Arbeitern
im öffentlichen Dienst sowie die

Möglichkeit ihrer gerichtlichen Über
prüfung. Gleichwohl zirkulierte intern
eine von der Innministerkonferenz im

April 1972 erstellte Liste mit Organi
sationen (wie etwa DKP, SDAJ,
KPD/ML, NPD), die die Regelfallan
frage bei Verfessungsschutzbehörden
erleichtem sollte.

Die Wirkung des Beschlusses und der
Regelanfragen reichte über die Säube
rung des Personalbestandes im öffent

lichen Dienst von sogenannten „Ver
fassungsfeinden" hinaus: Es ging um
weiteren Ausbau der Verfassungs
schutzämter, Einschüchterungseffek
te, Verhinderung inhaltlich radikaler,
kontroverser Auseinandersetzungen,
die präventive Erfassung von Pro
testbewegungen und um Auswirkun
gen auf nichtstaatliche Verbände,
Organisationen und Bemfsfelder
(etwa Gewerkschaften, private Bil
dungseinrichtungen, Verlage).^

Marie Jahoda. Schwarze Listen in der Un

terhaltungsindustrie (1956), in: dies., Sozi
alpsychologie der Politik und Kultur. Aus
gewählte Schriften. Hrsg. Christan Fleck.
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Als sich Widerstand auch in der SPD
regte und sich Mitte April 1973 auf
ihrem Bundesparteitag in Hannover
ausdrückte, „stilisierte Brandt die an
stehende Abstimmung zu einem Vo
tum gegen ihn und die anderen sozi
aldemokratischen Regierungschefe"
(374) - und brachte damit die Kriti
ker zum Schweigen.

Der in- und ausländische öffentliche
Protest, organisiert etwa von der Initia
tive „Weg mit den Berufsverboten",
dem »Jntemationalai Russel-Tribunal"
und anderen Initiativen hielt an. Er
fiihrte angesichts der massenhaften
Anfingen an VerfessungsschutzamtCT -
1978 gab es etwa 1,3 Millionen Anfin
gen und 15.000 Erkointnisse, die zu
etwa tausend Bewerberablehnungen
fuhrtai (444) - auch zum Meinungs
umschwung in der westdeutschen Be
völkerung. Die Konsequenz war die
Abschaffung der Regelanfinge am 1.
April 1979. Tatsädilich aber war die
»„Liberalisierung' der Ablehnungspra
xis ... eine »optische Täu-
schung'"(475), zumal und nachdem
die Berufeverbotspraxis ihroi Zweck
erreicht hatte:, J3er RadikalenCTlaß hat
erreicht, was er erreichen sollte: Der
Zustrom zu kommunistischen Parteien
wurde sichtbar verringert'

Mit Begriffen wie „Verfassungs
feindlichkeit" wurden kommunisti
sche und sozialistische Parteien, Ini
tiativen und Personen politisch aus
gegrenzt, Aktivisten in ihrer bürger-
lich-erwerbsbezogenen Existenz be
droht, linkspolitisch agierende stu
dentische Organisationen verhindert;

Graz-Wien 1994, S. 128-167; Anm. 361 f.

^ Peter Glotz, Die Innenausstattung der
Macht. Politisches Tagebuch 1976-1978.
München 1979, S. 299.
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gesellschaftliche Folgen waren Miss
trauen, Anpassung und die Rück
nahme systemkritischen Engage
ments innerhalb der Jugend, junger
Erwachsener und der Intelligenz
schicht. Und dies in den 1970er Jah

ren des vergangenen „kurzen" Jahr
hunderts, als die Krisenhaftigkeit des
kapitalistischen Systems in Form der
„Ölkrise" seit 1973/74 erstens sicht
bar wurde und zweitens von links
Altemativkonzepte erforderte.

Was Rigoll inhaltlich vorträgt, ist so
neu nicht. Verwiesen werden kann auf
eine richtungsweisende Entnazifizie-
rwngsstudie (1972)"* und eine kritische
Arbeit über Politische Justiz gegen

Kommunisten (1978)^ sowie Doku
mentationen gegen Berufsverbote.

An den Büchern von Niethammer

und V. Brünneck gemessen bedeutet
Rigolls personalistischer Ansatz ein
Rückschritt. Es ist zu einfach ge

dacht, den „Radikalenerlass ... als
Koproduktion zwischen 49em und
ihren Nachfolgern aus der Kriegsge
neration" (474) zu deuten, das Ende
der Regelanfi-age zurückzufuhren auf
„einen Lemprozess" der „westdeut
schen Sicherheitspolitiker" oder „auf
die Furcht der 49er ... die jungen
Linken könnten Erkenntnisse über

Lutz Niethammer, Entnazifizierung in
Bayern. Säuberung und Rehabilitierung un
ter amerikanischer Besatzung. Frankfurt/M.
1972.

Alexander von Brünneck, Politische Justiz
gegen Kommunisten in der Bundesrepublik
Deutschland 1949-1968. Frankflirt/M. 1978.

Als erste Auferbeitung: Berufsverbote in
der BRD. Eine juristisch-politische Doku
mentation. Hrsg. Institut ffir Marxistische
Studien und Forschungen (IMSF). Informa
tionsbericht 22. Frankfiirt/M. 1975; zuletzt
http;//www.berufsverbote.de/
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ihre NS-Vergangenheit in Archiven
und Bibliotheken sammeln und ge
gen sie in Stellung bringen" (474),
zurückzufuhren. Allgemeiner ausge
drückt: Nachdem es die Verantwort
lichen nicht mehr gibt, sind (nicht
selten wohldotierte) Aufarbeitungs
kommissionen heute, wenn über
haupt, von begrenzt zeitgeschichtli
chem Interesse und politisch über
flüssig. Und entweder, wie am Aus-

wärtigen-Amt-Beispiel herausgear
beitet, politikhistorisch dürftig. Oder
aber, wie das aktuelle Beispiel der
,dlosenburg"® des Bundesjustizmi
nisteriums und dessen „erfolgrei
cher" Renazifizierung bis Mitte der
1960er Jahre zeigt,' inzwischen
praktisch-politisch folgenlos.

Dem Rigoll-Buch ermangelt es in
Inhalt und Form an Weiterem: Zu

nächst fehlen sowohl klar formulierte

Thesen als auch zusammenfassende

Ausblicke. Zweitens wird teilweise
in sujetfremdem sprachlichem Jargon
geschrieben. Drittens kann Geschich-

Wilma Ruth Albrecht, Das Außenamt und
die Vergangenheit vom Diplomaten; in:
Hintergrund, 23 (2010) IV, S. 50-58; auch
in: Aufklärung und Kritik, 18 (2011) 3:
287-293; sowie WeltTrends, 76/2011, S.
105-111 (gekürzt).

Die „Rosenburg" im Bonner Stadtteil Kes
senich war von 1950-1973 Sitz des Bun

desjustizministeriums. Dort befänden sich
auch die Akten der Nürnberger Prozesse
(1945-1949) gegen die Hauptkriegsverbre
cher vor dem Internationalen Militärge
richtshof sowie zwölf Nachfolgeprozesse
vor einem US-amerikanischen Militärge
richtshof im Nürnberger Justizpalast.

Manfred Görtemaker; Christoph Safferling
(Hrsg.), Die Rosenburg. Das Bundesminis
terium der Justiz und die NS-

Vergangenheit - eine Bestandsau fhahme.
Göttingen 2013.

te nicht narrativ in Geschichten auf

gelöst werden. Viertens vernebelt

personales Denken den auch zeitge
schichtlich nötigen Zugang zu Struk
turen: Das zeigt sich beispielhaft am
fehlenden Rückbezug auf wirtschaft
liche Entwicklungen,^" auf (in-
ner)gewerkschaftliche Auseinander
setzungen und auf jugendliche Pro
testbewegungen. Und fünftens scheut
Rigoll die Anstrengung des Begriffs,
sowohl was das Totalitarismus-

Antitotalitarismusdogma als auch
was den Charakter des Staates be
trifft: Auch - und gerade - in staatli
chen Herrschafls- und Repressions
apparaten wie Militär und Polizei,
Justiz und Verwaltung drücken sich
sozio-ökonomische Verhältnisse aus.

Wilma Ruth Albrecht

Krisen und die Spielarten
des Kapitalismus

lan Bruff/Matthiüs Ebenau/Christian

May/Andreas Nölke (Hrsg.), Verglei
chende Kapitalismusjbrschung:
Stand, Perspektiven, Kritik, Assozia
tion fiir kritische Gesellschafisfor-
schung. Westfälisches Dampfboot,
Münster 2013, 288 S., 24,90 Euro.

Die Wirtschaftswissenschaften werden

derzeit global von neoklassischen An
sätzen dominiert, deren Gegenstand
die Analyse von Marktprozessen ist.
Andere wissenschaftliche Paradigmen
haben es dagegen schwer, sich im aka
demischen Betrieb - von der medialen

10
Wilma Ruth Albrecht, Nachkriegsgeschich
te/n. Sozialwissenschaflliche Beiträge zur
Zeit(geschichte). Aachen 2007, mit Aufsät
zen zur sozioökonomischen Interessenskons-

tellation nach 1945, zur Entnazifizierung und
zur Kntik der Rechtsstaatsideologie.
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Präsenz ganz zu schweigen - zu be
haupten. Daneben hält sich eine andere
Position, die sich „um das wachsende
institutionalistische Paradigma" grup

piert (23). Dabei geht es darum, dass
auch Märkte Institutionen sind, d.h.
dass Marktprozesse und ihre Ergebnis
se je nach ihrer institutionellen Einbet
tung durchaus unterschiedlich sein
können. Gesellschaftliche Institutionen

sind, um mit Douglass C. North, einem
der Hauptautoren des Institutionalis
mus zu sprechen, Spielregeln des ge
sellschaftlichen Zusammenhangs („ru-

les of the game"), während Organisati
onen die Akteure („players of the ga
me") bezeichnen.

Nun ist der Institutionalismus (oder
auch: Neuer Institutionalismus) ei
gentlich ebenfalls marktradikaler
Provenienz - viele der dem Instituti

onalismus verpflichteten Autoren
behaupten, Marktprozesse seien nur
dann effizient, wenn ganz bestimmte
Institutionen wie z.B. individuelles
Privateigentum, Vertragssicherheit,
fi-eie Lohnfindung usw. gegeben sei
en. So finden sich dort durchaus auch
massiv gewerkschaftsfeindliche Po
sitionen, die Organisationen der ab
hängig Beschäftigten als marktfeind
liche Eingriffe ablehnen. In diesem
Sinne ergänzt die Institutionentheorie
also lediglich die Neoklassik.

Allerdings bietet der Institutionalis
mus auch Ansatzpunkte für kritische
Positionen, die dem Marktradikalis
mus insofern eine Absage erteilen, in
dem sie unterstreichen, dass Instituti
onen durchaus ein gesellschaftliches
Eigenleben fuhren, dass sie von einer
Vielfalt von sozialen und kulturellen
Elementen bestimmt werden, dass

Märkte, eben weil diese selbst Institu
tionen sind, immer gesellschaftlich
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und politisch eingebettet sind. Eine
der sich auf kritische Elemente der In
stitutionentheorie beziehende For

schungsrichtung ist die „Vergleichen
de Kapitalismusforschung" (VKF),
die sich aktuell mit der Bestimmung

von „Spielarten des Kapitalismus"
bzw. „Varieties of Capitalism" (VoC)
befasst. Der vorliegende Sammelband
gibt im Wesentlichen die Ergebnisse
einer Konferenz der Assoziation für
kritische Gesellschaftsforschung und
der Goethe-Universität Frankfurt/M.

2011 wieder, welche sich kritisch auf
aktuelle Tendenzen der VKF bzw. des
VoC-Ansatzes bezieht.

Es kann im Rahmen einer Rezension
nicht auf alle 15 Beiträge des Bandes
eingegangen werden, die thematisch
und qualitativ sehr breit gestreut
sind. Auch die von der Redaktion
vorgenommene Aufteilung in die
drei Hauptabschnitte „Vergleichende
Kapitalismusforschung - Kritische
Bestandsaufiiahme", Neoinstitutiona-

lismus - Varianten und Entwicklun

gen" und „Jenseits des Neuen Institu
tionalismus - Radikale Alternativen

und neue Ansätze" ist nicht wirklich
hilfi^eich. Denn fast alle Beiträge be

ginnen mit einer mehr oder weniger
ausführlichen Darstellung und Kritik
des VoC-Mainstreams und entwi
ckeln Ideen für eine Überwindung
der festgestellten Schwächen.
„Stand" und „Kritik" des VoC-
Ansatzes sind dabei oft gut ausgear

beitet, während sich die „Perspekti
ven" meist auf der Ebene von oft

recht vage formulierten Forschungs-
ffagen bewegen, d.h. wenig handfes
te Alternativen bieten.

Ausgangspunkt der Konferenz bzw.
des Sammelbandes ist die Feststel
lung, dass die VKF bzw. der VoC-
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Ansatz kaum taugliche Antworten
auf die globale Wirtschaftskrise ge
ben konnten - die Autoren der Bei
träge teilen also eine mehr oder we
niger kritische Haltung gegenüber
den Hauptthesen dieser Forschungs
richtung. Die VKF ist im Prinzip ein
sehr alter Ansatz, in gewissem Sinne
könnte man z.B. Lenin, Hilferding
oder Bucharin zu Vertretern der VKF

erklären, da sie die inneren Struktur

veränderungen kapitalistischer Ge
sellschaften analysierten, sich also
bewusst waren, dass die allgemeinen
Bestimmungen der kapitalistischen
Produktionsweise sich konkret
durchaus unterschiedlich (hier im
Zeitverlauf) darstellen. Einer der Au
toren, Terrence McDonough, bezieht
sich explizit auf die marxistischen

Stadienanalysen (211). Wirkliche
Breite erreichte die VKF in Gestalt
der VoC-These aber erst nach 1989,
dem Zusammenbruch des ,realen'
Gegenbilds zum Kapitalismus. Dem
kapitalistischen Triumphalismus, der
den weltweiten Siegeszug des markt
radikalen ,Washington Consensus'
bejubelte, hielt ein Teil der Instituti-
onalisten entgegen: Kapitalismus ist
nicht gleich Kapitalismus, es gäbe
ganz unterschiedliche Varianten, die
jeweils erfolgreich sein könnten. Am
bekanntesten wurde diese Position
durch das Buch von Michel Albert,
„Kapitalismus contra Kapitalismus"
(1992), der wesentlich zwei Typen
von Kapitalismen identifizierte: Das

Modell des „rheinischen Kapitalis
mus" Mitteleuropas und Japans ei
nerseits (Coordinated Market Eco-
nomies - CME) und das angelsächsi
sche (oder neo-amerikanische) Mo
dell des liberalen Kapitalismus (Li
beral Market Economies - LME) an-

Z - Nr. 95 September 2013

dererseits. Beide Modelle seien in
jeweils unterschiedliche nationale In
stitutionen von Arbeitsmärkten, Un-
temehmensverfassungen, Kreditsys
temen usw. eingebettet und verfolg
ten jeweils eigene Entwicklungslogi
ken. Albert begründete damit insbe
sondere die These, dass es nicht ein
einziges effizientes Modell gäbe, das
die nationalen kapitalistischen Öko
nomien durchaus mit unterschiedli

chen Strategien wettbewerbsfähig
sein könnten. BrufE'Hartmann verwei

sen auf eine Kemaussage der VKF,
welche die These zurückweist „dass
die Globalisierung zu einer Konvo--
genz institutioneller Systeme führen
würde." (37) Die verschiedenen
Spielarten des Kapitalismus - deren
Zahl und Unterscheidungsmerkmale
in der VKF-Forschung inzwischen
Legion sind - verfolgten ihre jeweils
eigenen Entwicklungswege.

Fast alle Beiträge verweisen auf fol
gende Schwachstellen: Obwohl es
um Spielarten des Kapitalismus geht,
fehlt ein Verständnis von Kapitalis
mus - die meisten Autoren nennen

Faktoren wie Privateigentum, Wett
bewerb und Märkte, d.h. Merkmale,
die für viele Produktionsweisen zu
treffen, Lohnarbeit, insbesondere den
Gegensatz zwischen Lohnarbeit und
Kapital, findet kaum ein VoC-

Vertreter erwähnenswert.

Dies ist insofern erklärlich, als die
VoC-Forscher sich nur für die Stabi
lität, nicht etwa für Veränderungen,
geschweige denn für Krisenfaktoren
ihrer ,Spielarten' interessieren. Der
VoC-Ansatz ist daher oft statisch und
hat Schwierigkeiten, Veränderungs
prozesse einzubeziehen. Krisen und

Krisenanalysen passen nicht ins Un
tersuchungsraster.
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Die meisten VoC-Vertreter be
schränken sich bei ihren empirischen
Untersuchungen auf die hoch entwi
ckelten Wirtschaftsmächte der .Tria
de' Nordamerika, Westeuropa und
Japan. Die aufstrebenden Länder der
Peripherie werden selten einbezogen.

Die untersuchten Spielarten und Mo
delle orientieren sich am National
staat, es fallt den meisten Forschem
schwer, Globalisierungsprozesse bzw.
andere räumliche Kategorien neben
dem Nationalstaat einzubeziehen.

Die meisten Autoren des Sammel
bandes wollen Wege aufeeigen, auf
denen diese Mängel entweder im
Rahmen der VKF oder aber durch
andere Paradigmen überwunden
werden können. David Coates ver

weist auf die Notwendigkeit, „das
jeweilige Wesen der Klassenbezie
hungen" (32) als formgebend zu be
greifen, wobei es für ihn vor allem
um die Periodisierung in der Ent
wicklung des Kapitalismus als durch
Widerspruche gekennzeichnete Pro
duktionsweise geht. Diese Wider
sprüche äußern sich u.a. in Form von
sozialen Auseinandersetzungen - a-

ber merkwürdigerweise befasst sich
keiner der Autoren mit der Frage,

wie Form, Schärfe und Entwick
lungstendenz von sozialen Ausei
nandersetzungen, die wesentlich
durch nationale Milieus und Bezie
hungen gekennzeichnet sind, mit
dem VoC-Ansatz vermittelt werden
könnten. Der Anspmch, den Kapita
lismus nicht nur als allgemein kri
senhaft darzustellen sondem dies mit
den verschiedenen .Spielarten' in
Beziehung zu setzen, kann letzten
Endes nicht eingelöst werden. Der
Beitrag von Becker/Jäger (163ff.) be
fasst sich zwar explizit mit der euro-
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päischen Wirtschaftskrise, die Auto
ren stellen aber (offensichtlich be-
wusst) keinen Bezug zur Typenbil
dung der VoC her. Sie unterscheiden
zwar zwischen verschiedenen euro

päischen Ländergruppen, gmppieren
diese aber nicht nach institutionellen,
sondem nach Kriterien der ökonomi
schen Stärke. Ohne sich explizit auf
VoC-Ansätze zu beziehen, scheinen

sie davon auszugehen, dass es zu
mindest im Rahmen der EU zu einer
gewissen Vereinheitlichung auf der
Ebene der Regulation kommt, was
zugleich aber zu einer Verschärfung
der ökonomischen Gegensätze führt.

Einige Autoren setzen sich mit der
.eurozentristischen' Sichtweise der
VKF auseinander, d.h. sie kritisieren
deren Beschränkung auf die entwi
ckelten kapitalistischen Länder.
Merkwürdigerweise klammem sie
dabei historische Zugänge zur nach
holenden Entwicklung weitgehend
aus. Eine Ausnahme ist der Beitrag
von Jane Hardy, die sich auf die mar
xistische Theorie der ungleichen Ent
wicklung stützt (die sie Trotzki zu
schreibt): Sie verweist darauf dass in
der nachholenden Entwicklung die
.rückständigen' Lända: oft Entwick
lungsetappen überspringen und Ele
mente aus den fortgeschrittensten
Ländem übemehmen, ohne dass sich
dadurch ihre Strukturen ändan, d.h.
„... inn^alb der eigenen intanen
Strukturen kann ein Land modeme und
archaische Bestandteile kombinieren

und dadurch eine neue spezifische
Mischform hervorbringen, durch die es
sich von konkurrierenden Ländem un
terscheidet." (201) Hardy nennt das
(mit Trotzki) .Jcombinierte Entwick
lung". Die übrigen Beiträge, die versu
chen, den VoC-Ansatz für andere Län-
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der und Regionen nutzbar zu madien
verweisen - wie z.B. Matthias Ebenau

und Drahokoupil/Myant - auf die
Notwendigkeit, ungleiche Machtbe
ziehungen in die Analyse einzubezie-
hen. Ohne dies explizit zu formulieren
halten sie offensichtlich an der An
nahme fest, die Schwellen- und Ent

wicklungsländer befänden sich weiter
in Abhängigkeit vom entwickelten
Zentrum. Ebenau zufolge stellt „das
Konzqjt ,abhängiger Marktökono
mien' ... für empirische Untersuchun
gen kapitalistischer Organisation in pe-
ripheren Kontexten einen guten ersten
i^satzpunkt dar." (82) Es fällt aller
dings schwer, Länder wie China oder
Brasilien weiter als „abhängige Markt
ökonomien" zu begreifen.

Die unzureichende Berücksichtigung
der Globalisierungsprozesse in der
VKF wird von vielen Autoren be
klagt. Bob Jessop fordert: „Statt sich
auf abstrakte Spielarten zu fokussie-
ren, sollte vielmehr die Art und Wei
se, in der die globale Kapitalakkumu
lation innerhalb des Weltmarktes von
der Reproduktion vielfältiger Akku
mulationsregime abhängig ist, im
Zentrum stehen." (56) Wie genau das
zu erfolgen hat und welche Rolle die
verschiedenen Kapitalismusmodelle
(die man sich Jessop zufolge dyna
misch vorzustellen hat) spielen, bleibt
aber einigermaßen unklar. Der Satz
„die Temporalitäten verschiedener

Kapitalismusmodelle sind durch eine
Beurteilung ihrer Kompatibilität zu
untersuchen" (59) gibt jölenfalls eini
ge Rätsel auf. Die wichtige Frage, wie
der Weltmarkt die national definierten

Kapitalismusmodelle letzten Endes
verändert, ob es tendenziell doch zu
einer institutionellen ,Vereinheitli
chung' kommt (Becker/Jäger schei-
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nen dies zumindest fiir die EU anzu

nehmen) bzw. wie die institutionell
unterschiedlichen Kapitalismusspiel
arten die Weltmarkteinflüsse (mögli
cherweise jeweils unterschiedlich?)
verarbeiten, verbleibt im Ungefährem.
Immerhin bestreitet Jessop explizit,
„dass es auf globaler Ebene eine sin-
guläre Logik gebe, die mit einer sin-
gulären Direktionalität operiert." (69)
Im Gegensatz zum VoC-Mainstream
stehen Jessop zufolge die verschiede
nen national verstandenen , Spielar
ten' nicht in einem friedlichen Wett

bewerb miteinander, sondern befinden
sich in einem durch Machtbeziehun
gen geprägten Gegensatz, bei dem be

stimmte Akkumulationsregime auf
andere einwirken (Jessop nennt das
„ökologische Dominanz").
Der Leser des Sammelbands gewinnt
am Ende einen recht guten Überblick
über die wichtigsten Aussagen der
VKF und des VoC-Ansatzes und vor
allem über ihre Schwächen und
Leerstellen. Wie diese Schwächen —
innerhalb oder außerhalb der VKF -
zu überwinden wären, bleibt hinge
gen offen. Teilt man die Grundüber

zeugung der modernen VKF - dass
es verschiedene institutionell unter

schiedliche ,Spielarten' von Kapita
lismus gibt - so wäre u.a. zu untersu
chen, ob bzw. wie sich das auf den
Verlauf und die Verarbeitung der
globalen Krise in den jeweiligen
Ländem oder Regionen/Lokalitäten
(wenn man den Nationalstaat als Un

tersuchungseinheit für unzureichend
hält) widerspiegelt. Dabei müssten
die sozialen Auseinandersetzungen,
ihr Verlauf und ihre Wirkungen im
Mittelpunkt stehen.

Jörg Goldberg
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Deutsche Wirtschaft seit 1990

Hans Mittelbach, Lohn und Kapital
einkommen in Deutschland 1990 bis
2010. Zur Kritik neoklassischer und
neoliberaler Modelle, PapyRossa

Verlag, Köln 2013, 589 S., 36,- Euro.

Hans Mittelbach hat sein Buch über
die wirtschaftliche und soziale Ent
wicklung der vereinigten Bundesre
publik nach einem verblüffend einfe-
chen Rezept geschrieben: Man nehme
die vom „Sachverstandigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftli
chen Entwicklung" zwischen 1990
und 2012 vorgelegten Jahresgutach
ten, fuge die jährlichen Memoranden
der Arbeitsgruppe alternative Wirt
schaftspolitik hinzu und vergleiche sie
untereinander und miteinander über
die Jahre. Das Ergebnis ist - gemes
sen an den Voraussagen neoliberaler
Ökonomen über die positiven Folgen
des konsequenten Ausräumens plan-
wirtschaftlicher Strukturen zugunsten
marktwirtschaftlicher - verblüffend:

Die „sofortige fest hundertprozentige
Angleichung des Wirtschaftssystems
führte auch mehr als 20 Jahre nach
der deutschen Vereinigung noch nicht
zu einer quantitativen Angleichung
der Wirtschaflsleistung und der Ein
kommen und Vermögen". (8)

Das Buch gewinnt gegenüber seinen
Vorlagen eine ganz eigene Qualität
durch Herausarbeitung der langfi'isti-
gen Entwicklungstrends und der Of-
fenlegung ihrer Ursachen. Bei der
Suche nach den allen neoklassischen
Modellen widersprechenden Ergeb
nissen verarbeitet Mittelbach auch
die in den vergangenen zwei Jahr
zehnten veröffentlichten vielen af
firmativen und die in geringerer Zahl
entstandenen kritischen Veröffentli-
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chungen zur Wirtschaftspolitik der
Bundesregierung und insbesondere
zum .Aufschwung Ost". Immer wie
der beschäftigt sich Mittelbach mit
der Frage, wie erfolgreich die theore
tischen Strategien und Konzepte der
Vereinigungspolitik waren und
scheut sich nicht, ins Detail zu ge
hen, wenn er fi'agt: „War die schnelle
Privatisierung via Treuhandanstalt
der beste Weg für die Modernisie
rung und Erweiterung des ostdeut
schen Produktionsvermögens, hat die
Politik der Lx)hnzurückhaltung wirk
lich mehr Arbeitsplätze im Inland
geschaffen und stimmt es, dass die
Mehrgewinne für mehr beschäfti
gungswirksame Investitionen ver
wendet werden?" (8) Mittelbachs
Antwort ist eindeutig: Es gab „ein
gravierendes Versagen bei der Mo
dernisierung und Erweiterung der
ostdeutschen Industriebetriebe. Das
Fazit der Erfahrungen mit der Priva
tisierung des ostdeutschen Produkti
onsvermögens durch Etablierung
neuer Eigentümer zeigt, dass eine
überdehnte Privatisierung ebenso
kontraproduktiv ist wie eine über
dehnte Verstaatlichung, wie sie in
der DDR besonders seit den 70er
Jahren praktiziert wurde." (13)

Aus der konkreten Darstellung des
ökonomischen Geschehens der 90er
Jahre und des ersten Jahrzehnts des
neuen Jahrhunderts gelangt Mittel
bach immer wieder zu Ergebnissen,
die für linke, um Wege aus der Krise,
die in eine Transformation münden
könnten und um das zukünftige So
zialismusbild ringende Wirtschafts
wissenschaftler Denkanstöße liefern.

Dabei bedient sich Mittelbach wie
derholt der Komparation. Von unmit
telbarem Interesse sind seine Verglei-
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ehe der deutschen „Währungsunion"
von 1990 mit der Einfuhrung einer
einheitlichen Währung im Euro-Raum
Imapp zwei Jahrzehnte später. Mit der
Übernahme der DM durch die DDR
im Juli 1990 habe in Deutschland (Ost
wie West) ein intensiver Verteilungs
kampf zwischen Lohn- und Kapital
einkommen seinen Anfang genom
men. Dieses sozial relevante Resultat
einer auf den ersten Blick rein finanz

politischen Maßnahme habe unerwar
tet an Aktualität gewonnen, da einige
Jahre nach der Einführung einer ein
heitlichen Währung im Euro-Raum in
den weniger entwickelten Ländern
ähnliche wirtschaftliche Probleme
entstanden sind wie in Ostdeutschland
1990/1991. Anders als in der plan-
wirtschaftlich organisierten DDR, wo
die Folgen der Zusammenführung un
terschiedlich entwickelter Ökonomie
in einem Währungsraum sofort spür
bar waren, seien die Probleme inner
halb des Euroraums erst nach einer
Reihe von Jahren, dann aber auch mit
voller Wucht aufgetreten. (18)

Diese Erfahrung wird im ersten der
sechs Kapitel des Buches behandelt.
Kapitel 2 analysiert den erreichten
Stand der Produktions- und Produk

tivitätsentwicklung Ostdeutsch lands
mehr als 20 Jahre nach der Vereini
gung. Mittelbach stellt fest: ,4n Ost
deutschland bildeten sich eine weit
gehend fi"emd bestimme Dependenz-
ökonomie und eine extrem produkti
onsschwache Wirtschaftsstruktur
heraus." (11). Im dritten Kapitel geht
es Mittelbach um die Umgestaltung
der Eigentumsverhältnisse in Ost
deutschland und die damit verbunde
nen wirtschaftstheoretischen und -

praktischen Probleme. Kapitel 4
handelt von den Ursachen unzurei-
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chender Investitionsbereitschaft des
deutschen Kapitals in den neuen
Bundesländern. In diesem wie in an
deren Kapiteln präsentiert Mittelbach
handfeste Vorschläge, wenn er z. B.
die Kapitaltransfers in den Osten un
ter Effizienzgesichtspunkten unter
sucht und zu dem Schluss kommt:
„Effekte können besser erreicht wer
den, wenn die Fördermittel nicht ver
schenkt, sondern in Form einer öf

fentlichen Beteiligung an privaten
Investitionen bzw. Unternehmen in
der Regel als stille Beteiligung unter
50% vergeben werden." (15) Kapitel
5 ist den Zusammenhängen zwischen
Einkommen und Beschäftigung ge
widmet. Mittelbach setzt sich mit der
These des Sachverständigenrates von
der beschäftigungsorientierten Lohn
politik auseinander, die davon aus
geht, dass durch Lohnzurückhaltung
Mehrbeschäftigung erreicht werden
könne. Der Autor vertritt dagegen
die Auffassung, dass nur eine leis
tungsgerechte Differenzierung der
Einkommen und Vermögen eine ho
he Wirtschaftsleistung ermögliche,
diese jedoch unter den gegebenen
ökonomischen Machtverhältnissen
nicht erreicht werden könne. Im 6.
Kapitel wird der Zusammenhang
zwischen Familien- und Rentenein
kommen einerseits und der Überalte
rung der Bevölkerung andererseits un
tersucht. Die daraus entstehenden

Probleme würden sich ganz besonders
in Ostdeutschland häufen. Der Autor
warnt davor, vom Umlageverfahren
der Rentenfinanzierung, das sich
(auch während der Wiedervereini
gung) bewährt habe, zugunsten von
Kapitaldeckungsverfehren abzugehen.
Mittelbach illustriert seine Analysen
durch eine Vielzahl von Graphiken,
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belegt seine ordnungspolitisch rele
vanten Schlüsse mit aufechlussrei-
chen Tabellen. Der Leser wird nicht
nur über das in der deutschen Wirt
schaft seit 1990 Geschehene infor
miert, ihm werden inuner wieder
auch darüber hinausreiche wirt-
schafetheoretisch relevante Erkennt

nisse vermittelt. Es ist diese Kombi
nation von Empirie und Theorie, die
Mittelbachs Publikation auszeichnet.

Jörg Roesler

Marxistische Analyse des
Mensch-Natur-Verhältnisses

John Bellamy Foster, Brett Clark, Ri
chard York, Der ökologische Bruch.
Der Krieg des Kapitals gegen den
Planeten. Aus dem us-amerikanischen
Englisch von Klaus E. Lehmann,
LAIKA-Verlag, Hamburg 2011, 494
S., 39,90 Euro.

Wie Marx im Kapital festhielt, ist der
Stoffwechsel - oder wie der Chemi
ker Justus Liebig Mitte des 19 Jahr
hunderts schrieb: der Metabolismus
— zwischen Menschen und Natur eine

„ewige Naturbedingung des mensch
lichen Lebens und daher unabhängig
von jeder Form dieses Lebens, viel
mehr allen seinen Gesellschaftsfor
men gleich gemeinsam" (MEW 23:
198). Die historischen Formationen
gesellschaftlicher Beziehungen un
terscheiden sich allerdings dadurch,
wie sie dieses gesellschaftliche Na
turverhältnis organisieren.

In der kapitalistischen Produktions
weise, soweit entwickelt Marx diesen
Gedanken bereits, ist der Arbeitspro-
zess, in dem die menschliche Gesell
schaft ihren Austausch mit der Natur
praktiziert, grundsätzlich dem Ver-
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wertungsprozess des Kapitals unter
worfen. Die „Tendenz des Kapitals"
besteht darin, „die natürlichen Be
dingungen zu verletzen, die die Le
benskraft der Natur gewährleisten,
indem es die Grundlagen untergräbt,
von der die ökologische und mensch
liche Nachhaltigkeit abhängt" (76).
„Die metabolische Sozialordnung
des Kapitalismus" ist folglich „im
manent antikökologisch" (74). Die
Verwüstungen der Umwelt für Foster
und seine Kollegen also „let2rten En
des vorrangig eine Frage der politi
schen Ökonomie" (149).

Nichtsdestotrotz dauerte es laut Fos

ter, Clark und York bis zum 19.
Jahrhundert, bis die „zerstörerische
metabolische Beziehung des Kapita
lismus zur Natur" (76) ins Zentrum
der Aufmerksamkeit rückte. Bis da
hin schien es, als könnten die Rück
wirkungen der systematischen Na
turzerstörungen vemachlässigt wer
den. Heute hat sich das geändert

Aus „den Konflikten und Widersprü
chen der modernen kapitalistischen
Gesellschaft" (15f.) entspringt ein
„allumfassender Bruch in der
menschlichen Beziehung zur Natur"
(20). Dieses „entscheidende Prob
lem" (155) erwächst im Wesentli
chen aus „der Tretmühle der kapita
listischen Akkumulation" (190), das
heißt aus dem Zwang zum „exponen-

tiellen ökonomischen Wachstum"

(155), das aus den kapitalistischen
Produktionsverhältnissen hervorgeht.

Im Zuge dieser beständigen Anhäu
fung von Kapital werden die beiden
„Springquellen alles Reichtums"
(MEW 23: 530) - die Erde und der
Arbeiter - systematisch ausgehöhlt,
um sie wie in „der griechisch
römischen Midas-Sage" (108) in Gold
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zu verwandeln. Dadurch dass die ka

pitalistische Ökonomie »Jceine absolu
ten Grenzen seines eigenen Fort
schreitens" (31) kennt, das personifi
zierte Kapital die Natur als „fi-eie Ge
schenkgabe" (412) und ihre Gesetz
mäßigkeiten „als einfache Schranken
(statt als Grenzen) seiner eigenen
Selbstausdehnung" (269) behandelt,
überschreitet sie systematisch die ob
jektiven Grenzen der Natur. ,JDer
ökologische Bruch ist" also letztlich
„das Produkt eines gesellschaftlichen
Bruchs" (50): der Herrschaft der Ka
pitalistenklasse über das Proletariat.

Entsteht in einem konkreten metaboli-
schen Prozess einmal ein „unheilbarer
Riss" (77), bspw. durch die übermä
ßige Entnahme von Stickstoff aus der
Luft oder die Ausrottung anderer Le
bewesen, entwickelt sich eine „öko
logische Krise" (73). Da kapitalisti
sche Gesellschaften die Ursachen für

die einzelnen Krisen nicht an ihrer

Wurzel beheben, kommt es zu räum
lichen und zeitlichen Verschiebun
gen. Das heißt, der ökologische Riss
wird nicht gekittet und die ökologi
sche Knse nicht gelöst, sondern ver
lagert. Dies hat zur Folge, dass sich
andernorts und zu einer anderen Zeit
ein weiterer „irreparabler Bruch"
(119) in der ,Jcomplexen Koevoluti-
on von Natur und menschlicher Pro

duktion" (30) bildet, der in der Regel
gravierendere Konsequenzen für Ge
sellschaft und Natur besitzt als der

ursprüngliche Spalt im Metabolis
mus. Die sozialökologischen Prob
leme potenzieren sich.

Solange die Störungen im Stoffwech
sel ,4ediglich" lokalen oder regiona
len Charakter hatten, waren Verschie
bungen eingeschränkt möglich - trotz
ihrer verheerenden Auswirkungen.
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Die Entwicklung des „Monopolkapi
talismus" (173), den die Autoren in
Anlehnung an Paul Sweezys theore
tische Überlegungen konzipieren,
,Jiat den metabolischen Bruch auf
globalen Maßstab ausgeweitet" (77).
,J)ie globale Ausdehnung des Kapi
tals führt zur Schaffung einer plane
tarischen ökologischen Krise" (85),
zu einem „globalen ökologischen
Bruch" (331).

Wenn die „planetarischen Grenzen"
(49) einmal überschritten worden
sind, werden die ökologischen Brüche
und ihre Folgen von den imperialisti
schen Kemstaaten wie den USA oder
der EU durch einen „ökologischen
Imperialismus" (329) auf die Staaten
imd Bevölkerungen der globalen Pe
ripherie abgewälzt. Darin erschöpft
der ökologische Imperialismus sich
allerdings nicht. Die Kemstaaten ver
suchen zudem mit Hilfe von politisch
ökonomischen Mitteln, sich bevorzug
te Zugang zu knappen Rohstoffen zu
sichern und Bedingungen für einen
ungleiche Tausch herzustelle, über
den sie zu Vorzugspreisen Zugriff" auf
Ressourcen erhalten. ,J)ie Natur des
ökologischen Imperialismus" liegt also
letztlich darin, „die ökologischen Be-
dingunge weltweit kontinuierlich zu
verschlechtem" (355).

Foster et al. veranschaulichen diese

theoretische Argumentation sowohl
an einem Modell, dem Marx schon im
19. Jahrhundert seine Aufinerksam-

keit gewidmet hat, - dem durch die
industrielle Landwirtschaft hervorge
rufenen NährstoffVerlust kultivierter
Böden in Großbritannien - als auch
an einem aktuellen Modell - dem

globalen Bmch im „Kohlenstoff-
Metabolismus" (116), der gegenwär
tig im Klimawandel kulminiert.
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, JDie einzige vernünftige Antwort" auf
soziale Ausbeutung und die sukzessive
Vervielfältigung ökologischer Destruk
tionen kann den Autoren zufolge ,^ur
durch eine neue revolutionäre Umges

taltung in den menschlichen, sozialen
und ökologischen Beziehungen" (52)
gegeben werden. Folglich kann es
,Jceine wirkliche ökolo^sche Revolu
tion geben, die nicht sozialistisch wäre,
keine wahrhaft sozialistische Revoluti
on, die nicht ökologisch ist." (419)
„'Naturrevolution' und Sozialrevoluti
on müssen vereint sein." (52) Der
Zweck des Bruchs mit dem Kapitahs-
mus ist der Aufbau eines ,>Ietabolis-
mus des Sozialismus des 21. Jahrhun
derts" (379), in dem nicht nur die
Menschen, sondern wie Marx Thomas
Müntz«" zitieroid schreibt, „alle Le
bewesen (...) befi-eit werden" (61).
Auch wenn es in Marx' „Zur Juden
frage" (MEW 1: 347-377) heißt, „die
Kreatur müsse frei werden" (MEW 1:

375) und die Übersetzer sich offen
sichtlich nicht an dieses Original hiel
ten, ist es bemerkenswert, dass sowohl
Marx als auch Foster und seine Ko-
Autoren mit Müntzers Aussage über
einstimmen.

Die ,JJauptkraft für eine ökologische
Revolution" (417) soll das „Umwelt
proletariat" (51) der Südhalbkugel, ein
Zusammenschluss des klassischen Pro

letariats mit den ökologischen Bewe
gungen, die „Massen der Dritten Welt"
(418) bilden. Dieses müsse für eine
„neue ökologische Hegemonie mner-
halb der Zivilgesellschaft" (378; Herv.
i.D.) streiten, indem es eine ökologi
sche und soziale „Gegenhegemonie
auf der Grundlage sozialistischer Prin
zipien" (378) errichtet.

Christian Stäche
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Ökosozialistische Potenziale

Hans Thie, Rotes Grün. Pioniere und
Prinzipien einer ökologischen Ge-
sellschafi. VSA-Verlag, Hamburg
2013, 176 S., EUR 16,80 (als Down
load auf den Seiten von
www.rosalux.de).

Hans Thie beginnt seinen Essay mit
einem hervorragenden Schachzug: Er
entwirft ein konkret utopisches Bild
einer radikal egalitären Gesellschaft,
Egalitaria genaimt. ,>Iateriell und fi
nanziell geht es allen gut... Wer im
erwerbsfiihigen Alter ist, arbeitet 30
Stunden in der Woche — mit 3.500

Euro brutto gut bezahlt. Reichlich
Erholung ist garantiert..." Die Woh
nungen sind ausreichend groß und
sehr günstig, die Sozialsysteme gut
finanziert, die staatliche Maschinerie
im Schrumpfen begriffen und Ban
ken und Versicherungen nur noch
Randerscheinungen. Die materiellen
Voraussetzungen für Egalitaria sieht
der Autor gegeben, weil das Be
schriebene sich auf die statistische
Realität der reichen deutschen Ver

hältnisse stützt.

Wunderbar, denkt der Leser, in die
ser Welt möchte er auch leben, dafür
lohnt es zu kämpfen. Doch dann
kommt die Wende: Egalitaria ist in
einer Welt mit ökologischen Grenzen
schlicht nicht denkbar. Sie überdehnt
die natürlichen Ressourcen in nahezu
jeder Hinsicht. Die ökologische Ka
tastrophe erscheint am Horizont.

Dieser Trick des Verfessers - man

könnte es auch einen Brechtschen
Verfremdungseffekt nennen - führt zu
einem Lemeffekt und zu einer
Schlussfolgerung: ,43ie Linke ist der
zeit ohne Strahlkraft, weil sie nicht
verstanden hat, dass das gesamte so-
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zialistische Erbe nur noch dann einen
Sinn hat und nur dann neu Kraft ent
falten kann, wenn es im Angesicht
ökologischer Grenzen neue buchsta
biert wird." (57) Obwohl um die alten
Gedanken der Arbeiterbewegung
„viele kleine Satelliten modemer Pro
grammatik wie demokratische Parti

zipation, Energie- und Verkehrswen
de" kreisten, die Partei Die Linke so
gar ein Parteiprogramm habe, welches
„über weite Strecken den Geist egali
tär-ökologischer Erneuerung atme,
sei, so Thie, in den Köpfen der Mit
gliedschaft als auch der Funktionsträ
ger das ökologische Zeitalter noch
nicht wirklich angekommen (56).

Wie Recht Thie hat, zeigt sich insbe
sondere angesichts der jüngsten Vor
schläge von sich als links oder als al
ternativ verstehenden Ökonomen oder

Politikern. Mit dem (neo)liberalen
Mainstream teilen sie den Fetisch
Wachstum. Der Unterschied liegt in
der Wahl der Mittel, wie dieser zu er
reichen ist. Wollen jene mit Keynes
im Gepäck - zumindest mit eino- be
stimmten Interpretation seines durch
aus auch anders auszulegenden Wer
kes - den Binnenmarkt stärken, Lohn
zuwächse für die Arbeitnehmerinnen
erstreiten, Ungleichheit abbauen und
für eine antizyklische Ausgabenpoli
tik einstehen, setzen die Neoliberalen
auf eine restriktive Haushaltspolitik
und die Liberalisierung von Märkten.

Natürlich ist der Weg der von Thie
scharf kritisiertai Keynesianer pro
gressiver, hätte er doch zur Folge, dass
die soziale Frage unmittelbar ent
schärft würde. Aber eben auf Kosten

eines infolge des Wachstums deutlich
erhöhten Verbrauchs an Naturstoffen
und eines massiv erhöhten Ausstoßes

von Schadstoffen — allen voran des
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Treibhausgases CO2. Mittel- bis lang-
fi'istig sinkt somit die Lebensqualität.

Thie sieht die Linke daher auf dem
falschen Dampfer - der Titanic -, auf
welchem sie Rettungsboote für alle
einfordere. Die keynesianische
Denkweise insbesondere kritisiert er,
da sie angesichts ihrer ökologischen
Umnachtung „den Untergang be
schleunigt," indem sie mit „richtiger
Wirtschaftspolitik" für einen höheren
Wachstumstrend sorgen wolle und
damit das Gewicht der Ladung noch
weiter erhöhe (138). Etiketten wie
qualitatives, grünes, entkoppeltes oder
intelligentes Wachstum seien daher
nur zynisches Marketing oder aus der
Not geborene Illusionen (124).

Grundlage für ein linkes emanzipato-
risches Projekt, so ließe sich Thies
Grundanliegen zusammenfassen,
müsse daher Kenneth Bouldings vor
40 Jahren formulierter Ausspruch
sein: „Wer glaubt, dass in einer end
lichen Welt immerwährendes
Wachstum möglich sei, ist entweder
ein Verrückter oder ein Ökonom."

Doch freilich kritisiert Thie nicht nur
die traditionelle sozialistische und

kommunistische Linke. Die grünen
Strömungen und die in den letzten
Jahren präsenter gewordene Wachs
tumskritik werden gleichermaßen ei
ner kritischen Analyse unterzogen.
Thies Kritik an diesen Strömungen
ist, dass sie vor den antikapitalisti
schen Schlussfolgerungen ihrer Kritik
zurückschreckten. So blieben Märkte,
Preise und von Preisen abgeleitete
Einkommen der Mittelpunkt nicht mü
der konservativ-liberalen, sondern
auch der reformistischen und selbst
der linken Überlegungen (132).
Wachstumskritiker und ökologische
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Ökonomen wie Hermann Daly ma

chen nicht die Wirtschaftsordnung,

die Zwänge der kapitalistischen Pro
duktions- und Eigentumsverhältnisse
zum Gegenstand ihrer Kritik.

Da beide Extreme der Debatte, die
Anklage des Wachstums als Grund al
len Übels sowie die Lobpreisung des
Wachstums als Voraussetzung aller
Lösungen, ihrai spezifischen Mangel
hätten, läuft Thies Argumentation auf
eine Synthese hinaus: Sattes Grün
braucht kräftiges Rot (vgl. 12). Rotes
Grün also, sprich die Lösung der öko
logischen Frage ist nur jenseits des
Kapitalismus und die Beantwortung
der sozialen Frage ist nur noch ökolo
gisch ausbuchstabiert vorstellbar.

Natürlich, dieser Gedanke ist nicht
ganz neu: Eine marginale ökosozia
listische bzw. ökomarxistische Strö
mung vertritt diesen schon seit Län
gerem; insbesondere im angelsächsi
schen Raum wird diese Debatte leb
hafter geführt als im Deutschen. Thie
geht auf diese Debatten nur am Ran
de ein. Das ist ein wenig schade,
schmälert aber den Wert dieses glän
zend und pointiert geschriebenen Es
says kaum. Traditionellen Linken,
neuen Wachstumskritikem sowie
Umweltbewegten und Grünen, die
sich nicht vor neuen Gedanken
scheuen, sei dieses Buch dringlich
angeraten. Neben den hier erwähnten
Aspekten finden sich ebenso geist
reiche Gedanken über ein ökologi
sches Menschenrecht (One (wo)man,
one piece of Nature), über das
Wachküssen ökosozialistischer Po

tenziale (vor allem in Gestalt der
Commons) und zur Frage, warum es
kein revolutionäres Klassensubjekt
mehr gibt. Bei der Diskussion dieser
Frage schlägt Thies Argumentation
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vielleicht zu sehr ins Grüne - für
Diskussionsstoff ist also gesorgt.

Fabian Westhoven

Fragen des Gesundheits
Systems

Harald Weinberg/Pascal Detzler,
Wettbewerb schadet der Gesundheit.
Eine Analyse der Gesundheitspolitik
in Deutschland, isw Spezial, Nr. 27,
Institut för sozial-ökologische Wirt-
schaft^orschung e. V., München, Juni
2013, Schutzgebühr 3,00 Euro.

Das rührige isw legt ein weiteres
Heft seiner „Spezial-Reihe" vor,
welche im A-4-Format eng bedruckt
gute, kritische und preiswerte Ein
führungen bieten. Thema des Heftes
27 ist die Gesundheitspolitik in
Deutschland. Autoren sind Harald
Weinberg, Obmann der Partei Die
Linke im Gesundheitsausschuss so

wie sein wissenschaftlicher Mitarbei
ter Pascal Detzler. Auf knapp 23 Sei
ten werden die wichtigsten Struktur-
und Organisationsmerkmale des
deutschen Gesundheitssystems ein
führend dargestellt und kritisch be
leuchtet Im Vordergjmd stehen da
bei Fragen der Finanzierung und der
politischen Regulierung des Gesund
heitswesens — der Obertitel des Hef
tes - Wettbewerb schadet der Ge
sundheit - legt dies auch nahe.

Viele Publikationen zum deutschen
Gesundheitswesen nähern sich ihrem

Gegenstand historisch. Weinberg und
Detzler beginnen mit dem Augen
scheinlichen: da: Fragmentierung des
Gesundheitssystems sowie der Viel
zahl an Akteuren im System (3f.). Als
wichtige Akteure identifizieren sie
Lobbyorganisationoi (4). Ausgehend
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von der Feststellung, dass deren
Ifendwerkszeug Informationen und
Fehlinformationen sind (4), starten die
Autoren eine erste ideologiekritische
Aufklärung. Im Anschluss an Reiners'
Destruktion von Mythen der Gesund
heitspolitik sollen weitere Mythen und
Irrtümer in Exkursen dargestellt wer
den (4). Zunädist jedoch wird materia
listisch einführend kurz die Bedeutung
der Arbeit im Gesundheitswesen refe-

riat, bevor grundsätzlich die Finanzie
rungsform über Krankenkassenbeiträ
ge erläutert wird (5). Ein Merkmal des
Heftes wird bereits auf den ersten Sei
ten deutlich: Zahlreiche in den Text-

fluss eingebundene Grafiken illustrie
ren statistisch und empirisch die Aus
sagen der Autoroi, Mithilfe derselben

wird auch in diesem Text der ,Alythos
Kostenexplosion" aufgeklärt (6f.).
Vom recht allgemeinen der Erörterung
der Finanzierung kommen die Autoren
hia- schnell zum speziellen der politi
schen Vorschläge der Partei Die Lin
ke: Für manchen Leser wird der
Sprung hin zu verschiedenen Bürger
versicherungskonzepten der Parteien
und ihrer Details hier etwas unvermit

telt erfolgen (7).

Ein zweiter Abschnitt des Heftes be
ginnt — anschließend an Esping-
Andersen - mit einer knappen Skizze
der drei Welten des Wohlfahrtsstaates
(9), Hier stellen die Autoren historisch
die spezifische Pfadabhängigkeit von
Gesundheitssystemen nachvollziehbar
dar. Sodann erläutern sie zentrale

Merkmale des deutschen Gesundheits
systems: Das Solidarprihzip, die paritä
tische Finanzierung, den Leistungska
talog und das Sachleistungsprinzip
(lOf.). Wiederum wird diesem „Ideal
typ" der Entwicklung des Gesund
heitswesens ideologiekritisch die „rea-
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le Entwicklung" entgegengehalten
(llf). Hier stellen die Autoren - zu
Recht - fest, dass der ,Jdealtyp" der
Grundprinzipien mehrfach durchbro
chen wurde und wird (12). Diese ,4De-
formation^ der Grundprinzipioi"
werden im Folgenden in einem weite
ren Exkurs beleuchtet (13ff.): Zuzah-
lungen und Zusatzbeiträge, der Wett
bewerb der Kassen um günstige Risi
ken sowie die schiere Existenz der Pri
vaten Krankenversicherung werden
hiCT kursorisch gebrandmarkt.

Ein wenig unvermittelt erfolgt der
Übergang zum dritten Abschnitt des
Heftes, in welchem die Autoren zu
nächst die Finanziaimgsgrundlagen
des ambulanten- und sodann des stati
onären- und des pharmazeutischen
Sektors skizzieren (16flF.). Die reform
bedürftige Krankenhausfinanzierung,
die Arbeitsbedingungen in beiden Sek
toren und die kapitalistische Pharma
industrie kommen analytisch leider re
lativ kurz.

Denn Abschnitt vier dient bereits ei
nem politischen Ausblick: Weinberg
und Detzler stellen die gegenwärtigen
gesundheitspolitischen Interessen und
Absichten der Parteien vor der Bun
destagswahl 2013 detailliert dar. Die
ser Abschnitt ist ausgesprochen le
senswert, da politisch aktuell und klar
akzentuierend, wo es um die tatsächli
chen Ungereimtheiten der Sozialde
mokratie und der Grünen geht (21flf,).
Ein wiederum etwas unvermittelter
E?tos zum Wettbewerb im Gesund
heitswesen und seinen fatale Schwä
chen (25) leitet zu den ausfuhrlich vor-
getragenoi Ideen und Forderungen der
Partei Die Linke über. Gerade hier
wünschte man sich jedoch etwas diffe-
renziertCTe, weniger politisch intendier
te, plakative Argumentation.
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Der letzte Exkurs des Heftes hat das

griechische Gesundheitssystem zum
Thema (27f.): Atemlos wird ein kurzer
Reisebericht eines der Autoren doku

mentiert. Auch hier wäre eine Einord

nung in politische und organisatorische
Zusammenhänge nützlich. Da es sich
aber um ein Einfuhrungsheft mit be
grenztem Raum handelt, ist diese Eng-
fuhrung völlig in Ordnung. Allerdings
geraten bestimmte gesundheitspoliti
sche Bereiche und Perspektiven, die
den materialistisch an der Philosophie
der Praxis interessierten Leser während

der Lektüre des Heftes zwangsläufig in
den Sinn geraten, kaum in den Fokus
der Autoren: Gesundheitspolitik ist in
diesem isw-Heft Politik „von oben".

Die Versorgung selbst, die Vernetzung
von Akteuren, die Bewegung innCT-
halb der Berufe u.a. spielt hier weniger
eine Rolle.

Nichtsdestotrotz ist das vorgelegte

Heft eine ausgesprochen nützliche
ideologiekritische Einführung in ge
genwärtig in ihrer politischen und
ökonomischen Brisanz oftmals un

terschätzte Fragen des Gesundheits
systems.

Wolfram Burkhardt

Die Abwicklung des DVIL

Günter Benser, Aus per Treuhand-
Bescheid. Der Überlebenskampf des
Instituts für Geschichte der Arbeiter
bewegung. Mit einem Dokumenten
anhang. Edition bodoni, Berlin 2013,
238 S., 18,-Euro.

Die Abwicklung der fiiiheren DDR-
Geschichtswissenschaft an den Uni

versitäten, den Instituten der Akade
mie der Wissenschaften der DDR

sowie den Forschungseinrichtungen

der SED ist als Folge der Herstellung
der staatlichen deutschen Einheit in

der ersten Hälfte der 1990er Jahre

nahezu vollständig vollzogen wor
den. Als rechtliche Grundlage dafür
wurden in der Regel einschlägige
Bestimmungen des Einigungsvertra
ges herangezogen. Damit ver
schwand für viele Historiker unter
schiedlichen Alters binnen kurzer

Frist ihre wissenschaftliche Exis

tenzgrundlage. Während an den Uni
versitäten die Fachbereiche, Institute

bzw. Lehrstühle weiterhin existieren -

allerdings zumeist mit Wissenschaft
lern aus dem Westen besetzt — sind

die Akademieinstitute ersatzlos aufge
löst worden. Auch mit den For
schungseinrichtungen der fi*üheren
Staatspartei SED verfijhr man auf
ähnliche Weise. Über diesen Abwick-
lungsprozess an DDR-Wissenschafts-
einrichtungen ist bereits an verschie
dener Stelle publiziert worden.

Günter Benser, Professor für Zeitge
schichte und letzter auf einer Insti
tutsversammlung am 21. Dezember
1989 gewählter Direktor des in Insti
tut für Geschichte der Arbeiterbewe

gung umbenannten fiiiheren Instituts
für Marxismus-Leninismus, legt nun
eine auf Quellen und persönlichen
Erinnerungen basierte Untersuchung

^ Vgl. dazu am ausführlichsten: Werner
Röhr: Abwicklung. Das Ende der Ge
schichtswissenschaft der DDR. Bd. 1 und

2, Berlin 2011. Außerdem: Ingrid Mat
schenz, Kurt Pätzold, Erika Schwarz, Sonja
Striegnitz (Hrsg.): Dokumente gegen Le
genden. Chronik und Geschichte der Ab
wicklung der Mitarbeiterinnen des Instituts
für Geschichtswissenschaften an der Hum

boldt-Universität zu Berlin. Berlin 1996;

Stefan Bollinger, Ulrich van der Heyden
(Hrsg.): Deutsche Einheit und Elitenwech
sel in Ostdeutschland. Berlin 2002.
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über den „Überlebenskampf' seines
Instituts vor und ergänzt die gut 100
Seiten umfassende Darstellung mit
insgesamt 29 Dokumenten aus dem
Zeitraum vom 3. November 1989 bis

20. März 1994.

Benser bezeichnet seine Publikation

als ,3ericht eines unmittelbar Betei

ligten und Betroffenen" und fügt
hinzu, „wenngleich er keinen auto
biographischen Charakter trägt, sind
doch nicht wenige Vorgänge mit der
Person des Autors verbunden, wes
halb subjektive Sichten nicht zu
vermeiden und teils auch gewollt
sind". Natürlich urteilen Insider in

stärkerem Maße betroffen, Benser
bemüht sich jedoch in seiner Darstel
lung, die auch ihn persönlich betref
fenden Vorgänge weitgehend objek
tiv darzustellen, auch wenn er seine
Sicht auf das „Erbe des Instituts für

Marxismus-Leninismus" beschreibt.

Auf größeres Interesse dürften vor al
lem die hier beschriebenen ,3eniü-
hungen um einen Rettungsschirm für
Archiv und Bibliothek" des Instituts

sein. Vor allem die Bestände des

Zentralen Parteiarchivs der SED ent

halten erstrangige Zeugnisse der Ge
schichte der deutschen und internatio

nalen Arbeiterbewegung aus dem 19.
und vor allem 20. Jahrhundert. Die

Überführung dieser Bestände in die
Stiftung Archiv der Parteien und
Massenorganisationen der DDR im
Bundesarchiv gehört zu den wich
tigsten Ergebnissen, auf die Benser
in seiner Direktorenzeit zurückbli

cken kann. Damit ist der Forschung
ein wichtiger Dienst erwiesen wor
den. Erfi-eulich ist auch, dass es ge
lang, Forschung und Publikation der
MEGA weiter zu betreiben.
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Außerdem erfährt der Leser interes

sante Details über den Umgang der
Leitung der Treuhandanstalt sowie
der „Unabhängigen Kommission zur
Überprüfung des Vermögens der
Parteien und Massenorganisationen
der DDR" mit den Vertretern des In

stituts aber auch mit den an der Vor

bereitung einer Stiftungsgründung
arbeitenden Vertreter des Bundesar
chivs. In dem in verschiedener Hin

sicht interessanten Dokumentenan

hang findet sich als Dokument Nr. 27
eine Aktennotiz über Verhandlungen
mit der „Unabhängigen Kommissi
on" am 10. und 16. März 1992, also
unmittelbar vor der Schließung des
Instituts. Daraus wird deutlich, dass
Treuhand und „Unabhängige Kom
mission" offenbar in einem unterein
ander ungeklärten Kompetenzver
hältnis gegenüber der Institutsleitung
und den Vertretern des Betriebsrates

agierten und sich die Schuld für die

mehrere Monate überfallige Freigabe
der Gehaltszahlungen an die verblie
benen Mitarbeiter wechselseitig zu
schoben. Dies führte zu einer kurz

zeitigen Besetzung von Räumlichkei
ten der „Unabhängigen Kommissi
on" durch Institutsmitarbeiter, die die
Hinhaltetaktik der Kommissionsver

treter nicht mehr hinnehmen wollten.

Benser zieht aus den letztlich erfolg
losen Auseinandersetzungen mit
Treuhand und „Unabhängiger Kom
mission" folgendes Fazit: „Was
durch Treuhand und Unabhängige
Kommission ausgeschaltet wurde,
war nicht ein verkrustetes Überbleib
sel des Instituts für Marxismus-

Leninismus, sondern eine in ihren
Inhalten selbstbestimmte wissen

schaftliche Einrichtung mit einem
Profil, das den damaligen und bis
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heute anhaltenden geistigen Ausei
nandersetzungen Rechnung trug."

Auch der Tag der Schließung des In
stituts blieb vielen nachhaltig in Er
innerung. Henryk Skrzypczak
schrieb dazu: ,^undestaffeln im Ein
satz gegen eine Stätte der Forschung.
Polizeistiefel in den Magazinräumen.
Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
uniformiertes Geleit beim Gang zur

Toilette - wo hätte es das je in einem
Kulturstaat gegeben. Am 31. März
1992 allerdings musste es sein. So
jedenfalls versichem uns die Reprä
sentanten einer Justiz, über die ehe
dem Otto Kirchheimer befand, dass
ihre Anbindung an die Zwecke der
Politik zur organisierten Zerstörung
von Gerechtigkeit fiihre."

Und dennoch haben nicht wenige
Wissenschafllerinnen und Wissen

schaftler des nunmehr abgewickelten
IfGA zu verschiedenen Themen wei

ter geforscht und publiziert. Insbe
sondere zur Geschichte der deut

schen Arbeiterbewegung und zur
DDR-Geschichte legten sie wichtige
Publikationen vor. Dazu zählen auch

die Arbeiten von Günter Benser, die
der seinerzeit in Großbritannien leh
rende Historiker Stefan Berger als
„zweite deutsche Geschichtswissen
schaft" bezeichnet hat.^

DetlefNakath

Vgl. Stefan Berger: Was bleibt von der Ge
schichtswissenschaft in der DDR? Blick

auf eine alternative historische Kultur im
Osten Deutschlands. Zeitschrift für Ge
schichtswissenschaft 11/2002. Außerdem:

„Wie Aussätzige behandelt. Die ostdeut
sche Geschichtswissenschaft zwölf Jahre

nach dem Ende der DDR", in: Neues
Deutschland, 21./22. Dezember 2002.

Ohrfeigen für bundesdeut
sche Historiographie

Alexander Bahar, Wilfried Kugel:
Der Reichstagsbrand, Geschichte ei
ner Provokation, PapyRossa Verlag,
Köln 2013, 360 S., 17,90 Euro.

Alexander Bahar, Wilfi*ied Kugel ver
öffentlichten 2001 in der edition q ih
ren Band ,X>er Reichstagsbrand. Wie
Geschichte gemacht wird."^ Er basier
te auf langjährigen Forschungen, wo
bei sie erstmals auch die über 50.000
Seiten Originalakten, die nach 1990
zugänglich wurden, vollständig aus
werten konnten (mit Feuerwehr- und
Polizeiprotokollen, brandtechmschen
Gutachten und Vemehmungsprotokol-
len der Voruntersuchung der von den
Brandstiftem selbst eingesetzten
Reichstagsbrandkommission) und
ebenso die Prozeßakten des Leipzi
ger Prozesses (Anklageschrift, steno
graphische Protokolle, Urteilsschrift).
Dir 860 Seiten starker Band ist die bis

her beste, gründlichste und detaillier
teste Rekonstruktion des Brandes

selbst, seiner Täter und Mitwisser. Au
ßerdem behandelten die Autoren jene
Kriminalgeschichte bürgerlicher deut
scher Geschichtswissenschaft, in der

die These von der Alleintäterschaft van
der Lübbes von den Medien zur infor
mellen Norm erhoben und davon ab
weichende Aufifessungen von einer
Mafia aus Verfessungsschutz, Medien
(Der Spiegel) und einigen Historikern
mit allen Mitteln, geheimdienstlichen
eingeschlossen, und mafiosen Metho
den verfolgt wurde.

Für die nun von PapyRossa veran-

Alexander Bahar, Wilfried Kugel, Der
Reichstagsbrand. Wie Geschichte gemacht
wird", Berlin 2001.
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staltete Taschenbuchedition haben

die Verfasser ihr Buch von 2001 auf

die Hälfte gekürzt und aktualisiert
sowie neu zugängliche Quellen und
seither erschienene Arbeiten einbe

zogen. Der Schwerpunkt ihrer Dar
stellung liegt auf der Rekonstruktion
der Brandstiftung vom 27. Februar
1933. Welche Leistungen der Auto
ren überzeugen besonders? Erstens
die minutiöse Rekonstruktion der

Brandstiftung und des Brandgesche
hens, zweitens die Einbeziehung und
Analyse der brandtechnischen Gut
achten von 1933 bis 1970, drittens
die Analyse der Inszenierung und des
Verlaufs des Leipziger Prozesses,
viertes die Dokumentation der Er

mordung bzw. des Verschwindens
fast aller unmittelbaren Brandstifter

und Mitwisser, ftinftens die Produk
tion und Durchsetzung der Alleintä
terlegende als Kriminalgeschichte
bundesdeutscher Historiographie.

Das Reichsgericht hatte in seinem
Urteil vom 23. Dezember 1933 fest

gestellt, daß nicht der im Reichstag
aufgegriffene Marinus von der Lüb
be allein, sondern nur mehrere Täter
den Reichstag in Brand gesetzt haben
konnten. Es stützte sich dabei ent
scheidend auf brandtechnische und

chemische Gutachten, unterstellte
aber als Mittäter Kommunisten, ob
wohl diese Zuweisung sich im Pro-
zess blamiert hatte. Die wirklichen

Brandstifter zu ermitteln, auf die zwei
,3raunbücher", ein Londoner Gegen-
prozess und die Weltöffentlichkeit

hinwiesen, auf die aber auch in den
Prahlereien von später ermordeten
SA-Männern angespielt wurde, war
weder der von Göring eingesetzten
Reichstagsbrandkommission noch
dem Reichsgericht erlaubt. 1970 er

stellte das Thermodynamische Institut
der TU Berlin eine neue Expertise,
die zum selben Ergebnis kam.

1933 war die politische Weltöffent
lichkeit davon überzeugt, dass die
Nazis von Görings Reichstagspräsi
dentenpalais aus den Brand selbst ge
legt hatten - als politisches Fanal für
die Errichtung ihrer terroristischen
Herrschaft. Die heute aufgrund der
Forschungslage gezogenen Schluss
folgerungen, Goebbels als Ideenge
ber, Göring als Auftraggeber, ein
Sonderkommando der Berliner SA
unter Gruppenführer Karl Emst als

Kommandeur und Hans Georg Ge
wehr als brandtechnischem Leiter,
die Verwendung selbstentzündlicher
Brandmittel zur Präparierung des
Plenarsaales, die von der SA durch
den unterirdischen Gang ins Gebäu
de transportiert worden waren, all
das war im Kem schon 1933 der

Weltöffentlichkeit bekannt. Der
halbblinde, verwirrte und zudem von
der SA-Fühmng manipulierte Brand
stifter Marinus van der Lübbe hatte
mit seinen Kohlenanzündern ein paar
kleine Feuer in Nebenräumen anzün

den dürfen, im eichengetäfelten Ple
narsaal fand man Brandbesch leuni

ger ganz anderen Kalibers.

Auch wenn ein direkter Beweis für

diese Brandstiftung durch ein SA-
Kommando nicht mehr zu erbringen
sein wird, weil nicht nur alle diese Tä

ter, sondem auch die meisten Mitwis

ser sehr bald tot waren, führen die
Autoren einen überzeugenden Indi
zienbeweis. Die an der Brandstiftung
beteiligten SA-Männer starben ebenso
eines unnatürlichen Todes wie ihre

Anführer, die meisten wurden in den
Tagen des 30. Juni/1. Juli 1934 er

mordet, so Emst Röhm, Karl Emst
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Heines, Erwin Viilain. Nur der tech
nische Leiter der Brandstiftung, SA-

Sturmführer Hans Georg Gewehr, ü-
berlebte. Wer von den SA- oder SS-

Führem oder den Konservativen die

Inszenierung des Verbrechens zu ge
nau kannte und die wahren Brandstif

ter eingedeutet oder ausgesprochen
hatte, dem wurde sein Wissen zum
Verhängnis, so starben Dr. Emst
Oberfohren, Dr. Georg Bell, Kobe-
iinski, Hans Peter von Heydebreck,
Eugen von Kessel, Dr. Fritz Gerlich,
Paul Röhrbein, von Detten, Erich
Klausener und weitere, die meisten

ebenfalls am 30. Juni 1934. Auch jene
Zeugen, Sachverständige oder Perso
nen, deren Aussagen auf die Brand-
stifhmg durch die SA schließen ließen
oder sie direkt bestätigten, starben ei
nes unnatürlichen Todes, angefangen
von dem Hellseher Erik Jan Hanussen

1933 bis zum Berliner Oberbranddi

rektor Karl Heinz Gempp 1939. Zu
letzt starb noch der erste Direktor der

Gestapo, Rudolf Diels, der 1957 bei
einem „Jagdunfall" umkam, nachdem
er seine Beschuldigungen öffentlich
ausgesprochen hatte.

Informativ und treffend ist die Aus

einandersetzung der Autoren mit
dem Kreuzzug der Anhänger der Al
leintäterthese im Kapitel „Die Kon
troverse um den Reichstagsbrand seit
1945". Sie wurde als Chronik und

Polemik auf den neuesten Stand ge
bracht und seit 2001 fortgeführt.
Auch das Kapitel über den
Reichstagsbrandprozess wurde aktu
alisiert, da 2006 die vollständige Ur
teilsbegründung veröffentlicht wer
den konnte.^

Vgl. Dieter Deiseroth (Hg.), Der
Reichstagsbrand und der Prozeß vor dem

Im deutschen Sprachgebrauch gibt es
die Wendung „päpstlicher als der
Papst". Im Zuge der Entnazifizie-
ningsfarce in der Bundesrepublik gin
gen einige jener Polizeioffiziere, die
Göring seinerzeit fiir die Ermittlungen
eingesetzt hatte, dazu über, die Nazis
von der Reichstagsbrandstifhmg zu
entlasten und ,3itler zu überhitlem":
Van der Lübbe habe am 27. Februar

1933 den Reichstag allein angezün
det, die Nazis hätten dies nur sekun
där ausgenutzt. Die These von der Al
leintäterschaft van der Lübbes war

historisch eine Reaktion auf die Ent

hüllungen von Hans Berod Gisevius
1946 über die Brandstiftung durch die
Nazis. 1959/60 leitete Rudolf Aug
steins Nachrichtenmagazin Der Spie
gel mit einer elfteiligen Artikelserie
einen Paradigmenwechsel ein, der die
westdeutsche Geschichtswissenschaft

über Jahrzehnte dominieren sollte.

Frontschreiber dieser Version wurde

der niedersächsische Verfassungs
schutzbeamte und Hobby-Historiker
Fritz Tobias: Er adelte frühere Krimi

nalbeamte, die im Auftrag Görings an
den Ermittlungen zur Brandstiftung
mitgewirkt hatten, zu wahrfieitslie-
benden und unbezweifelbaren (Quel
len und erhob die beiden Kriminal

kommissare Walther Zirpins und
Helmut Heisig zu Kronzeugen der Al
leintäter-Legende. Ausgerechnet der
Reichstagsbrand sollte mit Hilfe der
Geschichtsfalschungen ehemaliger
Gestapobeamter aufgeklärt werden.
Die Spiegel-Serie von Fritz Tobias er
schien 1962 auch als Buch.^

Um die Tobias-These von der Alleintä-

Reichsgericht, Berlin 2006.

Fritz Tobias: Der Reichstagsbrand. Legen
de und Wirklichkeit, Rastatt 1962.
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terschaft van der Lübbes schloss sich

eine politisch heterogene Gruppierung
zusammen, deren Vorgehen teum an
ders als mafios bezeichnet werden

kann: Der Verfessungsschutzbeamte
Tobias verfolgte die wissenschaftli
chen Gegner seiner These mit amtli
cher Hilfe, so nutzte er seinen Zugang
zum Berlin Document Center zu ihrer

Erpressung bzw. öflFentlichen Difl&-
mierung. Ihm schlössen sich der die-
malige Kriminalkommissar Walter
Zirpins, die politisch in reaktionären
Lagern stehendai „Extremismusfor
scher" Eckhard Jesse und Uwe Backes

sowie der Westberliner Historiker

Henning Köhler und der Geschichtsre
dakteur der Zeit, Karl-Heinz Janßai,
an. Sie unta^tellten ihren Kontrahen

ten schliditweg Geschichtsfölschung.
Paroli boten ihnen Walther Hofer von

der Universität Bern und andere Histo

riker, die sich im Luxemburger Komi
tee zusammenschlössen, um die ge-
schichtlidie Wahrheit politisch nicht
eskamotieren zu lassen. In jüngerer
Zeit gesellte sich der ehraiwerten To
bias-Gefolgschaft noch der Welt-
Redakteur Sven Felix Kellerhoff zu,
der alsbald den Anspruch eiiiob, mit
seiner Publikation alle Zweifel an der

Alleintäterthese endgültig behoben und
alle brandtechnischen Rätsel gelöst zu
haben."* In dieser Gesellschaft durfte
auch ,yZDF-Geschichtspapst" Guido
Knopp nicht fehlen, der sich der Spie
gel-Fraktion anschloss.

Schließlich erteilte 1964 Hans Momm-

sen in einem Gutachten des renom-

miertai Münchner Instituts für Zeitge-

Sven Felix Kellerhoff: Der Reichstags
brand. Die Karriere eines Kriminalfälls.

Mit einem Vorwort von Hans Mommsen,
Berlin-Brandenburg 2008.

schichte dem fi-agwürdigen Buch von
Fritz Tobias die Weihe quellengestütz
ter Wissenschaft. Mommsen iräm die
Tobias-These sehr zupaß für seine
Konstruktion, nach der die Nazifüh-
rung die feschistische Diktatur so nicht

angestrebt habe, die Chance ihr durch
Zufall in den Schoß fiel und deren Es

kalation gewissermaßen automatisch
erfolgte. Erst nach Jahrzehnten hat sich
das Münchner Institut von Mommsens

Gutachten distanziert

Überblickt man die bundesdeutsche
Promotion der Alleintäterthese durch

eine Liaison von Massenmedien mit

einigen Historikern mit dem Abstand
von Jahrzehnten von neuem und ana

lysiert man das Kapitel der Autoren
des vorliegenden Bandes hinsichtlich
der Kontroversen über den

Reichstagsbrand, stechen folgende
Sachverhalte hervor:

Die Platzierung der These von der Al
leintäterschaft van der Lübbes, ihre
wiederholte Propagierung und Erhe
bung zur informellen Norm da* Publi
zistik und der Geschichtswissenschaft

wurde von Medien wie dem Spiegel
initiiert, vorangetrieben und durchge
setzt. Nicht Forschungsergebnisse,
sondern politische Gründe waren dafür
maßgeböid. Nicht die Historiker, son
dern diese Medien entwickelten die er

forderliche Durchschlagskraft.

Die Publikationen der Historiker der

Tobias-Gruppe zum Reichstagsbrand
sind in einem eigenartigen Kreuz
zugsstil verfasst. Sie suchen nicht

durch die Logik ihrer Argumentation
und die Beweiskraft historischer Do

kumente, nicht durch praktische oder
brandtechnische Experimente zu ü-
berzeugen, sondern durch den Vor
wurf an ihre Gegner, mit Dokumenten
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zu falschen und zu betrügen. Dabei ist
Tobias, auf dessen „unwiderlegbare
Beweise" all seine Anhänger schwö
ren, kein seriöser Historiker gewesen:
Weder konnte er solche Beweise vor

legen, noch genügte seine Argumen
tation elementaren Anforderungen der
Logik. Sein Umgang mit zeitgenössi
schen Dokumenten zum Brand und

mit Texten seiner Gegner war absolut
inkorrekt. In kaum zu überbietender

Arroganz erklärten die Autoren der
Gruppe ganz einfech die Auffassung
von Tobias für tabu und deren Kritik

oder Negation für ein Sakrileg und
jegliches Streitproblem für erledigt.
Folglich reagierten sie auf Kritik nicht
wie Kritiker, sondern wie beleidigte
Hohepriester auf die Verletzung eines
geheiligten Dogmas.® Deshalb waren
sie auch nicht bereit, sich auf wissen
schaftlichen Tagungen der Kritik zu
stellen. Als Dieter Deiseroth 2004 ei

ne wissraischaftliche Tagung zum
Reichstagsbrandprozess vorbereitete
und Verfechter beider Gruppen der
Kontroverse dazu einlud, lehnten die
Verfechter der Alleintäterthese eine

Teilnahme ab.

Zu dieser Truppe stieß als jüngster
Vertreter der leitende Redakteur für

Zeit- und Kulturgeschichte in der
Springer-Tageszeitung Die Welt,
Sven Felix Kellerhoff. Er legte zum
75. Jahrestag des Reichstagsbrands
eine, wie Hans Mommsen im Vor
wort schrieb, „gut lesbare und schlüs
sige Schilderung des Ereignisses und
seiner bis heute anhaltenden publizis-

Vgl. z.B. Uwe Backes, Karl-Heinz Janßen,
Eckhard Jesse, Henning Köhler, Hans
Mommsen, Fritz Tobias: Reichstagsbrand.
Aufklärung einer historischen Legende, Pi
per München 1986.

tischen Nachspiele" vor und gelangte
zu dem Ergebnis, dass „an der alleini
gen TätCTSchafl des Holländers Mari-
nus van der Lübbe nicht gezweifelt
werden kann". (7) Mommsen beschei
nigt seinem Adepten eine „sorgfältige
Auswertung der Quellen". Tatsächlich
aber zieht Kellerhof die damaligen
Polizeiakten in der von Fritz Tobias

entstellten Form heran - ohne die ge
botene historische Quellenkritik.

Nannte Kellerhoff sein Buch „Die

Karriere eines Kriminalfalls", so

handelt es sich in Wirklichkeit um

zwei Kriminalgeschichten: einmal
die Geschichte des Verbrechens der

Brandstiftung und seiner Folgen, zum
anderen um die Kriminalstory west
deutscher Historiker, die die Reinwa

schung der Nazis von der Reichstags-
brandstiflung und die Geburt und
Durchsetzung des Dogmas vom Al
leintäter van der Lübbe mehrheitlich

übemahmen. Zur Kontroverse um den

Reichstagsbrand, zur Rolle des Spie
gel dabei und zur wundersamen
Kehrtwende von Hans Mommsen gibt
es inzwischen eine ganze Reihe von
Veröffentlichungen. Bahar und Kugel
liefern für beide Kriminalfälle die

überzeugendste Analyse.

Im Sommer 1957 begann der erste
Chef der Gestapo, Rudolf Diels, ge
genüber dem Journalisten des Stern,
Gurt Ries, auszupacken: Die SA habe
doch den Reichstag in Brand gesetzt
Das kostete ihn das Leben, er starb in

folge eines mysteriösen Jagdunfälls im
November 1957. Nach Diels Äußerun
gen 1957 war der Bundestag aufgefor
dert worden, sidi zur Klärung der
Sachlage des Gegenstandes anzuneh
men. Damals vermied er jede Partei
nahme. Doch inzwischen ist der von

der CDU gestellte Bundestagspräsident
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offen auf die Seite der Tobias-

Gemeinde getreten, als er die Präsenta
tion von Kellerhofe Buch nicht nur un

ter seiner Schirmherrschaft im Hause

veranstaltete. Quo vadis, CDU?

Werner Röhr

Hungersnöte im
Staatssozialismus

Felix Wemheuer, Der Große Hunger.
Hungersnöte unter Stalin und Mao,
Rotbuch. Berlin 2012, 256 S.. 19,95
Euro.

Als dem chinesischen Schriftsteller

Mo Yan im vergangenen Herbst der
Literatumobelpreis verliehen wurde,
wurde Kritik an Mos zu konformisti

scher politischer Haltung laut. Kaum
zur Sprache kam, dass Mos Werk
und insbesondere seine Kurzge
schichten vor einem anderen Hinter

grund überaus interessant sind: näm
lich dem der Hungerkatastrophe
Chinas infolge des Großen Sprungs
nach vom in den Jahren 1958-1961.

Hierauf weist der in Wien lehrende

Sinologe Felix Wemheuer in seinem
jüngsten Buch über Hungersnöte un
ter Stalin und Mao hin. Denn wer in

China Auskunft über die verheeren

den Folgen des Hungers, dem Schät
zungen zufolge ca. 32 Millionen

Menschen zum Opfer fielen, bekom
men möchte, der findet diese eher in

Büchern von Mo Yan als in wissen

schaftlichen Studien. Das Thema ist

in China noch immer tabuisiert; in
offiziellen Dokumenten ist lediglich
von den drei Jahren der Naturkatast

rophe die Rede.

Wemheuers Leitfrage ist die nach dem
Verständnis von Hunger in der Ge
schichte des Realsozialismus. Wie

kann es etwa sein, dass 80 Prozent al

ler Hungeropfer des 20. Jahrhunderts
in der UdSSR und der Volksrepublik
China zu verzeichnen sind? In Staaten

also, die sich die Überwindung von
Hunger auf die Fahnen geschrieben
hatten. Der Autor hofft damit, einen
Beitrag zur Diskussion über das Schei-
tem des Sozialismus leisten zu können.

Gelingt ihm das? Ja, weil seine Skiz
zierung - mehr kann es aufgrund des
Umfanges des Buches und der Weite
des Themas nicht sein - ausgewogen
und auf die wesentlichen Entwicklun

gen fokussiert ist. Die vergleichende
Betrachtung offenbart zudem interes
sante Parallelen und Unterschiede. Ei

ne gravierende Besonderheit stellt

Wemheuer bei der sowjetischen Hun
gersnot 1921 infolge einer schweren
Dürre fest. Lenin und die Bolschewiki

machten dieses Desaster - im Gegen
satz zu folgenden in der Sowjetunion
und in China - öffentlich. Maxim Gor-

ki z.B. appellierte an das Weltproleta
riat, Hilfe zu leisten. Und tatsächlich

kam dieses dem Aufiuf nach, doch
Millionen Maischen, vom^mlich
Kinder, konnten nur aufgrund der Hilfe
der American Relief Administration

(ARA) gerettet werden. Gleichwohl
verloren fünf bis zehn Millionen Men
schen ihr Leben. Die Hilfe der „US-
Imperialisten" verlief fi-eilich nicht oh
ne Konflikte. Lenin soll über die Ame

rikaner im Land geschimpft haben und
Stalin wamte vor der Hilfe von außen.

Es nimmt daher nicht wunder, dass
Stalin in späteren Fällen die Existenz
von Hungersnöten öffentlich schlicht
weg verleugnete. Ihm, wie übrigens
auch Mao Zedong, war das Ansehen
in der Weltöffentlichkeit wichtiger,
als die Chance, zahllosen hungern
den Bauern zu helfen.
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Als infolge der Kollektivierung der
Landwirtschaft und der forcierten In

dustrialisierung in den Jahren 1931
bis 1933 schätzungsweise sechs bis
acht Millionen Menschen in der

UdSSR verhungerten, wurde darüber
nicht nur Stillschweigen bewahrt,
sondern sogar noch Getreide zur De
visenbeschaffung ins Ausland expor
tiert. So war es auch 1946, als einige
Sowjetrepubliken erneut infolge einer
Dürre am Hungertuch nagten. Ahn
lich in China: Wemheuer zeigt, dass
im Falle eines chinesischen Ex

portstopps von Getreide ab 1959 im
merhin 25,9 Millionen Menschenle
ben hätten gerettet werden können.
Für die Sowjetunion 1932/33 beziffert
er diese Zahl auf 8,2 Millionen poten

ziell gerettete Betroffene. Hierin sieht
der Autor demzufolge auch die
schwere Schuld von Stalin und Mao.

Er schließt sich aber nicht der These

vom geplanten Genozid an, wie sie
einige Historiker mit Bezug auf die
Ukraine 1932/32 vertreten (sog. Ho-
lodomor). Als stärkstes Argument
fiihrt er an, dass das Politbüro zwi
schen Februar und Juli 1933 „nicht
weniger als 35 streng geheime Ent
scheidungen traf, um Lebensmittelhil
fen in die Ukraine und in den Nord

kaukasus zu schicken." Dieses Beispiel
zeige, dass Stalin das Schicksal der
Bauern nicht völlig gleichgültig war.

Als „sicher wichtigen Grund" für das
Scheitern des Sozialismus im 20.

Jahrhundert erachtet Wemheuer re

sümierend die Eskalation des Kon

flikts zwischen Staat und Bauem um

das Getreide. Beide Staatsführungen
gingen davon aus, dass nur durch ei
ne Steigerung der Agrarproduktion
die Industrialisierung vorangetrieben
werden könne. Insofern sei die

Landwirtschaft die Achillesferse der

staatssozialistischen Ökonomie ge
blieben. Der Verfasser rekurriert hier

auf die sogenannte ursprüngliche
Akkumulation aus dem Marxschen

„Kapital". Das haben vor ihm schon
andere getan und auch darauf ver
wiesen, dass in der UdSSR und der
Volksrepublik dieser Prozess im Ge
gensatz zu bürgerlichen Gesellschaf
ten nicht Jahrhunderte, sondern le
diglich wenige Jahrzehnte währte -
daher die besondere Brutalität. Durch

die vergleichende Darstellung der
staatssozialistischen Hungerkatastro
phen kann man diesem Ansatz indes
noch Neues abgewinnen. So ordnet
Wemheuer die Hungersnöte unter

Stalin und Mao in den größeren his
torischen Zusammenhang der indust
rialisierten Moderne ein, indem er

etwa auf die Zahl der verhungerten
Menschen unter der britischen Köni

gin Victoria (1819-1901) verweist:
In den britischen Kolonien Indien

und Irland seien den niedrigsten
Schätzungen zufolge mehr Menschen
an Hunger verstorben als in der Sow
jetunion. Keineswegs sei dies relati
vierend gemeint, betont der Autor,
denn Stalin und Mao hätten Millio

nen von Menschenleben retten kön

nen, hätten sie die schließlich doch
vollzogenen Politikwechsel je ein
Jahr fiüher in die Wege geleitet.

Wemheurs Buch stellt somit eine gut

geschriebene, durch persönliche Ein
sprengsel ergänzte, Zusammenschau
der Hungerkatastrqjhen unter Stalin
und Mao dar. Die Diskussion über die

Ursachen des Scheitems des Sozia

lismus wird hingegen nur angerissen.

Guido Speckmann
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Eine faktenreiche Analyse der Gesundheits
politik in Deutschland, des Gesundheitswe
sens und seiner Akteure. Beschrieben wird
der Idealtyp der Gesetzlichen Krankenversi
cherung und deren Deformationen durch die
Privaten Krankenversicherungen und infolge
des Wettbewerbs. Kapitel IV. widmet sich den
Interessen und Absichten der im Bundestag
vertretenen Parteien. In Exkursen untersuchen
die Autoren Harold Weinberg und Pascal
Detzler Mythen (Kostenexplosion, Vollkosko-
Mentolitöt, Wettbewerb) der Gesundheitspo
litik. Ein weiterer Exkurs zeigt die Demontage
des Gesundheitswesens in Griechenland
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außerdem neu bei isw:

Die Schulden streichen!
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Giorgos Chondros (SYRIZA) u. Patrick Sourin
(CADTM, Pbris).
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„Nicht die Lösung der Wohnungsfrage iöst zugieich die soziaie Frage,

sondern erst durch die Lösung der soziaien Frage, d.h. durch die

Abschaffung der kapitaiistischen Produktionsweise, wird zugieich die

Lösung der Wohnungsfrage mögiich gemacht."

Friedrich Engeis, Zur Wohnungsfrage (1872/73), in: MEW 18, S. 243
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